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82. Sitzung

Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026

Beginn: 14:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Hallo, guten Tag, alle zusammen! Hiermit eröffne ich 

unsere Sitzung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, interfraktionell ist 
vereinbart worden, die Tagesordnung um die in der Zu-
satzpunkteliste aufgeführten Punkte zu erweitern: 

ZP 1 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Historisches Scheitern Deutschlands bei der 
Wahl in den UN-Sicherheitsrat – Konsequen-
zen für die deutsche Außenpolitik, Bundes-
kanzler Merz und Bundesminister des Aus-
wärtigen Wadephul

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Ayse 
Asar, Dr. Andrea Lübcke, Claudia Müller, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

BAföG stärken und Studienstarthilfe auswei-
ten – Junge Menschen in der Krise entlasten

Drucksache 21/5780
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 3 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Forschung, Techno-
logie, Raumfahrt und Technikfolgenabschätzung 
(18. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Ayse Asar, Dr. Andrea Lübcke, Claudia 
Müller, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Bildung bezahlbar machen – BAföG-Reform 
jetzt

Drucksachen 21/2234, 21/5130

ZP 4 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 37)
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Dr. Michael Kaufmann, Nicole Höchst, 
Adam Balten, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD
Einstieg in die systematische Erforschung 
von Nebenwirkungen der mRNA-basierten 
COVID-Impfungen

Drucksache 21/6088
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Gesundheit

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffi Lemke, Dr. Zoe Mayer, Linda 
Heitmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Die Ostsee schützen

Drucksache 21/6014
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Tourismus

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Fabian Fahl, Luigi Pantisano, Marcel 
Bauer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke
Klimapolitik an den Belastungsgrenzen 
unseres Planeten ausrichten
Drucksache 21/5891
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
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Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Gesundheit 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ulrich Thoden, Desiree Becker, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke

Entschließung in der Vancouver-Erklä-
rung der Parlamentarischen Versammlung 
der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa zur internationa-
len Wissenschaftsdiplomatie umsetzen

Drucksache 21/5827
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

ZP 5 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Russlands Eskalation im Ukrainekrieg und die 
Teilnahme von AfD-Abgeordneten am Sankt 
Petersburger Wirtschaftsforum

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten Awet 
Tesfaiesus, Nyke Slawik, Marcel Emmerich, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Gleiche Rechte für alle – Das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz 20 Jahre nach In-
krafttreten wirksamer machen

Drucksache 21/6337
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

ZP 7 Beratung des Antrags der Abgeordneten Nicole 
Gohlke, Dr. Michael Arndt, Jorrit Bosch, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Die Linke

Ein BAföG, von dem man leben und studieren 
kann

Drucksache 21/6359
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung

ZP 8 Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach- 
ten Entwurfs eines ... Gesetzes zur Änderung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zur Be-
schleunigung des Ausbaus der Windenergie 
an Land

Drucksache 21/5920
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Haushaltsausschuss

ZP 9 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verord-
nung (EU) 2024/1689 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juni 
2024 zur Festlegung harmonisierter Vor-
schriften für künstliche Intelligenz und 
zur Änderung der Verordnungen (EG) 
Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) 
Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 
2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 
Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 
und (EU) 2020/1828 (Gesetz zur Durchfüh-
rung der Verordnung über künstliche In-
telligenz)

Drucksachen 21/4594, 21/5143

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Digitales und Staatsmodernisie-
rung (23. Ausschuss)

Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 21/…

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Digitales und 
Staatsmodernisierung (23. Ausschuss) zu dem 
Antrag der Abgeordneten Rebecca Lenhard, 
Dr. Konstantin von Notz, Jeanne Dillschneider, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Vertrauenswürdige Künstliche Intelligenz er-
möglichen – Umsetzung der europäischen KI- 
Verordnung in Deutschland beschleunigen, 
Innovation fördern und digitale Souveränität 
stärken

Drucksachen 21/2349, 21/…

ZP 11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Digitales und Staats-
modernisierung (23. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Sonja Lemke, Clara Bünger, 
Doris Achelwilm, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion Die Linke

Gesellschaftliche Risiken von KI-Anwendun-
gen ernst nehmen

Drucksachen 21/4758, 21/…
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ZP 12 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Digitales und Staats-
modernisierung (23. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Donata Vogtschmidt, Clara 
Bünger, Anne-Mieke Bremer, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion Die Linke
Für öffentliche Räume ohne automatisierte 
biometrische Erkennungssysteme
Drucksachen 21/4759, 21/…

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten Evelyn 
Schötz, Nicole Gohlke, Dr. Michael Arndt, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke
Pflegende An- und Zugehörige unterstützen – 
Pflegelohn einführen
Drucksache 21/6361
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

ZP 14 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Bürokratierückbau in der 
Gewerbeordnung und dem Energiever-
brauchskennzeichnungsgesetz sowie ande-
rer Rechtsvorschriften zur Aufhebung von 
Berichtspflichten
Drucksache 21/3740
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie (9. Aus-
schuss)
Drucksache 21/…

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung
Drucksache 21/…

ZP 15 Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffen 
Kotré, Matthias Rentzsch, Marc Bernhard, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
Transparenz, Wirtschaftlichkeit und Kon-
trolle bei Auslandshandelskammern sicher-
stellen – Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofes konsequent umsetzen
Drucksache 21/5136
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

ZP 16 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anpassung des Verpackungsrechts und 
anderer Rechtsbereiche an die Verordnung 
(EU) 2025/40
Drucksache 21/5346
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit (16. Ausschuss)
Drucksache 21/…

ZP 17 Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD

Zukunft der Luftfahrt in Deutschland und Eu-
ropa sichern

Drucksache 21/6329

ZP 18 Beratung des Antrags der Fraktion der AfD

Abschaffung der Luftverkehrsteuer

Drucksache 21/…
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
…

ZP 19 Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Abweichung von dem Anpassungs-
verfahren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeord-
netengesetzes für das Jahr 2026 (Anpassungs- 
verfahrensabweichungsgesetz 2026)

Drucksache 21/6330
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Haushaltsausschuss

ZP 20 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Düngegesetzes

Drucksache 21/6135
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

ZP 21 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur besseren Verhinderung miss-
bräuchlicher Anerkennungen der Vater-
schaft

Drucksache 21/4081

– Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Tobias Matthias 
Peterka, Rainer Galla, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Reform der miss-
bräuchlichen Anerkennung von Vater-
schaften

Drucksache 21/4264

Beschlussempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuss)

Drucksache 21/…

ZP 22 Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Wertschätzung sicherstellen, Kürzungen ver-
meiden – Die Pflege von Angehörigen darf 
nicht in die Armut führen

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit das erforderlich ist, abgewichen werden.
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Tagesordnungspunkt 12 wird abgesetzt. Tagesord-
nungspunkt 22 wird gemeinsam mit Tagesordnungs-
punkt 4 beraten werden. Die weiteren Änderungen und 
Ergänzungen sowie der geänderte Ablauf der Beratungen 
sind wie üblich der Zusatzpunkteliste zu entnehmen. 

Außerdem mache ich noch auf drei nachträgliche 
Ausschussüberweisungen im Anhang zur Zusatzpunk-
teliste aufmerksam: 

Der am 20. Mai 2026 (79. Sitzung) überwiesene nach-
folgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Ausschuss 
für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit (16. Ausschuss) zur Mitberatung überwiesen 
werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2024/1799 zur För-
derung der Reparatur von Waren

Drucksache 21/5923
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

Der am 22. Mai 2026 (81. Sitzung) überwiesene nach-
folgende Antrag soll zusätzlich dem Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) zur Mitberatung 
überwiesen werden:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ricarda 
Lang, Timon Dzienus, Lisa Paus, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Vereinbarkeit statt Verfügbarkeit – Für eine 
moderne Arbeitszeitpolitik

Drucksache 21/5781
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Tourismus 
Haushaltsausschuss

Der am 21. Mai 2026 (80. Sitzung) überwiesene nach-
folgende Gesetzentwurf soll zusätzlich dem Ausschuss 
für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) zur Mit-
beratung überwiesen werden:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stär-
kung von Medizinregistern und zur Verbes-
serung der Medizinregisterdatennutzung

Drucksache 21/5922
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss

Ich hoffe, Sie haben das alles gesehen. Sind Sie damit 
einverstanden? – Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen.

Nun kommen wir zum Tagesordnungspunkt 1:

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat für die heutige Befragung 

den Bundesminister des Innern, Herrn Alexander 
Dobrindt, sowie den Bundesminister für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat, Herrn Alois Rainer, benannt.

Sie werden nun nacheinander die Gelegenheit haben, 
Ihre einleitenden Berichte abzugeben. Zusammen ist da-
für eine Dauer von acht Minuten vorgesehen. Es emp-
fiehlt sich, die Zeit in jeweils vier Minuten aufzuteilen; 
das obliegt aber Ihnen.

Das Wort hat zuerst der Bundesminister des Innern, 
Herr Alexander Dobrindt. Bitte sehr.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe den Hinweis durchaus verstanden. Ich 
habe die letzten beiden Male meine Minutenzahl weit 
überschritten. Dafür bitte ich an dieser Stelle noch mal 
ausdrücklich um Verzeihung. Mein einleitender Bericht 
heute wird deshalb deutlich kürzer sein; denn eigentlich 
würde mir gar keine Redezeit mehr zustehen.

Meine Damen und Herren, nach mehr als einem Jahr 
dieser Bundesregierung kann man jetzt durchaus auch 
mal auf die Bilanz zurückblicken. In diesem einen Jahr – 
ich kann das so zusammenfassen – haben wir eine neue 
Ordnung in der Migrationspolitik geschaffen, neue 
Schwerpunkte in der Sicherheitspolitik gesetzt und ein 
neues Bewusstsein für Bevölkerungsschutz befördert. 
Diese drei großen Elemente Migration, Sicherheit, Be-
völkerungsschutz waren die zentralen Themen meines 
Hauses, des Innenministeriums.

Ich darf mich an dieser Stelle ausdrücklich bei den 
Kolleginnen und Kollegen der Koalitionsfraktionen, der 
CDU/CSU und der SPD, für die konstruktive Zusammen-
arbeit im vergangenen Jahr bedanken. Eine ganze Menge 
an herausragenden Elementen ist in diesen zwölf Mona-
ten, jetzt dreizehn Monaten, auch im Deutschen Bundes-
tag mit entschieden worden.

Wir haben auch noch eine große Menge an Aufgaben 
vor uns. Gerade im Sicherheitsbereich haben wir große 
Themen in der Debatte. Ich denke beispielsweise an das 
Bundespolizeigesetz, das wir hier noch vor der Sommer-
pause abschließen wollen. Auch da sage ich ein herz-
liches Dankeschön für die konstruktive Zusammenarbeit 
aller Kolleginnen und Kollegen. Ich kann Ihnen ver-
sichern, dass ich im Deutschen Bundestag gerne auch 
weiterhin immer für konstruktive Zusammenarbeit zur 
Verfügung stehe.

Große Aufgaben müssen bewältigt werden. Das war 
unser Auftrag. Der größte Auftrag lag zu Beginn bei 
dem Thema Migration. Wir haben aus der Migrations-
welle eine Migrationswende gemacht. Dafür ein herz-
liches Dankeschön an alle Kolleginnen und Kollegen. 
In dem Stil arbeiten wir weiter.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das war sehr großzügig. Insofern stimmt das dann in 

der Kalkulation wieder. – Jetzt hat der Minister für Land-
wirtschaft, Ernährung und Heimat, Herr Alois Rainer, das 
Wort. Bitte sehr.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen! Lieber Kollege Alexander Dobrindt, vie-
len herzlichen Dank für den großen Zeitrahmen, den du 
mir zur Verfügung gestellt hast.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Vertrauen 
zurückgewinnen, Hilfe stärken, Ernährung sichern – mit 
unter anderem diesen drei Zielen bin ich in dieses Amt 
vor einem Jahr, einem Monat und drei Tagen gestartet. 
Ein Jahr, in dem ich viel im ganzen Land unterwegs sein 
durfte. Nicht nur im Rahmen meiner Heimat-Gespräche, 
aber auch in diesen Gesprächen ist es mir wichtig, zu 
erfahren, wie es vor Ort läuft und wo es eventuell noch 
hakt. Natürlich habe ich hier und da auch kontrovers mit 
den Bürgerinnen und Bürgern diskutieren können. Unter 
dem Strich zeigen mir ihre Reaktionen aber: Wir sind auf 
einem guten Weg, und wir haben viel erreicht.

Wir haben die Wettbewerbsfähigkeit unserer Betriebe 
gestärkt, zum Beispiel durch die vollständige Agrardie-
selsteuerrückerstattung. Auch auf die Belastung der Be-
triebe durch hohe Energie- und Düngemittelpreise haben 
wir schnell und zielgerichtet reagiert. Mit der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank haben wir ein Liquiditätshilfe-
programm in Höhe von 200 Millionen Euro für Höfe, die 
sich akut in einer Krise befinden, auf den Weg gebracht. 
Dies ergänzt Maßnahmen wie die befristete Senkung der 
Energiesteuer und die Agrardieselsteuerrückerstattung.

Wir haben mit unserer Agrarexportstrategie die Grund-
lagen geschaffen, um Märkte neu zu erschließen oder 
wieder zu eröffnen. Erste und schöne Erfolge sehen wir 
schon jetzt mit den USA, mit Kanada, in Teilen auch mit 
China, den Philippinen oder Indonesien, um hier ein paar 
konkrete Beispiele zu nennen. Kommende Woche reise 
ich nach Japan und China, weil Export bei uns Chefsache 
ist.

Wir haben bereits spürbare Fortschritte bei der Zulas-
sung von Pflanzenschutzmitteln erzielen können.

Auch beim Schutz der Weidetierhaltung haben wir 
geliefert und für ein ausgewogenes Miteinander von Na-
turschutz und Nutztierhaltung gesorgt. Meine Damen und 
Herren, wer hätte gedacht, dass sich der Wolf nach nicht 
mal einem Jahr Regierungszeit im Jagdrecht befindet?

Natürlich unverzichtbar ist und bleibt für mich an 
oberster Stelle der Bürokratieabbau. Diesen haben wir 
mit einer eigenen Stabstelle systematisch angepackt. 
Wir haben schon jetzt unnötige Regeln abgeschafft. Wir 
verhindern aber vor allem, dass neue Bürokratiemonster 
entstehen, so wie zum Beispiel bei der EU-Entwaldungs-
verordnung. Auch hier haben wir einen großen Erfolg 
erzielt, der durchaus nicht einfach war.

Bürokratieabbau bleibt weiterhin ganz oben auf unse-
rer Agenda, und wir brauchen uns auch hier nichts vor-
machen: Bürokratieabbau schafft man nicht von einem 
Jahr aufs andere, auch wenn man das gern so hätte. Man-
che Vorgaben brauchen wir auch in der Form, wie wir sie 
haben. Denn „Made in Germany“ ist ein Qualitätssiegel, 
und mit „Made in Germany“ gehen gewisse Standards 
einher. Diese Standards wollen wir einhalten. Aber wir 
brauchen nicht die zweite und dritte Statistik für das 
gleiche Thema. Aktuell arbeiten wir an einem Bürokra-
tierückbaupaket 2026. Hier werden wir verschiedene 
Maßnahmen mit Entlastungspotenzial bündeln. Damit 
gehören wir mit zu den Vorreitern in der Bundesregie-
rung.

Weil wir wissen, dass noch einiges zu tun ist, arbeiten 
wir auch an einer Heimatagenda; ich werde in den nächs-
ten Tagen unsere Heimatstrategie auch vorstellen. 
Ebenso müssen wir an einem neuen Düngerecht arbeiten 
und das Düngerecht neu ordnen, und zwar praxistauglich 
und möglichst bürokratiearm.

Und in diesen Zeiten globaler Krisen, fraglicher Lie-
ferketten, Marktverwerfungen und Unsicherheiten ist 
ganz wichtig, dass wir endlich die Ernährungs- und Ver-
sorgungssicherheit in Deutschland zeitgemäß gestalten. 
Wir brauchen ein System der Absicherung, das private 
und gesamtstaatliche Versorgung zusammen denkt. 
Denn wer Versorgungssicherheit ernst meint, muss ganz-
heitlich denken; und dieses ganzheitliche Denken haben 
wir im letzten Jahr mit den regierungstragenden Fraktio-
nen mit aller Kraft auch so durchgesetzt.

Ich freue mich auf die heutige Fragestunde. Danke 
schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bedanke mich für die Einhaltung der Zeit. – Wir 

kommen jetzt zum eigentlichen Frageteil. Kurz zur Er-
läuterung: Wir haben erst eine Runde der Fraktionen. Da 
darf es nur Nachfragen der einzelnen Abgeordneten, die 
eine Frage gestellt haben, geben.

Wir kommen nun zum Frageteil. Bitte jetzt zunächst 
nur Fragen zu den Berichten und den Geschäftsbereichen 
der beiden Regierungsmitglieder, die gerade gesprochen 
haben, stellen. Nachher kommen wir dann zu weiteren 
Geschäftsbereichen.

Ich eröffne die Fraktionsrunde. Für die AfD-Fraktion 
hat Herr Abgeordneter Gottfried Curio das Wort. Bitte, 
eine Minute.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Herr Innenminister, in Deutschland halten sich knapp 

1 Million Syrer aufgrund verschiedener Aufenthaltstitel 
auf. Beim Treffen mit dem syrischen Übergangspräsiden-
ten war man sich laut dem Kanzler einig, dass in den 
nächsten drei Jahren 80 Prozent der Asylbewerber zurück 
sollen – im Nachgang vom syrischen Außenminister als 
Falschaussage entlarvt. Diese Million sei ein strategi-
sches Gut. Eine Zwangsumsiedlung von Syrern nach Sy-
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rien werde nicht akzeptiert. Vorher müsse jedenfalls jede 
Menge Geld fließen.

Nun gab es schon vor dem Sturz des Assad-Regimes 
die Klarstellung vom Oberverwaltungsgericht Münster: 
Es gibt keine Grundlage für subsidiären Schutz. Regime 
weg, Bürgerkrieg aus: Gründe für Fluchtstatus entfallen. 
Ihre Amtspflicht wäre also der Entzug der Schutztitel per 
Revision durchs BAMF. Nun waren OVG-Spruch und 
Regimewechsel schon 2024. Wann haben Sie das 
BAMF angewiesen, den Schutzstatus dieser Leute, die 
hier auf dem Bürgerkriegsticket laufen, generell zu ak-
tualisieren und aufzuheben?

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Minister, eine Minute Antwort. Bitte.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank für die Frage. – Zum einen: Der Schutz-

status wird überprüft. Wir haben mit bestimmten Grup-
pen von Asylbewerbern aus Syrien begonnen. Das liegt 
auch daran, dass man sich festlegen muss, mit welcher 
Maßnahme man den Schutzstatus überhaupt wieder an-
greift und überprüft.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
„Angreifen“, „überprüfen“! Was für Worte!)

Es gibt auch jetzt schon eine ganze Reihe von Aufhebun-
gen von Schutzstati, was Syrer anbelangt.

Ich darf an der Stelle auch sagen: Ich habe immer 
öffentlich Stellung dazu genommen, was die Situation 
der Syrer anbelangt, und von drei großen Gruppen ge-
sprochen, mit denen wir uns auseinandersetzen müssen. 
Die eine umfasst Straftäter; bei denen sind wir in Ver-
handlungen mit Syrien, um sie schnellstmöglich zurück-
zuführen. Die andere umfasst Menschen, bei denen wir 
sehen, dass sie keine Aufenthaltserlaubnis in Deutsch-
land bekommen werden. Die dritte Gruppe umfasst die, 
die integriert sind, hier arbeiten und wo es eine Perspek-
tive für einen Aufenthalt geben kann. Und genau in dem 
Sinne arbeiten wir das ab.

Präsidentin Julia Klöckner:
Sie haben eine Nachfrage. – Bitte.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Das OVG Münster hat ja klargestellt: Der subsidiäre 

Grund ist entfallen. – Deshalb ist es eigentlich gar nicht 
so schwer: Man könnte die Aufenthaltserlaubnis generell 
aufheben; dabei geht es um sechsstellige Zahlen. – Die 
Anweisung ist also gar nicht erfolgt.

Letztes Jahr sind wieder über 100 000 Asylbewerber 
zugewandert, vor allem junge Muslime. Laut MOTRA- 
Studie haben Muslime unter 40 zu 45 Prozent eine Affi-
nität zum Islamismus inklusive Ablehnung der Geltung 
deutscher Gesetze. Um das mal mit den ganzen vier Sy-
rern zu vergleichen, die Sie dieses Jahr abgeschoben ha-
ben: Wie viele Zehntausende tendenzielle Islamisten ha-
ben Sie da laut MOTRA durch Ihre laxe Politik ins Land 
gelassen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Erst mal muss ich Ihrer Feststellung widersprechen: 

Ich habe vorhin deutlich gesagt, dass beim BAMF eben 
gerade die Überprüfung der Schutzstati begonnen habe, 
dass das schon vor längerer Zeit angewiesen worden ist 
und dass wir deswegen im Prozess der Überprüfungen 
genau dieser Schutzstati sind – anders als Sie das gerade 
darzustellen versucht haben.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Was ist da zu 
überprüfen?)

Zweitens sind wir dabei, festzustellen, wer in Deutsch-
land ausreisepflichtig ist. Wir haben deutlich gemacht, 
dass wir in den Verhandlungen mit den Syrern sind, um 
als Allererstes die Straftäter nach Syrien zurückzuführen; 
so tun wie wir es mit anderen Ländern auch, beispiels-
weise mit Afghanistan. Ähnliches wird gerade mit Syrien 
vereinbart.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Dann machen wir weiter mit der SPD. 

Herr Daniel Boldy hat das Wort. Baldy! Bitte sehr.

Daniel Baldy (SPD):
Wir sind ja Wahlkreisnachbarn. Ich dachte schon, Sie 

haben meinen Namen vergessen, Frau Präsidentin.

Präsidentin Julia Klöckner:
Das ist natürlich überhaupt nicht erfolgt. Ich wollte Sie 

kurz testen. – Diese sechs Sekunden bekommen Sie noch.

Daniel Baldy (SPD):
Wir teilen uns jedenfalls eine der schönsten Weinregio-

nen der Welt.
Herr Minister Dobrindt, Sie haben den Pakt für den 

Bevölkerungsschutz angesprochen, den Sie vergangene 
Sitzungswoche zusammen mit dem Bundesminister der 
Verteidigung, Herrn Pistorius, vorgestellt haben, der ja 
drei Säulen umfasst. Medial am aufmerksamsten wurde, 
glaube ich, insbesondere das Thema Ausstattung ver-
folgt. Knapp jede dritte Liegenschaft des THW wird in 
den nächsten Jahren erneuert. 1 000 neue Fahrzeuge für 
den Bevölkerungsschutz in Deutschland werden bereit-
gestellt. Es ging um das Thema Schutzanzüge, die Stand-
orte der medizinischen Taskforce und vieles mehr.

Beim Thema Ausbildung, der zweiten Säule, wurde 
angekündigt, dass es unter anderem auch um Standards 
für Funktionsträger geht, dass es ein Lagebild für den 
Bevölkerungsschutz braucht.

Beim Thema Auftrag haben Sie angekündigt, den 
Steuerungsstab Kommando Zivile Verteidigung bei sich 
im Ministerium zu etablieren. Gleichzeitig steht über all-
dem die Frage der Zusammenarbeit mit den Ländern, die 
ja beim Bevölkerungsschutz auch eine gewichtige Rolle 
spielen. Deshalb die Frage: –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.
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Daniel Baldy (SPD):
– Wie werden wir das angehen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank, Kollege Baldy, für die Erläuterungen, 

was den Pakt für den Bevölkerungsschutz angeht. Es 
sind ja 10 Milliarden Euro, die wir in die Hand nehmen, 
um genau diesen Bevölkerungsschutz bis 2029 zu ermög-
lichen, um besser auszustatten, auszurüsten und die Aus-
bildung mit zu organisieren. Darüber hinaus gehend gibt 
es weitere 3 Milliarden Euro – das muss man erwähnen – 
zu diesen 10 Milliarden Euro. Das ist ein zusätzliches 
Bauprogramm im Bereich des THW, mit dem wir dann 
auch die Möglichkeiten schaffen, die Immobilien des 
THW zu erneuern, und zwar für das Personal, die Haupt-
amtlichen und die Ehrenamtlichen, die dort tätig sind. 
Und ja, das findet natürlich in Zusammenarbeit mit den 
Ländern statt. Deswegen steht es bei der IMK, die nächste 
Woche tagt, auch auf der Tagesordnung, um mit den 
Ländern Absprachen zu treffen, wie wir diese Investitio-
nen durchführen.

Ich darf an dieser Stelle die Gelegenheit wahrnehmen, 
mich bei allen Kolleginnen und Kollegen im Deutschen 
Bundestag zu bedanken, übrigens auch, Herr Emmerich, 
weil Sie das beim letzten Mal hier in der Debatte erwähnt 
haben, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– explizit bei den Grünen. Denn dadurch haben wir es 

über das Grundgesetz geschafft, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ja. Vielen Dank, auch für die Dankesworte.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung 

zu stellen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist um, Herr Minister.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank an alle Kolleginnen und Kollegen dafür!

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage, Herr Baldy? – 30 Sekunden!

Daniel Baldy (SPD):
Es ist eine historische Stunde, dass der Bundesinnen-

minister die Grünen lobt. Da, finde ich, kann man die Zeit 
schon mal überziehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Beim Thema Ausbildung haben Sie ja angekündigt, 
das Thema Selbstschutz nach vorne zu stellen. Wir hatten 
Anfang des Jahres eine Umfrage von Bitkom, die ergab, 
dass knapp 85 Prozent der Befragten davon ausgehen, 
dass wir in Deutschland in Zukunft zum Beispiel mit 
Stromausfällen zu rechnen haben. Aber auf die Frage, 
wie viele darauf vorbereitet sind, zeigt sich: Es sind ge-
rade einmal 15 Prozent der Befragten bzw. der befragten 
Haushalte. Deshalb die Frage: Wie gehen wir das Thema 
Selbstschutz in diesem Bereich an?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank. – In dem Zusammenhang noch der Hin-

weis: Als Bundesinnenminister habe ich die Grünen nicht 
gelobt, sondern ich habe mich bei den Grünen bedankt. 
Das ist ein Unterschied. Ich wollte es hier nur mal zur 
Kenntnis geben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber wir haben ja noch ein bisschen Zeit miteinander. 
Wer weiß, was alles passiert.

Was den Selbstschutz anbelangt: Ja, Sie haben voll-
kommen recht. Wir sind dabei, die Bevölkerung wieder 
darauf vorzubereiten, dass es so etwas wie zivile Ver-
teidigung geben muss, und diese zivile Verteidigung 
muss wieder eingebracht werden. Wir sehen eine Chance 
darin, wenn wir diese Diskussionen mit Schülerinnen und 
Schülern führen; –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– das heißt, mit in den Lehrplänen verankern, um dann 

dieses Thema über die Schülerinnen und Schüler wieder 
in die Familien hineinzubringen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Wir kommen jetzt zur nächsten Frak-

tionsfrage. Für Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Abge-
ordneter Karl Bär das Wort. Bitte.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

Bundeslandwirtschaftsminister Alois Rainer. Im nieder-
bayerischen Dorf Vierhöfen gab es 2024 einen Schock für 
die Menschen – Sie kennen es vielleicht; es liegt in der 
Gemeinde Wallersdorf –: Im Trinkwasser waren zu viel 
Nitrat und zu viele Pflanzenschutzmittelrückstände ge-
funden worden. Es darf nicht mehr getrunken werden. – 
Die Gemeinde Wallersdorf hat dann einen sechsstelligen 
Betrag an Geld investiert, um das Dorf von woanders aus 
zu versorgen.

Das Problem gibt es in der Form nicht nur in Nieder-
bayern. Wir haben an 26 Prozent der Messstellen in 
Deutschland zu viel Nitrat im Wasser. Wir haben die Ost-
see, in der 93 Prozent der Ökosysteme gekippt sind. Was 
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tun Sie als Landwirtschaftsminister dafür, dass wir in 
Deutschland auf Dauer genug sauberes und günstiges 
Wasser zur Verfügung haben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Kollege Bär, vielen Dank für die Frage. – 
Natürlich kenne ich das Problem. Zumindest bei mir im 
Wahlkreis macht der Wasserzweckverband zusammen 
mit den Landwirtinnen und Landwirten vor Ort gute Ar-
beit.

Sie sprachen die Düngeverordnung an: Wir müssen sie 
neu organisieren; denn wir haben hier im letzten Herbst 
zwei Urteile erhalten.

Wir werden in einem ersten Step eine Rechtssicherheit 
herbeiführen, die dann zur nächsten bzw. neuen Dünge-
saison greift. Das wird dann ähnlich wie bei der jetzigen 
Düngeverordnung funktionieren. Ich weise es aber schon 
zurück, dass alleine die Landwirtschaft der Verursacher 
für Einträge ins Grundwasser ist. Da muss man die Dis-
kussion vielleicht auf ein neues Level heben.

Wir sind jetzt schon in Gesprächen mit der Kommis-
sion; wir befinden uns in Gesprächen mit den Bundes-
ländern; wir befinden uns auch in Gesprächen mit dem 
Bundesumweltministerium. Und wir wollen, wenn wir 
eine neue Düngeverordnung machen, das zusammen 
mit allen relevanten Verbänden machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage Ihrerseits. Bitte sehr.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Ich hatte ja nicht bloß von Nitrat ge-

sprochen, sondern auch von Pestizidrückständen. Wir 
sehen, dass Dänemark jetzt alle Wirkstoffe vom Markt 
nimmt, die zu Trifluoracetat zerfallen; das ist eine Ewig-
keitschemikalie, die wirklich nie wieder aus dem Wasser 
zu entfernen ist und auch nicht zerfällt. Warum macht 
Deutschland das nicht auch? Warum werden wir nicht 
nur beim Zulassen schneller, sondern nicht auch schneller 
dabei, die Mittel wieder vom Markt zu nehmen, von 
denen wir wissen, dass sie Schaden verursachen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Kollege, also die Schnelligkeit, solche 
Mittel vom Markt zu nehmen, fehlt uns mit Sicherheit 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn auf der einen Seite sind in den letzten Jahren gerade 
auf europäischer Ebene über 50 Wirkstoffe nicht mehr 
zugelassen worden, und auf der anderen Seite sind auch 
keine weiteren mehr zugelassen worden.

Ich will aber eines ganz klarstellen: Uns ist die Ge-
sundheit und die Sicherheit unserer Menschen unglaub-
lich wichtig. Deshalb wollen wir eine gute und sichere 
Wasserversorgung in Deutschland weiterhin beibehalten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Wir kommen zur nächsten Frage, und die 

geht an die CDU/CSU. Herr Abgeordneter Sebastian 
Schmidt. Bitte.

Sebastian Schmidt (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Frage geht an 

den Bundesinnenminister Alexander Dobrindt. Sie haben 
am 20. Mai dieses Jahres gemeinsam mit dem Bundes-
verteidigungsminister Pistorius den Pakt für den Bevöl-
kerungsschutz öffentlich vorgestellt. Kollege Baldy hatte 
dazu auch eine Frage. Meine Frage geht in eine andere 
Richtung: Welche konkreten Veränderungen soll dieser 
Pakt für den Bevölkerungsschutz in Deutschland bewir-
ken? Und wo werden die Bürgerinnen und Bürger die 
Verbesserungen spüren, etwa bei den Warnsystemen, 
bei Schutzräumen oder bei der allgemeinen Krisenvor-
sorge?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrter Kollege Schmidt, herzlichen Dank. – Ich 

weiß, dass wir in dem Bereich des Bevölkerungsschutzes 
noch eine ganze Reihe von Aufgaben haben, die uns 
bevorstehen, die wir gemeinsam entwickeln müssen mit 
all den engagierten Ehrenamtlichen, die heute schon be-
reit sind, sich in den Bereichen der Hilfsorganisationen, 
der Rettungsdienste, des THWs zu engagieren.

Sehr deutlich sichtbar werden wird das für die Öffent-
lichkeit daran, dass die Ausstattung genau dieser Grup-
pen deutlich verbessert wird, dass die Ausrüstung 
gestärkt wird und dass wir ein einheitliches Ausbildungs-
management in Deutschland erreichen.

Das Warnsystem wird zusätzlich gestärkt, weil Warn-
systeme in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland 
abgebaut worden sind, wie beispielsweise Sirenen. Aber 
ein modernes Warnsystem wird sich dadurch auszeich-
nen, dass es digital verfügbar ist, dass es rechtzeitig in-
formiert und dass es dann auch den Weg in mögliche 
Schutzräume zeigt. Genau das werden wir mit dem 
NINA-Warnsystem umsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage.

Sebastian Schmidt (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Ausführungen. – Mich interessiert 

auch die finanzielle Ausstattung. Der Pakt für den Bevöl-
kerungsschutz sieht Investitionen in Höhe von 10 Milliar-
den Euro vor. Welche Schwerpunkte wollen Sie bei die-
sen Investitionen legen?
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Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Wir haben mit diesen 10 Milliarden Euro vor, den 

Bevölkerungsschutz grundlegend neu aufzustellen und 
vor allem auch im Bereich der Technik der Fahrzeuge 
auf einen modernen Stand zu kommen. Über 1 000 Fahr-
zeuge werden für die entsprechenden Dienste – außer für 
die von mir bereits genannten Dienste auch für die Ret-
tungsdienste – neu angeschafft

Wir müssen in Spezialausrüstung und Spezialfähigkei-
ten investieren, gerade im Hinblick auf die Frage des 
CBRN-Schutzes, das heißt im chemischen, im biologi-
schen, im radioaktiven und im nuklearen Bereich.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Die Zeit.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Auch da wollen wir neue Fähigkeiten schaffen. Dafür 

wird dieses Geld Verwendung finden.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend für die Fraktionsrunde hat nun für die 

Fraktion Die Linke Herr Abgeordneter Ferat Koçak das 
Wort. Bitte.

Ferat Koçak (Die Linke):
Herr Dobrindt, stellen Sie sich mal vor: Ein junger 

Mann, Anfang 20, flüchtet vor Krieg, hat in Gaza, Rojava 
oder im Sudan mit angesehen, wie Familie und Freunde 
mit aus Deutschland exportierten Waffen ermordet wur-
den. Er kommt übers Mittelmeer nach Deutschland, aber 
sein Fingerabdruck wurde zuerst in Italien registriert. 
Nach EU-Recht heißt das: Italien ist zuständig, nicht 
Deutschland. Und was macht Deutschland? Kürzt ihm 
die Leistungen. Er bekommt nicht mal Geld für die U- 
Bahn, für einen Döner oder für ein Telefonat mit der 
Familie. Der Europäische Gerichtshof hat am 4. Juni ent-
schieden: Das verstößt gegen EU-Recht.

Und Sie winken das Urteil wegen sehr beschränkter 
Wirkung ab und verweisen auf eine neue Gesetzeslage 
mit GEAS. Das stimmt nicht. Auch nach der neuen EU- 
Aufnahmerichtlinie muss in Dublin-Fällen immer ein Le-
bensunterhalt im Einklang mit der EU-Grundrechtecharta 
sichergestellt werden. Das Urteil gilt also weiter. Welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus? Haben 
Sie bereits mit dem Arbeits- und Sozialministerium und 
dem Justizministerium gesprochen? Und werden Sie die 
Bundesländer schnellstmöglich informieren, dass die 
Kürzungs- und Streichungsregelungen in Dublin-Fällen 
so nicht mehr angewandt werden dürfen?

(Beifall bei der Linken)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Um das noch mal klarzustellen: Das Gerichtsurteil, um 

das es gerade geht, bezieht sich auf altes Recht und hat 
deswegen auch für die aktuelle Rechtslage keine Anwen-
dung.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich habe heute im Bundeskabinett ausdrücklich Auskunft 
darüber gegeben, wie das einzuschätzen ist. Wir haben 
mit GEAS auch eine neue Rechtslage geschaffen, die von 
diesem Urteil nicht umfasst ist.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das muss dann also auch erst mal durchgeklagt 
werden! Was sagt denn die Justizministerin 
dazu?)

Dort wird eindeutig geregelt, dass man innerhalb der 
Europäischen Union nicht frei wählen kann, wo man 
Leistungen beanspruchen will.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt konsequente Regeln, und diese Regeln besagen, 
dass das zuständige Land auch entsprechend zuständig 
für Leistungen ist.

Wenn wir in Deutschland feststellen, dass es sich um 
einen sogenannten Dublin-Fall handelt, das heißt, ein 
anderes Land – in ihrem Beispiel das Land Italien – zu-
ständig ist, dann ist der Asylbewerber aufgefordert, in 
dieses Land zu gehen und dort sein Verfahren durch-
zuführen. Dort hat er auch entsprechend Anspruch auf 
Leistungen, aber nicht hier in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Eine Nachfrage. Bitte.

Ferat Koçak (Die Linke):
Okay, es gibt noch ein Gesetz, wogegen verstoßen 

wird. Das Bundesverfassungsgericht hat 2012 geurteilt: 
Die Menschenwürde gilt für alle; sie darf nicht aus 
migrationspolitischen Gründen eingeschränkt werden. – 
Jetzt sagt auch der EuGH: Ein menschenwürdiger Le-
bensstandard von Asylsuchenden muss immer gewähr-
leistet sein; das heißt: Die Strategie von Ihnen, unge-
wollte Schutzsuchende auszuhungern, ist gescheitert.

(Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])
Stimmen Sie mir zu, wenn ich sage, dass, wenn schon 

die Kürzung von Leistungen ohne Sicherung des Exis-
tenzminimums rechtswidrig ist, die komplette Streichung 
aller Leistungen dann erst recht unzulässig ist?

(Beifall bei der Linken)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich finde ehrlicherweise, Sie sollten ein bisschen an 

Ihrer Wortwahl arbeiten.
(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unver-
schämt! Es ist nicht Ihre Aufgabe, Abgeord-
nete anhand ihrer Wortwahl zu bewerten! Das 
ist nicht Ihre Aufgabe!

Denn mir einfach pauschal vorzuwerfen, dass Flüchtlinge 
ausgehungert werden, finde ich vollkommen neben der 
Spur.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
Linken)

Sie sollten vielmehr akzeptieren, dass wir dafür sorgen, 
dass Regeln wieder eingehalten werden.

(Kathrin Gebel [Die Linke]: Halten Sie auch 
gültiges Recht ein? Sie brechen das Recht, 
Herr Dobrindt!)

Das ist Ordnung bringen in die Migration. Und das ist 
genau das, was diese Koalition zugesagt und versprochen 
hat. Wir haben das Migrationssystem neu geordnet. Dazu 
gehört auch GEAS, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– dazu gehört auch, dass es verantwortungsvolle Län-

der gibt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Zeit.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Und da müssen die Asylverfahren dann auch abge-

schlossen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Baldy [SPD])

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir kommen zur nächsten Runde. Jetzt können Fragen 

gestellt werden zur vorangegangenen Kabinettssitzung 
und auch zu weiteren Geschäftsbereichen, aber auch all-
gemeine Fragen.

In diese Runde startet wieder die AfD-Fraktion mit 
dem Abgeordneten Herrn Bernd Schuhmann. Bitte.

Bernd Schuhmann (AfD):
Sehr geehrter Herr Minister! Der Befall durch die 

Schilf-Glasflügelzikade geht mit jedem Jahr exponentiell 
nach oben: 2023 75 000 Hektar, 2024 106 000 Hektar, 
2025 158 000 Hektar Zuckerrüben- und Kartoffelpro-
duktionsfläche. Doch die Bundesregierung steht de facto 
immer noch mit blanken Händen da. Das Landwirt-
schaftsministerium sagt dazu vage, es prüfe Handlungs-
optionen, es würde dazu geforscht. Jetzt ist man bereits 
im zweiten Jahr dazu übergegangen, durch Notfallzulas-
sungen zumindest die ärgsten Befälle einzudämmen. Die 
Regierung hangelt sich von Notfall zu Notfall, und die 
Bauern stehen ohne Planungssicherheit und Zukunftsaus-
sichten da.

Soll das so weitergehen? Sind Sie der Meinung, dass 
die EU-Verordnung dahin gehend geändert werden muss, 
dass der Einsatz nachweislich wirksamer Pflanzenschutz-
mittel gegen die Glasflügelzikade dauerhaft regulär zu-
gelassen wird? – Danke.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank für die Fra-
ge. – Es ist richtig: Die Schilf-Glasflügelzikade ist ein 
großes Problem für den Zuckerrüben- und Kartoffel-
anbau. Es ist aber nicht so, dass wir blank dastehen. 
Wir forschen schon seit mehreren Jahren, letztes und 
dieses Jahr auch sehr intensiv auf Flächen in Sachsen- 
Anhalt und andernorts. Wir monitoren deutschlandweit, 
wie stark der Befall durch die Schilf-Glasflügelzikade ist. 
Vor allem wird danach geforscht, welche Mittel man 
gegen diesen Schaderreger einsetzen kann.

Der Punkt ist: Das eine ist die intensive Forschung, das 
andere sind die Notfallzulassungen. Man kann das kriti-
sieren, aber es gibt die Möglichkeit der Notfallzulassung, 
die wir innerhalb kürzester Zeit erteilen können. Die 
Wirkstoffe – das habe ich vorhin schon gesagt – werden 
auf europäischer Ebene zugelassen. Wir versuchen dem-
entsprechend, dass hier mehr Tempo reinkommt, damit 
wir Wirkstoffe zur Verfügung haben, um diesen Schad-
erreger zu bekämpfen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Eine Nachfrage? – Bitte.

Bernd Schuhmann (AfD):
Der Befall durch Glasflügelzikaden in der Landwirt-

schaft ist seit 2009 bekannt. In mehr als 15 Jahren war die 
effektivste Maßnahme, die Ihr Ministerium empfohlen 
hat, die Winterkultur auszusetzen. Das ist, mit Verlaub, 
nicht der große Wurf.

Denken Sie bei Ihren Lösungsansätzen in Dekaden, in 
Jahren oder – im Interesse der Landwirte – in Monaten, 
um für die Anbausaison 2027 planbare Fakten zu schaf-
fen? – Danke.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Lieber Herr Kollege, ich denke nicht in irgendwelchen 
Jahres- oder Dekadenscheiben, sondern ich denke lö-
sungsorientiert und will hier Lösungen herbeiführen.

Zu dem, was Sie gesagt haben: Die Schwarzbrache 
bringt definitiv etwas. Die Schwarzbrache führt nämlich 
dazu, dass die Zikade im Boden keine Nahrung mehr 
findet. Auch diese Möglichkeit haben wir schon bedacht.

Wir haben das Thema also auf dem Schirm, wir wollen 
das Problem unbedingt zusammen mit unseren For-
schungseinrichtungen lösen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Wir fahren fort mit der Fraktion der SPD. 

Frau Abgeordnete Svenja Stadler hat das Wort. Bitte sehr.

Svenja Stadler (SPD):
Danke schön. – Lieber Herr Minister Rainer, Präven-

tion ist Investition in die Zukunft, vor allen Dingen auch 
in die Zukunft unserer Kinder und Jugendlichen. Deshalb 
meine Frage vor dem Hintergrund des zunehmenden 
Konsums von Energydrinks durch Kinder und Jugend-
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liche und des damit verbundenen gesundheitlichen Risi-
kos: Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Ernährungsstrategie, aber auch des Präven-
tionsschutzes, um Kinder bzw. Minderjährige besser zu 
schützen und Anreize für eine gesunde Ernährung von 
Kindern und Jugendlichen zu schaffen?

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin Stadler, der Umfang der 
Frage ist schon sehr groß. Ich hoffe, Sie stellen dann 
noch eine Nachfrage.

Zum Thema. Grundsätzlich ist eine ausgewogene und 
gesunde Ernährung mehr als nur Sattwerden. Sie ist auch 
die Grundlage für Bildungschancen, Teilhabe und vieles 
andere mehr. Deshalb legen wir großen Wert darauf, eine 
Verpflegung mit regionalen Produkten auf den Weg zu 
bringen. Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung 
wollen wir dahin gehend unterstützen. In Einrichtungen 
der Gemeinschaftsverpflegung werden in Deutschland 
jeden Tag 16 Millionen Menschen ernährt, davon 6 Mil-
lionen Kinder und Jugendliche. Hier haben wir deutsch-
landweit zehn Modellprojekte. Ich konnte kürzlich eines 
davon in Oldenburg besichtigen. Hier wird tolle Arbeit 
geleistet. Regionale, saisonale Produkte und, wenn mög-
lich, biologisch angebaute Ökoprodukte werden hier ver-
arbeitet und im Rahmen der Gemeinschaftsverpflegung 
ausgegeben. Solche Leuchttürme müssen wir bekannt 
machen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Jetzt kommt die Nachfrage, die gewünscht war.

Svenja Stadler (SPD):
Ja, gerne. – Die Nachfrage geht vielleicht nicht ganz in 

die Richtung, die Sie sich wünschen. Ich will noch mal 
auf die Energydrinks zurückkommen, die für Kinder und 
Jugendliche gesundheitsgefährdend sind. Planen Sie in 
diesem Zusammenhang Maßnahmen, die vielleicht ein 
Verbot des Verkaufs von Energydrinks an Kinder und 
Jugendliche unter 16 Jahren nach sich ziehen?

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Ich habe schon eine Nachfrage in dieser Form erwartet. 
Ich bin ja in meiner Antwort nicht auf die von Ihnen 
angesprochenen Energydrinks eingegangen. – Es gibt 
eine Studie des BfR, die aussagt, dass ein übermäßiger 
Genuss von Energydrinks zunächst nicht schädlich ist. 
Nichtsdestotrotz wollen wir die Menschen darauf auf-
merksam machen, dass Energydrinks nicht gesund sind.

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Zeit!

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Ein Verbot steht aktuell nicht zur Debatte.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Es gibt weitere Nachfragen. Für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Abgeordnete 
Johannes Wagner. Bitte sehr.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, das 

Thema Prävention wurde gerade von der Kollegin an-
gesprochen. Sie hat da schon einen wunden Punkt er-
wischt; denn Deutschland ist bei der Ernährungspräven-
tion Schlusslicht in Europa. Dies wurde immer wieder 
durch Erhebungen belegt und auch in den letzten Wochen 
von Kommissionen thematisiert.

Deswegen die Frage an Sie – die Gesundheitsministe-
rin spricht sich ja für eine Zuckerabgabe aus –: Können 
auch Sie sich vorstellen, eine Zuckerabgabe noch in die-
sem Jahr auf den Weg zu bringen, um gerade Kinder 
besser zu schützen, die von großen Konzernen gezielt 
umworben werden, ihre Produkte zu kaufen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Herr Kollege, danke für die Frage. – Ich glaube, Sie 
kennen meine Meinung zur Zuckerabgabe. Ich habe mich 
dazu schon ganz klar geäußert. Ich bin dagegen, dass man 
Lebensmittel künstlich verteuert. Ich bezweifle den Sinn 
einer Zuckerabgabe auch unter gesundheitspolitischen 
Aspekten. Zugleich sage ich aber: Ich werde nicht quer 
im Stall stehen, wenn es um eine Reform der gesetzlichen 
Krankenkassen geht. – Das habe ich auch schon ganz klar 
gesagt. Meine Meinung ist das eine; nichtsdestotrotz habe 
ich im Kabinett zugestimmt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Das ist angekommen. Die Zeit ist abge-

laufen. Vielen Dank.
Wir machen weiter. Wir haben nämlich noch einige 

Fragen, gerade auch aus der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Frau Dr. Zoe Mayer. Bitte.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank. – Herr Minister, auch ich würde 

gerne auf das Thema „Kindergesundheit und Prävention“ 
eingehen. Wir sehen, dass mittlerweile schon zehnjährige 
Kinder regelmäßig E-Zigaretten rauchen, weil die Aro-
mastoffe einfach so lecker sind. Ich habe das Gefühl, dass 
Ihr Ministerium dieses Problem eigentlich schon im An-
satz verstanden hat – es gab ja auch schon die Ankündi-
gung, 13 Inhaltsstoffe zu verbieten –; aber jetzt passiert 
irgendwie nichts mehr.

Ich frage mich natürlich: Wann bringen Sie die ent-
sprechende Verordnung zum Schutz unserer Kinder end-
lich auf den Weg? – Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Liebe Frau Kollegin Dr. Zoe Mayer, der Entwurf war 
in der Länder- und Verbändeanhörung und ist jetzt bei 
uns. Wir arbeiten die Vorschläge mit ein. Und ja, es 
stimmt: Wir haben den Vorschlag gemacht, 13 Kühl- 
und Aromastoffe zu verbieten. Jetzt ist man in der Prü-
fung, ob eine Reduzierung machbar wäre. Das wurde von 
den Ländern so gewünscht. Wir haben das also weiterhin 
auf dem Schirm.

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine weitere Nachfrage aus der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen. Herr Abgeordneter Karl Bär. Bitte.

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Rainer, Sie ha-

ben gerade so positiv das Modellprojekt in Oldenburg 
erwähnt, bei dem es darum geht, dass bei der Verpflegung 
der Schülerinnen und Schüler lokale, ökologisch produ-
zierte Lebensmittel zum Einsatz kommen.

Ich frage mich: Was spricht eigentlich dagegen, das 
überall so zu machen und damit das umzusetzen, was 
uns der Bürgerrat „Ernährung im Wandel“ vor einigen 
Jahren ins Stammbuch geschrieben hat, nämlich dass 
wir für alle Kinder ein kostenloses und gesundes Schul-
essen zur Verfügung stellen sollten? Es wäre am Ende 
nicht nur gesund, sondern würde sich auch volkswirt-
schaftlich sehr lohnen, wenn kein Kind mehr hungrig in 
der Schule sitzen müsste.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Es spricht gar nichts dagegen. Das können die Träger 
der Einrichtungen vor Ort, also die Kommunen, in eige-
ner Zuständigkeit entscheiden. Wir unterstützen zehn 
Modellprojekte in Oldenburg mit einem ordentlichen Be-
trag von 700 000 Euro über einen bestimmten Förderzeit-
raum, weil wir das verstärkt in die Umsetzung bringen 
wollen. Und ich sage Ihnen eines: Gerade Kinder von 
Eltern, die ein geringes Einkommen haben, bekommen 
jetzt schon kostenloses Essen im Rahmen des Bildungs- 
und Teilhabepaketes.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Damit beenden wir diese Hauptfrage und 

kommen zur nächsten Hauptfrage. Für Bündnis 90/Die 
Grünen hat Frau Abgeordnete Filiz Polat das Wort. Bitte.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich habe eine Frage an 

Innenminister Dobrindt.
Vielleicht einmal vorweg – wir haben gerade Störge-

fühle gehabt, und hier sitzen so viele Schüler –: Die 
Mehrzahl von Status heißt Status und nicht Stati.

(Zurufe von der CDU/CSU und der AfD: Oje!)
Ja, zu irgendwas muss das große Latinum ja gut gewesen 
sein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme zu meiner Frage. Im Jahr 2021 legte die EU 
klare Bedingungen für einen Dialog mit den Taliban fest. 
Ich will sie einmal nennen: die Achtung der Menschen-
rechte, der ungehinderte Zugang zur humanitären Ver-
sorgung und die Verpflichtung zur Terrorismusbekämp-
fung. Alle drei wurden bisher nicht erfüllt. Alle 
27 Mitgliedstaaten haben diese Maßstäbe unterstützt. 
Im Übrigen hat auch das Europäische Parlament Ende 
Mai diese Position bekräftigt und darüber hinaus betont – 
ich möchte aus der Entschließung zitieren –, dass es vor 
jeglicher Normalisierung und stillschweigender Legiti-
mierung dieses islamistischen Terrorregimes warnt. Ich 
frage Sie jetzt als Innenminister: –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist um.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– Welches Signal senden Sie an autoritäre Regime, 

wenn Sie mit den Taliban hier in Deutschland zusammen-
arbeiten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Liebe Kollegin Polat, vielen Dank für die Lernfrage zu 

Status und Stati.
(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Status!)
Was Ihre konkrete Frage zur Thematik Afghanistan 

anbelangt, habe ich hier im Deutschen Bundestag unsere 
Position immer sehr deutlich klargemacht. Wir haben ein 
Interesse daran, dass Straftäter, die aus Afghanistan sind 
und in Deutschland schwere Straftaten begangen haben, 
unser Land verlassen und ihre Perspektive nicht in 
Deutschland, sondern in ihrem Heimatland finden müs-
sen. Genau das bleibt auch der Grundsatz, wenn wir mit 
den Verantwortlichen in Afghanistan über diese Thema-
tik reden. Unser und mein Interesse liegt schlichtweg 
darin, dafür zu sorgen, dass Menschen, die schwere Straf-
taten in Deutschland begangen haben, nicht weiter hier in 
unserer Gesellschaft leben können und deswegen die 
Reise nach Afghanistan antreten müssen. Diese Verein-
barung werden wir auch weiterhin so handhaben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage?

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich möchte hier ein-

mal Fausia Kufi eine Stimme verleihen. Sie ist die be-
kannteste Frauenrechtlerin und ehemalige stellvertre-
tende Parlamentspräsidentin Afghanistans, und sie hat 
diese Woche in „The Guardian“ die Zusammenarbeit 
der europäischen Mitgliedstaaten mit den islamistischen 
Taliban als einen Schlag ins Gesicht jeder afghanischen 
Frau und jedes afghanischen Mädchens und als einen 
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verheerenden Verrat an allen Frauen und Mädchen be-
zeichnet. Ich frage Sie noch mal: –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen. Danke.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– Ist es sinnvoll, mit den islamistischen Terroristen hier 

in Deutschland zusammenzuarbeiten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Frau Polat, ich frage mal umgekehrt. Wir 

sorgen hier dafür,

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich frage Sie, Herr Dobrindt! Sie müssen nicht 
mich fragen!)

dass uns technische Beamte in der afghanischen Bot-
schaft in Deutschland dabei unterstützen, afghanische 
Straftäter in ihre Heimat zurückzubringen. Und ich frage 
Sie – –

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie müssen mich nicht fragen!)

– Doch, klar. –

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nee! – Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Format heißt Regierungs-
befragung!)

Ich frage Sie: Haben Sie ein Interesse daran, dass Men-
schen, die hier schwere Straftaten begangen haben, nach 
der Verbüßung der Haft in Deutschland

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Beantworten Sie bitte die Frage!)

weiterhin in unserer Gesellschaft bleiben, ja oder nein? 
Ich sage, nein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat eine nächste Nach-

frage Frau Abgeordnete Schahina Gambir. Bitte sehr.

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Frau Präsidentin. – Laut „Tagesschau“ drängen 

Sie, Herr Minister, das Auswärtige Amt dazu, die Tali-
ban – Zitat – „nicht allzu hart anzupacken“, um die Ab-
schiebungen nach Afghanistan nicht zu gefährden. 
Gleichzeitig machen Sie sich erpressbar. Für mehr Ab-
schiebeflüge müssen Sie immer weitere Taliban in 
Deutschland akkreditieren. Sie legitimieren so ein isla-
mistisches, frauenverachtendes, terroristisches Regime. 
Warum geben Sie als Innenminister Islamisten immer 
mehr Macht in Deutschland?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Da muss ich widersprechen. Ich habe ein partner-

schaftliches Verhältnis zum Auswärtigen Amt und auch 
zum Außenminister. Eine anderweitige Diskussion oder 
Debatte gibt es zwischen uns überhaupt nicht. Von daher 
stimmt diese Berichterstattung nicht. Wir werden weiter-
hin versuchen, die Anzahl der Abschiebungen von Straf-
tätern nach Afghanistan zu erhöhen. Wir sind dabei, Ab-
schiebungen sowohl mit Charterflügen als auch mit 
Direktflügen zu organisieren; beides funktioniert. Wir 
haben ein Interesse daran, dass wir das ausweiten können, 
und wir werden weiter versuchen, diese Ausweitung auch 
zu erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Die nächste Frage geht wieder an Bündnis 90/Die Grü-

nen, an Herrn Abgeordneten Max Lucks.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke schön, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Minister, Sie haben gerade das Bild skizziert, dass es in 
Ihrer Abschiebepolitik bei der Abschiebung in autoritäre 
Staaten vor allem um Straftäter geht. Am Beispiel Syrien 
sehen wir, dass das bei der Entscheidungspraxis in Ihrem 
BAMF nicht der Fall ist. Ihr BAMF entscheidet sich bei-
spielsweise dazu, reihenweise Asylanträge von christli-
chen oder drusischen Familien mit Kindern aus Syrien 
abzulehnen. Wir alle hier im Raum wissen, wie sehr diese 
Leute verfolgt und ihre Menschenrechte verletzt werden.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen. Danke sehr.

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie können Sie das vertreten, Herr Minister?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ganz kurzer Hinweis noch mal, damit es nicht zu Irri-

tationen kommt: Oben läuft ein Farbblock mit. Wenn er 
gelb wird, sollte man zum Ende kommen, und wenn er rot 
wird, ist wirklich Schluss. – Bitte sehr, Herr Minister.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich weiß nicht, ob Sie gerade die regulären Asylver-

fahren kritisieren wollten. Dass sich Menschen, die bei 
uns Asyl begehren, einem normalen Verfahren unterzie-
hen müssen und dass dieses Verfahren positiv oder nega-
tiv ausgehen kann, ist ja wohl die Normalität. Wir können 
doch jetzt nicht anfangen, Asylverfahren grundsätzlich 
infrage zu stellen, nur weil sie nicht das Ergebnis haben, 
das Sie sich wünschen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben 
die Entscheidungspraxis geändert!)

Dementsprechend gibt es dann natürlich auch Ausreise-
möglichkeiten.
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Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Eine weitere Nachfrage aus der AfD- 

Fraktion hat Herr Abgeordneter Martin Reichardt. Bitte.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, Sie haben 2018 mal etwas Großartiges 

gesagt. Und zwar haben Sie gesagt, es sei nicht akzepta-
bel, dass eine Anti-Abschiebe-Industrie dafür sorge, dass 
die Bemühungen des Rechtsstaates unterlaufen werden. 
Sie haben dann auch noch angekündigt, bevorzugt 
Schnellverfahren für gewaltbereite und kriminelle Asyl-
bewerber einführen zu wollen. Meine Frage dazu: Wo 
sind diese Maßnahmen heute? Stehen Sie zu dieser Aus-
sage?

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. Ihre Zeit ist abgelaufen.

Martin Reichardt (AfD):
Oder stehen Sie nicht dazu, weil Sie heute mit dem 

parlamentarischen Arm dieser Anti-Abschiebe-Industrie 
in der Koalition sind?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich will Ihnen erst mal den Hinweis geben, dass wir die 

Migrationspolitik in dieser Wahlperiode grundlegend 
verändert haben mit dem klaren Ergebnis, dass wir heute 
sagen können, dass die illegale Migration um 70 Prozent 
reduziert worden ist. Das ist das Ergebnis dessen, was wir 
an Migrationswende umgesetzt haben, immer mit klarem 
Kurs, klarer Kante und Kontrolle an den Grenzen. Genau 
diesen Weg gehen wir konsequent weiter, um die Migra-
tion vom Kopf auf die Füße zu stellen. Das ist das, was 
diese Koalition gemacht hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine letzte Nachfrage zu dieser Hauptfrage geht an die 

Fraktion der CDU/CSU, an Herrn Alexander Throm. Bit-
te.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Minister! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss mich über die scheinheilige Fra-
gestellung der Grünen bezüglich der Zusammenarbeit 
und der Kontakte mit den Taliban schon etwas wundern.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh, jetzt geht es wieder unter die Gürtellinie! 
Dann haben wir Sie ja getroffen! Dass Ihnen 
das unangenehm ist, ist klar!)

Ich möchte daran erinnern, dass Ihre Ampelregierung den 
ersten Flug organisiert hat, und zwar über die Kataris.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stellen Sie Ihre Frage! – Zuruf der 
Abg. Misbah Khan [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Sie haben sich also andere zunutze gemacht, um mit den 
Taliban zu verhandeln. Darüber hinaus gab es ein Auf-
nahmeprogramm Afghanistan.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit für die Nachfrage ist vorbei.

Alexander Throm (CDU/CSU):
Deswegen möchte ich Sie bitten, Herr Minister, einmal 

die technischen Kontakte der Vorgängerregierung zu den 
Taliban darzustellen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Filiz Polat 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie akkredi-
tieren Taliban! Also wirklich, Herr Throm!)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank für den Hinweis. – In der Tat hat es in der 

letzten Wahlperiode einen Abschiebeflug gegeben, inte-
ressanterweise kurz vor Wahlen.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dieser Abschiebeflug nach Afghanistan – ich dachte, dies 
wäre auch für Sie interessant –

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir reden von der Akkreditierung von Tali-
ban!)

wurde von der Ampelregierung organisiert. Sie haben 
sich damals – und das war der Hinweis – der Unterstüt-
zung Katars bedient, um nicht selbst die Gespräche mit 
Afghanen führen zu müssen. Ich glaube, dass der Kollege 
Throm recht hat: Es ist einfach nur scheinheilig, dies an 
der Stelle zu verschweigen –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– und anderen Vorwürfe zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Es geht weiter mit den Hauptfragen. – Das Wort hat für 

die CDU/CSU-Fraktion Herr Abgeordneter Benedikt 
Büdenbender. Bitte.

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Minister Rainer, der Rückbau von 

Bürokratie und die Abschaffung von Berichtspflichten 
sind Themen, die mir persönlich und uns als Unionsfrak-
tion sehr am Herzen liegen. Landwirte gehören aufs Feld 
und nicht an den Schreibtisch. Die Politik muss gute 
Rahmenbedingungen liefern, sollte die Arbeit der Land-
wirte aber nicht durch zu viele Hemmnisse unnötiger-
weise erschweren.

Sie haben das Thema Bürokratieabbau in Ihrem Ein-
gangsstatement schon angesprochen und dabei deutlich 
gemacht, dass Ihnen der Bürokratieabbau besonders am 
Herzen liegt. Wie möchten Sie unsere Landwirte konkret 
von Bürokratie entlasten?
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Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Kollege Büdenbender, vielen herz-
lichen Dank für die Frage. – Ja, ich habe es im Eingangs-
statement schon gesagt: Es ist eine zentrale Frage, die 
Bürokratie abzubauen, vor allem in Bezug auf die Markt-
preise; denn Bürokratie verursacht viel Ärger, sie ver-
ursacht aber vor allem auch Kosten. Ich will die Kosten-
situation in der Landwirtschaft angehen, um für bessere 
Einkommensverhältnisse zu sorgen. Deshalb müssen wir 
Bürokratie abbauen.

Wir haben unsere Stabsstelle zum Abbau der Büro-
kratie. Sie arbeitet unter Hochdruck. Wir führen regel-
mäßige Gespräche – jeden Monat – mit den Länderver-
tretern, um in enger Abstimmung Bürokratie abzubauen. 
Wir sind auch im engen Austausch mit der Europäischen 
Kommission, um ein Umdenken herbeizuführen und Bü-
rokratie abzubauen.

Wir haben schon einige Dinge erreicht, wie zum Bei-
spiel die Stoffstrombilanzverordnung oder die Regelung, 
dass der Antibiotikaeinsatz ab nächstem Jahr nur noch 
einmal jährlich gemeldet werden muss. Wir haben auch 
andere Statistikpflichten vereinfacht, und gerade im Öko-
landbau haben wir schon große Erfolge erzielt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Eine Nachfrage? – Bitte.

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Ganz herzlichen Dank für die Antwort. – Darauf bezo-

gen: Wann wird ein entsprechendes Gesetz vorgelegt? 
Wird das eine einmalige Maßnahme sein, oder wird uns 
das in den nächsten Jahren noch weiter beschäftigen?

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Ich hätte das Bürokratieabbaugesetz gern so ähnlich 
wie das Jahressteuergesetz: Es soll jährlich verabschiedet 
werden und nicht nur einmal; denn wir stehen hier vor 
größeren Aufgaben.

Zum Zweiten: Der Gesetzentwurf ist jetzt in der Res-
sortabstimmung. Er wird also demnächst dem Entlas-
tungskabinett zur Beschlussfassung vorgelegt und dann 
in den Bundestag eingebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich danke Ihnen. – Eine weitere Nachfrage hat für 

die CDU/CSU-Fraktion Frau Abgeordnete Caroline 
Bosbach. Bitte.

Caroline Bosbach (CDU/CSU):
Lieber Herr Bundesminister Rainer, meine Frage be-

zieht sich noch mal speziell auf die Berichts- und Doku-
mentationspflichten. Davon gibt es ja leider sehr viele, 
und sie werden von vielen zu Recht als sehr aufwendig 

empfunden. Der Aufwand für die Landwirtschaft und 
speziell auch für die Ernährungsindustrie ist enorm. 
Wie stellen Sie sicher, dass nicht noch mehr Bürokratie 
entsteht, sondern dass diese – ohne Einbußen bei der 
Qualität – peu à peu abgebaut werden kann?

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin Bosbach, danke. – Wir 
stellen dies mit unserem Bürokratieabbauteam sicher. 
Dieses prüft ganz genau: Ist es machbar, oder ist es nicht 
machbar? Und wenn der Gesetzentwurf ins Parlament 
geht, dann prüfen Sie alle miteinander, ob wir unsere 
Standards einhalten.

Ich habe es in meinen Eingangsworten schon gesagt: 
Wir wollen unsere hohen Standards behalten, aber wir 
brauchen nicht die zweite und dritte Statistik für das 
gleiche Thema.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Caroline Bosbach [CDU/ 
CSU]: Danke schön!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ein ganz kurzer Hinweis: Es melden sich jetzt sehr 

viele. Ich habe die Frageliste für diese Frage geschlossen, 
weil innerhalb der Fraktionsfragerunde jede Fraktion zu 
Wort kommen muss. Deshalb hat jetzt für die AfD-Frak-
tion Herr Abgeordneter Dr. Michael Blos das Wort. – 
Bitte.

Dr. Michael Blos (AfD):
Sehr geehrter Herr Minister, Sie kündigen dieses Büro-

kratieabbaugesetz an und sagen, Sie wollen den Betrie-
ben Luft zum Atmen geben. Das haben wir jetzt gehört. 
Die Landwirte hören solche Versprechen seit Jahren. 
Gleichzeitig bleiben die EU-Auflagen, die Dokumentati-
onspflichten und insbesondere die CO2-Kosten sowie die 
Zusatzlasten bestehen.

Sie haben jetzt erläutert, was Sie schon gemacht haben. 
Aber was halten Sie eigentlich für den großen Wurf, der 
den Landwirten wirklich hilft?

Alois Rainer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kollege, diesen einen großen Wurf 

wird es nicht geben. Es muss mehrere geben. Wenn es um 
einen großen Wurf ginge, dann könnte ich sagen: Das 
wäre jetzt dieses eine Bürokratieabbaugesetz. Es ist 
aber ein ständiger Prozess. Die Bürokratie, mit der wir 
uns beschäftigen, ist nicht erst in den letzten drei, vier 
Jahren entstanden. Sie ist in den letzten Jahrzehnten ent-
standen. Wir müssen wieder zu einem Prozess zurück-
kehren, in dem wir den Landwirtinnen und Landwirten 
grundsätzlich mehr Vertrauen entgegenbringen. Dann 
können wir auch die Bürokratie abbauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Eine weitere Nachfrage hat für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Dr. Zoe Mayer.
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Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, die Entlastung von Behörden scheint für 

Sie ein wichtiges Thema zu sein. Auch die Veterinär- 
behörden, die ja die landwirtschaftlichen Betriebe be-
suchen, sind völlig überlastet. Eine ganz einfache Mög-
lichkeit wäre, den Behörden Daten aus Tierkörperbesei-
tigungsanlagen zur Verfügung zu stellen. So könnten 
diese sehen, in welchen Betrieben Tiere häufig vor der 
Schlachtung verenden. Ich frage mich: Wann kommt 
denn da was vonseiten der Bundesregierung?

Alois Rainer (CDU/CSU):
Liebe Frau Kollegin Dr. Zoe Mayer, wir haben das im 

Rahmen des Koalitionsvertrages schon besprochen. Ich 
kenne Tierkörperbeseitigungsanlagen sehr gut. Doch 
erstens sind wir nicht zuständig für die Veterinärbe- 
hörden. Zweitens können die Veterinäre jetzt schon zu 
Tierkörperbeseitigungsanlagen hinfahren. Ob wir eine 
Videoüberwachung bei Tierkörperbeseitigungsanlagen 
brauchen, darüber werden wir in der Koalition noch dis-
kutieren.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Die letzte Frage zu dieser Hauptfrage 

geht an die Fraktion der SPD. Frau Dr. Franziska Kersten, 
bitte.

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Minister Rainer, 

ich habe eine Frage zum Bürokratieabbaugesetz. Es gibt 
Vorschläge zur Sachkunde im Pflanzenschutz. Auf Bund- 
Länder-Ebene gab es eigentlich eine Einigung mit den 
Leitern der Pflanzenschutzdienste. Sie finden es nicht 
gut, die Gültigkeitsdauer per se auf sechs Jahre zu erwei-
tern. Es sollte besser eine Stichtagsregelung für einen 
Zeitraum von vier Jahren festgelegt werden. Wenn Sie 
mit sechs Jahren rechnen, kann es passieren, dass die 
Landwirtinnen und Landwirte am Ende elf Jahre lang 
keine Fortbildung mehr absolviert haben. Es wäre sicher 
kein guter Weg, aufgrund des Bürokratieabbaus das Wis-
sen der Anwender über wichtige Dinge nicht sicherstel-
len zu können.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Frau Kollegin, das betrifft jetzt die Bund-Länder-An-
hörung. Wenn wir diesen Vorschlag vorgelegt bekom-
men, werden wir ihn selbstverständlich prüfen. Ich finde 
sechs Jahre okay. Die Landwirtinnen und Landwirte ha-
ben eine tolle Ausbildung, die beste Ausbildung, die man 
sich überhaupt vorstellen kann, und sie haben genügend 
Fachwissen. Aber wenn es Einwände vonseiten der Fach-
ebene gibt, dann ist es natürlich lohnenswert, darüber zu 
diskutieren. Ich weise hier also keinen Vorschlag pau-
schal zurück, sondern wir sprechen gemeinsam in der 
Koalition darüber.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich bedanke mich. – Wir kommen zur nächsten Haupt-

frage von der Fraktion Die Linke. Frau Abgeordnete Ina 
Latendorf, bitte.

Ina Latendorf (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 

Rainer, schön, dass Sie gleich stehen bleiben. – Wir wis-
sen ja: Die Evaluierung der Gebührenordnung für Tier-
ärztinnen und Tierärzte steht an. Ich möchte, dass Tier-
ärzte für ihre Arbeit gut entlohnt werden. Aber ich 
möchte erst recht, dass Tierhalter mit ihren Tieren, 
wenn es notwendig ist, zum Tierarzt gehen und sich das 
auch leisten können. Die hohen Tierarztkosten gefährden 
nicht nur die Gesundheit von Tieren; insbesondere ältere 
Menschen, die Tierhalter sind, überlegen sich inzwi-
schen, ob sie zum Supermarkt gehen oder sich die Tier-
arztrechnung leisten können. Sie stehen sozusagen vor 
einem Konflikt, wenn ihr Tier krank ist. Auch die Tier-
heime leiden unter der enormen Belastung durch die ho-
hen Tierarztkosten.

Was wird Ihr Haus dafür tun, dass Tierhalter von die-
sen Tierarztkosten entlastet werden, dass sie sich diese 
leisten können, und wie bewerten Sie unter anderem un-
seren Vorschlag, die Mehrwertsteuer für Tierarztkosten – 
analog zur Humanmedizin – zu streichen?

(Beifall bei der Linken)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin Latendorf, ich gebe Ihnen 
recht: Die Tierarztkosten sind auf einem enorm hohen 
Level. Es ist aber auch richtig, dass Tierärztinnen und 
Tierärzte auskömmlich Geld verdienen; Sie haben das 
ja auch angesprochen. Momentan wird die Gebührenord-
nung für Tierärztinnen und Tierärzte evaluiert. Wir haben 
bis Ende 2026 das Ergebnis. Nach dieser Evaluation wer-
den wir uns ganz genau mit dem Ergebnis auseinander-
setzen. Gerade auch die Tierschutzbeauftragte spricht 
dieses Thema immer an. Es ist ja ein Thema, das den 
Tierschutz anbelangt, wenn Tierhaltende nicht mehr 
zum Tierarzt oder zur Tierärztin gehen, weil die Kosten 
so hoch sind.

Was die Mehrwertsteuer anbelangt, da bitte ich um 
Verständnis: Sie liegt nicht bei mir im Haus, sondern im 
Finanzministerium. Wenn das Finanzministerium der 
Meinung ist, die Mehrwertsteuer für Tierarztkosten zu 
senken, dann habe ich nichts dagegen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Noch eine Nachfrage.

Ina Latendorf (Die Linke):
Ich denke, die Fachmeinung oder Expertise muss ja 

aus Ihrem Haus kommen, damit der Finanzminister viel-
leicht diese Anregung entgegennehmen kann. Ich hatte 
aber auch die Belastung der Tierheime angesprochen. 
Die sind auch an der absoluten Belastungsgrenze: Zum 
einen ist da der fast neunstellige Investitionsstau, unter 
dem die Tierheime leiden, und zum anderen hat nur 
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knapp ein Fünftel der Tierheime überhaupt noch Kapazi-
täten zur Aufnahme von neuen Tieren.

Wie plant die Bundesregierung in diesem Fall Tier-
heime angemessen zu unterstützen und zu entlasten: 
zum Beispiel durch ein Investitionsprogramm oder durch 
konkrete Verbote, die dann auch dazu führen müssen, 
dass eine Entlastung eintritt, durch die Einführung von 
verpflichtenden Sachkundenachweisen für Tierhalter, 
durch Qualzuchtverbote oder aber auch durch eine Pflicht 
zur Kastration freilaufender Katzen?

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin, da reicht mir jetzt die Zeit 
von 30 Sekunden nicht. Grundsätzlich zuständig für die 
Finanzierung von Tierheimen sind die Bundesländer. 
Also planen wir auch dahin gehend nichts. Andererseits 
muss ich der Ehrlichkeit halber sagen: Wir hätten auch 
nicht das Geld zur Verfügung. Wir befinden uns auf ei-
nem Sparkurs, auch das BMLEH. Deswegen haben wir 
hierfür das Geld nicht zur Verfügung.

Aber noch mal zurück zu den Tierheimen. Ich will nur 
eins sagen: Es sind ganz viele ehrenamtliche Menschen, 
die hier mithelfen, und denen spreche ich ein ganz, ganz 
großes Dankeschön aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
So, wir haben jetzt noch eine Nachfrage – ich schaue 

noch mal in die Reihen – zu diesem Komplex. Dann 
würden wir danach auch zum nächsten Fragesteller kom-
men. Es gibt noch eine Nachfrage von Dr. Zoe Mayer.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Herr Minister, eine Möglichkeit, 

Tierarztkosten gering zu halten, sind gesunde Tiere. 
Niemand möchte, dass das eigene Tier leidet. Und trotz-
dem gibt es wahnsinnig viele Tierrassen, die immer noch 
auf dem Markt sind und die einfach per Definition ab 
Geburt leiden, beispielsweise der Mops, die französische 
Bulldogge, die ja kaum Luft bekommen, einfach wegen 
ihrer Züchtung. Ich frage mich natürlich: Was macht die 
Bundesregierung, um Qualzuchten künftig zu verbieten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrte Frau Kollegin Dr. Zoe Mayer, es kommt 
2028 auf europäischer Ebene eine Hunde- und Katzen-
verordnung. Ich gehe davon aus, dass hierin das eine oder 
andere enthalten ist. Und dann werden wir uns dieser 
selbstverständlich anschließen. Auch die Tierschutzbe- 
auftragte spricht genau dieses Thema, das Sie angespro-
chen haben, immer wieder an. Wir wollen hier eine Lö-
sung. Qualzucht geht meines Erachtens überhaupt nicht. – 
Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
So, dann kommen wir jetzt zur zweiten Runde, und in 

der zweiten Runde beginnt die AfD-Fraktion mit Martin 
Hess.

Martin Hess (AfD):
Herr Minister Dobrindt, Sie haben erst gestern zum 

wiederholten Male die Aussage getätigt: Die größte Ge-
fahr geht vom Rechtsextremismus aus. Die Faktenlage 
stellt sich aber anders dar: Linksextremisten begehen 
massive Terroranschläge auf unsere kritische Infrastruk-
tur – im Januar dieses Jahres in Berlin 100 000 Betroffe-
ne, aktuell in Reutlingen 30 000 Betroffene, über 100 000 
Menschen an Leib und Leben durch Linksextremisten 
bedroht, Anstieg linksextremistischer Gewalt: 42 Prozent, 
Anstieg rechtsextremistischer Gewalt: 7 Prozent. Die 
meisten gewalttätigen Angriffe gegen Politiker gehen 
von Linksextremisten aus. Zugleich unterwandert der 
Islam Staat und Gesellschaft. Die größte Zahl an Terror-
anschlägen und -versuchen geht auf Islamisten zurück.

Deshalb die Frage an Sie: Können Sie nachvollziehen, 
dass immer mehr Bürger die Auffassung vertreten, dass 
Sie die falschen sicherheitspolitischen Schwerpunkte set-
zen und dass dadurch die Sicherheitslage in Deutschland 
leidet?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Herr Kollege, ich habe gestern die neuen Zahlen zur 

„Politisch motivierten Kriminalität“ aus dem letzten Jahr, 
aus 2025, vorgestellt und in diesem Zusammenhang sehr 
deutlich gemacht, dass wir es mit einem Anstieg dieser 
Zahlen zu tun haben, dass wir einen neuen Höchststand 
an politisch motivierter Kriminalität in Deutschland ha-
ben. Ich habe deutlich gemacht, dass im Bereich PMK- 
links der größte Anstieg zu verzeichnen ist, aber im Ge-
samtkontext die größte Zahl der Straftaten von PMK- 
rechts begangen wird. Ich kann Ihnen an dieser Stelle 
einfach nur sagen: Als Bundesinnenminister kämpfe ich 
gegen jegliche Formen von Extremismus. Es ist vollkom-
men egal, ob das der Linksextremismus ist, ob das der 
Rechtsextremismus ist oder der islamistische Extremis-
mus. Jeder Extremist ist Mist und wird von uns bekämpft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Martin Hess (AfD):
Herr Minister, das freut mich zu hören, weil sich das 

mit der Auffassung der AfD-Bundestagsfraktion deckt. 
Nur, warum setzen Sie dann Prioritäten? Warum bezeich-
nen Sie dann den Rechtsextremismus als größte Sicher-
heitsgefahr? Das macht nur Sinn, wenn man daraus auch 
Maßnahmen ableitet, und das bedeutet, dass der Islamis-
mus und der Linksextremismus nicht mit der erforderli-
chen Intensität verfolgt werden. Und das ist doch das 
Problem. Darf ich Sie heute so verstehen, dass Sie zu-
künftig von solchen Sätzen Abstand nehmen und alle 
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Extremismusformen, so wie das die AfD-Fraktion seit 
Langem fordert, mit der gleichen Intensität bekämpfen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich würde Ihnen dringend empfehlen, sich einmal mit 

der Statistik auseinanderzusetzen. Wenn Sie die Statistik 
anschauen, dann sehen Sie, dass wir eben einen Anstieg 
im Bereich „Politisch motivierter Kriminalität“ haben; 
und der größte Teil davon ist nun mal PMK-rechts. Das 
muss man als Bundesinnenminister auch benennen. Aber 
weil ich gegen alle Extremismusformen antrete, gegen 
Rechtsextremismus, islamistischen Extremismus wie 
Linksextremismus – und ich glaube, dass in der Vergan-
genheit der Fokus zu wenig auf dem Linksextremismus 
lag –, habe ich auch beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz die Beobachtung des Linksextremismus deutlich 
ausgebaut.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
So, ich sortiere jetzt mal kurz die Fragesteller, damit 

wir alle wissen, woran wir sind: Wir hatten Frau 
Schönberger, danach Frau Babendererde, danach Frau 
Kaddor, danach Frau Strauss-Köster, danach Herrn 
Koçak, und dann hatte sich noch aus der AfD-Fraktion 
der Kollege Dr. Blos gemeldet. Damit würde ich dann 
aber schließen. Wir hatten ja vorhin auch vier Nachfra-
gen. Wir haben jetzt hier schon eine zugelegt, und wir 
haben auch zwei Fragesteller von Bündnis 90/Die Grü-
nen dabei. Ich denke, das passt so, damit wir auch noch zu 
weiteren Fragestellern in dieser zweiten Runde kommen. 
Deswegen kommt jetzt Frau Schönberger dran.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke, Frau Präsidentin. – Herr Dobrindt, wir haben 
ein massives Problem mit rechtsextremen gewaltbereiten 
Jugendgruppen; statistisch gesehen wird alle zwölf Mi-
nuten eine rechtsextreme Straftat verübt. Trotzdem 
schwächt die Bundesregierung das Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ und kürzt bei der politischen Bil-
dung. Ich würde gerne wissen: Wie wollen Sie gegen die 
Rekrutierung junger Menschen durch Rechtsextreme 
vorgehen, wenn bei der Prävention gespart wird?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Es geht uns um beides: Es geht uns um Prävention und 

um Repression. – Beides muss immer gleichermaßen 
stattfinden. Und ja, wir haben das gestern auch bei den 
Zahlen zur PMK gesehen. Hier wird deutlich, dass gerade 
Jugendliche heute noch öfter gefährdet sind, sich von 
Extremisten verleiten zu lassen. Deswegen ist die Präven-
tion auch besonders wichtig ebenso wie die Maßnahmen, 
die wir gegenüber solchen Gruppen anwenden.

Genau das haben wir in diesem Jahr auch getan. Be-
reits im Mai haben wir Maßnahmen gegen rechtsradikale 
Jugendgruppen ergriffen. Und ich bin sehr dafür, dass wir 
auch weiterhin im Bereich der Vorbeugung Finanzierun-

gen übernehmen; aber sie müssen auch wirkungsvoll 
sein. Deswegen: Da, wo Geld ohne Wirkung verwendet 
wird, müssen wir notwendige Veränderungen vorneh-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Kollegin Barbendererde.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Herr Bundesinnenminister, Extremismus ist das eine; 

aber Extremismus geht oft auch Hand in Hand mit hybri-
den Bedrohungen. Insbesondere Russland nutzt gerne 
Extremismus und hybride Bedrohungen zusammen. An-
gesichts der erhöhten Bedrohungslage müssen wir uns 
auch vor dieser Art von Bedrohung noch viel mehr schüt-
zen als bisher. Ich frage Sie, Herrn Bundesinnenminister: 
Was tut die Bundesregierung gegen hybride Bedrohun-
gen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank. – Wir haben hier im Deutschen Bundes-

tag in den vergangenen Monaten des Öfteren über die 
hybride Bedrohung gesprochen, die vielfältig auftritt 
und die uns an vielen Stellen treffen kann: im Cyber-
bereich, mit Drohnen. All dies war auch hier Gegenstand 
von Debatten. Deswegen haben wir in der Bundesregie-
rung entschieden, dass wir ein neues Gemeinsames Ab-
wehrzentrum Hybrid aufbauen. Dieses neue Gemeinsame 
Abwehrzentrum wird nächste Woche in Dienst gestellt 
und dafür sorgen, dass in Bund, Ländern, Diensten und 
Sicherheitsbehörden genau diese Bedrohung gemein-
schaftlich angegangen und bekämpft wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist die Kollegin Kaddor.

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Innenminister, noch im Mai erklärte die Bundesregierung 
in der Antwort auf eine Kleine Anfrage der AfD-Frakti-
on: Es liegen keine Erkenntnisse über eine gezielte isla-
mistische Einflussnahme auf demokratische Parteien 
vor. – Wenige Wochen später warnt allerdings der Prä-
sident des Bundesamts für Verfassungsschutz vor isla-
mistischen Einflussnetzwerken in staatlichen und gesell-
schaftlichen Strukturen. Gleichzeitig sagt zum Beispiel 
der Verfassungsschutz in Sachsen, dass die Zahlen im 
Bereich „islamistisches Gefährdungspotenzial“ um 8 Pro-
zent gesunken sind. Das sind, ehrlich gesagt, total wider-
sprüchliche Aussagen. Ich frage mich schon, wie Sie sich 
das erklären. Also, was stimmt denn nun, die eine Aus-
sage oder die andere Aussage aus Ihrem Haus?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9826 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Martin Hess 



Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Erstens haben wir es mit einem Prozess zu tun; das 

heißt, wir sehen, dass sich auch die Gefährdungslagen 
entwickeln. Ich berichte fast wöchentlich im Bundeskabi-
nett darüber, wie die aktuelle Gefährdungssituation ist, 
auch im Bereich der islamistischen Bedrohungen. Es 
gibt auch da sehr unterschiedliche Einschätzungen, je 
nachdem, in welchem Zeitrahmen wir uns befinden. 
Klar ist aber, dass wir es mit einer hohen abstrakten Be-
drohungslage zu tun haben. Die unterscheidet sich aber 
von einer konkreten Bedrohungslage. Und genau darin 
liegt der Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war nicht die 
Frage!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist Frau Strauss-Köster.

Dr. Katja Strauss-Köster (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Bundesminister Dobrindt, Sie haben das vorhin schon 
ausgeführt: Sie haben die bundesweiten Fallzahlen 2025 
Politisch motivierte Kriminalität vorgestellt. – Den extre-
men Anstieg bei linksextrem motivierten Straftaten ha-
ben Sie auch angesprochen. Vielleicht können Sie das 
noch näher ausführen.

Damit verbunden sind die Anschläge auf kritische In-
frastruktur. Waren wir in der Vergangenheit bei dieser 
Bedrohungslage vielleicht zu nachlässig und haben nicht 
genau hingeschaut? Und angesichts der Anschläge auf 
die kritische Infrastruktur: Wie können wir Letztere in 
Zukunft besser schützen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank. – Das ist eine sehr umfängliche Frage. 

Zum einen habe ich deutlich gemacht, dass wir im Be-
reich „links“ auch statistisch deutlich ansteigende Zah- 
len messen können und sich die Qualität deutlich ver-
ändert. Wir sehen, dass im Bereich „Anschläge auf unsere 
Strominfrastruktur“ die linke Szene extrem aktiv ist. Das 
rührt auch daher, dass vor Jahren Aufrufe begonnen ha-
ben, dass sich linksextreme Gruppen engagieren sollen, 
Brandanschlägen gegenüber der kritischen Infrastruktur, 
vor allem der Strominfrastruktur, zu verüben. Das erleben 
wir jetzt. Genau deswegen haben wir im Bereich des 
Bundesamts für Verfassungsschutz die Beobachtung 
von links ausgebaut, um gegen diese extremen Gruppen 
vorzugehen, die unsere Infrastruktur attackieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist Ferat Koçak.

Ferat Koçak (Die Linke):
Herr Dobrindt, Sie haben gerade anerkannt: Rechts-

extremismus ist die größte Bedrohung für unsere Demo-
kratie. – Die Realität Ihrer Politik sieht jedoch anders aus: 
Die Kürzungen bei „Demokratie leben!“ entziehen Bera-

tungsstellen die Förderung. Über 200 Präventionspro-
jekte fallen weg, während die Hasskriminalität mit über 
22 000 Fällen auf dem Höchststand ist. – Also: Echter 
Kurswechsel oder Lippenbekenntnis? Was tun Sie kon-
kret, um unsere Freundinnen und Freunde, Familien und 
Nachbarinnen und Nachbarn vor rechter Gewalt zu schüt-
zen?

(Beifall der Abg. Kathrin Gebel [Die Linke] – 
Bernd Schattner [AfD]: Da klatscht noch nicht 
mal die eigene Partei!)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Das darf ich noch mal noch mal deutlich machen, weil 

ich das Gefühl habe, dass ich hier gerne bewusst falsch 
verstanden werde: Jegliche Form von Extremismus ist 
Gefahr für unsere Demokratie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ferat Koçak [Die Linke]: Das 
war nicht die Frage! Was tun Sie gegen Recht-
extremismus, um uns zu schützen?)

Deswegen schützen wir unsere Bevölkerung, indem wir 
gegen jegliche Form von Extremismus antreten. – Und 
das, was wir hier im Deutschen Bundestag an Entschei-
dungen, an Sicherheitsgesetzen machen, ist genau die 
Grundlage dafür, unsere Bevölkerung vor Extremisten 
jeder Art zu schützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der letzte Fragesteller ist Herr Dr. Blos.

Dr. Michael Blos (AfD):
Sehr geehrter Herr Minister, beim vergangenen Lan-

desparteitag der AfD in Heidenheim wurde nach Berich-
ten von linken Aktivisten ein Hakenkreuz aus veganem 
Hackfleisch in einem Hotel platziert, was wohl wieder 
dem rechten Spektrum zugeordnet wird. Wie viele Fälle 
wurden in den vergangenen Jahren nachträglich aus dem 
Phänomenbereich „PMK-rechts“ herausgenommen, weil 
sich eine Täterschaft oder Motivation aus einem anderen 
politischen Spektrum ergeben hat?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Davon habe ich keine Kenntnis. Ich kann heute keine 

Aussage darüber treffen, ob es Bereiche gegeben hat, wo 
die Bewertung der PMK im Nachhinein verändert wor-
den ist. Ich will nicht ausschließen, dass so was im Rah-
men von Ermittlungsverfahren auch stattfindet; aber Zah-
len liegen mir dazu nicht vor.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann kommen wir jetzt zur zweiten Hauptfrage. Der 

Fragesteller ist hier für die SPD Helge Lindh.

Helge Lindh (SPD):
Sehr geehrter Herr Bundesinnenminister Dobrindt, vor 

fünf Jahren hat Innenminister Seehofer den Bericht der 
Unabhängigen Kommission Antiziganismus, UKA, vor-
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gestellt – ein überparteilich anerkannter Meilenstein. Das 
meine ich lobend und dankend angesichts der Aufarbei-
tung des Unrechts an Sinti und Roma, insbesondere der 
sogenannten zweiten Verfolgung, also der Verfolgung 
nach dem Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik. Es 
gibt einen vielbeachteten interfraktionellen Entschlie-
ßungsantrag – eine Reihe von Punkten sind umgesetzt –; 
er wurde damals im Innenausschuss federführend bera-
ten. Die Arbeit des ersten Beauftragten Daimagüler wird 
erfreulicherweise vom Parlamentarischen Staatssekretär 
Brand fortgesetzt.

Unter diesen Bedingungen: Welche Vorhaben aus dem 
Entschließungsantrag sind derzeit im Bundesinnenminis-
terium in der Umsetzung? Welche Umsetzungen stehen 
in Ihrem Hause an?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Das ist eine Daueraufgabe, mit der wir uns auch be-

schäftigen – in enger Abstimmung mit den Vertretern und 
dem Präsidenten der Sinti und Roma, den ich übrigens 
gestern – zugegebenermaßen zufällig – getroffen habe. 
Ich habe mit ihm die Vereinbarung, dass wir uns in Kürze 
im Bundesinnenministerium treffen, um weitere Maß-
nahmen zu besprechen, weil wir es als zwingend notwen-
dig erachten, nicht nur die Erinnerung zu wahren, son-
dern auch die zukünftigen Aufgaben immer mit den 
Betroffenen abzusprechen. Das ist das, was wir gestern 
gemeinsam vereinbart haben.

Helge Lindh (SPD):
Noch eine Nachfrage: Ein wesentlicher Beitrag im Be-

richt der UKA ist die Diskriminierung im Rahmen von 
Strafverfolgungen durch Ermittlungsbehörden, aber auch 
in anderen Behörden. Man muss sagen, dass viele Fami-
lien der Sinti und Roma nicht seit Jahrzehnten, sondern 
seit Jahrhunderten diese Erfahrung mit Behörden ge-
macht haben. Was geschieht in den Bundesbehörden, 
um in diese Richtung zu sensibilisieren und auch das 
Vertrauen dieser Minderheit in den Behörden wieder auf-
zubauen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Herr Kollege, mir liegen keine Berichte vor, laut denen 

es innerhalb der Behörden Diskriminierung von Sinti und 
Roma gäbe.

(Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist spannend!)

Ich bin gerne bereit, mir dieses Thema vorlegen zu lassen 
und anzuschauen, gehe aber nicht davon aus, dass wir 
hier Erkenntnisse haben, die sich von dem unterscheiden, 
was in der Vergangenheit der Fall war.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Es gibt jetzt eine Nachfrage vom Kollegen Koçak, und 

dann würden wir zur nächsten Hauptfrage kommen.

Ferat Koçak (Die Linke):
Herr Dobrindt, sind auch Sie der Meinung, dass 

Deutschland eine historische Verantwortung gegenüber 
der Sinti-und-Roma-Community hat? Deutschland 

schiebt aktuell weiterhin vor allem Roma ab. Müssten 
wir nicht eigentlich aus der historischen Verantwortung 
Abschiebungen von Roma stoppen und ihnen vor allem 
einen Aufenthaltstitel überlassen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ja, es gibt eine historische Verantwortung, ganz selbst-

verständlich; dieser historischen Verantwortung kommen 
wir auch nach. Das ist aber ganz unabhängig davon zu 
sehen, dass wir im Bereich der Asylgesetzgebung – und 
darum geht es in den Fällen, die Sie gerade angesprochen 
haben – das Asylrecht weiterhin vollumfänglich umset-
zen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Franziska Kersten [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Hauptfrage stellt Frau Schönberger, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke, Frau Präsidentin. – Herr Bundesminister 
Dobrindt, wenn am Sonntag Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt wären, könnten das erste Mal seit 1945 wie-
der Rechtsextreme in einer Regierung sitzen.

(Zuruf von der AfD: Jawohl! Und ihr seid 
draußen!)

Wir werden selbstverständlich alles tun, um das zu ver-
hindern, und das erfolgreich.

Trotzdem: In Österreich hat ein rechtsextremer Innen-
minister den eigenen Verfassungsschutz durchsuchen las-
sen. Informationen über Rechtsextreme sind verschollen; 
Daten von Tausenden Polizistinnen und Polizisten wur-
den nach Russland durchgestochen. Die rechtsextreme 
Regierungsbeteiligung hat bis heute negative Auswirkun-
gen auf die geheimdienstliche Zusammenarbeit.

Deswegen möchte ich gerne fragen: Welche Maßnah-
men treffen Sie, um für den Fall einer rechtsextremen 
Regierung den Schutz der Bevölkerung sicherzustellen? 
Wie wollen Sie Sicherheitsbehörden, die Polizei und 
deren Bedienstete resilient machen und sensible Informa-
tionen schützen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Liebe Frau Kollegin, Sie stellen hier Was-wäre-wenn- 

Fragen im Zusammenhang mit Wahlen, die stattfinden. 
Wir können Wahlausgänge nicht vorwegnehmen,

(Stephan Brandner [AfD]: Na, na! Manchmal 
doch!)

und wir können Wahlausgänge auch nicht vorhersehen. 
Ich kann Ihnen aber sicher sagen, dass unser Interesse 
darauf liegt, alles daranzusetzen, dass aus diesen demo-
kratischen Wahlen Mehrheiten hervorgehen, die die Bil-
dung einer stabilen Regierung bzw. Koalition ermögli-
chen.
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(Zuruf von der AfD)
Ich war gerade überrascht über einen Zwischenruf. Auf 

den Hinweis, dass die Gefahr besteht, dass Rechts-
extreme gewählt werden, kam bei Ihnen von der AfD 
der Zwischenruf: „Jawohl!“ Dass Sie sich selber als 
rechtsextrem bezeichnen, ist mir neu. Aber interessant!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Stephan Protschka 
[AfD]: Das wusste ich auch nicht! Ist mir neu!)

– Wir können es ja im Protokoll nachlesen.
(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich hab’s auch gehört! – Sebastian 
Fiedler [SPD]: Ich auch! – Gegenruf von der 
AfD: Die SPD hört alles!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Schönberger hat jetzt die Möglichkeit, ihre Nach-

frage zu stellen.

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Danke, Frau Präsidentin. – Ich hoffe natürlich auch, 
dass die Wahl anders ausgeht. Trotzdem, glaube ich, soll-
ten wir die aktuelle Situation nicht verdrängen.

(Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Wissenschaft, Zivilgesellschaft und der Verfassungs-
schutz warnen davor, dass eine AfD-Regierungsüber-
nahme in Sachsen-Anhalt eine massive Gefahr für die 
innere Sicherheit wäre.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Solche öffent-
lichen Diskussionen helfen der AfD umso 
mehr!)

Und auch CDU-Innenminister, Kollegen von Ihnen, for-
dern, dass Bund und Länder sich bei der kommenden 
Innenministerkonferenz auf dieses Szenario vorbereiten 
sollten.

Da frage ich Sie: Teilen Sie diese Einschätzung, und 
setzen Sie sich dafür ein, dass die IMK konkrete Maß-
nahmen gegen Rechtsextremismus beschließt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sie sprechen zwei unterschiedliche Themen an. Die 

IMK und auch das Bundesinnenministerium sind ständig 
dabei, wenn es um den Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus geht. Das aber, worüber Sie zu Beginn gespro-
chen haben, sind Wahlen in einem Bundesland. Einen 
möglichen Ausgang dieser Wahlen, den Sie darstellen 
oder vorwegnehmen wollen, kommentieren wir nicht. 
Das Ergebnis können wir nicht vorwegnehmen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Es gibt jetzt drei Nachfragen, einmal von Herrn 

Emmerich, dann von Herrn Reichardt und von Frau 
Gambir. Wir beginnen mit Herrn Emmerich.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Innenminister, ich habe eine Nachfrage mit Blick auf 
das Thema der wehrhaften Demokratie; denn die wehr-
hafte Demokratie fängt ja auch da an, wo die Prävention 
erfolgreich ist. Die Bundesregierung stellt das ganze 
Thema der Demokratieförderung auf den Kopf. Die Or-
ganisationen müssen darum bangen, dass sie überhaupt 
noch unterstützt werden. Ihr Haus hat ja auch schon För-
derungen nachträglich gestoppt und wieder einkassiert.

Deswegen meine Frage an Sie, Herr Innenminister: 
Was tun Sie denn, damit das Thema Prävention auch im 
Haus des Bundesinnenministeriums mit Entschlossenheit 
vorangetrieben wird?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich habe vorhin ja schon angedeutet, dass es hier auch 

um Prioritätensetzung geht. Prävention – ja, ganz selbst-
verständlich; bei uns im Haus ist sie gebündelt in der 
Bundeszentrale für politische Bildung. Da wird es auch 
weiterhin eine Finanzierung von Instrumenten, Maßnah-
men und Projekten geben.

Aber selbstverständlich: Wie jede andere Bundesregie-
rung überprüfen wir immer wieder laufende Projekte, 
beginnen neue Projekte und beenden bestehende Projek-
te. Nichts anderes passiert auch dieses Mal. Ich kann 
heute noch nicht sagen, welche Projekte davon betroffen 
sind; aber es gibt Überprüfungen der Projekte, um eine 
Prioritätensetzung zu ermöglichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Franziska Kersten [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist dann Herr Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, Sie haben ja bereits gehört, dass aus 

dem linksextremen Teil des Parlaments versucht wird,
(Lachen der Abg. Kathrin Gebel [Die Linke] – 
Zuruf des Abg. Lukas Benner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie danach zu fragen, wie Sie den Wählerwillen in 
Sachsen-Anhalt nach Möglichkeit unterminieren oder 
ausschalten. Dürfen wir davon ausgehen, dass Sie den 
Wählerwillen in Sachsen-Anhalt akzeptieren und die Re-
gierung, egal welche dort zustande kommt, unterstützen 
und mit ihr zusammenarbeiten?

(Beifall bei der AfD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich würde dringend empfehlen, wie auch bei der Ant-

wort auf die anderen Fragen, einfach mal zuzulassen, 
dass Wahlen stattfinden und Wahlen Ergebnisse haben, 
ohne vorweggedachte Ergebnisse interpretieren zu wol-
len.

(Zuruf der Abg. Marlene Schönberger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Mir ist vollkommen klar, dass in diesem Haus unter-
schiedliche Interessen daran bestehen, wie Wahlen aus-
zugehen haben. Aber erst mal entscheiden Bürgerinnen 
und Bürger Wahlen.

Ich würde dringend dazu raten, abzuwarten, wie diese 
Wahlen ausgehen. Wir alle haben ein Interesse daran, uns 
in diesen Wahlen auf unterschiedlicher Seite einzubrin-
gen. Ich weiß, welche meine Seite ist; die ist in der Mitte 
dieses Parlaments.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Mitte ist doch keine Seite!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Nächste Fragestellerin ist Frau Gambir.

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Dobrindt, ich 

frage Sie noch mal ganz konkret, weil Sie die Fragen 
bisher nicht beantwortet haben: Was unternehmen Sie 
ganz konkret, wenn eine rechtsextreme Regierung zu-
stande kommt,

(Martin Reichardt [AfD]: Es gibt gar keine 
rechtsextreme Regierung irgendwo!)

und welche Gefahren gehen Ihrer Einschätzung nach von 
einer rechtsextremen Landesregierung aus?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ich nehme als Bundesinnenminister hier jetzt keine 

Wahlen vorweg,
(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie können doch die Gefahren benen-
nen! – Martin Reichardt [AfD]: Sie sollten mal 
die rechtsextremen Verstrickungen der Grünen 
in Sachsen-Anhalt überprüfen!)

und ich kommentiere auch keine von Ihnen erdachten 
Ausgänge. An meiner Antwort ändert auch Ihre wieder-
holte Nachfrage nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Fragerunde macht jetzt Ferat 

Koçak.

Ferat Koçak (Die Linke):
Herr Dobrindt, der Landesverfassungsschutz stuft fünf 

Landesverbände der Alternative für Deutschland als 
gesichert rechtsextrem ein: Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Brandenburg, Niedersachsen und Thüringen. Und – oh 
Wunder! – in Thüringen soll jetzt der AfD-Bundespar-
teitag stattfinden, am 4. Juli – ein Jahrestag-, genau 
100 Jahre nach dem Reichsparteitag der NSDAP und 
der Gründung der Hitlerjugend.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Kathrin 
Gebel [Die Linke]: Ich weiß nicht, was daran 
so witzig ist! – Stephan Brandner [AfD]: Wann 
ist denn die Bundespräsidentenwahl? Die ist 

am 30. Januar! – Martin Hess [AfD]: Gehen 
Sie mal zum Arzt!)

Was für ein Zufall! Eine große Zivilgesellschaft wider-
setzt sich diesem Reichsparteitag der AfD. Ich wollte Sie 
fragen: Was halten Sie von den Protesten gegen die AfD 
am 4. Juli in Erfurt? Die breite Zivilgesellschaft unter-
stützt sie, und auch ich unterstütze sie mit meiner Frakti-
on.

(Abg. Ferat Koçak [Die Linke] nimmt wieder 
Platz – Stephan Protschka [AfD]: Der Typ lernt 
ja nicht, dass er stehen bleiben muss! – Gegen-
ruf des Abg. Martin Reichardt [AfD]: Sieht 
man eh nicht, ob der steht oder sitzt! – Heiter-
keit bei Abgeordneten der AfD – Gegenruf der 
Abg. Cansin Köktürk [Die Linke]: Seien Sie 
doch mal ruhig dahinten!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich würde sagen, dass wir den Aufregungsgrad wieder 

senken und einfach Herrn Dobrindt antworten lassen.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Wissen Sie, ich habe verstanden, dass Sie jetzt einen 

Werbeblock für Demonstrationen abgehalten haben,

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Antworten Sie 
doch mal darauf!)

die Sie dann auch noch unterstützen. Das steht Ihnen hier 
frei. Ich darf Ihnen aber sagen: Was mich an der Stelle 
umtreibt, ist – und das habe ich auch gestern deutlich 
gemacht, als ich die PMK-Zahlen vorgestellt habe –, 
dass bei allen Demonstrationen der Vergangenheit, 
wenn die linke und die rechte Seite aufeinandertrafen, 
die Leidtragenden die Sicherheitskräfte und die Polizei-
kräfte dazwischen waren. Darum bitte ich, mal darauf 
Rücksicht zu nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit kommen wir jetzt zur nächsten Hauptfrage. Für 

die Unionsfraktion – –

(Cansin Köktürk [Die Linke], an Bundesminis-
ter Alexander Dobrindt gewandt: Das ist Ihre 
Antwort? Peinlich!)

– Frau Kollegin, es bleibt den Ministern unbenommen, 
wie sie antworten. Diese Antworten sind weder peinlich 
noch sonst was.

(Cansin Köktürk [Die Linke]: Es geht um das 
Grundgesetz und Faschismus!)

Hier hat jeder das Recht, zu fragen und zu antworten, wie 
er das für richtig hält. Solche Kommentare von der Seite 
können Sie unterlassen! Vielen Dank.

Jetzt kommen wir zum nächsten Fragesteller der Uni-
onsfraktion; das ist Frederik Bouffier.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9830 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bundesminister Alexander Dobrindt 



Frederik Bouffier (CDU/CSU):
Frau Präsidentin, meine Frage richtet sich an den Bun-

desinnenminister. – Herr Dobrindt, Sie haben gerade die 
Sicherheitsbehörden angesprochen. Es ist auch schon 
zum Ausdruck gebracht worden, dass wir weiterhin eine 
abstrakt hohe Gefährdungslage haben. Unsere Sicher-
heitsbehörden brauchen angemessene Rechtsgrundlagen 
und moderne Einsatzmittel, um diesen Bedrohungslagen 
wirksam entgegenwirken zu können. Deswegen meine 
Frage: Was haben Sie hierzu bereits unternommen, und 
was planen Sie in naher Zukunft?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank, Herr Kollege Bouffier. – Beides ist rich-

tig: Wir brauchen moderne Einsatzmittel, und wir brau-
chen auch die notwendigen Rechtsgrundlagen.

Zu den modernen Einsatzmitteln. Wir haben mit der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages und Unterstüt-
zung durch den Bundeshaushalt den Taser flächen-
deckend bei der Bundespolizei eingeführt. Ich bin sehr 
dankbar, dass wir dies nach jahrelangem, man kann sa-
gen: jahrzehntelangem politischem Streit geschafft ha-
ben.

Aber es braucht auch die notwendigen rechtlichen 
Grundlagen, die den modernen Herausforderungen an-
gemessen sind. Wir haben hierzu digitale Ermittlungs-
befugnisse ermöglicht, die IP-Adressen-Speicherung auf 
den Weg gebracht und die aktive Cyberabwehr beschlos-
sen. Wir haben nach jahrzehntelanger Debatte und Dis-
kussion über diese Sicherheitsgesetze quasi einen sicher-
heitspolitischen Hattrick geschafft, indem diese 
Regierung und der Deutsche Bundestag dies jetzt ermög-
licht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Frederik Bouffier (CDU/CSU):
Herr Bundesinnenminister, vielen Dank. – Sie haben 

gerade die digitalen Ermittlungsbefugnisse und die IP- 
Adressen-Speicherung angesprochen und damit zum 
Ausdruck gebracht, dass wir nicht nur auf der Straße, 
sondern auch im digitalen Raum auf der Höhe der Zeit 
sein müssen. Noch einmal die konkrete Nachfrage, da wir 
im Parlament zeitnah darüber zu diskutieren haben: Was 
würde in Bezug auf die allgemeine Sicherheitslage in 
unserem Land passieren, wenn wir dies nicht einführen 
würden? Das würde mich interessieren. Könnten Sie da-
rauf noch einmal konkret eingehen? – Vielen Dank.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank. – Wir sehen ja heute schon, dass die 

hybriden Bedrohungen, die wir diskutiert haben, immer 
mannigfaltiger werden, dass sie uns nicht nur real, son-
dern in besonderem Maße auch im digitalen Bereich be-
schäftigen. Digitale Angriffe werden ständig mehr. Sie 
richten sich gegen unsere Infrastruktur, sie stören Infra-
struktur. Wir erleben das nicht nur im Bereich der Ener-
gie, sondern auch im Bereich der Krankenhäuser und bei 
vielem mehr. Aktive Cyberabwehr ist heute nicht nur 
notwendig, um die Angreifer in ihren Unternehmungen 
zu stören, sondern auch, um deren Infrastruktur, bei-

spielsweise deren Software oder deren Server, zu zerstö-
ren. Das können wir heute mit diesen neuen Gesetzen, 
auch wenn sich die Infrastruktur im Ausland befindet.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann haben wir noch zwei Nachfragen. Die erste 

Nachfrage ist von Sigi Walch, die zweite von Herrn 
Emmerich.

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Minister Dobrindt, eine 

Nachfrage zum Thema IP-Adressen-Speicherung. Sie ha-
ben es gerade angesprochen: Es ist enorm wichtig, dass 
die Behörden hier auf der Höhe der Zeit agieren. Wie 
schnell bringen wir das Thema rechtlich voran, und 
wann kommen wir konkret in die Umsetzung, damit un-
sere Behörden endlich gleichziehen und mit aller Härte 
vorgehen können?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Unsere Behörden sind vorbereitet. Das heißt, sie kön-

nen umgehend vorgehen, sobald wir die rechtlichen Rah-
menbedingungen haben. Die Einigungen in der Koalition 
haben stattgefunden. Das Ergebnis muss jetzt vom Deut-
schen Bundestag bestätigt werden. Und dann können wir 
an dieser Stelle auch die Umsetzung der IP-Adressen- 
Speicherung erfolgreich durchführen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann haben wir jetzt noch Herrn Emmerich, und dann 

kommen wir zur nächsten Hauptfrage von der Fraktion 
Die Linke. – Herr Emmerich, bitte.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, ich 

habe noch eine Nachfrage. So wie der Gesetzentwurf 
momentan mit Blick auf die digitalen Ermittlungsbefug-
nisse ausgestaltet ist, ist ja nicht ausgeschlossen, dass 
zum Beispiel Palantir als Softwarelösung infrage kommt. 
Der Verfassungsschutz hat sich jetzt schon davon entfernt 
und etwas anderes in den Blick genommen. Der BKA- 
Chef neigt auch nicht zu Palantir, wie man einem Inter-
view entnehmen konnte. Von Ihnen ist aber gar nicht 
bekannt, wie Sie zu Palantir stehen. Wollen Sie Palantir 
in Deutschland für die Bundessicherheitsbehörden ein-
führen, ja oder nein?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Herr Emmerich, es ist doch überhaupt nicht über-

raschend, dass der Gesetzentwurf technologieneutral for-
muliert ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Siegfried Walch [CDU/CSU]: Ganz genau!)

Das hat ein ordentliches Gesetz zu sein. Wir machen 
weder Gesetze für einzelne Unternehmen und eine be-
stimmte Software noch gegen einzelne Unternehmen 
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und eine bestimmte Software, sondern sie sind schlicht-
weg technologieneutral. Genau das liefert dieser Gesetz-
entwurf. Deswegen ist er an der Stelle so richtig. Welche 
Software am Schluss zum Einsatz kommt, wird im Laufe 
der Verfahren entschieden, aber nicht heute hier im Par-
lament.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also haben Sie keine Meinung?)

Die Software muss den Nutzungsanforderungen der Be-
hörden Genüge tun. Zurzeit werden mehrere Software-
produkte geprüft, ob sie genau das leisten können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann haben wir für die nächste Hauptfrage Herrn 

Köstering für die Fraktion Die Linke.

Jan Köstering (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Dobrindt, Sie 

kündigten im Rahmen Ihres Pakts für den Bevölkerungs-
schutz die Beschaffung von 1 000 Spezialfahrzeugen an. 
Gleichzeitig bestehen in diesem Land seit Jahren erheb-
liche Beschaffungslücken im Zivil- und Katastrophen-
schutz. Die angestrebten Zielgrößen wurden, wie man 
einer Antwort Ihrer Bundesregierung entnehmen konnte, 
zuletzt nur zu rund 70 Prozent erreicht.

Wie viel Geld stellen Sie jetzt konkret zur Beseitigung 
dieser strukturellen Defizite bereit? Und sollen diese 
1 000 Fahrzeuge, von denen Sie gesprochen haben, die 
bestehende Lücke nur schließen, oder sind sie tatsächlich 
zusätzlich gedacht?

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank für die Frage, Herr Kollege. – Um es noch 

einmal deutlich zu machen: Wir haben von 10 Milliarden 
Euro gesprochen, die wir in dem Zeitraum bis 2029 in-
vestieren. Der Bevölkerungsschutz, die zivile Verteidi-
gung und die Investitionen dazu hören doch nicht 2029 
auf; es geht natürlich konsequent weiter mit dem Ausbau 
der Investitionen an der Stelle. Wir leisten jetzt 10 Milli-
arden Euro. Weitere 3 Milliarden Euro gehen in den Bau-
bereich, in den Immobilienbereich des THWs, um auch 
hier die Ausstattung und Ausrüstung deutlich zu verbes-
sern. Das sind Meilensteine der Finanzierung, die wir 
heute erreichen.

Und ja, der Hinweis ist richtig: Aus heutiger Sicht 
wurde in der Vergangenheit zu wenig investiert. Das än-
dert nichts daran, dass wir die Aufgabe jetzt erledigen 
müssen. Es gibt eine große Bereitschaft der Anerkennung 
dieser Leistung. Deshalb werden aus diesem Parlament 
heraus die notwendigen finanziellen Mittel zur Ver-
fügung gestellt, um diese Investitionen jetzt zu tätigen.

Jan Köstering (Die Linke):
Ich würde gerne beim Thema „1 000 neue Fahrzeuge“ 

bleiben. Wie planen Sie gegebenenfalls einen personellen 
Aufwuchs bzw. die Qualifizierung der Menschen in den 
Hilfsorganisationen, um mit diesen Fahrzeugen umgehen 
zu können? Wir haben ja bereits jetzt bei vielen Hilfs-
organisationen erhebliche Probleme damit, diese Spezial-

fahrzeuge überhaupt zu bedienen, weil hierfür die Quali-
fizierung fehlt und insbesondere der Führerschein ein 
utopisches Problem ist.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Ja, auch diese Beschreibung trifft zu: Wir füllen mit 

dem Aufbau eine Lücke. Diese über 1 000 Fahrzeuge – 
um sich nicht auf die Zahl festzulegen –, die zulaufen, 
brauchen natürlich eine aktive Gruppe von Ehrenamtli-
chen, die hier tätig sind. Deswegen werben wir zurzeit 
auch so dafür, dass man die Bereitschaft hat, in diesen 
Organisationen mitzuwirken. 90 Prozent des Sicherheits-
versprechens, das der Staat gibt, ruht auf diesen ehren-
amtlichen Frauen und Männern, diesen ehrenamtlichen 
Kräften. Deswegen will ich an der Stelle auch ein herz-
liches Dankeschön an alle die sagen, die sich hier enga-
gieren.

Ich weiß, ich überziehe gerade, Frau Präsidentin, aber 
vielleicht noch einen Satz: Wir haben erlebt, dass am 
3. Januar mit dem linksextremistischen Anschlag auf 
die Strominfrastruktur sehr viele Kräfte gebraucht wor-
den sind. Die Mehrzahl derer, die hier im Einsatz waren, 
um Leben zu schützen, waren ehrenamtliche Frauen und 
Männer aus ganz Deutschland. Ein herzliches Danke-
schön dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir haben noch zwei Nachfragen. Die erste Nachfrage 

ist von Herrn Reichardt, und dann haben wir noch eine 
zweite Nachfrage. Danach würden wir diesen Komplex 
beenden. Wir wollen schauen, dass wir das noch in der 
verbleibenden Zeit schaffen. – Herr Reichardt, bitte.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Minister, im Rahmen des Bevölkerungsschutzes 

geht es ja auch um Schutzraumbau; das hat sicherlich 
auch etwas mit Kriegstüchtigkeit zu tun. Die Kapazitäten 
liegen derzeit bei wenigen Prozent der Gesamtbevölke-
rung.

Was ist denn Ihr Ziel hinsichtlich des Schutzraumaus-
baus für die nächsten Jahre? Es muss ja in einem solchen 
Fall Schutzraum für wenigstens 30, 40, 50, 60 oder mehr 
Prozent der Bevölkerung zur Verfügung stehen. Wie wol-
len Sie dahin kommen? Was ist Ihr Ziel?

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Vor wem 
brauchen wir denn die Schutzräume?)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Herr Kollege, das ist eine überkommene Vorstellung 

von Schutzraumkonzepten. Sie denken an alte Bunker-
konzeptionen aus den 80er-Jahren. In der Hochphase 
des Kalten Kriegs hatte man für weniger als 2 Prozent 
der Bevölkerung solche Bunker vorgesehen. Daran sieht 
man schon, dass das kein adäquates Konzept ist. Deswe-
gen verfolgen wir dieses Konzept des Bunkerbaus auch 
nicht. Ich sag es mal konkret: 10 Milliarden Euro stehen 
zur Verfügung. Sollen die jetzt in Beton investiert wer-
den, oder sollen sie in ehrenamtliche Kräfte, für deren 
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Ausbildung und Ausstattung, investiert werden? Wir 
wollen sie in Ausbildung und Ausstattung investieren. 
Das ist der Maßstab, über den wir gerade reden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD] – Martin Reichardt 
[AfD]: Und die Leute sitzen dann draußen, 
oder was?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Schlussspurt jetzt mit dem Kollegen Benner.

Lukas Benner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Minister, Sie 

haben zu Recht die ganzen Ehrenamtlerinnen und Ehren-
amtler gelobt, auf die wir uns dankenswerterweise in 
diesem Land verlassen können. Wir haben nur in Teilen 
ein Problem, nämlich: Es sind häufig dieselben. Deswe-
gen würde mich interessieren, inwieweit Sie sich darüber 
einen Überblick verschaffen. Was ich konkret meine, ist, 
dass Menschen beim THW, in der Feuerwehr, in der 
DLRG aktiv sind, vielleicht gleichzeitig in der Kommune 
eine wichtige Rolle innehaben. Man muss also die Frage 
klären, für welches der verschiedenen Ehrenämter diese 
Menschen im Einsatzfall wirklich zur Verfügung stehen, 
sodass wir sie nicht mehrfach zählen. Ich frage mich, ob 
Sie sich dieses Problems annehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Vielen Dank, dass Sie das erwähnen. Das ist gerade 

eine viel zitierte Aufgabe: Wie gehen wir damit um, 
dass es Menschen sind, die in unterschiedlichsten Ret-
tungsstrukturen, Hilfsorganisationen ihren ehrenamtli-
chen Einsatz leisten?

Ein Hinweis – das betrifft auch die aktuelle Realität –: 
Nicht alle werden zum gleichen Zeitpunkt gebraucht. 
Deswegen können sie ja in unterschiedlichen Organisa-
tionen tätig sein. Wir wollen uns trotzdem einen Über-
blick darüber verschaffen. Sich diesen Überblick – ge-
nauso wie über die bestehenden Schutzräume – zu 
verschaffen, wird auf der IMK mit den Ländern dis-
kutiert; denn es geht darum, dass wir Daten zusammen-
führen müssen, damit der Bund die entsprechende Lage 
kennt und weiß, wo er auf welche Kräfte im Zweifelsfall 
zurückgreifen kann.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit beende ich die Befragung und schließe Tages-

ordnungspunkt 1.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 2: 

Fragestunde 

Drucksache 21/6245

Ich bitte jetzt die Kolleginnen und Kollegen, noch 
zügig ihre Plätze zu wechseln, damit wir fortfahren kön-
nen.

Die mündlichen Fragen auf der Drucksache 21/6245 
werden in der üblichen Reihenfolge aufgerufen.

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Gesundheit. Zur Beantwortung steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Kippels bereit.

Frage 1 stammt vom Kollegen Johannes Wagner: 
Plant die Bundesregierung, sicherzustellen, dass die Einnah-

men aus der von ihr angekündigten Abgabe auf zuckergesüßte 
Getränke (siehe Antworten der Bundesregierung auf meine 
mündlichen Fragen 13 und 15, Plenarprotokoll 21/76, 
Seite 9133) zweckgebunden für Prävention eingesetzt werden, 
und, wenn ja, wie?

Noch mal ganz kurz: Für die Antwort hat man zwei 
Minuten, für jede weitere Frage und Antwort jeweils eine 
Minute, und der Fragesteller hat dann theoretisch noch 
die Möglichkeit zu zwei Nachfragen.

So, dann kommen wir jetzt, lieber Herr Kippels, zu 
Ihrer Antwort.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kollege Wagner, 
zu Ihrer Frage folgende Anmerkungen: Die angekün- 
digte Abgabe auf zuckergesüßte Getränke soll ab dem 
Jahre 2028 aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten Kon-
kretisierung im vom Bundeskabinett verabschiedeten 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz zur Umsetzung 
kommen. Wir gehen davon aus, dass ein Volumen von 
450 Millionen Euro erwirtschaftet werden kann. Dieses 
Geld wird dann im weiteren Verlauf in Abstimmung mit 
den Krankenkassen einer entsprechenden Primärpräven-
tion zugeführt werden. Unterstützt wird diese Gesamt-
absicht durch das noch zu erwartende Präventionsgesetz, 
das im Augenblick ebenfalls in Arbeit ist.

Es gilt, zielgerichtet die Mittel für betriebliche Ge-
sundheitsförderung für alle Lebenswelten, die präventi-
onsgeeignet sind, mit den unterschiedlichen Setting-An-
sätzen in Einklang zu bringen. Die Gesundheitsrisiken, 
die typischerweise aus dem übermäßigen Verzehr von 
Zucker entstehen, werden im Rahmen dieser Konzeption 
zielgerichtet angegangen. Und die Konstruktion als Ab-
gabe erlaubt uns, in eigener Haushaltsverantwortung über 
die Mittel zu verfügen. Dadurch müssen wir dies nicht 
aus allgemeinen Haushaltsmitteln refinanzieren.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Eine Nachfrage.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär 

Kippels, vielen Dank für Ihre Ausführungen. Sie sagen, 
dass Sie keine allgemeine Steuer, sondern eine Abgabe 
wollen. Das ist per se auch in unserem Interesse. Es gibt 
da aber größere rechtliche Bedenken. Prüfen Sie die auch, 
und wie ist da der aktuelle Stand? Es soll ja am Ende nicht 
wie bei der Tabaksteuererhöhung sein, wo das Geld für 
die Finanzierung des Tankrabatts verwendet wird, son-
dern es soll ja wirklich in Ihrem Gesundheitsbereich lan-
den. Wie schätzen Sie da die aktuelle rechtliche Lage ein?

Noch etwas zum Zeitablauf. Sie haben gesagt, dass es 
noch ein weiteres Präventionsgesetz geben wird. Weder 
für die Herstellerabgabe auf Zucker noch für das Präven-
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tionsgesetz gibt es schon einen konkreten Zeitplan. Sie 
wollen jetzt Sparpakete ins Plenum einbringen; in der 
nächsten Sitzungswoche soll es auch im Ausschuss da-
rum gehen. Bei den Präventionsbereichen ist noch nichts 
Konkretes geplant. Wann kommen die konkreten Vor-
gaben und Gesetze aus dem Ministerium, die Sie mit-
betreuen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Verehrter Herr Kollege Wagner, vielen herzlichen 
Dank für die Nachfrage. – Der verfassungsrechtliche Un-
terschied zwischen Steuern und Abgaben ist dem Minis-
terium, auch wenn wir uns nicht dauerhaft mit diesen 
Fragestellungen beschäftigen, hinlänglich bekannt. Die 
Festlegung als Abgabe ist daher sehr bewusst gewählt 
worden, damit wir als Bundesministerium für Gesundheit 
von den Erträgen dieser Abgabe, also einer zielgerichte-
ten Beaufschlagung von bestimmten Produkten, profitie-
ren können; das wird im Augenblick mit den Verfas-
sungsressorts entsprechend abgearbeitet. Das ist für die 
Handlungsweise des BMG in der Tat ein Novum. Dafür 
müssen Strukturen gebildet werden, auch in Bezug auf 
Einzugsmechanismen für diese Abgabe. Wir sind aber 
zuversichtlich und gehen davon aus, dass das mit Unter-
stützung der in dieser Hinsicht erfahrenen Ressorts, unter 
anderem des BMF, strukturell gelingt.

Zu den inhaltlichen Fragestellungen. Wir sind in der 
Schlussphase der Erarbeitung eines Referentenentwurfs 
für ein Präventionsgesetz. Die entscheidende Fragestel-
lung ist immer, inwieweit ich im Rahmen der Prävention 
auf Lebenswelten bzw. auf Personen, beispielsweise in 
Form der Bildung von Gesundheitskompetenz, Gesund-
heitsbewusstsein und entsprechenden Verhaltensweisen, 
einwirken kann. Tatsache ist aber, dass die Krankenkas-
sen schon jetzt mit 700 Millionen Euro –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Achten Sie auf die Zeit!

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

– ganz gezielt dieses Thema verfolgen. Und wir haben 
uns im Rahmen dieser Überlegungen das Ziel gesetzt, ab 
2028, wenn die Einführung dieser Abgabe zu erwarten 
ist, tatsächlich zum Einsatz dieser Mittel zu kommen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich will jetzt mal auf Folgendes hinweisen: Wir müs-

sen uns etwas mehr an die Zeit halten; die wird dort oben 
eingeblendet. – Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Wenn es bei jeder Frage so viele Nach-
fragen gibt – jetzt sind es schon fünf oder sechs, davon 
beispielsweise drei aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen –, dann können Sie die natürlich alle stellen. Ich lasse 
das jetzt auch zu. Ich will nur sagen: Wenn wir für die 
Beantwortung einer Frage die gesamte Zeit brauchen, 
dann ist das nicht zielführend und dann kommen die Be-

schwerden am Donnerstag im Ältestenrat. Also appel-
liere ich jetzt an Sie, sich Gedanken zu machen, wie viele 
Fragen wirklich zielführend sind, damit wir hier vom 
Fleck kommen.

So, Herr Kollege, Sie haben jetzt das Wort für eine 
Nachfrage.

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Für mich unter-

streicht das die Bedeutung des Themas.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)
Ich freue mich natürlich, wenn wir lange über Prävention 
sprechen. Aber Sie haben Ihrer Führungsaufgabe nach-
zukommen. Deswegen ist es absolut gerechtfertigt, was 
Sie dazu gesagt haben.

Herr Staatssekretär, Sie haben gerade ausgeführt, dass 
das BMF Sie da unterstützt. Wir hatten gerade in der 
Regierungsbefragung den Minister für Landwirtschaft 
und Ernährung befragen können, und er hat gesagt, er 
selbst glaube nicht – das waren seine Worte – an die 
medizinische Wirkung einer Zuckerabgabe – er lässt 
also wissenschaftliche Erkenntnisse unter den Tisch fal-
len –, aber würde sich im Stall auch nicht querstellen. Wie 
ist Ihr Kontakt zum Ernährungsministerium bisher?

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bitte achten Sie auf die Zeit!

Johannes Wagner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sind die letztendlich mit im Boot?

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich sage es jetzt noch mal: Es gibt hier ganz viele 

Fragen zum Bereich Gesundheit, und die sind alle ganz 
wichtig. Deswegen wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie 
sich jetzt an die Zeit hielten und auch die Fragesteller 
etwas zurückhaltender wären. – Bitte.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank, Herr Kollege. – Zunächst zum 
Aspekt der Zusammenarbeit. Wir gehen von einer tech-
nisch-fachlichen Zusammenarbeit mit dem BMF im Hin-
blick auf die Gesetzgebungstechnik aus. Und das Zusam-
menwirken mit dem Landwirtschaftsministerium ist ganz 
ausgezeichnet. Typischerweise gibt es in den verschiede-
nen Ressorts unterschiedliche Perspektiven und vielleicht 
auch unterschiedliche Einschätzungen. Hier liegt es dann 
an den Fachebenen bzw. auch an den übrigen Verantwort-
lichen, aus den verschiedenen Perspektiven einen guten 
Kompromiss zu entwickeln.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist Frau Dr. Zoe Mayer.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Staatssekretär, in Getränken soll künftig weniger 

Zucker sein. Die Antwort der Industrie ist aktuell, Zucker 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9834 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Johannes Wagner 



eins zu eins durch Süßstoff zu ersetzen. Wir sehen auch, 
dass es mittlerweile einige Softdrinks mit Süßstoff gibt, 
die an Kinder vermarktet werden. Da gibt es einige Pro-
bleme. Zum einen ist das immer noch ein sehr intensiver 
Süßgeschmack,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja und?)

der für die Kinder dann normal wird. Zum anderen wis-
sen wir, dass die Forschungslandschaft und die Studien-
lage im Hinblick darauf, was passiert, wenn Kinder große 
Mengen Süßstoff und Süßstoffkombinationen über einen 
langen Zeitraum konsumieren, nicht besonders gut sind.

Meine Fragen entsprechend an die Bundesregierung: 
Wie sehen Sie die Folgen von Süßstoffkonsum bei Kin-
dern? Möchten Sie da mehr in die Forschung reingehen? 
Und ist bei der neuen Zuckersteuer irgendetwas zu Süß-
stoffen geplant?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Ich fange mit dem letzten Teil der Frage an. Zu diesem 
Aspekt ist im Rahmen der Abgabe im Augenblick nichts 
geplant, weil wir dazu noch weitere evidenzbasierte Er-
kenntnisse brauchen.

Die Konkurrenzlage zwischen Zucker auf der einen 
Seite und Süßstoff auf der anderen Seite ist uns sehr 
wohl bewusst. Wir müssen im Augenblick eine Abwä-
gung der verschiedenen Gesundheitsgefahren vorneh-
men: Adipositas und Diabetes auf der einen Seite und 
möglicherweise, was in der Kurzzeitperspektive aller-
dings noch nicht belegt ist, krebserregende Effekte aus 
der Verwendung von Süßstoff auf der anderen Seite. Da-
mit müssen wir uns im Rahmen der Wissenschaft weiter 
beschäftigen. Dazu werden Aufträge erteilt.

Wir werden allerdings zunächst mal die ersten Schritte 
im Rahmen dessen gehen müssen, was aus unserer Sicht 
im Moment umsetzungsfähig ist und auch tatsächlich 
Effekte auslöst.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Als Nächstes Linda Heitmann.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. – Herr Staatssekretär, Sie haben die 

Zuckersteuer als eine der Maßnahmen im Zuge des GKV- 
Finanzstabilisierungsgesetzes angekündigt, aber gleich-
zeitig gesagt, sie solle erst 2028 wirksam werden. Viele 
andere Maßnahmen, die angekündigt sind, sollen schon 
2027 wirksam werden und konterkarieren damit teilweise 
andere Reformen. Beispielsweise sehen wir im Kranken-
hausbereich, dass die geplanten Einschnitte die Kranken-
hausreform wirklich konterkarieren. Nur bei der Zucker-
steuer, wo es aus Sicht vieler eigentlich auch schneller 
ginge, scheinen Sie auf der Bremse zu stehen. Deshalb 
will ich noch mal ganz klar fragen: Warum kann die 
Zuckersteuer nicht schneller kommen und schon 2027 
wirksam werden?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen Dank für die Nachfrage. – Die Tatsache, dass es 
nicht schneller geht, hängt zum einen daran, dass der 
Erhebungsmechanismus entwickelt werden muss. Zum 
anderen muss der Industrie die Möglichkeit gegeben wer-
den, sich mit diesen neuen Erhebungstatbeständen, zum 
Beispiel unterschiedlichen Abstufungen von Zucker-
zusatz mit unterschiedlichen Steuersätzen bzw. Abgaben-
sätzen, um die richtige Formulierung zu verwenden, aus-
einanderzusetzen. Nach unseren Einschätzungen ist die 
Zeit bis Anfang 2028 – jetzt noch circa eineinhalb Jahre – 
für ein so großes Projekt ein durchaus angemessener 
Zeitraum. Ginge es schneller, wäre das in unserem Sinne.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist Dr. Ingo Hahn.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Parlamentarischer 

Geschäftsführer Kippels, ob man es jetzt „Steuer“ oder 
„Abgabe“ nennt: Im Endeffekt ist es eine weitere Maß-
nahme, welche von den Bürgern Geld verlangt. Jetzt re-
den wir über die Zuckerabgabe.

Lebensmittel und Energie, alles wird teuer für die 
Menschen, auch für diejenigen aus Nordrhein-Westfalen, 
wo Sie als CDU-Mann Ihren Wahlkreis haben; da ist es 
ja häufig sehr prekär. Viele Leute kommen mit dem Geld 
nicht mehr aus. Die Mieten steigen. Eigentlich ist es eine 
Entlastung gewesen, die Sie mit Ihrer Regierung verspro-
chen haben. Aber solche Alltagsprodukte werden jetzt für 
die normalen Menschen teurer. Für mich ist das eine 
staatliche Erziehungspolitik. Man hätte andere Maßnah-
men ergreifen können. Man könnte aufklären, man 
könnte bilden, man könnte die Menschen zum Sport 
antreiben. Deshalb meine Fragen: Warum plant Ihre Bun-
desregierung weitere Abgaben, jetzt auf Zucker in Ge-
tränken? Und wann fangen Sie endlich an, die Belastun-
gen für die Menschen herunterzufahren und nicht weiter 
hochzuschrauben?

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Nur zur Klarstellung: Es ist der Parlamentarische 

Staatssekretär Herr Kippels.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Genau.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Nicht der Geschäftsführer.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Entschuldigung.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich wollte es auch nur noch mal fürs Protokoll sagen.

(Stephan Brandner [AfD]: Er hat an mich ge-
dacht!)

– Da hat er an Sie gedacht.
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(Stephan Brandner [AfD]: Ich kann es ihm 
nicht verübeln!)

Aber das würde jetzt auch nicht passen mit der Antwort. – 
Herr Kippels.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Kol-
lege, wenn Sie sich mit den weiteren Ausführungen 
schon ein bisschen auseinandergesetzt haben, werden 
Sie festgestellt haben, dass wir diese Abgabe in gestuften 
Abgabesätzen vorsehen. Das heißt: Bei einem äußerst 
geringen Zuckergehalt gibt es keine entsprechende Be-
aufschlagung, während die Abgabenlast mit einem stei-
genden Zuckergehalt steigt. Insofern hat jeder Verbrau-
cher bzw. jeder Kunde die Möglichkeit, zwischen ver- 
schiedenen Produkten auszuwählen.

Wir wollen auf diese Art und Weise die Entscheidung 
im positiven Sinne zugunsten der Gesundheitsförderung 
beeinflussen und deutlich machen, dass die Verwendung 
von Getränken mit einem möglichst geringen Zucker-
gehalt für die Gesamtgesundheit hilfreich ist. Das ist im 
Rahmen von Prävention bedauerlicherweise ein pädago-
gisch anzuwendendes Mittel, um die Leute darauf hin-
zuweisen, dass bestimmte Verhaltensweisen ein höheres 
Risiko beinhalten, andere wiederum nicht.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist Ates Gürpinar.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Vielen Dank für die Möglichkeit, eine Nachfrage zu 

stellen. – Mich irritiert ein wenig, in welchem Rahmen 
die Zuckersteuer bzw. Zuckerabgabe vorgestellt wird. Sie 
wird doch vorgestellt in dem Rahmen, Lücken zu füllen, 
und zwar Finanzierungslücken, und Konsolidierungsnot-
wendigkeiten nachzukommen. Das heißt, es wird nicht 
davon ausgegangen, dass sie zu einer großen Verringe-
rung dieser von Ihnen und auch von uns als gesundheits-
schädlich bezeichneten Getränke und anderer Nahrungs-
mittel führen wird, sondern sie wird dafür genutzt, Haus- 
haltslöcher zu stopfen. Deswegen meine Frage an Sie: 
Ergreifen Sie gleichzeitig andere Maßnahmen, zum Bei-
spiel kostenloses Wasser in der Gastronomie, Werbeein-
schränkungen im Bereich von zuckerhaltigen Getränken, 
ein kostenloses gesundes Schulessen, das zum Beispiel 
mit der Zuckersteuer finanziert werden könnte, um für 
Prävention und eine gute gesundheitliche Versorgung 
der Menschen im Land zu sorgen?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank für die Nachfrage, Kollege 
Gürpinar. – Zunächst einmal: Das hier ist kein Lücken-
füller, sondern sehr wohl aus der Situation heraus moti-
viert, dass der übermäßige Verzehr von zu gesüßten Ge-
tränken in zunehmendem Maße gesundheitliche Aus- 
wirkungen insbesondere auch bei der Jugend zeitigt und 
wir mit diesem Steuerungs- und Lenkungselement auf 
eine positive Ernährung hinwirken wollen. Dass daraus 
Einnahmen fließen, ist ein höchst erfreulicher Umstand. 

Aber es ist eben kein Mittel, um Haushaltslöcher zu 
schließen. Als Abgabe dienen die Einnahmen dazu, die 
Bewegungs- und Handlungsmöglichkeiten des BMG im 
Rahmen seiner diversen Aufgabenstellungen und damit 
auch im Rahmen der Prävention zu befördern.

Natürlich gibt es eine Vielzahl von alternativen Mög-
lichkeiten, auf gesunde Ernährung hinzuwirken, zum 
Beispiel mit kostenloser Schulernährung. Aber auch das 
kostet an anderer Stelle Geld. Insofern ist die Generie-
rung von Einnahmen für Gesundheit eine sehr sinnvolle 
Motivation.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist Stella Merendino.

Stella Merendino (Die Linke):
Herr Staatssekretär Kippels, Sie haben gerade schon 

angekündigt, es solle noch ein Präventionsgesetz auf 
den Weg gebracht werden. Ich stelle mir die Frage: Wie 
passt das zur GKV-Reform, mit der doch präventive 
Screenings, zum Beispiel für Hautkrebs, und psychiatri-
sche Angebote für Kinder und Jugendliche weggekürzt 
werden? Was denken Sie sich dabei?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Wir sind im Rahmen der Auswahl von Einsparmaß-
nahmen im Rahmen des GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetzes bzw. umgekehrt im Hinblick auf die Kon-
zeption von Präventionsmaßnahmen immer dabei, 
evidenzbasierte Erkenntnisse umzusetzen.

Das Hautkrebsscreening hat nach den Erkenntnissen, 
die weltweit gesammelt worden sind, keinen positiven 
Effekt. Wenn selbst das Land Australien mit einer ganz 
hohen Sonnenlast ein solches wiederkehrendes Haut-
krebsscreening abgeschafft hat, spricht dies dafür, dass 
man in dieser Maßnahme keinen gesundheitlichen Nut-
zen, keinen Mehrwert sieht. Umgekehrt ist es zweifels-
ohne so, dass wir uns neben den Sparmaßnahmen auch 
immer darauf konzentrieren müssen, dass aus Prävention 
in der langen Sicht Spareffekte für das Gesundheitssys-
tem entstehen, weil entsprechende schwerste Erkrankun-
gen mit hohem Behandlungsaufwand vermieden werden 
können. Dieses Zusammenspiel müssen wir jetzt in evi-
denzbasierter Weise auf den Weg bringen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann schließen wir jetzt diese Fragerunde mit Simone 

Borchardt.

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Vielen Dank für das Zulassen der Frage. – Herr Staats-

sekretär, ich habe noch eine Frage. Mir geht es darum: Es 
scheint ja nicht jedem im Plenum bewusst zu sein, warum 
wir diese Zuckersteuer oder -abgabe einführen. Vielleicht 
können Sie noch mal erläutern, dass es eben nicht nur um 
den monetären Wert geht und die GKV-Ausgaben, son-
dern auch um den Gesundheitsaspekt und die volkswirt-
schaftlichen Kosten, erst recht aber um das Thema „Kin-
der und Jugendliche“ und um das Thema „Bildung und 
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Gesundheitskompetenz“. – Vielen Dank für Ihre Antwort 
schon mal.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank für diese Nachfrage, Frau Kol-
legin. – Man kann es ganz einfach auf den Punkt bringen: 
Jeder Euro, der in Prävention investiert wird, erspart 
mehrere Euro, die später in Therapien, in entsprechende 
Behandlungen investiert werden müssen. Das heißt, es ist 
uns daran gelegen, auf lange Sicht den Bürgerinnen und 
Bürgern hier in Deutschland, vor allen Dingen allen Pa-
tientinnen und Patienten schwere Krankheitsverläufe zu 
ersparen und ihnen auf diese Art und Weise den Weg 
durch ein gesundes Leben zu ermöglichen. Dazu braucht 
es gelegentlich schon mal entsprechende Anregungen, 
hier in Form dieser Abgabe.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann rufe ich jetzt die Frage 2 auf – der Fragesteller ist 

der Abgeordnete Bernd Schattner –: 
Wie begründet die Bundesregierung die im GKV-Beitrags-

satzstabilisierungsgesetz vorgesehene faktische Ausschließ-
lichkeit kieferorthopädischer Behandlungen durch Fachzahn-
ärzte für Kieferorthopädie, obwohl auch approbierte Zahnärzte 
im Rahmen ihrer bundeseinheitlichen Ausbildung bereits zur 
Diagnostik und Behandlung kieferorthopädischer Fehlstellun-
gen befähigt sind, und sieht sie die Gefahr einer grundlegenden 
Zweiteilung des bislang einheitlichen zahnärztlichen Berufs-
bildes, und, wenn nein, warum nicht?

Herr Kollege Kippels, bitte.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Herr Kollege Schattner, vielen herzlichen Dank für die 
Frage. – Die FinanzKommission Gesundheit hat im Rah-
men ihrer diversen Vorschläge unter anderem den Vor-
schlag unterbreitet, die kieferorthopädische Versorgung 
ausschließlich durch Fachärzte, das heißt Fachärzte für 
Kieferorthopädie, vornehmen zu lassen. Wenn Sie den 
Bericht studieren, werden Sie sehen, dass dort ausführ-
liche Begründungen im Hinblick auf die Erhebungen und 
die Grundlage dieser Entscheidung gegeben sind.

Es gibt insgesamt verschiedene Qualifikationsstufen 
im Rahmen der zahnärztlichen bzw. kieferorthopädischen 
Behandlung. Es gibt den Facharzt für Kieferorthopädie 
und auch eine entsprechende Master-Weiterbildung von 
zwei bis drei Jahren, die auch zusätzliche Qualifikations-
merkmale erschafft.

Nach der Erstattungsregelung des § 29 SGB V sind die 
Kosten für kieferorthopädische Behandlungen nur bei 
erheblichen Beeinträchtigungen – KIG 3 bis 5 – zu er-
statten. Vor diesem Hintergrund besteht aus versorgungs-
rechtlicher Sicht ein Interesse daran, dass bei der Indika-
tionsstellung bzw. bei der Behandlung mit höchster 
Qualität und Präzision vorgegangen wird und, auch unter 
dem Gesichtspunkt eines Steuerungsinstrumentes im 
Sinne des Wirtschaftlichkeitsgebotes nach § 12 SGB V, 
die bestmögliche Versorgung stattfindet. Die Finanz-
Kommission Gesundheit hat in diesem Zusammenhang 

eine Wechselwirkung zwischen dieser Qualifikation und 
den zu erzielenden Ergebnissen hergestellt und diese 
Empfehlung ausgesprochen.

Wir sind in der Zwischenzeit mit zahlreichen Hinwei-
sen konfrontiert worden und werden uns im Rahmen der 
weiteren Bewertung im Gesetzgebungsverfahren natür-
lich damit auseinandersetzen, ob es auch andere erwor-
bene Qualifikationsmerkmale gibt, die der Facharztaus-
bildung oder der Master-Fortbildung gleichzustellen 
sind.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Schattner.

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

nach dem vorliegenden Entwurf ist ja vorgesehen – Sie 
haben es gerade angesprochen –, dass kieferorthopädi-
sche Behandlungen in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung grundsätzlich nur noch von Vertragszahnärzten, die 
entsprechend kieferorthopädisch ausgebildet sind, vor-
genommen werden dürfen.

Laut Bundeszahnärztekammer würden bei der Umset-
zung des Fachzahnarztvorbehalts ein schlechterer Zu-
gang und lange Wartezeiten drohen. Knapp 1 Million 
Versicherte könnten nicht wie bisher behandelt werden, 
ist die Aussage. Primär wären besonders Kinder und Ju-
gendliche im ländlichen Raum die Verlierer dieser Re-
form.

Gibt es Überlegungen, wie Sie sicherstellen wollen, 
dass nicht noch weitere, längere Wartezeiten entstehen 
und sich die Versorgungslage gerade in ländlichen Re-
gionen entsprechend noch mal deutlich verschlechtert?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Die Herausforderung einer flächendeckenden Versor-
gung treibt uns bei unseren Überlegungen natürlich un-
unterbrochen um; das ist gar keine Frage. Aber gerade bei 
kieferorthopädischen Maßnahmen, die bei jungen Men-
schen im ganz frühen Stadium vorgenommen werden, ist 
es unter Qualitätsgesichtspunkten wichtig, dass eine 
dauerhafte Sicherung gewährleistet ist. Fehlleistungen 
oder mindere Qualität in der Behandlung können Kinder 
und Jugendliche ein Leben lang zeichnen bzw. kann es 
dadurch bei ihnen zu schwerwiegenden Folgeerscheinun-
gen kommen. Deshalb werden wir im Rahmen unserer 
weiteren Überlegungen auf der einen Seite die Qualitäts-
sicherung und die qualitätsbasierte Behandlung und auf 
der anderen Seite die flächendeckende Versorgung sehr 
aufmerksam gegeneinander abwägen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Schattner, noch eine Nachfrage?

Bernd Schattner (AfD):
Vielen Dank. – Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsiden-

tin Ihren Kanzler, Aussage aus September 2023:
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„Auch die Bevölkerung, die werden doch wahnsin-
nig, die Leute. Wenn die sehen, dass 300 000 Asylbe-
werber abgelehnt sind, nicht ausreisen, die vollen 
Leistungen bekommen, die volle Heilfürsorge be-
kommen. Die sitzen beim Arzt und lassen sich die 
Zähne neu machen, und die deutschen Bürger ne-
bendran kriegen keine Termine.“

Das ist die Aussage von Friedrich Merz aus September 
2023.

Ich will die Aussage jetzt gar nicht bewerten, ob man 
da zustimmen kann oder nicht. Allerdings frage ich mich 
jetzt natürlich, wenn ich das höre – und es hat sich an der 
Terminvergabe in dem Bereich ja grundsätzlich nichts 
verändert –: Wie wollen Sie dafür sorgen, dass gerade 
auch im ländlichen Raum – in Regionen wie dem Saar-
land, in der Fläche in Rheinland-Pfalz, aber auch in den 
mitteldeutschen Bundesländern – vernünftige Zeitschie-
nen eingehalten werden, damit die Leute Facharzttermine 
endlich wieder so wahrnehmen können, wie es ihr Ge-
sundheitszustand erfordert? Dazu liest man aus Ihrem 
Hause leider sehr wenig.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die CDU/CSU gerichtet: So 
was kommt von so was, liebe Union! – Gegen-
ruf des Abg. Bernd Schattner [AfD]: Lasst uns 
in Sachsen-Anhalt regieren, dann passt das 
schon!)

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Herr Kollege Schattner, die Frage der Nachwuchs-
gewinnung für die Versorgung des ländlichen Raums ist 
eigentlich in allen ärztlichen Professionen zurzeit eine 
Herausforderung. Damit muss man sich auseinanderset-
zen.

Auf der anderen Seite sehe ich in hochsensiblen Be-
handlungsbereichen auch ein ganz vitales Interesse da-
ran, dass dann, wenn behandelt wird, auch die bestmög-
liche Qualität gewährleistet ist. Ich hatte es eben schon 
verdeutlicht: Wir werden diese beiden Aspekte unter die-
sem Gesichtspunkt sehr genau gegeneinander abwägen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir haben insgesamt drei Nachfragen: eine von der 

AfD, zwei von der Fraktion Die Linke. Der nächste Fra-
gesteller ist Herr Dr. Kaufmann.

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär, 

halten Sie es für angemessen, dass die Bundesregierung 
damit in die Autonomie eines gesamten Berufsstandes 
eingreift, insbesondere dann, wenn dieser Berufsstand 
seine Aufgaben bisher weitestgehend reibungslos erfüllt 
hat?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Herr Kollege, vielen herzlichen Dank für diese Nach-
frage. – Sie haben aber mit dem Schlusssatz bereits einen 

wesentlichen Hinweis gegeben: „weitestgehend“. „Wei-
testgehend“ reicht aber für eine kritiklose Hinnahme 
der momentanen Abläufe und insbesondere der Fall- 
zahlen der Behandlungen mit gewissen Auffälligkeiten 
eben nicht aus; das reicht nicht, um an diesem Punkt 
keine kritischen Anmerkungen zu machen. Entspre-
chende Qualifikationsmerkmale für fortschreitende 
Technologisierung im Rahmen von Behandlungsabläufen 
sind auch adäquat und sind auch unter dem Gesichtspunkt 
der Qualitätssicherung unbedingt geboten, sind nicht nur 
ein nettes Add-on, sondern im Interesse der Patientensi-
cherheit zwingend.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Fragesteller ist der Kollege Meiser.

Pascal Meiser (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Herr Staatssekretär 

Kippels, mit Ihrem GKV-Kürzungsgesetz planen Sie ja 
unter anderem, auch die Zuschüsse beim Zahnersatz zu 
kürzen. Jetzt meine Frage in dem Zusammenhang: Ist 
Ihnen bekannt, dass es zahlreiche Studien gibt, die schon 
jetzt den Zusammenhang zwischen Einkommen und Zu-
stand der Zähne, also des Zahnersatzes, dokumentieren? 
Also: Je ärmer, desto schlechter das Gebiss, desto weni-
ger gut der Zahnersatz.

Und wenn Ihnen das bekannt ist – was ich hoffe –: Wie 
wollen Sie verhindern, dass mit den geplanten Kürzungen 
dieser Zusammenhang jetzt noch drastischer wird, dass 
man das Einkommen bzw. die Armut den Menschen 
wirklich am Gesicht, am Gebiss, ansehen kann? Ich finde 
das wirklich skandalös und würde gerne wissen, wie Sie 
dem entgegenwirken wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Die Zahnbehandlung, insbesondere die frühzeitige 
Zahnbehandlung, auch mit entsprechender früher Vorsor-
ge, ist ein wesentlicher Faktor für die gesamte Gesund-
heit eines Menschen, weil von den Zähnen sehr viele 
Auswirkungen auf die Gesamtbefindlichkeit ausgehen.

Tatsache ist aber auch, dass die Fragestellung, inwie-
weit Versorgung stattfindet, bedauerlicherweise nicht nur 
von der Zuzahlung und der Erreichbarkeit abhängt, son-
dern auch von der subjektiven Aufklärung über die Not-
wendigkeit. Wir sind darum bemüht, die Prävention auch 
im Rahmen dieser Vorsorge zu gewährleisten. Die Be-
handlung ist dann der nächste Schritt. Aber wir müssen 
zunächst einmal die Menschen dafür gewinnen, sich die-
ser Untersuchungsmaßnahme, dieser Kontrolle zu unter-
ziehen, um dann auch die entsprechenden Empfehlungen 
tätigen zu können.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Und den Schluss macht die Kollegin Gebel.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9838 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Bernd Schattner 



Kathrin Gebel (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, für das Zulassen der 

Nachfrage. – Ich würde ganz gerne anschließen an das 
Thema GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz oder, wie 
der Kollege sagte, GKV-Kürzungsgesetz. Darin sind zum 
Beispiel auch Änderungen bei der Psychotherapie vor-
gesehen. Expertinnen und Experten sagen, dass dieses 
Gesetz dazu führen wird, dass bis zu ein Viertel der 
Psychotherapieplätze für gesetzlich Versicherte wegfal-
len werden. Wir haben ja immer mehr psychisch er-
krankte Menschen, die so einen Platz dringend bräuchten 
und gleichzeitig monatelang darauf warten müssen. Da 
frage ich mich: Wie wollen Sie das denn den Leuten 
erklären, die derzeit oft schon so viele Monate auf einen 
Therapieplatz warten müssen?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Frau Kollegin, vielen herzlichen Dank für die Frage. – 
Das ist ein eigenständiges Thema, das eigentlich einer 
ausführlicheren Beantwortung bedürfte. Die psychothe-
rapeutische Versorgung ist ein besonderes Herausforde-
rungsprofil in der medizinischen Versorgung. Wir haben 
es in den letzten zehn Jahren zwar geschafft, die Kopf-
zahlen der behandelnden Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten zu verdoppeln, gleichzeitig aber be-
dauerlicherweise nicht die Anzahl der entsprechenden 
Therapiestunden.

Auch die Fragestellung, wie die Niederlassungen in 
den Großstädten auf der einen Seite und auf dem Land 
auf der anderen Seite verteilt sind, ist der Sache nach 
unbefriedigend. Wir werden uns deshalb jetzt im Rahmen 
der weiteren Überlegungen damit auseinandersetzen, in-
wieweit eine entsprechende Bedarfsplanung insbeson-
dere im Bereich der Kinder- und Jugendpsychotherapie 
angezeigt ist.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wir kommen jetzt zur Frage 3 des Kollegen Peterka: 

Plant die Bundesministerin für Gesundheit, Nina Warken, 
sicherzustellen, dass Pflegebedürftige, die nach geltendem 
Recht rechtmäßig in Pflegegrad 2 oder Pflegegrad 3 eingestuft 
sind, durch die geplante Verschärfung der Einstufungskriterien 
keine Leistungskürzungen erleiden, ohne dass eine adäquate 
Übergangsregelung greift, und, wenn ja, mit welchen konkre-
ten Maßnahmen (vergleiche Ärzteblatt –www.aerzteblatt.de/ 
news/warken-gibt-erste-details-zur-pflegereform-bekannt- 
19b2589d-a2ef-4f1b-bee7-0fe2fa6a22a2, abgerufen am 
13. Mai 2026)?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Verehrter Herr Kollege Peterka, die Frage ist eigentlich 
relativ einfach zu beantworten. In der beabsichtigten Re-
gelung ist vorgesehen, dass es einen Bestandsschutz für 
die bereits beschiedenen Pflegebedürftigen gibt. Also: 
Liegt ein entsprechender Bewilligungsbescheid des Pfle-
gegrades 2 oder 3 vor, behält er so lange seine Wirksam-
keit, bis es entweder zu einer Befundverbesserung kommt 
oder aber sich aus anderen Gründen eine Veränderung in 
der Bewertung ergibt. Auf die Veränderung der Bewer-
tungsparameter bzw. der Werkzeuge wird auf jeden Fall 

keine Veränderung in der Einordnung in den Graden fol-
gen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Peterka, Sie haben die Möglichkeit, zwei Nach-

fragen zu stellen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Vielen Dank. – Das Pflegeneuordnungsgesetz bewegt 

sich in Richtung der IGES-Empfehlung von vor 13 Jah-
ren. Es würde nach Schätzungen zu 12 Prozent weniger 
Pflegeinstufungen führen, also bis zu 12 Prozent der jetzt 
Berechtigten könnten da herausfallen. Die Ministerin 
hatte erst gesagt: Es wird wohl einen Bestandsschutz 
geben. Jetzt höre ich: Es wird auch ins Gesetz hinein-
geschrieben. Dann haben Sie selber schon gesagt: Es 
wird auch eine Neubewertung des Zustandes erfolgen.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Nein, der kann erfolgen.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Er kann erfolgen, wenn sich der Zustand der Person 

verbessert. Dann habe ich Sie aber so verstanden, dass 
dann doch die neuen Bewertungsmaßstäbe angelegt wer-
den. Also werden die Leute dann quasi dafür bestraft, 
wenn sich ihr Zustand so verbessert, dass zumindest 
eine neue Prüfung erfolgt?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Nein, der Prozess der Einordnung in die verschiedenen 
Grade ist ja ein dynamischer. In vielen Fällen verschlech-
tert sich die Situation. Im Rahmen der jetzigen gesetzli-
chen Veränderungen würde eine Neueinstufung in einen 
höheren Pflegegrad nach den neuen Parametern erfolgen. 
Aber die Bewertung des vorhandenen Pflegegrades wird 
in keiner Weise angetastet. Das heißt, es geht immer nur 
um die Fragestellung: Gibt es Veränderungen? Und im 
Rahmen dieser Veränderungen wird dann die neue Ge-
setzeslage zurate gezogen.

Die Veränderung, die Sie zu Beginn Ihrer Frage ange- 
sprochen haben, nämlich dass es möglicherweise zu einer 
Reduzierung um 12 Prozent kommen könnte, bezieht sich 
auf die Situation, wenn jetzt der Begutachtungsprozess 
bei den zu Prüfenden begonnen wird. Das heißt, für alle 
Neufälle werden dann vermutlich die Regularien heran-
gezogen, die seinerzeit bei der Bewertung vorlagen, aber 
damals nicht angewendet worden sind.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie haben noch eine Nachfrage.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Es ist natürlich immer bedauerlich, wenn bei den So-

zialleistungen für alle Bürger gespart wird, auch bei 
denen, die vielleicht ihr ganzes Leben in die Sozialkas-
sen, auch in die Pflegekasse, eingezahlt haben und jetzt 
eben dann doch diesem Risiko über kurz oder lang aus-
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gesetzt sind, spätestens dann, wenn sie eben noch nicht 
eingestuft sind. Es ist die Rede von einem Defizit der 
Pflegekasse in Höhe von 7,6 Milliarden Euro für 2027. 
Hat das Ministerium irgendeinen Überblick, wie viel von 
diesem Defizit zum Beispiel auf kassenfremde Leistun-
gen, etwa über das Asylbewerberleistungsgesetz, zurück-
zuführen sind, also wie viel dort abfließt? Haben Sie da 
irgendeine Zahl?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Dazu liegen mir keine Erkenntnisse vor.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist die Kollegin Gebel.

Kathrin Gebel (Die Linke):
Vielen Dank. – Ich würde ganz gerne auf die angespro-

chene Pflegereform eingehen, und zwar wollen Sie in der 
Pflegereform auch die Rentenansprüche für pflegende 
Angehörige um 30 Prozent kürzen. Pflegende Angehöri-
ge, das sind in Deutschland zu zwei Dritteln Frauen, also 
Menschen, die wegen ungerechter Bezahlung, wegen zu 
wenig Kitas, wegen Teilzeitfalle, wegen Ehegattensplit-
ting und unbezahlter Sorgearbeit sowieso schon oft in 
Altersarmut landen. Ich habe einfach die Sorge, dass 
Ihre Reform diese Altersarmut gravierend verschärfen 
wird. Deswegen frage ich mich: Warum wollen Sie 
denn ausgerechnet bei denjenigen hier den Kürzungs-
hammer oder die Kürzungskettensäge anlegen, die für 
unsere Gesellschaft eine so wichtige Arbeit unbezahlt 
machen?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Verehrte Frau Kollegin, Sie haben eben nur eine 
Facette des großen Baukastens der Pflegemaßnahmen 
persönlich bzw. technisch beschrieben. Im Rahmen unse-
rer notwendigen Reform der Pflegeversicherung müssen 
wir im Rahmen aller Instrumentarien und aller finanz-
relevanten Mittel eine Anpassung der Leistungen vorneh-
men. Bedauerlicherweise gilt das auch für die entspre-
chenden Rentenanwartschaften. Mit einer Reduzierung 
um 30 Prozent ist das sicherlich spürbar und für den einen 
oder anderen schmerzlich. Aber in Ansehung der mo-
mentanen Versorgungslage und der hohen Zahl der zu 
Pflegenden, die im Moment bei insgesamt fast 6 Millio-
nen Menschen liegt, besteht diese Notwendigkeit, um es 
finanziell noch leistbar zu machen. Ansonsten könnte es 
zu einem höchst unerwünschten und unbedingt zu ver-
hindernden Kollaps der Pflegeversicherung kommen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Fragestellerin ist die Kollegin Schötz.

Evelyn Schötz (Die Linke):
Vielen Dank für die Gelegenheit, eine Nachfrage zu 

stellen. – Herr Staatssekretär, neben dem Kleinrechnen 
der Anzahl der Pflegebedürftigen wollen Sie auch dafür 
sorgen, dass die Unterstützung bei den Eigenanteilen in 
den Pflegeheimen später greift. Das ist brutal für Pflege-

bedürftige, aber auch für die Kommunen, die dann letzten 
Endes einspringen müssen. Wieso wollen Sie sehenden 
Auges die Pflegearmut ausweiten? Und wieso verschiebt 
der Bund das Finanzproblem in die klammen Haushalte 
der Kommunen, statt selbst Verantwortung zu überneh-
men, zum Beispiel durch die offenen Coronanachzahlun-
gen?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Frau Kollegin, Sie haben in Ihrer Frage mehrere As-
pekte angesprochen, die eigentlich auf dasselbe Problem 
hinauslaufen. An den verschiedensten Stellen unseres 
Gemeinwesens gibt es momentan finanzielle Engpässe, 
bei denen versucht werden muss, sie verantwortungsvoll 
auf verschiedene Schultern zu verteilen. Uns ist sehr 
wohl die Finanzlage der Kommunen bewusst. Und wir 
wissen auch, dass über die Hilfe zur Pflege da eine Reihe 
von Belastungen ankommen. Wir versuchen aber auch, 
im Rahmen langfristiger Pflegestrukturreformen die Ver-
sorgungssettings so zu verändern, dass nach Möglichkeit 
die zu Pflegenden länger in ihrem eigenen Wohnumfeld 
mit eigenverantwortlicher Lebensgestaltung verbleiben 
können. Das ist aber kein kurzfristiger Prozess. Wir müs-
sen im Augenblick die Liquidität der Pflegeversicherung 
gewährleisten, und dazu sind eben dann auch unerfreuli-
che, harte Einschnitte in der Kürze der Zeit unvermeid-
lich.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss bei dieser Hauptfrage macht jetzt Herr 

Dr. Dahmen.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich würde den Par-
lamentarischen Staatssekretär gern noch etwas fragen 
wollen. In der Frage eben klang ja schon an, dass Sie 
das, was Sie hier Reform nennen, letztlich nutzen, um 
ein Loch in der Pflegekasse zu einem noch größeren 
Loch in den Kommunen zu machen. Jetzt kommen Sie 
aus Nordrhein-Westfalen, und ich gehe davon aus, dass 
Ihnen das Loch in den Kassen der Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen bekannt ist. Von welcher Erhöhung der 
Quote der Hilfe zur Pflege gehen Sie denn für die Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen aus, wenn Sie dieses Ge-
setz so in Kraft setzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen Dank, Herr Kollege Dahmen, für diese Frage. – 
Die entsprechenden Ausgleichsberechnungen werden 
momentan mit höchster Priorität sowie in Abstimmung 
und immer wieder in Rücksprache mit den Ländern ge-
tätigt. Dazu kann ich Ihnen hier und heute noch keine 
Zahlen präsentieren.
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann kommen wir zur Frage 4 des Abgeordneten 

Dr. Ingo Hahn: 
Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, dass die 

gesetzliche Krankenversicherung infolge der nicht kosten-
deckenden Finanzierung der Beiträge für Bürgergeldempfän-
ger nach dem Ersten Bericht der FinanzKommission Gesund-
heit im Jahr 2027 mit rund 12 Milliarden Euro belastet wird, 
und sieht sie diesbezüglich Handlungsbedarf?

Herr Kollege Kippels, bitte.

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank für die Frage, Herr Kollege 
Hahn. – Die Frage lässt sich relativ einfach beantworten: 
Die Defizite aus versicherungsfremden Leistungen sind 
schon seit Langem Gegenstand der allgemeinen Diskus-
sion. Die momentane Planung sieht vor, dass wir im Jahre 
2027 mit einem zusätzlichen Betrag von 250 Millionen 
Euro in den Ausgleich einsteigen und dieser Betrag bis 
2031 auf 2 Milliarden Euro aufwächst.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Eine Nachfrage.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Staatssekretär 

Kippels, das sind interessante Informationen. Die Bun-
desregierung will ja mit ihrem neuen Gesetz die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung begrenzen. 
Dafür sollen die Vergütungen für Ärzte, Kliniken und 
andere Leistungserbringer künftig nur noch sehr ein-
geschränkt steigen; teilweise sollen sogar zusätzliche 
Kürzungen möglich sein. Gleichzeitig steigen aber die 
Kosten überall: Personal, Energie, Mieten, Geräte, Mate-
rial – das wird alles immer teurer. Deshalb frage ich Sie 
hier: Wie will die Bundesregierung verhindern, dass 
diese Sparmaßnahmen am Ende zwar die Krankenkassen 
entlasten, aber die Arztpraxen und Kliniken unter weite-
ren finanziellen Druck stellen und damit natürlich auch 
Nachteile für den Patienten in Kauf genommen werden, 
wenn zum Beispiel die Praxen die Patienten viel schneller 
nacheinander abhandeln müssen oder sogar die Warte-
zeiträume noch größer werden, weil eben die Praxen 
das so nicht mehr leisten können?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Vielen herzlichen Dank für die Frage. – Im Rahmen 
der Analyse der ursprünglich 66 Vorschläge der Finanz-
Kommission haben wir sehr genau darauf geschaut, in-
wieweit insbesondere die Vorschläge der Kürzungen im 
Rahmen der vertragsärztlichen Leistungen darauf basie-
ren, dass die Vergütungen, die ursprünglich einmal ein-
geräumt worden sind, nicht den gewünschten Erfolg brin-
gen. Dann würde auch die Streichung hier und heute nicht 
zu einem Verlust an entsprechender Leistungsqualität 
führen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Dr. Hahn, Sie haben noch eine Nachfrage.

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Staatssekretär 

Kippels, ja, „würde“ – das war ein Konjunktiv, den Sie 
gerade verwendet haben. Aber jeder, der eins und eins 
zusammenzählen kann, der weiß: Wenn nicht mehr die 
gleichen Einnahmen da sind für die Leistungserbringer, 
für die Praxen, für die Kliniken, dann können natürlich 
auch nicht die gleichen Leistungen erbracht werden. Ich 
spreche hier noch mal an: hohe Energiepreise, die steigen 
überall – das gilt eben auch für die Krankenhäuser, für die 
Praxen –, und hohe Personalkosten. Die steigen übrigens 
auch dadurch, dass mit der Migration nicht immer nur die 
Leute gekommen sind, die uns im Bildungssystem feh-
len, sondern eben leider auch sehr viele Leute, die bei uns 
keine Leistung erbringen und trotzdem über die Kranken-
kassen versorgt werden. Ich will hier ganz konkret die 
Migration ansprechen, genauer: die Kosten durch die 
Migration in das Bürgergeld. Wir haben sehr, sehr viele 
Menschen, die hier im Bürgergeld sind und die ihre Leis-
tungen umsonst bekommen, und zwar vom deutschen 
Steuerzahler. Deshalb ist meine Frage: Warum spart die 
Bundesregierung nicht zuerst bei den Auswirkungen die-
ser politischen Fehlentscheidungen, stattdessen doch 
wieder beim Bürger, der das alles über die Krankenver-
sicherung stemmen muss?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Ich kommentiere jetzt keine politische Fehlentschei-
dung, sondern ich weise nur darauf hin, dass der Aspekt 
der versicherungsfremden Leistungen im Augenblick an-
gegangen wird, wir aber unter einer gesamthaushalteri-
schen Verantwortung stehen, die keine beliebigen Ver-
schiebungen von einem Haushalt in den anderen 
Haushalt erlaubt. Deshalb muss das entsprechend mit 
kleineren Schritten vorbereitet werden. Aber der erste 
Schritt ist getan, und das ist auch wichtig. Ich weise im 
Hinblick auf die Frage nach der Vergütung der Ärzte-
schaft noch mal darauf hin, dass für die Zukunft keines-
wegs Anpassungen im Rahmen der einnahmenorientier-
ten Ausgabenpolitik ausgeschlossen sind. Wir streichen 
aber bestimmte Leistungsbestandteile, die sich in der Ver-
gangenheit nicht wirklich als leistungseffizient erwiesen 
haben.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Es gibt jetzt noch drei Fragesteller. Ich weiß noch 

nicht, ob wir alle drei schaffen. Auf jeden Fall ist die 
nächste Fragestellerin Dr. Zoe Mayer.

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke sehr. – Herr Staatssekretär, bei steigenden 

Krankenkassenkosten müssen wir immer auch über Prä-
vention reden, gerade auch über das Rauchen. Der Bun-
deslandwirtschaftsminister hat vorhin in der Regierungs-
befragung gesagt, dass jetzt bei Aromastoffen für 
E-Zigaretten die Liste mit 13 Stoffen, die auf dem Tisch 
lag, nicht mehr verboten, sondern nur noch reduziert 
werden soll. Gerade für den Schutz von Kindern wäre 
ein Verbot aber essenziell, weil gerade mit den süßen 
Aromen viele Kinder zum Vapen animiert werden. Ich 
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frage mich: Wie sieht das das Bundesgesundheitsminis-
terium? Setzen Sie sich weiterhin für ein Verbot ein?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Wir sind im Augenblick mit diesem Thema, insbeson-
dere mit der Veränderung des Rauchverhaltens bei der 
Jugend, sehr intensiv beschäftigt und schauen uns das 
sehr aufmerksam an. Auch ich persönlich sehe das tagtäg- 
lich auf der Straße und halte es für sehr kritisch, dass da 
ein verändertes Verhalten der Jugend festzustellen ist, 
wobei erschreckenderweise die hohen Preise dieser Pro-
dukte offensichtlich nicht abschreckend wirken. Insofern 
müssen wir uns mit den gesundheitsrelevanten Faktoren 
und mit entsprechenden Präventionsstrategien zur Rauch- 
vermeidung oder zur Vape-Vermeidung sehr intensiv aus-
einandersetzen. Ich gehe davon aus, dass das auch einer 
der Bestandteile unseres Präventionsgesetzes sein wird.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Nächster Fragesteller ist Dr. Dahmen.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär, vor 42 Tagen haben Sie im Bundeskabi-
nett das Beitragssatzstabilisierungsgesetz beschlossen. 
Anschließend hat die Bundesministerin mit dem Bundes-
kanzler eine Pressekonferenz gegeben, wo das Gesetz als 
größte Reform seit 20 Jahren vorgestellt wurde. Es wurde 
versprochen, dass es dazu führt, dass die Krankenkassen-
beiträge 2027 nicht steigen werden. Jetzt ist heute der 
Tagespresse zu entnehmen, dass Sie sich um sage und 
schreibe 3,5 Milliarden Euro verschätzt haben. Wie 
konnte das passieren?

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Zunächst mal würde ich Ihrer Bewertung, dass wir uns 
„verschätzt“ haben, energisch entgegentreten wollen, 
Herr Kollege Dahmen. Wir haben im Moment einen 
hochdynamischen Prozess, wobei wir tagtäglich mit ent-
sprechenden Kosten- und Ausgabeentwicklungen kon-
frontiert werden, die selbst unter Heranziehung lang- 
jähriger Erfahrungen schlicht und ergreifend nicht nach-
vollziehbar und erklärbar sind. Sie finden aber tatsächlich 
statt. Deshalb ist es umso wichtiger, entsprechende Zei-
chen und Signale zu setzen, dass jetzt bestimmte Maß-
nahmen im Rahmen der GKV-Finanzierung korrigiert 
werden müssen, um dauerhaft diesem Ausgabenanstieg 
Herr werden zu können.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann haben wir jetzt die Möglichkeit, genau noch 

einen Fragesteller zuzulassen. Herr Gürpinar, Sie haben 
Glück. Letzte Frage, und dann ist hier der nächste Tages-
ordnungspunkt dran. – Bitte.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Dafür noch mal einen Extradank an Sie, Frau Präsiden-

tin, dass ich noch eine Nachfrage stellen kann und darf. – 

Es geht ja um kostendeckende Beiträge für Bürger-
geldempfänger, eigentlich finanziert aus dem Haushalt. 
Sie haben ein Reformpaket vorgelegt, das eigentlich 
die GKVen entlasten soll. Sie sagen sogar, dass eine 
Frist gesetzt werden soll bezüglich der Finanzierung 
der Grundsicherungsempfängerinnen und -empfänger. 
Gleichzeitig sagen Sie nicht wirklich, wie diese Frist 
aussehen soll. Sie kürzen die Gelder, die vom Haushalt 
in die GKV gegeben werden und belasten damit die Ver-
sicherten zusätzlich. Deswegen meine Frage: Haben Sie 
eine verbindliche Frist? Und warum kürzen Sie jetzt die 
Gelder für die Versicherungen?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sehr gute Frage!)

Dr. Georg Kippels, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Gesundheit:

Verehrter Herr Kollege Gürpinar, Ihnen dürfte nicht 
entgangen sein, dass wir im Augenblick in der Hoch-
phase der Vorbereitung des Bundeshaushaltes 2027 sind 
und parallel dazu die Bemühungen zur Sicherstellung der 
GKV laufen. Das bedingt sich zwar untereinander, es ist 
aber nicht ein verbundenes Gefäß, in dem automatisch die 
eine Entscheidung auf die andere durchschlägt. Die müs-
sen miteinander abgestimmt werden. Das geschieht mo-
mentan bei sich ständig wechselnden wirtschaftlichen 
Gesamtverhältnissen. Wir gehen davon aus, dass zum 
richtigen Zeitpunkt ein entsprechender Haushaltsentwurf 
für den Gesamthaushalt vorgelegt werden kann, in dem 
dann auch die weitere Entwicklung im Rahmen der GKV- 
Sanierung abgebildet sein wird.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit ist die Fragestunde beendet. Tagesordnungs-

punkt 2 ist damit geschlossen.

Ich rufe jetzt auf den Zusatzpunkt 1:

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der AfD

Historisches Scheitern Deutschlands bei der 
Wahl in den UN-Sicherheitsrat – Konsequen-
zen für die deutsche Außenpolitik, Bundes-
kanzler Merz und Bundesminister des Aus-
wärtigen Wadephul

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner 
in dieser Debatte ist für die AfD-Fraktion Markus 
Frohnmaier.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der 

Koalition läuft es nicht; der Dauerstreit nimmt kein Ende. 
Da hilft auch keine Schifffahrt. 71 Prozent der Deutschen 
sind mit dieser Regierung unzufrieden.

In der Wirtschaft läuft es nicht. Die Wachstumsprog-
nose für dieses Jahr wurde halbiert.
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, das Thema lautet: Aktuelle Stunde zum 

Scheitern Deutschlands bei der Wahl in den UN-Sicher-
heitsrat. Und deswegen darf ich auch darum bitten, dass 
Sie zum Thema sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Was 
soll das denn? Das ist eine Frechheit! – Beatrix 
von Storch [AfD]: Jetzt reicht es aber! Das ist 
ein einleitender Satz! – Stefan Keuter [AfD]: 
Neutralität! Frechheit!)

Markus Frohnmaier (AfD):
Also, bei allem Respekt: Ich führe gerade zum Thema 

hin, und ich hatte noch keine 20 Sekunden gesprochen. 
Das meinen Sie doch jetzt nicht ernst!

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Das meine ich ernst, und wir werden uns auch genau 

daraufhin das Protokoll anschauen.

Markus Frohnmaier (AfD):
Ich würde gerne zum Thema hinführen.

(Jürgen Coße [SPD]: Ganz schön dünnhäutig!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ja, dann führen Sie mal zum Thema hin, und kommen 

Sie vor allen Dingen zum Thema!
(Beatrix von Storch [AfD]: Inkompetenz ist 
das! – Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Re-
defreiheit! – Weiterer Zuruf von der AfD: Was 
ist los bei Ihnen, Frau Präsidentin?)

Markus Frohnmaier (AfD):
Also wirklich! – Und in der Migrationspolitik läuft es 

auch nicht. Letztes Jahr ist wieder eine Großstadt nach 
Deutschland eingewandert, und von den 47 Milliarden 
Euro Bürgergeld ging die Hälfte an Ausländer.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat nichts mit dem Sicher-
heitsrat zu tun! – Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Falsche Zahlen! Alles falsche Zahlen!)

Trotz aller Dampfplauderei und Ankündigungen ist 
links auch nicht vorbei. Im Gegenteil: Links sitzt in dieser 
Regierung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Ganz sicher nicht! Ganz sicher nicht! 
Aber bei Ihnen sitzt Russland auf dem Schoß!)

Bleibt also noch die Außenpolitik; da, bescheinigen 
Merz und Wadephul, laufe es ja. Man kennt es: Läuft es 
im Inneren schlecht, flüchtet man sich nach außen. Die 
unbeliebteste Bundesregierung seit dem Zweiten Welt-
krieg hat diese Flucht bitter nötig.

(Beifall bei der AfD)
Deswegen tönte Friedrich Merz noch letztes Jahr – Zi-
tat –: „Deutschland ist wieder zurück auf der europäi-
schen und der internationalen Bühne“; Zitat Ende. Auf 

dieses angebliche Comeback berief er sich sogar, um den 
Vorwurf abzuwehren, er kümmere sich als Kanzler zu 
viel um die Außenpolitik.

Wie sehr Deutschland unter dieser Regierung zurück 
ist auf der internationalen Bühne, meine Damen und Her-
ren, konnten wir letzte Woche eindrucksvoll erleben.

(Beifall bei der AfD)
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen in New 
York hat abgestimmt, wer einen Sitz im UN-Sicherheits-
rat erhält. Deutschland hat sich beworben – spät bewor-
ben! –, und Deutschland ist durchgefallen, verdrängt von 
den neuen Großmächten Portugal und Österreich. Zum 
ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik ist 
eine deutsche Bewerbung um einen Sitz im Sicherheitsrat 
gescheitert. Sechsmal hat sich Deutschland zuvor für den 
Weltsicherheitsrat beworben und auch in ihm gesessen. 
Diesmal hat uns die Welt die Tür vor der Nase zugeschla-
gen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Abgestraft!)
Die Wahrheit ist: Unter Friedrich Merz und Johann 

Wadephul sind wir nicht zurück auf der internationalen 
Bühne. Wie in der Wirtschaft, wie in der Migration, so 
sind wir auch in der Außenpolitik allenfalls sauerlän-
dische Kreisliga, meine Damen und Herren,

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nichts gegen 
sauerländische Kreisliga! Die sauerländische 
Kreisliga ist super! Frechheit!)

und das, obwohl es die Vereinten Nationen in dieser Form 
ohne uns gar nicht gäbe.

Fast 5 Milliarden Euro, meine Damen und Herren – 
fast 5 Milliarden Euro! –, hat Deutschland im vergange-
nen Jahr in das UN-System gepumpt.

(Stephan Brandner [AfD]: Unglaublich!)
Von Anfang an läuft es unter dieser Bundesregierung so: 
Herrn Merz fliegt man immer dann ein, wenn ein Geld-
beutel benötigt wird. Und zum Dank für deutsche Steuer-
milliarden setzt man dann diesen Kanzler in die letzte 
Reihe zwischen Garderobe und Topfpflanze.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Sie fliegt man ein, wenn man russische 
Propaganda braucht!)

Die CDU und ihr vermeintlicher Außenkanzler tragen für 
diese nationale Schmach die Schuld.

Unser Wort hat in der Welt dann wieder Gewicht, wenn 
wir endlich wieder eine interessengeleitete und auf Aus-
gleich basierende Außenpolitik betreiben. Die kommt mit 
der AfD. Das ist nur noch eine Frage der Zeit, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die bedingungslose Ukrainehörigkeit dieser Regie-
rung kommt in weiten Teilen der Welt eben nicht gut 
an, genauso wenig wie die Unfähigkeit, in einer multi-
polaren Welt mit allen überhaupt mal ins Gespräch zu 
kommen. Diese Unfähigkeit beweisen Sie eindrucksvoll 
jede Plenarwoche aufs Neue.
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Deutschland ist unter der CDU kein ehrlicher Makler 
mehr. Deutschland ist unter der CDU nur noch ein offener 
Tresor für den Rest der Welt, und daran wird sich munter 
bedient. Wir machen damit Schluss, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Wollen Sie Ihre Verwandten unterbrin-
gen, oder wie?)

Diese Regierung hat auf allen Feldern versagt. Es ist 
Zeit, dass Frauen und Männer das Steuer übernehmen, 
die diese Politik beenden.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Die AfD sicher 
nicht!)

Ob in Washington, in Moskau, in Peking
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na klar! Da 

kennen Sie sich aus!)
oder in Delhi: Die AfD ist bereit, Deutschlands Ansehen 
auf der Weltbühne wiederherzustellen. Und wir tun das ja 
auch schon längst aus der Opposition heraus, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Bei Putin! – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Bei Putin! Bei Kriegsverbrechern!)

Ich hätte gerne noch mehr gesagt,
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nein! Besser 

so!)
aber ich wurde zu Beginn ungewöhnlich unterbrochen.

(Beifall bei der AfD – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mimimi!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Bun-

desregierung Florian Hahn, Staatsminister beim Bundes-
minister des Auswärtigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Am 3. Juni haben wir in New York 
eine herbe Enttäuschung erlebt. Die Wahl der nichtstän-
digen Mitglieder des Sicherheitsrates

(Jörg Zirwes [AfD]: Zum Thema!)
für den Zeitraum 2027/2028 ist anders verlaufen, als wir 
es uns gewünscht haben.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Der leitet schon 
länger als 20 Sekunden ein!)

Und trotz dieser Enttäuschung – das möchte ich auch 
klar an dieser Stelle und auch mit Blick auf den Vorredner 
sagen – ist das aber auch kein Weltuntergang.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist auch nicht 
zum Thema!)

Deutschland ist und bleibt ein starkes, ein attraktives 
Land

(Stephan Brandner [AfD]: Für wen denn?)
mit großer außenpolitischer Bedeutung.

(Stephan Brandner [AfD]: Das glauben auch 
nur Sie!)

Das zeigen nicht zuletzt die zahlreichen Wünsche nach 
stärkerer Kooperation

(Beatrix von Storch [AfD]: Nach finanzieller 
Beteiligung Deutschlands!)

und Zusammenarbeit aus aller Welt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf des Abg. Stephan Brandner 
[AfD])

Den von der Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen für die nächsten beiden Jahre gewählten Staaten, 
unseren europäischen Partnern und Freunden Österreich 
und Portugal, gratulieren wir selbstverständlich zu ihrer 
Wahl. Wir wissen, dass diese beiden Partner während 
ihrer Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat starke Stim-
men für Europa sein werden. Beide haben lange, inten-
sive und motivierte Wahlkämpfe geführt. Das hat die 
Mehrheit der Staaten offenbar überzeugt. Das sollten 
wir anerkennen.

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, wer sich einem Wettbewerb stellt, an dessen Ende 
eine geheime Wahl steht, hat eine Chance, zu gewinnen, 
kann aber auch verlieren.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])
Und wir tun gut daran, das Ergebnis selbstkritisch auf-
zuarbeiten – unaufgeregt, mit Verstand, kühlem Kopf und 
ohne Polemik, also nicht so, wie es gerade der Vorredner 
getan hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Klar ist, dass sich dieses Ergebnis nicht auf einen ein-

zigen Faktor zurückführen lässt. Im Gegenteil: Es sind 
hier sicher mehrere Aspekte zusammengekommen. Und 
ich darf für diese Bundesregierung feststellen, dass unser 
Bundeskanzler, dass vor allem auch unser Bundesaußen-
minister,

(Zuruf von der AfD: Wo ist der eigentlich?)
dass wir alle gemeinsam bis zum Schluss mit großem 
Einsatz für unsere Kandidatur geworben und gekämpft 
haben.

Soeben haben wir einen Versuch erlebt, eine gründli-
che Analyse durch polemische Schnellschüsse zu verkür-
zen. Wenig überraschend! Das wird Deutschland ganz 
sicher nicht helfen, Herr Frohnmaier, in Zukunft interna-
tionale Wahlen zu gewinnen. Aber vermutlich wollen Sie 
das ja auch gar nicht,

(Stephan Brandner [AfD]: Doch! Aber Sie 
wollen das nicht! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Zum Thema!)

weil Sie diese Organisationen ja auch ablehnen und aus 
diesen Organisationen aussteigen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)
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Aber nun zu einer ersten groben Analyse, die im Laufe 
der Aufarbeitung sicher um weitere Aspekte ergänzt 
wird: Wie die meisten wissen, sind wir erst vergleichs-
weise spät in das Rennen um einen Sitz im Sicherheitsrat 
in unserem üblichen Acht-Jahres-Rhythmus eingestie-
gen. Während Österreich bereits 2011 und Portugal 
2013 seine Kandidatur erklärt hat, haben wir das aus ver-
schiedenen Gründen erst 2019 getan. Wir waren also von 
Beginn an in eine Art Aufholjagd gezwungen, getra-
gen – –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege Hahn, es gibt eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion. Wollen Sie die zulassen?

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Ich möchte gerne fortführen. – Wir waren also von 
Beginn an in eine Art Aufholjagd gezwungen, getragen 
von drei Bundesregierungen in jeweils unterschiedlicher 
Zusammensetzung und mit anderen außenpolitischen 
Prioritäten. Damit ist Tatsache, dass wir von Beginn an 
keine einfache Ausgangslage hatten.

Unsere Mitbewerber haben in den Jahren vor der Be-
kanntgabe unserer Kandidatur bereits viele Wahlabspra-
chen getroffen, nicht zuletzt in unserer eigenen Regional-
gruppe, der Gruppe der westeuropäischen und anderer 
Staaten. Das hatte zur Folge, dass unsere Mitbewerber 
einen klaren Vorsprung gerade in unserer Region hatten, 
bei unseren engsten Partnern. Das wurde mir auch immer 
wieder bei den Gesprächen mit Botschaftern oder Minis-
tern entsprechend bestätigt.

Lassen Sie mich auch klar sagen: Verlässlichkeit und 
Worthalten sind nicht nur Wahlkampfsprüche, sondern 
für uns zentrale Werte. Deshalb hatten wir bereits getrof-
fene Zusagen unserer Partner dann selbstverständlich 
auch zu respektieren. Viele Staaten – gerade auch aus 
anderen Regionalgruppen, in denen es wenig streitige 
Kandidaturen gibt – konnten zudem nicht nachvollzie-
hen, warum wir den Wettbewerb gegen zwei mit uns 
befreundete und im Vergleich zu uns deutlich kleinere 
Staaten eröffnet haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Erklären Sie es 
mal!)

Beide sind in den Vereinten Nationen sehr angesehen. Sie 
verfügen über sehr viel Sympathie.

(Karsten Hilse [AfD]: In der Politik gibt es 
keine Freunde! – Weiterer Zuruf von der 
AfD: Freunde gibt es nur in der AfD!)

Die Positionen der beiden Staaten zu zentralen aktuellen 
Konflikten sind darüber hinaus bei vielen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen deutlich anschlussfähiger als un-
sere.

Unsere Rolle, die Rolle Deutschlands, in der Welt hat 
sich 2022 mit dem russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine, also nach Beginn unserer Wahlkampagne, fun-
damental geändert. Wer dies nicht anerkennt, verkennt 
die Realität.

Wir haben anders als noch 2018 oder 2010 keinen 
Wohlfühlwahlkampf geführt, sondern klare Positionen 
vertreten. Dies gilt für die Ukrainepolitik; dies gilt für 
unsere Haltung zum Nahen Osten, insbesondere zu Israel.

(Stephan Brandner [AfD]: Das kam ja alles 
offenbar sehr gut an!)

Wir haben nie einen Zweifel daran gelassen, wofür und 
wogegen Deutschland steht. Dies betrifft insbesondere 
unsere klare Unterstützung für die Ukraine, die sich ge-
gen einen verbrecherischen Angriff Russlands wehrt. 
Diese Hilfe, diese ausdrücklich auch militärische Unter-
stützung mit Munition, Waffen, aber auch Ausbildung 
sowie unsere Haltung mögen nicht jedem, auch nicht 
jedem Sicherheitsratsmitglied, gefallen haben.

Und dies betrifft genauso unsere besondere Verantwor-
tung für die Sicherheit Israels. Hier werden wir uns nicht 
verbiegen und unsere klare Haltung in zentralen Fragen 
auch weiterhin immer zum Ausdruck bringen, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Auf jeden Fall werden wir aus globaler Perspektive, je-
denfalls für einen Teil und im unmittelbaren Vergleich 
mit dem neutralen Österreich und mit Portugal, als deut-
lich positionierter wahrgenommen, und das ist auch gut 
und richtig so.

Darüber hinaus haben wir in unserer Kampagne deut-
lich gemacht, dass wir die Handlungsfähigkeit des Si-
cherheitsrats stärken wollen, und zwar durch die Ver- 
besserung der Zusammenarbeit der nichtständigen Mit-
glieder. Auch das dürfte kaum im Interesse einiger stän-
diger Mitglieder gewesen sein. Jedenfalls ist es so, dass 
neben uns ein weiterer größerer Staat mit klaren geopoli-
tischen Positionierungen nicht gewählt wurde, nämlich 
die Philippinen.

(Zuruf von der AfD: Was für ein Vergleich! – 
Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, lassen Sie mich abschließend noch Folgendes klar-
stellen: Deutschland steht auch weiterhin hinter dem Sys-
tem der Vereinten Nationen. Wir werden dort genauso 
engagiert bleiben, wie wir es bisher waren. Daran sollte 
auch die Entscheidung, eine verlorene Abstimmung, 
nichts ändern. Reflexartige Rufe nach einem Rückzug 
aus dem Engagement oder einer pauschalen Reduzierung 
unseres Engagements in den Vereinten Nationen wider-
sprechen eindeutig deutschen Interessen und verkennen 
den Mehrwert, den gerade auch wir aus den Vereinten 
Nationen ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir bleiben engagiert in den Vereinten Nationen für 
Frieden und Sicherheit, für Wohlstand und Entwicklung, 
für humanitäre Hilfe, für Menschenrechte und für Völ-
kerrecht. Globale Probleme und Herausforderungen kön-
nen wir nur gemeinsam lösen. Die Vereinten Nationen 
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sind und bleiben hier für uns der richtige Ort. Eine re-
gelbasierte multilaterale Ordnung entspricht unseren ele-
mentaren politischen und wirtschaftlichen Interessen.

Das bedeutet nicht, dass bei den Vereinten Nationen 
alles beim Alten bleiben kann oder soll. Die Bundesregie-
rung engagiert sich stark für eine Reform der Vereinten 
Nationen und unterstützt insbesondere die Reformagenda 
UN80, um die Organisation, ihre Bestandteile und den 
Mitteleinsatz effizienter aufzustellen.

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, gerade in der aktuellen Weltlage großer geopoliti-
scher Verwerfungen braucht Deutschland, braucht Eu-
ropa starke Vereinte Nationen. Wir wollen und werden 
die Vereinten Nationen mit anhaltendem finanziellen und 
politischen Engagement unterstützen, genauso wie wir 
uns für die Reformen einsetzen, die das VN-System ef-
fektiver und effizienter machen sollen.

Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Agnieszka 

Brugger für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Jedes Jahr legen die renommierten deutschen Frie-
densforschungsinstitute ein Gutachten zur Lage auf der 
Welt vor, und jedes Jahr ist das eine mehr als lohnens-
werte Lektüre. Anhand der Titel der Friedensgutachten 
der letzten Jahre kann man sehr gut nachverfolgen, wie 
fundamental sich die Welt in der Vergangenheit gewan-
delt hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie müssen schon 
zur Sache reden, sonst gibt’s Ärger! – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Zum Thema, bitte!)

2005 lautete die Überschrift noch: „Friedensprozesse 
brauchen einen langen Atem“. Dieses Jahr ist der Titel 
sehr viel düsterer: „Die neuen Warlords. Gewaltdynami-
ken einhegen“.

(Beatrix von Storch [AfD]: Was hat denn das 
jetzt mit dem Thema zu tun? – Gegenruf der 
Abg. Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Internationale Politik! VN-Mit-
glieder!)

Andere Bücher sprechen nicht von „Warlords“; sie be-
schreiben das Verhalten einiger Staaten und mächtiger 
Techkonzerne mit Begriffen wie „Machtfürsten“, „Raub-
tiere“ oder „Bullys“; gendern muss man da in der Regel 
nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: 20 Sekunden sind 
schon rum!)

Und natürlich hat das was mit der Außenpolitik zu tun, 
deutlich mehr als die Rede, die Sie hier gehalten haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Es geht um den UN-Sicher-
heitsrat! – Stefan Keuter [AfD]: Wir reden über 
die UN und nicht über die gesamte Außenpoli-
tik!)

Denn das ist die Lage, in der Deutschland sich für diesen 
Sitz beworben hat. Deshalb hätten wir uns alle miteinan-
der – außer denen auf der rechten Seite – sehr gefreut, 
wenn es auch gelungen wäre.

Ein richtiger Erfolg wäre es aber auch nur geworden, 
wenn eine deutsche Bundesregierung ihren Einfluss dann 
dazu nutzen würde, diesen Typen mit ihren egoistischen, 
zerstörerischen und skrupellosen Logiken die Stirn zu 
bieten. Aus Überzeugung, aber auch mit Blick auf die 
eigenen deutschen Interessen muss man einem solchen 
Rückschritt entgegentreten, und das entschieden. Wenn 
ich mir aber das erste Jahr dieser Bundesregierung in der 
Außenpolitik anschaue, dann hat genau vor allem diese 
Anmutung Ihrer Kandidatur am Ende gefehlt.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Und da war es auch sicher nicht hilfreich, dass 
Friedrich Merz nicht bei der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen anwesend war; das ist auch vielfach 
registriert worden. Der Umstand seiner Anwesenheit ist 
umgekehrt auch nicht sofort ein Pluspunkt; denn in einer 
Zeit, in der die USA aus dem Pariser Klimaschutzabkom-
men ausgeschieden sind, ist Deutschland bei der letzten 
Klimakonferenz leider nicht mit guten Ideen und einem 
engagierten Aufschlag in Erinnerung geblieben, sondern 
mit arroganten Äußerungen des Kanzlers über den Aus-
tragungsort.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und nicht hilfreich war sicher auch, das Völkerrecht nur 
dann anzusprechen, wenn es bequem ist. So tritt man 
nicht glaubwürdig für Menschenrechte und die regelba-
sierte Ordnung ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, seit ein paar Tagen haben 
wir hier eine sehr lebhafte Debatte, wer denn jetzt die 
Schuld für diese Niederlage trägt.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, Baerbock, Merz 
und Wadephul! Wer sonst?)

Wenn wir uns jetzt einmal alle ruhig in die Augen 
schauen – ich weiß, dass Sie das nicht können –: Am 
Ende hat es den einen Grund da natürlich nicht gegeben. 
Wir haben da auch unterschiedliche Akzente und Ana-
lysen; aber wir sollten jetzt für die Zukunft gemeinsam 
aus den Fehlern lernen.

Ich will jetzt aber auch noch mal auf die abstruseste 
Geschichte in diesem Rahmen, die wirklich an den Haa-
ren herbeigezogen ist, eingehen. Es gibt ja jetzt einige 
Herren, die breitbeinig in bequemen Talkshow-Sesseln 
sitzen und sich gerade darüber lustig machen, dass 
Annalena Baerbock angeblich Dörfern in Nigeria vor-
schreiben wollte, wo und wie sie Toiletten bauen sollten.
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(Stefan Keuter [AfD]: Das haben die Nigeria-
ner selbst gesagt!)

Meine Damen und Herren, das sind Fake News; denn in 
dem konkreten Fall ging es um Frauen, die in einem Dorf 
gelebt haben, das eine terroristische, islamistische Orga-
nisation, nämlich Boko Haram, überfallen hat und in dem 
viele Frauen vergewaltigt wurden. Es waren die Frauen 
vor Ort, die das angesprochen haben und die darauf hin-
gewiesen haben, dass die Sanitäranlagen in der Mitte des 
Dorfes für sie sicher sind. Wer sich jetzt darüber lustig 
macht und das anmaßend findet, der hat nicht nur keinen 
Respekt vor diesen Frauen, sondern der verhält sich auch 
selbst mehr als verblendet und anmaßend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Rasha Nasr [SPD] – Stephan 
Brandner [AfD]: Und rechtsextrem, oder?)

Und ehrlich: Daran soll die deutsche Bewerbung um 
einen Sitz im Sicherheitsrat gescheitert sein? Wer das 
glaubt, der macht sich wirklich selbst lächerlich.

Aber, meine Damen und Herren, zurück zum gemein-
samen Nach-vorne-Schauen! Es war auch sicherlich nicht 
der allerklügste Move der vorvorletzten Bundesregie-
rung, die Kandidatur in Konkurrenz zu Portugal und Ös-
terreich zu verkünden, die längst für sich geworben hat-
ten. Damit war die Ausgangslage schwierig. Die Antwort 
auf fast alle Fragen in dieser Weltlage – und darauf kön-
nen wir uns, glaube ich, als demokratische Fraktionen 
einigen – ist gerade immer ein geeintes Europa.

Wer mit einem Sitz im Sicherheitsrat in einer unfried-
lichen Welt mehr und nicht weniger Verantwortung über-
nehmen will, der sollte mehr und nicht weniger tun. Des-
halb sollte man in Partnerschaften und Projekte weltweit 
investieren,

(Stephan Brandner [AfD]: Noch mehr bezah-
len!)

statt mit dem Rotstift im Haushalt zu kürzen. Dazu brin-
gen wir als Grüne morgen einen Antrag ins Plenum ein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der beste Schutz in dieser rauen und unberechenbaren 
Welt ist, möglichst viele Partner zu haben. Aber dazu 
muss man selbst ein verlässlicher Freund sein, wenn an-
dere uns brauchen. Wie das in diesen bewegten und un-
sicheren Zeiten geht, dafür hat nicht nur unser Antrag 
morgen, sondern auch das aktuelle Friedensgutachten 
eine Reihe von sehr konkreten guten Hinweisen für die 
nächste Kandidatur parat.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Derya Türk- 

Nachbaur für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen und andere!
(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Deutschland hat die Wahl zum nichtständigen Mitglied 
im UN-Sicherheitsrat verloren – ziemlich klar, deutlich, 
ganz ohne Zitterpartie. Das ist wirklich eine herbe Nie-
derlage, und wir werden sie auch nicht schönreden; der 
Herr Staatsminister hat das auch nicht getan.

Durchgefallen bei einer Wahl in den UN-Sicherheitsrat 
war Deutschland bisher noch nie. Das verlangt eine ehr-
liche Analyse, und das verlangt auch Haltung und die 
Bereitschaft, unbequeme Fragen zu stellen – auch an 
uns selbst und auch an vergangene Bundesregierungen.

Aber zuerst ein Wort, das dieser Moment verdient: 
Außenminister Wadephul hat bis zur letzten Minute ge-
kämpft und wirklich alles gegeben.

(Stephan Brandner [AfD]: Bis zum letzten 
Atemzug!)

Er hat das Ergebnis klar benannt, eine tiefgreifende Ana-
lyse angekündigt und die richtigen Konsequenzen gezo-
gen. Und dafür danken meine Fraktion und ich ihm aus-
drücklich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Denn die richtige Konsequenz ist nicht Rückzug. 

Deutschland wird sich nicht in die Schmollecke verzie-
hen. Wir werden auf der internationalen Bühne weiterhin 
präsent bleiben, unser Engagement verlässlich fortführen 
und unsere Rolle in der Generalversammlung selbst-
bewusst gestalten.

Und nun zu einem kleinen Teil einer ehrlichen Ana-
lyse. Ex-UN-Botschafter Heusgen hat einen der Punkte 
für diese Niederlage benannt: „Wenn wir das Völkerrecht 
relativieren, dürfen wir uns nicht wundern.“ Ja, das sitzt! 
Das sitzt bei uns; denn das ist ein Hinweis, den wir ernst 
nehmen sollten. Dort, wo mehr Klarheit gefordert gewe-
sen wäre, waren wir vielleicht manchmal nicht klar ge-
nug. Das könnte bei den Staaten, die in New York mit 
abgestimmt haben, Spuren hinterlassen haben. Wer auf 
der Weltbühne gehört werden will, muss bereit sein, un-
bequeme Wahrheiten auch dann auszusprechen, wenn sie 
starke Partner betreffen. Es geht um Glaubwürdigkeit und 
Haltung.

Das ist allerdings nur eine der Lektionen aus New 
York – eine ernste, eine wichtige und eine, mit der wir 
konstruktiv umgehen werden, aber nicht die einzige, so 
wie die Gründe der Nichtwahl vielschichtig waren.

Und jetzt, meine Damen und Herren von der AfD, zu 
Ihnen!

(Stephan Brandner [AfD]: Endlich! Sind wir 
die anderen?)

Sie haben die Aktuelle Stunde beantragt. Sie sorgen sich 
um das Ansehen Deutschlands in der Welt. Das finde ich 
echt putzig. Es wäre rührend, wenn es nicht so entlarvend 
wäre.

(Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Die  
11-Prozent-Partei!)
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Schauen wir uns doch mal an, was Sie wirklich tun: 
Ihre Abgeordneten reisen nach Washington

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, und nach Mos-
kau!)

und erzählen dort, wie Deutschland und Europa die Justiz 
missbrauchen. Sie geben in russischen Propagandasen-
dern Interviews und stellen Deutschland als Unrechts-
staat dar. Pseudowahlbeobachtungsmission, Verbreitung 
russischer Kriegspropaganda, ganz aktuell Flanieren in 
Sankt Petersburg: Das ist Ihre außenpolitische Bilanz.

(Stephan Brandner [AfD]: Gar nicht schlecht, 
oder?)

Bei Ihren Anti-Deutschland-Reisen
(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Russland! China! Nordkorea!)
haben Sie wirklich ganze Arbeit geleistet. Herzlichen 
Glückwunsch!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der AfD-Fraktion.

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Nein, danke.

(Stephan Brandner [AfD]: Auf uns rumhacken 
und dann keine Zwischenfragen zulassen!)

Und Sie stehen hier und reden über Deutschlands An-
sehen. Wenn selbst russische Agenten auf Ihre Rolle, auf 
die Rolle der AfD im Bundestag, hinweisen und sich über 
diese Rolle freuen, dann finde ich es echt witzig, was Sie 
hier abziehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie nennen sich „Patrioten“. Sie sind Patrioten, die man 
sich noch nicht mal bei Wish bestellt. Wer den Ruf seines 
Landes im Ausland systematisch beschädigt,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das haben Sie 
doch gemacht über Jahre! Das ist Ihr Ergeb-
nis!)

hat das Recht verwirkt, sich hier als Anwalt deutscher 
Interessen aufzuspielen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, es gibt noch mal den Wunsch nach einer 

Zwischenfrage aus der AfD-Fraktion.

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Nein, danke. – Die Wahrheit ist: Sie haben Multilate-

ralismus nie verstanden, und Sie wollen das auch gar 
nicht.

(Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])

Für Sie sind die Vereinten Nationen ein Feindbildliefe-
rant, kein Forum. Internationale Zusammenarbeit gilt für 
Sie als Souveränitätsverzicht. Völkerrecht interessiert Sie 
nur, wenn es sich als Angriffsfläche gegen die Bundes-
regierung eignet und Sie das für Ihre eigene politische 
Agenda instrumentalisieren können.

(Stephan Brandner [AfD]: Jetzt zerlegen Sie 
uns aber richtig hier!)

Wir in dieser Koalition halten das anders. Ja, die UN 
sind nicht perfekt. Ja, die UN gehören reformiert. Aber 
sie machen den Unterschied zwischen einer Welt mit 
Regeln und einer Welt, in der das Recht des Stärkeren 
gilt. Für diese Idee stehen wir als Sozialdemokratie.

(Nicole Höchst [AfD]: Sozialdemokratie!)

Für sie werden wir zusammen mit den Kolleginnen und 
Kollegen der Union kämpfen mit einer neuen Kandida-
tur – glaubwürdig, konsequent und mit einer klaren Hal-
tung.

(Stephan Brandner [AfD]: 2035, oder was?)

Danke. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Lea Reisner.

(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Abgeordnete! Im UN-Sicherheitsrat 

entscheiden zumindest formal 15 Länder über Krieg und 
Frieden, über Sanktionen, über Mandate, über militäri-
sche Eingriffe in Konflikte überall auf der Welt. Deutsch-
land wollte da rein. Aber die Welt hat anders entschieden. 
Und jetzt sind wir hier entsetzt, erschüttert, aufgebracht 
oder hämisch aufgrund dieses Ergebnisses. Dabei ist kein 
Unglück passiert. Diese Regierung hat die Quittung be-
kommen. Die Welt hat sich Deutschland angeschaut und 
Nein gesagt – nicht dieses Deutschland im Sicherheitsrat.

Jetzt hören wir verschiedene Analysen: schlechtes 
Timing, schlechte Absprachen, Kampagnen gegen 
Deutschland. Das meiste davon ist Unsinn. Die Welt hat 
einfach genau hingeschaut. Sie hat gehört, wie der Bun-
deskanzler sagt, wir sollen bis 2029 kriegstüchtig sein. 
Sie hat gehört, wie der Verteidigungsminister die „kon-
ventionell stärkste Armee Europas“ verspricht.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Mit allem Recht!)

Sie hat gesehen, wie dieses Land Waffen und diplomati-
sche Deckung liefert an einen Staat, gegen den ein Völ-
kermordverfahren läuft.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Genau!)

Sie hat gesehen, wie diese Regierung schweigt oder gar 
logistisch unterstützt, wenn die USA das Völkerrecht 
brechen.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Richtig!)
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Sie hat gespürt, dass Deutschland seine politische und 
wirtschaftliche Macht eben nicht im Interesse der interna-
tionalen Gemeinschaft nutzt.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Richtig!)
Diese Regierung redet von Werten; aber sie verteidigt 

diese Werte nur dann, wenn sie den eigenen Interessen 
nicht im Weg stehen. Diese Doppelstandards haben Ver-
trauen zerstört; denn Völkerrecht gilt entweder univer-
sell, oder es ist nichts wert.

(Beifall bei der Linken – Nicole Gohlke [Die 
Linke]: Genau!)

Die Welt hat Nein gesagt, weil sie weiß: Dieses Deutsch-
land macht keine Politik für den Frieden.

Die Politik nach außen ist auch die Politik nach innen. 
Für die Bundeswehr haben Sie die Schuldenbremse abge-
schafft und 100 Milliarden Euro innerhalb einer Woche 
gefunden. Für Krankenhäuser, Renten, bezahlbaren 
Wohnraum gilt sie weiter; dafür ist angeblich kein Geld 
da. Und das nennen Sie dann „Sicherheit“. Aber Panzer 
alleine schaffen keine Sicherheit. Sicherheit ist, wenn 
nachts genug Pflegekräfte auf der Station sind, um die 
Patientinnen und Patienten versorgen zu können.

(Beifall bei der Linken)
Sicherheit ist, wenn die Miete nicht entscheidet, ob am 
Monatsende noch Geld fürs Essen da ist. Sicherheit ist, 
wenn die Rente am Ende eines Arbeitslebens für mehr 
reicht als für die nächste Stromrechnung.

(Beifall bei der Linken)
Genau diese Sicherheit nehmen Sie uns weg – für noch 

mehr Waffen. Wer das kritisiert, gilt als naiv. Aber das ist 
falsch; denn wirklich naiv ist, wer glaubt, man kann ein 
Land kaputtsparen, immer weiter aufrüsten und am Ende 
in Frieden leben.

Und jetzt zur AfD! Sie beantragen hier eine Aktuelle 
Stunde zu den Vereinten Nationen, der Institution, der Sie 
permanent ihre Legitimität absprechen,

(Stefan Keuter [AfD]: Das ist doch Unfug! Das 
ist eine Lüge! Sie lügen hier! – Dr. Malte Kauf-
mann [AfD]: Das stimmt doch gar nicht!)

der Institution, die für internationale Kooperation und für 
Frieden steht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: So ein Quatsch!)
Das ist exakt das Gegenteil von dem, was Sie wollen.

(Beifall bei der Linken)
Sie verkaufen sich als Friedenspartei; aber das ist eine 

saugefährliche Lüge. Frieden ist nicht die Abwesenheit 
von Solidarität mit anderen Ländern. Frieden ist nicht die 
Gleichgültigkeit gegenüber Krieg. Frieden ist nicht das 
Buckeln vor scheinbar Mächtigen dieser Welt. Frieden 
entsteht durch Zusammenarbeit, durch internationale So-
lidarität, durch die Unteilbarkeit der Menschenrechte. 
Und all das bekämpfen Sie.

(Beifall bei der Linken – Dr. Malte Kaufmann 
[AfD]: Nein! Das stellen wir gar nicht in Ab-
rede! Sie drehen alles um!)

Die AfD ist eine zutiefst nationalistische Partei, und 
gerade in Deutschland sollten wir wissen: Nationalismus 
hat noch nie Frieden geschaffen.

(Beifall bei der Linken – Nicole Gohlke [Die 
Linke]: Genau!)

Nationalismus behauptet immer, die Interessen der eige-
nen Nation stünden über den Interessen der anderen. Ge-
nau dort beginnen die Konflikte. Wer alles denkt in Volk, 
Nation, Grenze, in „Wir gegen die anderen“, der ist nicht 
für Frieden, der ist für Konfrontation.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Genau!)
Die AfD will auch keine Abrüstung.

(Zuruf des Abg. Maximilian Kneller [AfD])
Sie will ein Deutschland, das wieder gefürchtet wird. Sie 
will die Wehrpflicht zurück. Sie will den Sozialstaat 
schleifen, die Reichen entlasten, den Mindestlohn ab-
schaffen und uns spalten, nach passender Hautfarbe

(Stephan Brandner [AfD]: Hallo! Zur Sache, 
bitte!)

und danach, wie viel wir verdienen,
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ist das zum 

Thema? Hallo?)
damit wir uns nicht gemeinsam wehren. Eine Partei, die 
den Konzernen dient und die Menschen aufhetzt, ist keine 
Friedenspartei. Sie ist die radikalste Form dieser Aufrüs-
tung.

(Beifall bei der Linken – Stefan Keuter [AfD]: 
Jetzt reden Sie doch mal zur Aktuellen Stunde! 
Sie haben doch den Antragstext vorliegen!)

Wenn die Bundesregierung aus dieser Abstimmung 
etwas lernen will, dann sollte es das sein: Internationale 
Glaubwürdigkeit kann man nicht kaufen – nicht mit Rüs-
tungsausgaben, nicht mit dem Versprechen der stärksten 
Armee Europas. Die Botschaft ist klar: Vertrauen entsteht 
durch Glaubwürdigkeit, durch Diplomatie, durch die Ver-
teidigung von Menschenrechten und des Völkerrechts – 
auch dann, wenn es unbequem ist. Deutschland braucht 
nicht mehr militärische Stärke.

(Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie mal was 
zu Selbstschussanlagen und Mauermorden!)

Die Welt hat eine Wahrheit ausgesprochen. Hören Sie 
zu!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Markus Koob.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Markus Koob (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

das Ergebnis der Wahl ist enttäuschend und bedauerlich; 
aber wir sollten keine falschen und vor allem keine vor-
eiligen Schlüsse ziehen, wie es auch in dieser Debatte 
heute hier wieder getan wird. Der Bewerbungsprozess 
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wurde von insgesamt drei sehr unterschiedlichen Bundes-
regierungen begleitet, und hier sollten wir auch schauen: 
Was waren die jeweiligen Punkte, die in dieser Zeit viel-
leicht nicht ordentlich gelaufen sind?

Liebe Agnieszka, ich kann es dir jetzt nicht ersparen: 
Während dieser drei Regierungen war die längste Zeit 
nun mal eine Grüne Außenministerin. Und deshalb: 
Sich hinzustellen, auf die anderen zu zeigen und zu sa-
gen: „Ihr wart doof“,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe euch die Hand gereicht!)

finde ich, ehrlich gesagt, an der Stelle unpassend. Wir 
sollten ehrlich analysieren.

Wir alle kennen die Aussagen gerade von afrikani-
schen Politikerinnen und Politikern zu Annalena 
Baerbock.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und warum wurde sie dann mit 
167 Stimmen zur Präsidentin der UN-General-
versammlung gewählt?)

– Agnieszka, ich will nur, dass wir das ehrlich analysie-
ren.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Und dann gehört auch eure Rolle mit dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was aber noch viel wichtiger ist als die Frage „Wer war es 
denn, wer hat es denn verbockt?“, ist die Frage: Was 
lernen wir daraus?

Bei der Frage, wer es war, können wir ohnehin nur 
spekulieren; denn es war eine geheime Wahl. Mögliche 
Gründe sind hier schon viele genannt worden. Auch in 
den internationalen Kommentierungen unseres Wahl-
ergebnisses wird weniger ein grundsätzlicher Bedeu-
tungsverlust Deutschlands attestiert, sondern es werden 
viele Punkte, die wir heute auch schon gehört haben, als 
Gründe genannt.

Daraus müssen wir lernen und auch daraus, dass ins-
besondere Länder des Globalen Südens mit einem ande-
ren Selbstbewusstsein auftreten und nicht mehr auto-
matisch westlichen, nicht mehr automatisch deutschen 
Positionen folgen. Das ist eine Realität, die wir in unserer 
Außenpolitik erkennen müssen.

So richtig es ist, dass wir hier im Parlament über diese 
Wahl und die Ergebnisse reden, so bemerkenswert ist es 
in der Tat, wer diese Aktuelle Stunde beantragt hat. Aus-
gerechnet die AfD beklagt lauthals einen angeblichen 
Verlust deutschen Einflusses. Dabei vertritt sie eine Au-
ßenpolitik, die zu noch weniger Einfluss führen würde.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, China, Russland, Nordkorea, 
Iran würden sie wählen!)

Führende Vertreter der AfD diffamieren regelmäßig 
internationale Organisationen als Teil einer angeblichen 
globalen Elite. Wenn es um die Frage von Beteiligung 

von Bundeswehr an UN-Missionen geht, gibt es von 
der AfD maximal dann eine Zustimmung, wenn sie sich 
davon eine Reduzierung von Migration verspricht.

(Stefan Keuter [AfD]: Keine Friedenspartei!)

Wir haben in dieser Woche lernen müssen, dass wir 
Westdeutsche eigentlich nur deutschsprechende Ame-
rikaner sind. Vielleicht gibt uns das ja einige Optionen, 
um künftig wieder mehr Einfluss zu haben.

(Heiterkeit der Abg. Peter Beyer [CDU/CSU] 
und Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Vielleicht ist es aber auch ein weiteres Mosaikstück, das 
uns erklärt, warum Ihre Partei selbst Ihren internationalen 
rechtspopulistischen Partnern einfach nur peinlich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist der Kern für uns Parteien der Mitte: Deutsch-
land gewinnt internationales Gewicht nicht durch Isolati-
on. Deutschland gewinnt Einfluss durch Bündnisse, Part-
nerschaften und aktive Mitarbeit in internationalen 
Organisationen. Wer die Vereinten Nationen schwächt, 
schwächt auch Deutschlands Möglichkeiten, internatio-
nale Entwicklungen mitzugestalten. Wer sich von multi-
nationaler Zusammenarbeit abwendet, wird nicht souve-
räner, sondern bedeutungsloser.

Meine Damen und Herren, die Konsequenz aus dieser 
Wahl kann nicht sein, sich zurückzuziehen. Die Kon-
sequenz muss sein, besser zu werden. Deutschland 
muss seine Beziehungen zum Globalen Süden, insbeson-
dere zum afrikanischen Kontinent, vertiefen, Deutsch-
land muss früher und strategischer multilaterale Mehr-
heiten organisieren, und Deutschland muss seine 
Interessen weiter klar vertreten und gleichzeitig als ver-
lässlicher Partner wahrgenommen werden.

Genau daran arbeiten wir gemeinsam mit der neuen 
Bundesregierung. Außenminister Wadephul hat bereits 
im ersten Jahr seiner Amtszeit intensive Gespräche ge-
führt und deutlich gemacht, dass Deutschland auch künf-
tig Verantwortung in den Vereinten Nationen überneh-
men wird.

Dieses Wahlergebnis ist kein Urteil über Deutschlands 
globales Engagement. Es ist ein Auftrag an unsere Diplo-
matie, an unsere Parteien hier in der demokratischen Mit-
te, gemeinsam strategisch und wirksam zu arbeiten.

Ich möchte das in einen Zusammenhang mit einer wei-
teren außenpolitischen Entscheidung dieser Woche brin-
gen, die auf den ersten Blick auch eine Enttäuschung ist: 
Die Entscheidung zum FCAS, also dass es bei der Bereit-
stellung eines Kampfflugzeuges keine deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit mehr geben wird, ist ein Rück-
schlag.

Aber wir haben jetzt eine Chance. Wir haben gemein-
sam eine Chance, aus diesem Wahlergebnis in New York, 
aus dieser Entwicklung mit FCAS zu lernen, hier noch 
stärker gemeinsame europäische Schritte einzuleiten. Wir 
haben die Chance, mit unseren europäischen Partnern 
endlich das zu tun und zu schaffen, wovon wir die ganze 
Zeit reden: eine wirklich gemeinsam organisierte euro-
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päische Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Dass wir 
dann auch in Europa und auf der globalen Ebene wieder 
mehr Einfluss gewinnen, halte ich für logisch.

Und wenn wir daran arbeiten, können wir das auch 
erreichen. Dazu lade ich alle ein, insbesondere die Par-
teien, die heute in der Debatte gezeigt haben, dass sie an 
einer Lösung interessiert sind. Von ganz rechts und von 
ganz links kam leider, wie zu erwarten, kein positiver 
Input.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion hören wir Beatrix von Storch.

(Beifall bei der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ma-

chen uns selbst kleiner, als wir sind: Das sagte Friedrich 
Merz 2022 als Kritik an der Ampel. Nach einem Jahr 
Kanzler Merz sind wir nun so klein, dass selbst Öster-
reich und Portugal mehr internationale Unterstützung or-
ganisieren können als die schwarz-rote Regierung für 
Deutschland.

Das Abstimmungsergebnis beim UN-Sicherheitsrat in 
nüchternen Zahlen: Portugal 134 Stimmen, Österreich 
131 Stimmen und Deutschland abgeschlagen mit 104 
Stimmen. Das Gute ist: Wir haben jetzt schwarz auf 
weiß in Zahlen, wo wir international stehen: ganz unten. 
Über die Ursachen herrscht unter den Demokraten der 
Mitte Uneinigkeit.

Hinter der Brandmauer gibt es Zank wie im Kinder-
garten. Grünenvorsitzende Franziska Brantner sagte: 
„Deutschland hat in den vergangenen Monaten viel Ver-
trauen auf der internationalen Bühne verspielt.“ Sie will 
damit sagen: Der Fritz, der hat’s vergeigt.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Der Lügenfritz!)

Und aus der CDU kommt vom Minister Pentz aus 
Hessen: „Annalena Baerbock hat es verbockt [...]“. Da 
stellt sich mir jetzt die Frage: Wer hat eigentlich diese 
Baerbock nach der Bundestagswahl 2025 zu den UN ge-
schickt?

(Beifall bei der AfD)

Die Blamage bei der UN: Das war Baerbocks Werk und 
Friedrichs Beitrag. Sie sitzen da alle in einem Boot, und 
das Boot ist nun gekentert.

(Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Literatur ist auch nicht Ihres! – Stefan 
Keuter [AfD]: Sie haben es gemeinsam ver-
baerbockt! – Heiterkeit bei Abgeordneten der 
AfD)

Gekentert ist die Mischung aus Scheckbuchdiplomatie, 
Inkompetenz, moralischer Überheblichkeit

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schließen von sich auf andere!)

und konsequenter Ignoranz gegenüber den Realitäten die-
ser Welt. Am links-grünen deutschen Wesen soll die Welt 
genesen. Klima, Gender und Ukraine

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Bingo! Ich habe 
schon darauf gewartet!)

als Maßstab für die ganze Welt. Und wer dem nicht folgt, 
der holt sich bei Oberlehrer Merz und Sonderschullehre-
rin Baerbock eine Standpauke ab.

(Beifall bei der AfD – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und Sie holen 
sich bei Russland, China, Nordkorea und Iran 
die Stimmen für Ihre Politik! – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eine Frech-
heit, was Sie machen!)

Wir haben kein Geld, hauen es aber raus, als gäbe es 
kein Morgen, und das nicht mit der Gießkanne, sondern 
mit dem Wasserwerfer, und zwar in der ganzen Welt. Auf 
den Unsinn, den die USA nicht mehr bezahlen, packen 
wir noch eine Schippe drauf: von der WHO bis zur 
UNRWA, von der Abtreibungslobby in Burundi bis 
zum Gender-Gaga in Burkina Faso.

Natürlich können wir uns auf den Standpunkt stellen 
und sagen: Alles nicht so schlimm. Sie kennen die Ge-
schichte mit dem Sack Reis in China. Oder auch: Ob die 
inkompetenteste Regierung, die wir je hatten, einen Sitz 
im Sicherheitsrat bekommt, das spielt keine Rolle. Die 
UN ist ohnehin eine Ansammlung mehrheitlich autoritä-
rer, korrupter Staaten mit einem überbezahlten Sozialis-
ten an der Spitze – egal.

Aber um einfach zur Tagesordnung überzugehen, ist 
das alles viel zu teuer. 5 Milliarden Euro zahlen wir an 
die EU, davon 4 Milliarden Euro freiwillig; wir haben es 
ja.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Und wie viel 
kommt davon zurück? – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: EU? Wir 
sind bei den UN, Frau Kollegin!)

11 Milliarden Euro für die Ukraine, 13 Milliarden netto in 
die EU und 26 Milliarden Euro Entwicklungshilfe ma-
chen in Summe 55 Milliarden Euro für das Ausland.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was hat das mit 
den Vereinten Nationen zu tun?)

Das ist genug Geld, um bis 2030 die Defizite bei Pflege, 
Rente und Krankenkasse zu schließen – ohne Leistungs-
kürzungen und ohne Beitragsanhebungen.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Wer profitiert denn am meisten von der 
EU?)

Dazu kommen dann noch ansteigend jährlich Beträge 
bis 2030 in Höhe von 180 Milliarden Euro für die Bun-
deswehr, um die NATO-Partner zu erfreuen. „Führungs-
verantwortung“ nennt das der Kanzler, ein anderes Wort 
dafür ist: Fass ohne Boden. Bis 2030 ist Deutschland 
pleite.

Bei Reformen, also beim Sparen, reden Sie immer vom 
Sozialstaat. Wir reden da erst mal von der internationalen 
Politik. Sparen ist eine Frage der Priorität. Bei den UN 
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leben 37 000 Beamte in Saus und Braus, mit Gehältern 
zwischen 46 000 Euro und 250 000 Euro plus bis zu 
60 Prozent Zuschlägen, bezahlt von unseren Beiträgen.

(Dr. Roland Theis [CDU/CSU]: Keine Ver-
wandten von Ihnen dabei?)

Kaum war die UN-Blamage öffentlich, erklärte Merz 
natürlich trotzdem, Deutschland werde seiner Verantwor-
tung weiter gerecht. Das heißt: Wir bleiben Zahlmeister 
für Milliarden, natürlich freiwillig.

Nein, meine Damen und Herren, mit uns hört das auf. 
Das ist ein Versprechen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Ihr regiert doch gar nicht! – Derya 
Türk-Nachbaur [SPD]: Das wäre das Aus für 
Deutschland, wenn Sie regieren!)

Wir müssen die heiligen Kühe der politischen Klasse 
schlachten. Als Erstes: Weg mit den freiwilligen Beiträ-
gen in Höhe von 4 Milliarden Euro an die UN, statt den 
Frauen in Deutschland, die sich hier für die Pflege ihrer 
Angehörigen aufopfern, die Rente zu streichen. Da wol-
len Sie streichen, wir streichen bei den freiwilligen Bei-
trägen an die UN.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Stimmt doch gar nicht! Falsche Zah-
len! – Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Unterschied zwischen Schwarz, Rot, Grün und 
uns, auf den Punkt gebracht, ist: Ihre Priorität heißt: 
Deutschland zuletzt, und unsere Priorität heißt: Deutsch-
land zuerst.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Für Sie heißt sie: Russland zuerst!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Jürgen Coße das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Jürgen Coße (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

weiß nicht, ob es Ihnen und euch so geht, dass man 
manchmal kopfschüttelnd zuhören muss, wenn hier gere-
det wird;

(Zuruf von der AfD: Das geht uns immer so bei 
Ihnen! – Heiterkeit bei der AfD)

vor allem, wenn man das Gefühl hat, Leute reden über 
etwas,

(Beatrix von Storch [AfD]: Die SPD bei 
11 Prozent neuerdings! Bundesweit!)

wovon sie keine Ahnung haben.
(Stefan Keuter [AfD]: Der Kipppunkt zur Zehn 
ist bald erreicht! – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Machen Sie ruhig weiter!)

Und dann wissen sie noch nicht einmal, warum es die UN 
oder den Völkerbund überhaupt gibt.

Der Völkerbund als Vorläufer der UN war die Kon-
sequenz aus dem Ersten Weltkrieg. Er war ein Versuch, 
dafür zu sorgen, dass so etwas nie wieder passiert, dass 
man miteinander reden und Argumente austauschen 
muss, damit Krieg am besten unmöglich wird.

(Nicole Höchst [AfD]: Versuch gescheitert!)
Der Versuch scheiterte: Er scheiterte

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
... an Nazis!)

an Nazis, an dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges.
(Steffen Janich [AfD]: Nationalsozialisten!)

Und die Konsequenz aus dem Zweiten Weltkrieg war,
(Stephan Brandner [AfD]: Nach den Nazis gab 

es keine Kriege mehr, oder wie?)
dass man den Völkerbund veränderte und umwandelte zu 
den UN: mit heute 193 Mitgliedern.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Was hat das bitte 
mit dem Thema zu tun? – Gegenruf des Abg. 
David Mandrella [SPD]: Ruhig, Brauner!)

Die Idee war, dass 193 Länder miteinander quasi an 
einem Tisch reden, um Konflikte in dieser Welt unmög-
lich zu machen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sprechen Sie mal 
zum Thema!)

Und diese Idee ist in Wirklichkeit nicht an der UN-Ver-
sammlung gescheitert, sondern die Idee, dass der Sicher-
heitsrat für Kriege Lösungen herbeiführt,

(Stephan Brandner [AfD]: Das klappt doch 
nicht!)

die scheitert an der gegenseitigen Blockade von ganz 
speziellen Ländern. Dazu gehört Russland, dazu gehört 
China

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Das sind die Frie-
densblockierer!)

und sicherlich auch die USA unter Trump, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Beatrix von Storch 
[AfD]: Dann nehmen wir es jetzt mit China, 
USA und Russland auf?)

Und wer wie wir glaubt, dass die Menschheit aus bar-
barischen Kriegen gelernt hat und die UN ein Instrument 
für den Frieden sein können,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
der muss doch dafür sorgen, die UN starkzumachen, und 
sollte sich nicht hierhinstellen wie die Herzogin aus Ol-
denburg und sagen: Wir geben den Vereinten Nationen 
kein Geld mehr, weil wir sie im Prinzip für unnötig hal-
ten. – Wer mehr Kriege in dieser Welt haben will, der 
muss die UN schwachmachen. Wir wollen die UN stark-
machen, damit es möglich ist, Menschlichkeit und Frie-
den am Verhandlungstisch zu erzielen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
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CDU/CSU – Zuruf der Abg. Nicole Höchst 
[AfD])

Und das führt mich dann zu dem Wahlergebnis. Jeder, 
der in der Politik ist, weiß: Wenn man eine Wahl nicht 
gewonnen hat, dann ist das eine Enttäuschung;

(Stephan Brandner [AfD]: Damit kennen Sie 
sich ja aus!)

dafür gibt es aber Gründe. Und vielleicht sollten wir die 
Gründe ganz offen ansprechen, und das möchte ich an 
dieser Stelle tun: Es ist vor allem nach der Zeitenwende 
und der Einflussnahme auch von Russland zum Beispiel 
auf diese Abstimmung notwendig – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

des Abgeordneten Frohnmaier gestatten?

Jürgen Coße (SPD):
Ja, natürlich; unser Moskau-Experte. Klar!

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – 
Stephan Brandner [AfD]: Das ist ja nett! – 
Stefan Keuter [AfD]: Sankt-Petersburg-Exper-
te! – Roland Theis [CDU/CSU]: Aber nicht auf 
Russisch, das verstehe ich nicht!)

– Aber nicht, dass Sie mit mir russisch reden;
(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

das kann ich nämlich nicht.
(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Radio Leningrad!)

Markus Frohnmaier (AfD):
Ja, vielen Dank erst mal, dass Sie die Frage zulassen. 

Ich teile nicht ganz Ihren Humor,
(Peter Beyer [CDU/CSU]: Gott sei Dank!)

aber ich hätte eine Frage an Sie.
Wenn man jetzt Ihren Ausführungen zugehört hat, 

dann stellt man sich ja schon die Frage, ob Sie in der 
Bundesregierung überhaupt mal reflektiert haben, warum 
es zu diesem Scheitern gekommen ist.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das wollte er 
doch gerade sagen! – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wollte 
er doch sagen!)

Oder sagen Sie: „Das hat jetzt damit zu tun, dass“ – weiß 
ich nicht; – „Herr Trump, Herr Putin, die AfD, wer auch 
immer dafür gesorgt hat, dass es keine Mehrheiten für Sie 
bei den Vereinten Nationen gab?“

Und die Frage, die wir uns natürlich stellen, ist: Will 
man dann jetzt zusätzlich noch mehr Milliarden Euro 
bezahlen – freiwillig, in der Hoffnung, über Scheckheft-
diplomatie dann beim nächsten Mal und auf jeden Fall 
ganz bestimmt einen Sitz zu bekommen?

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Oder welche Lehren ziehen Sie daraus, und wie wollen 
Sie dann beim nächsten Mal die Dinge besser machen? 
Hat es vielleicht auch damit zu tun, dass man sich interna-

tional immer stärker isoliert hat und nicht ganz so tolle 
Arbeit macht? Also, ist man auch selbstkritisch in der 
Bundesregierung, oder sind es immer die anderen?

Jürgen Coße (SPD):
Das ist eine interessante Frage, weil sie sehr viel über 

Sie selber aussagt.
(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN], 
an die AfD gewandt: Ja, genau! Darüber, wie 
Sie Politik machen!)

Ich glaube und die Mehrheit in diesem Haus glaubt 
wahrscheinlich auch, dass die UN kein Gremium sein 
sollten, wo militärische oder wirtschaftliche Stärke – 
oder, in Klammern, das Scheckbuch – eine große Rolle 
spielen, sondern Glaubwürdigkeit und Vertrauen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Und wenn Sie andeuten, dass das Scheckbuch irgendwie 
eine Rolle spielen sollte, stellt sich ja für mich die Frage, 
ob das nicht mehr über Sie aussagt,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Allerdings!)

nämlich dass Sie so Politik machen wollen.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir wollen das definitiv nicht, weil das zum Schaden 
unseres Landes ist.

Und vielleicht ist es auch klug, der eigenen Nervosität 
beim Zuhören vielleicht nicht sofort nachzugeben und 
sich dann, wenn ein Redner eine Frage aufwirft und an-
kündigt: „Ich werde jetzt etwas zu den Gründen sagen“, 
nicht schon reflexartig zu melden. Das ist vielleicht zu-
mindest nicht klug;

(Zuruf von der AfD: Frage nicht beantwortet!)
aber es kann ja sein, dass Sie an der Stelle auch über-
fordert sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Schönes Eigen-
tor!)

Ich will zu den Gründen kommen, warum ich glaube, 
dass es in dieser Zeit nach der Zeitenwende möglich ist 
und notwendig sein muss, auch über einen Grund nach-
zudenken, der eine Rolle spielt: Es ist nicht klug, sich als 
Europa trennen zu lassen.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Und die Hausaufgabe muss sein, dass wir auch an der 
Stelle ein stärkeres Europa haben, wo man dafür sorgt, 
dass es für zwei nichtständige Sitze im Sicherheitsrat 
tatsächlich auch nur zwei Kandidaturen gibt.

Das macht die Spielchen von China, von Trump und 
Russland auch unmöglich, und das, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, sollte eine Lehre aus dieser Abstimmung 
sein,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zuruf von der AfD)
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und ich glaube, diese Einschätzung teilen viele mit mir.
Und die letzte Bemerkung will ich mal in Richtung 

Grüne machen, weil es nichts hilft, wenn da jeder das 
Argument auspackt, das ihm am tollsten gefällt, und 
dann sagt: Ja, mein Argument ist aber zu 100 Prozent 
richtig. – Agnieszka, ich habe das mit dem Brückenbauen 
verstanden und auch deinen Hinweis, dass die Grünen – 
so habe ich es verstanden – auch bereit sind, mitzuhelfen, 
wenn es um unser Land, um Deutschland im Ausland 
geht und sich dies in Wahrheit nicht für parteipolitische 
Spielchen eignet.

Wir sind im Ausland doch nicht Abgeordnete einer 
Partei, sondern wir sind Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages. Und ich glaube zutiefst, es ist wichtig, als 
Abgeordneter unser Land zu vertreten, statt einseitig nach 
Moskau zu fahren oder immer nur seine Argumente ideo-
logisch vorzutragen. Das schadet unserem Land, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Und ich habe es so verstan-
den, dass ihr zur Zusammenarbeit bereit seid.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Die Abschlussbemerkung ist: Wir sollten uns nicht 
trennen lassen in Europa. Wir sollten nie zulassen, dass 
andere über unsere Politik bestimmen. Und deswegen: Zu 
den Reden, die man hier immer hört und die mir gerade 
einfallen, wenn ich gut zuhöre, möchte ich einfach nur 
Johannes Rau zitieren, der mal gesagt hat: Ein Patriot ist 
derjenige, der sein Land liebt, und ein Nationalist ist 
derjenige, der andere Vaterländer verachtet.

Und ich glaube, wir in der Mehrheit in diesem Haus 
zählen uns zur ersten Gruppe. Unser ehemaliger Bundes-
präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, hatte recht, 
und wir sollten uns immer daran erinnern.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für Bündnis 90/Die Grünen Deborah 

Düring.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deborah Düring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind uns ja einig darin: Das war eine herbe 
Niederlage für Deutschland, und so etwas darf nicht noch 
mal passieren.

Aber bevor das jetzt hier zu harmonisch wird, viel-
leicht dann doch noch mal ein paar Takte zu der Fehler-
analyse: Wir haben ja jetzt einige Gründe gehört. Der 
Staatsminister hat noch mal ausgeführt, was Ihre Inter-
pretation ist, und mir fehlt da manchmal ein Funken 
Selbstkritik in der ganzen Analyse.

(Zuruf von der AfD: Da bin ich gespannt!)
Also, wir hören so wenig zur Arroganz des Kanzlers, 

zu der Abwesenheit bei wichtigen internationalen Kon-
ferenzen. Dazu, dass der Kanzler ab und zu mal ein Gast-

geberland beleidigt, habe ich auch noch nicht so viel aus 
der Koalitionsfraktion gehört, und wir hören auch wenig 
zu dem Vorwurf der Doppelstandards im Völkerrecht 
oder zu der Kritik an der deutschen Nahostpolitik.

Und, liebe Kolleginnen und Kollegen, egal ob wir am 
Schluss die Einschätzung teilen oder nicht: Für eine 
ernsthafte Fehleranalyse müssen wir uns doch damit be-
fassen, was uns vorgeworfen wird, was wir auf den gan-
zen Reisen, die wir machen, immer wieder hören.

Seit Jahren hören wir, dass Deutschland seine Glaub-
würdigkeit verspielt hat, indem es im Völkerrecht mit 
zweierlei Maß misst. Viele Völkerrechtsbrüche verurtei-
len wir zu Recht sehr klar und deutlich, beispielsweise 
den Angriffskrieg auf die Ukraine durch Russland. Bei 
Völkerrechtsbrüchen von einigen Partnern schweigen wir 
aber, winden uns, eiern rum, beispielsweise bei den USA 
oder Israel. Ich erinnere mich an Venezuela, wozu die 
Bundesregierung bis heute nicht zu einer abschließenden 
Bewertung gekommen ist und es weiterhin „sehr kom-
plex“ findet. Völkerrechtsexperten finden es relativ ein-
deutig völkerrechtswidrig.

Und auch bei der aktuellen Nahostpolitik kann man 
den Vorwurf ja nicht einfach so wegwischen. Die erste 
deutsche Enthaltung bei der Verlängerung des UNRWA- 
Mandates wurde von den Ländern des sogenannten Glo-
balen Südens gesehen. Zu Recht machen wir sehr klar 
und deutlich, dass der Iran, die Hamas und die Hisbollah 
das Völkerrecht mit Füßen treten. Und trotzdem ist un-
sere Kritik gegenüber dem Vorgehen Israels und den 
USA in Gaza, im Iran oder im Libanon dann manchmal 
doch sehr, sehr leise.

Bei den Angriffen auf Iran im Juni 2025 wurde Israel 
sogar vom Kanzler gelobt, es würde für uns die „Drecks-
arbeit“ machen. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
trägt nicht zu unserer Glaubwürdigkeit bei, und genau 
solche Dinge müssen wir dann diskutieren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Johannes Volkmann 
[CDU/CSU]: Mehr Österreich wagen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, ich finde es 
ja toll, dass ihr euch in der Öffentlichkeit so klar zu eurer 
deutlichen Haltung zum Völkerrecht bekennt. Vielleicht 
denkt ihr ein bisschen darüber nach, dass ihr auch Teil der 
Bundesregierung seid und diesen schönen Worten auch 
noch richtig gute Handlungen folgen lassen könnt.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Ihr auch in der 
letzten Legislatur! Mit einer grünen Außen-
ministerin!)

Das würde mich sehr glücklich machen.
Dass jetzt nicht nur von der AfD, sondern auch von 

Teilen der Union manchmal die Forderung kommt, die 
Beiträge zu kürzen – ich bin sehr dankbar, dass dem hier 
auch von der Union sehr klar widersprochen worden ist –, 
zeugt nicht nur von der Arroganz, die Deutschland vor-
geworfen wird, sondern es zeugt ehrlicherweise auch von 
maximaler Unkenntnis über das UN-System. Beleidigt zu 
drohen, liebe AfD, dass man gar nichts mehr machen 
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will, wenn man eine Abstimmung verliert, ist nicht nur 
maximal infantil, sondern, ehrlich gesagt, genau die fal-
sche Haltung, um Glaubwürdigkeit wiederzuerlangen.

Deswegen lautet die Frage: Was machen wir denn 
jetzt? Jetzt müssen wir nach vorne gehen. Ich würde 
sagen, der Anfang ist eine ernsthafte Aufarbeitung: Kritik 
ernst nehmen, weniger Überheblichkeit, mehr Beschei-
denheit und echte Verantwortungsübernahme. Denn am 
Schluss, liebe Kolleginnen und Kollegen, geht es doch 
um viel mehr als nur um einen Sitz im UN-Sicherheitsrat.

Wir stehen aktuell an einem Scheideweg. Das UN- 
System und die regelbasierte Ordnung der letzten 80 Jahre 
werden massiv angegriffen. Autokraten agieren schon 
jetzt nach dem Recht des Stärkeren. Es ist doch unsere 
Aufgabe, es ist die Aufgabe Deutschlands, diese Ordnung 
zu verteidigen und immer klar und deutlich zu den Ver-
einten Nationen, zu den internationalen Regeln zu stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür müssen wir Völkerrechtsbrüche klar benennen, 
egal von wem sie begangen werden, und zeigen, dass man 
ein verlässlicher Partner ist. Dafür braucht es klare Unter-
stützung und die Stärkung des UN-Systems und der in-
ternationalen Gerichte. Auch hier darf es keine Doppel-
standards geben. Dafür braucht es auch mehr Geld für 
humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und in-
ternationalen Klimaschutz, gerade jetzt, wo die USA aus 
vielen Organisationen austreten und wir China und Russ-
land nicht einfach das Feld überlassen können.

Glaubwürdigkeit und Solidarität sind unsere Chance 
dafür, dass Deutschland und die EU eine gestaltende 
Rolle in der Welt einnehmen können und dass unsere 
demokratischen und freiheitlichen Werte als die bessere 
Alternative zu den Autokratien dieser Welt angesehen 
werden. Ich meine, wir sehen jeden Tag hier im Plenum, 
wo das sonst enden könnte.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die CDU/CSU Roland Theis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Roland Theis (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ja, eine Enttäuschung; ja, eine herbe 
Niederlage. Deshalb ist es richtig, dass wir als Parlament 
uns heute nicht zuletzt mit Blick auf künftige Bewerbun-
gen die Frage stellen: Was hat eigentlich zu diesem Er-
gebnis geführt? Die Bundesregierung, der Minister, Herr 
Wadephul, haben das, wie ich finde, in bemerkenswerter 
Offenheit bereits getan. Ich finde, es ist positiv, weil es 
der Einstieg in die richtige Aufarbeitung ist. Deshalb 
einen herzlichen Dank an Herrn Wadephul für diese Of-
fenheit!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer das objektiv tut – und das haben ja einige der 
Vorredner getan –, wird handfeste Gründe finden, wird 
Schlussfolgerungen finden, die man heute ziehen kann. 
Es ist der späte Einstieg, der im Nachhinein betrachtet ein 
Fehler war. Aber es ist auch an unsere klaren und für 
Deutschland relevanten Positionierungen zu wichtigen 
geopolitischen Fragen zu denken,

(Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die Linke])
die eben nicht von allen geteilt werden. Denn wer unsere 
deutschen Positionen ablehnt, der hat schlicht und ergrei-
fend kein Interesse daran, dieser ohnehin starken Stimme 
noch mehr Gewicht durch einen Sitz im Sicherheitsrat zu 
verleihen.

Deshalb gibt es auch Schlussfolgerungen, die wir zie-
hen können. Die erste und wichtigste ist – Jürgen Hardt 
hat darauf in den Medien bereits hingewiesen, der Kol-
lege Koob hat es vorhin auch gesagt –: Wir Europäer 
sollten künftig ein Interesse daran haben, Kandidaturen 
vorher besser miteinander abzustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Jürgen Coße [SPD]: Das haben wir auch ge-
sagt!)

Die stärkste europäische Stimme im Sicherheitsrat für 
uns ist die, die gemeinsam vorgetragen wird. Deshalb 
muss die Regel für die Zukunft sein, dass wir Diskussio-
nen nicht auf der offenen Weltbühne austragen, sondern 
dass wir gemeinsam formulieren, von wem wir in diesem 
Rahmen vertreten werden wollen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Hendrik Bollmann [SPD])

Keine Schlussfolgerung, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, kann es aber sein, politische Positionen, die zur 
DNA der deutschen Außenpolitik gehören, aufzugeben, 
um mehr Stimmen in dieser Versammlung zu bekommen, 
aufzugeben, um anderen zu gefallen, gefällig zu sein wie 
Sie, Herr Frohnmaier. Das Bekenntnis zur Existenz Is-
raels ist nicht verhandelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Unterstützung für eine starke Ukraine, die Europa 
gegen die russische Aggression verteidigt, ist nicht ver-
handelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das mag 
nicht jedem gefallen; aber das ist unsere Politik, die 
sich an unseren Werten und unseren Interessen orien- 
tiert. Das zählt für uns und nicht, gefällig zu sein gegen-
über Autokraten und Diktatoren, wie Sie es sind, Herr 
Frohnmaier, wenn Sie wieder nach Moskau fahren und 
wenn Sie dort dafür sorgen, dass das deutsche Ansehen 
weltweit leidet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stefan Keuter [AfD]: Das 
sieht der Wähler komischerweise anders!)

– Genau, das sieht Herr Putin ganz anders, Herr Keuter. 
Sie gefallen dem ja offensichtlich auch.
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Der frühere Staatsminister Michael Roth – den möchte 
ich an dieser Stelle anführen – hat gesagt und geschrie-
ben: „Wir stehen zur Ukraine.“

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion zulassen?

Roland Theis (CDU/CSU):
Aber am liebsten.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh nein! – Stephan Brandner 
[AfD]: Danke schön! – Stefan Keuter [AfD]: 
Können Sie kriegen!

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Theis, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Weil Sie gesagt haben, der Kollege 
Frohnmaier wäre in Moskau gewesen, erst mal: Er war 
in Sankt Petersburg.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oha! – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eijeijeij! – 
Gegenruf des Abg. Stephan Brandner [AfD]: 
Das ist schon was anderes! Ein bisschen Erd-
kundekenntnis?)

Roland Theis (CDU/CSU):
Entschuldigen Sie, bitte.

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Aber er war ja nicht alleine da. Es waren auch nam-

hafte deutsche Unternehmer dort und auch viele Staats- 
und Regierungschefs aus der ganzen Welt, die genetz-
werkt haben. Jetzt kommt die Frage: Was sagen Sie dazu?

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Die haben wirt-
schaftliche Interessen! Welche haben Sie 
denn? – Gegenruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD]: Ja, wir haben keine wirtschaftlichen 
Interessen, nicht? Nee, nee!)

Kritisieren Sie das auch, dass man da internationale Po-
litik macht?

Roland Theis (CDU/CSU):
Schauen Sie, man muss sich als Vertreter des deut-

schen Volkes immer fragen – Sie legen ja immer großen 
Wert auf diese Inschrift am Reichstag, ich im Übrigen 
auch –, wessen Interessen man vertritt, wem man gefallen 
will.

(Stefan Keuter [AfD]: Dem deutschen Volke!)

Ich kann Ihnen sagen, dass das, was Sie außen- und 
sicherheitspolitisch vertreten, die Agenda derjenigen ist, 
die uns täglich in einem hybriden Krieg angreifen.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sabotage, Cyberattacken, Desinformationskampagnen: 
Das ist die Politik Russlands. Gegenüber diesem Land 
wollen Sie gefällig sein. Das ist Verrat am eigenen Volk, 
und das machen wir nicht mit, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der Linkenfraktion zulassen?

Roland Theis (CDU/CSU):
Aber klar doch.

(Heiterkeit – Stephan Brandner [AfD]: Ganz 
schön flexibel!)

Mirze Edis (Die Linke):
Vielen lieben Dank, Herr Theis, dass Sie mir erlauben, 

die Frage zu stellen. – Empfinden Sie das bitte nicht als 
zynisch: Aber gehört die Haltung zur Vertreibung der 
Palästinenser durch Israel, aber auch zu den über 70 000 
ermordeten Menschen zu der nicht verhandelbaren Poli-
tik, die Sie eben genannt haben?

Roland Theis (CDU/CSU):
Für uns ist nicht verhandelbar, sehr geehrter Kollege – 

und ich glaube, das haben Redner der Union, aber auch 
die anderer Fraktionen hier im Deutschen Bundestag und 
nicht zuletzt die Vertreter der Bundesregierung sehr deut-
lich gemacht –, dass wir zum Existenzrecht des Staates 
Israel stehen. Das heißt nicht, dass wir mit jeder einzelnen 
Handlung einer israelischen Regierung einverstanden 
sein müssen; auch das hat nicht zuletzt der Bundeskanzler 
deutlich gemacht. Das heißt nicht, dass wir das Völker-
recht infrage stellen; im Gegenteil. Aber wir stellen uns 
unserer besonderen Verantwortung für den Staat Israel. 
Das ist für uns nicht verhandelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich bin Ihnen dankbar für die Frage. Um das noch 

einmal klarzustellen: Es ist kein Widerspruch, wenn wir 
sagen, dass wir Empathie empfinden, dass wir helfen 
wollen, was wir im Übrigen ja auch tun,

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Größter Unter-
stützter der Palästinenser ist Deutschland!)

nicht zuletzt mit unseren Beiträgen zu den Vereinten Na-
tionen in Richtung Palästina, und wenn wir dafür sorgen, 
dass den Menschen geholfen wird. Das ist kein Wider-
spruch. Aber das Existenzrecht des Staates Israel ist et-
was, das wir nicht infrage stellen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will – Herr Präsident, wenn ich das darf – den 
ehemaligen Staatsminister Michael Roth weiter anführen,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Stimmt!)

womit ich eben begonnen habe:
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„Wir stehen zur Ukraine. Wir fahren einen kritische-
ren Kurs gegenüber China. [...]. Wir machen uns 
keine Illusionen über den Hass auf Israel, der sich 
in vielen Staaten ausbreitet. Das kostet Stimmen. 
Das ist der Preis einer klaren Haltung. Und er ist 
es wert.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich finde, 
Michael Roth hat recht, wenn er das sagt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
kann Ihnen das Folgende nicht ersparen. Wir sprechen 
alle mit Kolleginnen und Kollegen aus Afrika. Wenn 
Frau Düring nicht vorhin gesagt hätte, dass es hier zu 
wenig konfrontativ zugeht, hätte ich das jetzt gelassen.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Deborah Düring 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das glaube 
ich Ihnen nicht!)

Ich will Ihnen den Wortlaut der afrikanischen Kollegen 
ersparen. Aber es hat mit Sicherheit nicht geholfen, den 
Menschen in Botswana zu erklären, wie sie ihre eigene 
Fauna zu managen haben.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: So ist es!)

Uns hat noch keiner 20 000 Elefanten nach Berlin 
schicken wollen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ihre Äußerungen haben mit Sicherheit nicht geholfen, 
und das war nicht das Werk dieses Außenministers und 
dieser Bundesregierung.

Es wäre allerdings eine falsche Schlussfolgerung, nach 
dieser Abstimmung unser Engagement in den Vereinten 
Nationen infrage zu stellen. Ich verstehe jeden, der die 
Frage nach den Beiträgen stellt und fragt: Was haben wir 
eigentlich davon? Ist das in unserem Interesse? Ich sage: 
Ja. Zum einen ist es in unserem generellen Interesse, weil 
es die einzige Organisation ist, in der die Welt regelba-
siert miteinander spricht. Zum anderen ist es in unserem 
Interesse, weil wir das Handeln der Vereinten Nationen 
mit unseren Beiträgen erst ermöglichen: im Kampf gegen 
extreme Armut, im Kampf gegen den Hunger in der Welt, 
in der Bewältigung von Konflikten und in der Arbeit für 
den Frieden.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Roland Theis (CDU/CSU):
Sie haben vorhin aber die Uhr weiterlaufen lassen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich habe die Uhr angehalten. Aber hier meldet sich 

jetzt der Elefant.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Roland Theis (CDU/CSU):
Na gut. Ich komme zum Schluss.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da haben Sie Ihren Elefan-
ten!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die richtige 
Schlussfolgerung ist, dass wir weiter an einer Organisa-
tion der Vereinten Nationen arbeiten, in der die Welt 
gemeinsam für den Frieden eintritt. Sie ist nicht perfekt, 
aber sie ist das Beste, was die Menschheit für dieses Ziel 
gemeinsam geschaffen hat. Lassen Sie uns weiter dafür 
arbeiten!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion hören wir Stefan Keuter.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Deutsch-

land ist mit seiner Bewerbung um einen nichtständigen 
Sitz im Sicherheitsrat krachend gescheitert. Für ein Land 
unserer Größe, unsere enormen Beiträge und unseren 
eigenen Anspruch ist das eine diplomatische Blamage 
erster Ordnung. Ein Ausscheiden in der ersten Wahlrun-
de, sogar noch ohne Stichwahl, ist eine Katastrophe. Um 
es einfach mal sportlich in der Begrifflichkeit des Fuß-
balls zu sagen: Das ist so, als wären wir gegen San Ma-
rino und die Britischen Jungferninseln in der Vorrunde 
ausgeschieden.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Oder Curaçao! – Zuruf der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage das als Mitglied des Unterausschusses Ver-
einte Nationen des Auswärtigen Ausschusses, als Abge-
ordneter, der gerade erst von einer Delegationsreise zu 
den Vereinten Nationen in New York zurückgekehrt ist, 
dort viele Gespräche geführt hat und auch Kritik gehört 
hat, die unsere Bundesregierung nicht wahrhaben wollte: 
Dieses Scheitern ist kein Zufall, sondern das Ergebnis 
jahrelangen außenpolitischen Versagens. In New York 
wurde uns immer wieder gesagt, Deutschland sei zu spät, 
zu unkoordiniert und zu siegessicher in diese Wahl ge-
gangen. Die deutschen Regierungen haben geglaubt, dass 
man mit moralischen Appellen und wohlklingenden 
Schlagworten sowie deutschem Steuergeld diese Wahl 
schon richten würde. Wer wie unser Außenkanzler 
Friedrich Merz Diplomatie mit Selbstinszenierung ver-
wechselt, verliert am Ende Unterstützung. Das ist kein 
Versehen, das ist eine strukturelle außenpolitische Selbst-
überschätzung.

(Beifall bei der AfD)
Zwei große Zahlungspflichtige zahlen nicht oder zah-

len zu spät: die USA und China; nennen wir sie beim 
Namen. Obwohl Deutschland nach den USA, China 
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und Japan der viertgrößte Pflichtzahler ist und fast 
5,7 Prozent des Haushaltes aufbringen muss, was 
213 Millionen US-Dollar entspricht, verwehrt man uns 
diesen Posten – das sollte uns zu denken geben –,

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, was denn jetzt? Scheckbuchdiplomatie 
oder nicht? – Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer will denn die 
EZ auf null streichen? – Zuruf des Abg. Jürgen 
Coße [SPD])

und das, wenn man bedenkt, dass Deutschland tatsächlich 
an den UN-Apparat fast 5 Milliarden US-Dollar deut-
sches Steuergeld zahlt. Das ist das 23-Fache unseres 
Pflichtbeitrags, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Jürgen Coße [SPD]: Ich dachte, Sie wollten da 
sparen! – Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Keiner klatscht!)

Das ist doppelt so viel, wie der Wirtschaftstitan China 
zahlen müsste. Um es zu veranschaulichen: Damit könnte 
man 2 000 deutsche Autobahnkilometer

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Uh, deutsche Autobahn!)

neu asphaltieren oder Hunderte deutsche Schulen sanie-
ren, und zwar jährlich.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Besonders deutlich war die Kritik an der hypermorali-
sierenden Außenpolitik dieser Bundesregierung. Staaten 
wollen Partner, keine Oberlehrer.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was haben Sie eigentlich gegen Lehrer?)

Eine Außenpolitik, die Annalena Baerbock von den Grü-
nen einleitete: Überall mit erhobenem Zeigefinger und 
dem Kampfbegriff der feministischen Außenpolitik auf-
zutreten, damit verliert man international Respekt.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] – Gegenruf der Abg. Diana 
Zimmer [AfD]: Sendepause da drüben, 
Mensch!)

Und genau das ist geschehen. Und damit hat sie in New 
York weitergemacht, unser Elefant im Porzellanladen.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Deshalb wurde Annalena 
Baerbock mit 167 Stimmen zur Präsidentin der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
gewählt! Warum denn?)

Auch gab es Kritik, dass sie sich den Posten der Präsiden-
tin der VN-Generalversammlung einfach geschnappt hät-
te. Sie hat es „verbaerbockt“.

(Beifall bei der AfD)

Ein Wahlkampf, der Millionen kostet und nichts ein-
bringt, muss aufgeklärt werden.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Klären Sie mal Ihre Wahlkampfspenden auf!)

Ich erinnere an die zahlreichen Besuchsreisen auslän-
discher VN-Botschafter nach Deutschland – Luxusreisen 
in großem Stil, bezahlt vom deutschen Steuerzahler.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das habt doch 
ihr gemacht in den USA! Mit AfD-Fraktions-
mitteln!)

Ich weiß noch, dass der Botschafter Deutschlands, Herr 
Zahneisen, diese Gäste im Abgeordnetenrestaurant fürst-
lich bewirtet hat. Hinter vorgehaltener Hand hat man uns 
in New York berichtet, dass das schon als Korruption 
empfunden wurde.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mit Korruption kennen Sie sich doch 
eigentlich eher aus, oder?)

Herr Coße, Sie haben gerade eben gesagt, Sie wollten 
sich moralisch hier inszenieren und das sauber und ohne 
Scheckbuch machen. Dann frage ich, was Deutschland 
hier gemacht hat.

(Beifall bei der AfD – Jürgen Coße [SPD]: 
Sprechen Sie erst mal meinen Namen richtig 
aus! – Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Rumeiern in außenpolitischen Fragen statt klarer Po-
sitionierungen und des Eintretens für nationale Interes-
sen! Stichworte sind: Gaza, Israel, Iran, Menschenrechts-
fragen und Doppelstandards.

(Beifall bei der AfD)
Es wurde hier der spöttische Begriff „German Vote“ 

für eine Enthaltung geprägt. Deutschland hat sich zum 
Gespött anderer Staaten gemacht.

(Deborah Düring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war auf EU-Ebene!)

Das tut uns als Patrioten im Herzen weh.
(Beifall bei der AfD – Jürgen Coße [SPD]: Sie 
sind nur keine Patrioten! Sie schon gar nicht! – 
Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und wenn man dann noch Russland und seine Verbünde-
ten regelmäßig nassforsch vor den Kopf stößt, dann kos-
tet auch das Stimmen. Dieses Scheitern hat zudem lang-
fristige Folgen. Deutschland ist nicht nur für Jahre an 
einem Sitz gescheitert, Deutschland hat sich leider selbst 
aus dem Rennen genommen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der AfD – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann hauen Sie 
doch ab, wenn es so schlimm ist!)

Wer so scheitert, verspielt nicht nur Einfluss, sondern 
auch Zukunftschancen unseres Landes.

(Zuruf der Abg. Deborah Düring [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage Ihnen, was wir als AfD wollen:
(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Stimmen von Russland, von 
China, von Nordkorea und Iran! Die Stimmen 
wollt ihr!)
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Wir wollen keinen nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat, 
wir wollen einen ständigen Sitz. Wenn man eine Reform 
dieses gescheiterten UN-Systems dadurch erreichen 
kann, dass man die VN-Mittel von 5 Milliarden Euro 
kürzt, dann ist dies ein probates Mittel. Das wird es 
dann mit einer AfD in Regierungsverantwortung geben, 
meine Damen und Herren.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion hören wir Nicolas 

Zippelius.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrter Herr Keuter, der Fußballvergleich, den Sie ge-
rade gezogen haben, hat eigentlich nur gezeigt, dass Sie 
weder von Außenpolitik noch von Fußball irgendeine 
Ahnung haben. Der war so dermaßen schlecht, dass es 
einem wirklich vergeht.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Was erwartest du 
von einem Politikclown?)

So viel zu Ihnen an dieser Stelle.
Ich muss von meiner Seite aus sagen: Es ist bitter, dass 

Deutschland die Wahl um einen nichtständigen Sitz ver-
loren hat. Und man muss auch sagen: Diejenigen, die 
Verantwortung haben und globale Verantwortung über-
nehmen möchten, müssen sich dann einfach der Kritik 
stellen. Dieser Kritik stellen wir uns. Das besprechen 
wir intern, aber wir kommunizieren es auch nach außen; 
und das ist wichtig. Das ist vor allem auch wichtig, weil 
es bedeutet, dass wir nicht nur jetzt verantwortungsvoll 
handeln, sondern auch in Zukunft verantwortungsvoll 
handeln wollen. Das gilt dann auch für zukünftige Be-
werbungen, damit so etwas einfach nicht mehr passiert. 
Deswegen besprechen wir das jetzt und werden in Zu-
kunft – da bin ich mir sicher – auch wieder erfolgreiche 
Bewerbungen für einen nichtständigen Sitz im UN-Si-
cherheitsrat einreichen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Viele Argumente wurden hier bereits genannt – der 
Herr Staatsminister hatte es gesagt –: der zeitliche Hori-
zont, bereits getroffene Absprachen und vieles weitere. 
Aber ich muss an dieser Stelle, weil wir über Selbstkritik 
sprechen, auch sagen: Der Vorwurf, Deutschland sei in-
ternational isoliert oder es sei die Schuld des Bundes-
kanzlers, dass das nicht geklappt habe, ist nicht nur billig, 
sondern auch wirklich arg unterkomplex.

(Zuruf von der AfD: Stimmt aber!)
Man könnte zum Beispiel sagen: Diese Bundesregierung 
ist mit einem Rückstand in den Endspurt gestartet. Es ist 
sicherlich nicht nur diese Bundesregierung verantwort-
lich für dieses Ergebnis. Deswegen, Frau Brugger und 
geschätzte Kollegin Düring, hätte ich mir – wir haben 

ja heute über Selbstkritik gesprochen – mehr Selbstkritik 
von Ihrer Seite gewünscht, auch bezüglich – es wurde 
hier schon angesprochen – der ehemaligen Außenminis-
terin. Es geht nicht nur um das Verhalten gegenüber afri-
kanischen Staaten. Was passiert, wenn man in der Sache 
hart agieren möchte, zeigt sich zum Beispiel auch in 
ihrem Auftreten in China im Jahr 2023, das nicht gehol-
fen und auf der Weltbühne nicht dazu geführt hat, dass 
sich unser Bild verbessert hat. Die Liste ließe sich belie-
big fortsetzen.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber Herr Merz kopiert es ja!)

Deswegen hätte ich mir an dieser Stelle einfach mehr 
Selbstkritik von grüner Seite gewünscht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sehen eine Vielschichtigkeit der Problematiken, 
die zu dem Wahlausgang geführt haben, den wir heute 
besprechen. Das sollte uns aber nicht dazu veranlassen, 
die falschen Schlüsse zu ziehen. Deutschlands Einfluss in 
der Welt bemisst sich nicht an einer einzigen Abstim-
mung. Er bemisst sich an unserer wirtschaftlichen Stärke, 
an unserer Rolle in Europa, an unserer Verlässlichkeit in 
der NATO, an unseren internationalen Partnerschaften 
und an unserer Bereitschaft, Verantwortung zu überneh-
men. Dazu gehört auch unser Einsatz für starke multi-
laterale Institutionen. Deutschland bleibt ein verlässlicher 
Partner, der demokratische Strukturen respektiert und be-
dacht statt impulsiv auf Veränderungen reagiert.

Dass wir gerade im Lichte aktueller Entwicklungen 
mehr Effizienz, Transparenz, Wirksamkeit brauchen – 
dazu gehört auch Konditionalität –, wenn es zum Beispiel 
um die Verwendung von Geldern in den Institutionen 
geht – es wurde angesprochen –, sollte im Sinne deut-
scher Interessen an Friedenssicherung und internationaler 
Zusammenarbeit klar unterstrichen werden.

Als Sprecher meiner Bundestagsfraktion für den Be-
reich Entwicklungszusammenarbeit sage ich auch: Wir 
müssen die Entwicklungszusammenarbeit in Zukunft 
strategischer einsetzen. Das ist einfach bitter notwendig.

(Beifall des Abg. Johannes Volkmann [CDU/ 
CSU])

Denn eine strategische Entwicklungszusammenarbeit 
kann uns bei knappen Abstimmungen und generell bei 
Abstimmungen zum Beispiel in den UN behilflich sein. 
Wir können da einfach strategischer, interessengeleiteter,

(Stefan Keuter [AfD]: Wir müssen!)

zielgerichteter agieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Das ist ja AfD-Sprech!)

Zum Abschluss. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich fand die Rede des Herrn Frohnmaier ganz 
interessant. Sie war genauso wie so viele andere AfD- 
Reden. Er erzählt immer viel, wenn der Tag lang ist. Ich 
habe mir dafür frühere Pressemitteilungen angeschaut. 
Dabei merkt man, dass Herr Frohnmaier so gar keinen 
Kompass hat.
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(Jürgen Coße [SPD]: Aber nach Moskau findet 
er den Weg immer!)

An einem Tag schreibt er – ich zitiere –: „Von China 
lernen heißt siegen lernen.“ Am nächsten Tag beschwert 
er sich darüber, dass Deutschland sich nicht an der chi-
nesischen Neuen Seidenstraße beteiligt. Im nächsten Mo-
ment kommt dann Kritik an der Bundesregierung:

„Schließlich ist es erklärtes Ziel der Chinesen, uns in 
sämtlichen Bereichen bis 2050 zu überholen und 
Weltmarktführer zu werden.“

Und dann kommt es:

„Jetzt muss erst der Amerikaner kommen, um die 
Chinesen auszubremsen und mal in die Schranken 
zu weisen.“

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

des angesprochenen Abgeordneten zulassen?
(Jürgen Coße [SPD]: Der ist verwirrt! Der 

kann ja gar nicht anders!)

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Das kann er gerne machen. Ich gehe auch gerne darauf 

ein.
(Jürgen Coße [SPD]: Ja, aber er ist ja auch 
verwirrt in der Frage! – Sara Nanni [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN], an den Abg. Markus 
Frohnmaier [AfD] gewandt: Sie hatten fünf 
Minuten Zeit!)

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Kollege, danke, dass Sie die Zwischenfrage zu-

lassen. – Ich empfehle Ihnen, beim nächsten Mal die 
Pressemitteilungen in Gänze zu lesen.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist aber sehr von oben herab, Herr 
Frohnmaier! – Gegenruf der Abg. Diana 
Zimmer [AfD]: Sendepause! Sie reden schon 
die ganze Debatte!)

Dann würde Ihnen wahrscheinlich nicht entgehen, in wel-
chem Kontext das gesagt wurde.

(Jürgen Coße [SPD]: Das werden Sie uns si-
cher erklären!)

Wenn wir über China sprechen, dann müssen wir zur 
Kenntnis nehmen, dass China – im Gegensatz zu dieser 
Bundesregierung – in der Lage ist, in Generationen zu 
denken. Und in diesem Sachzusammenhang wurde ge-
äußert, dass von China lernen auch siegen lernen heißen 
kann. Denn die Chinesen haben uns gegenüber unbestrit-
ten einen Vorteil: Sie denken in Generationen.

(Zuruf von der SPD: Sie sind eine Diktatur!)
Auf der anderen Seite haben wir immer deutlich ge-

macht, dass bestimmte Dinge beendet werden müssen, 
beispielsweise zinsvergünstigte Kredite der KfW für Chi-
na.

(Stefan Keuter [AfD]: Entwicklungshilfe muss 
beendet werden!)

Auch in diesem Zusammenhang ist Kritik an China bzw. 
der jeweiligen Bundesregierung gefallen. Man kann den 
Chinesen nicht zum Vorwurf machen, dass sie eine Poli-
tik verfolgen, die ihren nationalen Interessen dient. Aber 
man kann natürlich dieser Bundesregierung und den vor-
herigen Bundesregierungen zum Vorwurf machen, dass 
sie permanent eine Politik verfolgt haben, die den Inte-
ressen des Auslands – der EU, der Welt – dient, aber nicht 
den Interessen Deutschlands,

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sagt die Partei, wo Maximilian 
Krah Mitglied ist!)

lieber Herr Kollege.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: So, was war jetzt die Frage?)

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Das ist natürlich wieder ein schönes Ablenkungsmanö-

ver. Denn es ging mir gar nicht um Ihre Aussagen zu 
China,

(Zuruf von der AfD: Lesen ist schwierig!)

sondern um die Stringenz Ihres Handelns. Sie haben auf 
der einen Seite gesagt: „Von China lernen heißt siegen 
lernen“, auf der anderen Seite beschweren Sie sich über 
die Bundesregierung

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Das widerspricht sich 
doch gar nicht!)

und sagen – ich zitiere –: „Jetzt musste erst der Ame-
rikaner kommen, um die Chinesen auszubremsen und 
mal in die Schranken zu weisen.“

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie verstehen 
auch gar nichts! – Stefan Keuter [AfD]: Er 
will es nicht verstehen!)

Auf der einen Seite feiern Sie die Chinesen ab, auf der 
anderen Seite finden Sie die USA toll. In Russland gehen 
Sie jeden Tag spazieren. Ich kann Ihnen nur eines sagen: 
Es ergibt keine Stringenz und keinen Sinn. Herr 
Frohnmaier, Sie sind außenpolitisch leider ein Vollama-
teur, und es ist gut für Deutschland, dass Sie keine Ver-
antwortung übernehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Das wird sich ändern mit der Verantwortung!)

Ich bin froh, dass es bei uns spätestens alle vier Jahre 
Bundestagswahlen gibt.

(Stefan Keuter [AfD]: Spätestens! Die Beto-
nung liegt auf „spätestens“!)

Das hat auch damit zu tun. Und jetzt wünsche ich uns 
allen noch einen schönen Nachmittag.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir Stephan 

Mayer für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Jürgen Coße [SPD])

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen! Sehr geehrte Kollegen! Es macht überhaupt keinen 
Sinn, um den heißen Brei herumzureden: Die gescheiterte 
Wahl Deutschlands in den UN-Sicherheitsrat ist natürlich 
ernüchternd. Sie ist enttäuschend. Man kann auch sagen: 
Sie ist blamabel. Sie hätte nicht passieren dürfen, und sie 
hätte auch nicht passieren müssen. Aber sie ist mit Si-
cherheit keine Katastrophe, und sie ist auch kein Welt-
untergang.

(Zuruf von der AfD: Ich sehe das anders!)
Ich bin der festen Überzeugung: Der größte Fehler 

wäre jetzt, sich in die Schmollecke zu verziehen, sich 
beleidigt zurückzuziehen und zu versuchen, außenpoli-
tisch weniger Einfluss zu nehmen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Man braucht nicht 
beleidigt sein, aber einfach weniger zahlen! – 
Stefan Keuter [AfD]: 4 Milliarden weniger, 
und dann tut sich was! Ziemlich sicher!)

Das Gegenteil muss der Fall sein. Deutschland wird trotz 
dieser gescheiterten Wahl weiterhin eine sehr wichtige, 
eine sehr stabile Rolle in der Außenpolitik spielen. Und 
wir werden auch weiterhin ein ernstzunehmender und 
verlässlicher Partner in der Außenpolitik sein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beatrix von 
Storch [AfD]: Wir erfahren alles aus der Zei-
tung!)

Der Einfluss Deutschlands ist durch diese Nichtwahl in 
keiner Weise geschmälert worden.

Aber natürlich stimmt auch: Es darf kein einfaches 
Weiter-so geben. Es muss eine schonungslose, eine um-
fassende Fehleranalyse vorgenommen werden. Ich bin 
dem Staatsminister Hahn sehr dankbar, dass er deutlich 
gemacht hat, dass die amtierende Bundesregierung bei 
ihrer Amtsübernahme einen deutlichen Rückstand vor-
gefunden hat. Es sind – ich glaube, man kann auch hier 
gar nicht umhin, das einzugestehen – in diesem gesamten 
Bewerbungsprozess vielfältige Fehler gemacht worden: 
zu späte Kandidatur, Kampfkandidatur, zu wenig koor-
diniert. Das ist alles richtig.

Ich möchte zu ein paar Themen, die jetzt aufgeworfen 
wurden, noch etwas sagen. Es gibt die Mär, die angeblich 
relative Haltung Deutschlands zum Völkerrecht sei mit 
ausschlaggebend gewesen. Wenn man sich das Verhalten 
Portugals beispielsweise im Fall Venezuela ansieht, stellt 
man fest, dass die portugiesische Regierung zur US-Ad-
ministration wesentlich freundlicher war als die Bundes-
regierung. Also kann nicht unbedingt die Haltung Portu-
gals zum Völkerrecht ausschlaggebend gewesen sein. 
Und genauso wenig kann entscheidend gewesen sein, 
wie sich Österreich zum Völkerrecht verhält. Denn in 
den letzten beiden Jahren hat sich Österreich in den UN 
wesentlich stärker pro Israel verhalten als Deutschland. 

Also auch hier sind die Fakten entlarvend. Die Haltung 
Deutschlands zum Völkerrecht war mit Sicherheit nicht 
ausschlaggebend.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, na-
türlich müssen jetzt die richtigen Rückschlüsse gezogen 
werden. Dazu muss aus meiner Sicht auf jeden Fall ge-
hören, dass wir uns wesentlich enger und intensiver mit 
unseren europäischen Freunden koordinieren. Es darf 
nicht mehr passieren, dass wir mit zwei befreundeten 
Nationen in eine Kampfkandidatur gehen. Wir müssen 
in Zukunft derartige Prozesse wesentlich stringenter 
und intensiver vorbereiten und sie frühzeitiger starten.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
möchte aber natürlich nicht versäumen, zu dem Urheber 
der heutigen Aktuellen Stunde noch ein paar Sätze zu 
sagen. Frau Kollegin von Storch, Sie haben gesagt, Ihnen 
gehe es in erster Linie um Deutschland. Ich möchte Ihnen 
ganz klar entgegenhalten: Das Gegenteil ist der Fall. 
Ihnen geht es nicht um Deutschland.

(Zuruf von der AfD: Ist das jetzt Einheitsmei-
nung?)

Als in der vergangenen Woche die Entscheidung bekannt 
gegeben wurde, dass Deutschland diese Wahl nicht ge-
wonnen hat, haben Sie mit Sicherheit innerlich frohlockt. 
Sie haben sich mit Sicherheit darüber gefreut. Sie laben 
sich daran, wenn es Deutschland schlecht geht, wenn 
Deutschland eine Niederlage einfährt.

(Stefan Keuter [AfD]: Das sind alles Unterstel-
lungen! Haltlose Unterstellungen! Frechheit! – 
Weiterer Zuruf von der AfD)

Das war Ihrer Rede, Herr Keuter, und auch der Rede von 
Frau von Storch klar anzumerken.

(Steffen Janich [AfD]: Brauchen Sie das für 
Ihre Selbstinszenierung?)

Ihnen geht es nicht darum, Deutschland voranzubringen,

(Zuruf von der AfD: Wir wollen Ihnen dabei 
helfen!)

sondern Ihnen geht es darum, Deutschland schlechtzuma-
chen und Deutschland schlechtzureden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Beatrix von Storch [AfD]: Nee! Wir 
kritisieren die Regierung bei ihrem Versagen!)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Glei-
ches gilt für den linken Rand unseres Parlaments. Kolle-
gin Düring, Ihnen muss ich klar sagen: Sie fordern, deut-
liche Selbstkritik ohne Überheblichkeit – diese schicke 
sich nicht – zu üben. Sie haben aber keinen Satz darauf 
verwendet, in welcher Weise die frühere Außenministerin 
Baerbock zu dieser Niederlage beigetragen hat. Es ge-
ziemt sich einfach nicht, anderen Ländern mit Überheb-
lichkeit zu begegnen.

(Zuruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])
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Die entscheidende Anforderung gerade auf dem afrikani-
schen Kontinent, aber auch auf dem asiatischen Kon-
tinent ist, dass wir anderen Ländern auf Augenhöhe be-
gegnen

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau! Kennen Sie die Geschich-
te, wie der Außenminister zu den UNO-Bot-
schaftern gegangen ist? Da haben Sie dann 
auch wieder ein paar Stimmen verloren! Das 
wissen Sie auch, ne?)

und uns anderen Ländern gegenüber nicht überheblich, 
naseweis und nassforsch aufführen und immer so tun, als 
hätten wir die Weisheit mit Löffeln gefressen und wüss-
ten alles besser als alle anderen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dies geziemt sich nicht. Auch das ist eine Schlussfolge-
rung, die aus dieser Niederlage zu ziehen ist.

In diesem Sinne hoffe ich, dass jetzt alle, die guten 
Willens sind, die entsprechenden Konsequenzen aus die-
ser gescheiterten Kandidatur ziehen und eine neue Kan-
didatur wesentlich sinnhafter, kompetenter und profes-
sioneller ins Werk setzen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit darf ich die Aussprache zur Aktuellen Stunde 

beenden.

Ich darf den Tagesordnungspunkt 3 aufrufen:
Beratung des Berichts des Petitionsausschusses 
(2. Ausschuss) 
Bitten und Beschwerden an den Deutschen 
Bundestag

Die Tätigkeit des Petitionsausschusses des 
Deutschen Bundestages im Jahr 2025

Drucksache 21/6000

Ich freue mich, dass die fleißigen Geister des Petitions-
ausschusses, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei 
uns im Saal sind, damit man mal sieht, wer so alles hinter 
den Kulissen für die Bürgerinnen und Bürger im Einsatz 
ist.

(Beifall)
Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 

vereinbart.
Die Ausschussvorsitzende, Frau Dr. Hülya Düber, er-

öffnet die Aussprache.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hülya Düber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man den Jahresbericht des Petitionsaus-
schusses aufschlägt, begegnet man zunächst vielen Zah-
len: 12 399 Petitionen im Jahr 2025 mit mehr als einer 

halben Million Unterstützungen. Davon wurden 652 Pe-
titionen veröffentlicht. Somit erreichten den Deutschen 
Bundestag im vergangenen Jahr durchschnittlich rund 
50 Petitionen pro Tag, 50 Menschen also, die sich Tag 
für Tag mit ihrem Anliegen an unser Parlament wenden.

Besonders bemerkenswert ist dabei die Entwicklung 
gegenüber dem Vorjahr. Gegenüber 2024 ist die Zahl 
der Petitionen um rund 34 Prozent gestiegen. Diese Ent-
wicklung verdient Aufmerksamkeit. Denn hinter diesem 
deutlichen Anstieg stehen nicht nur mehr Verfahren und 
mehr Arbeit für den Ausschuss. Er macht auch deutlich, 
dass viele Bürgerinnen und Bürger sich weiterhin an den 
Deutschen Bundestag wenden, wenn sie Kritik äußern, 
Entscheidungen hinterfragen oder Verbesserungen anre-
gen wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Je länger man über diese Zahl nachdenkt, desto deutlicher 
wird, was sich dahinter verbirgt. Denn hinter jeder Peti-
tion steht ein Mensch, der darauf vertraut, dass sein An-
liegen gehört, geprüft und vor allen Dingen ernst genom-
men wird. Und vielleicht ist genau das die wichtigste 
Botschaft dieses Jahresberichtes.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn in einer Zeit, in der häufig über Politikverdrossen-
heit, über gesellschaftliche Polarisierung und über 
schwindendes Vertrauen in staatliche Institutionen ge-
sprochen wird, haben sich im vergangenen Jahr mehr 
als 12 000 Menschen bewusst dafür entschieden, sich an 
den Deutschen Bundestag zu wenden. Und das ist keines-
wegs selbstverständlich. Wer eine Petition schreibt, 
nimmt die Demokratie beim Wort. Er erwartet, dass 
sich staatliche Institutionen mit seinem Anliegen aus-
einandersetzen und dass Argumente auch Gehör finden.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

Genau darin liegt die besondere Stärke des parlamen-
tarischen Petitionswesens. Denn nur für Petitionen an den 
Deutschen Bundestag gilt die verfassungsrechtlich ver-
ankerte Dreifachgarantie: Jede Petition wird entgegen-
genommen, geprüft und beschieden, und zwar unab- 
hängig davon, ob sich eine einzelne Person oder viele 
Tausend Menschen mit einem Anliegen an uns wenden. 
Dieses Vertrauen, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist ein 
hohes Gut, und es ist zugleich ein Auftrag an uns.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, das Jahr 2025 war für den 
Petitionsausschuss ein besonderes Jahr. Zum einen war es 
geprägt vom Wechsel der Wahlperiode, zum anderen 
konnten wir zwei wichtige Jubiläen begehen: Vor 50 Jah-
ren wurde der Petitionsausschuss als Pflichtausschuss im 
Grundgesetz verankert, und vor 20 Jahren ging die erste 
elektronische Petition beim Deutschen Bundestag ein. 
Beides macht deutlich, dass das Petitionsrecht kein Rand-
bereich unserer parlamentarischen Demokratie ist. Es ge-
hört zu ihren festen Fundamenten.
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(Beifall des Abg. Dr. Marlon Bröhr [CDU/ 
CSU])

Artikel 17 des Grundgesetzes garantiert jedem Menschen 
das Recht, sich mit Bitten und Beschwerden an die Volks-
vertretung zu wenden. Das ist verfassungsrechtlich ga-
rantiert; da kann man wirklich klatschen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dahinter steht ein 
Gedanke, der bis heute nichts an Aktualität verloren 
hat. Demokratie erschöpft sich nicht darin, alle vier Jahre 
ein Kreuz auf dem Stimmzettel zu machen. Sie lebt auch 
davon, dass Menschen ihre Erfahrungen, ihre Kritik und 
ihre Vorschläge in den politischen Prozess einbringen 
können. Das Petitionsrecht eröffnet genau diesen Weg. 
Es schafft eine Verbindung zwischen den Bürgerinnen 
und Bürgern und dem Parlament und sorgt dafür, dass 
ihre Erfahrungen, ihre Kritik und ihre Vorschläge in po-
litische Entscheidungsprozesse einfließen können.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer die Petitionen 
eines Jahres liest, erhält einen sehr unmittelbaren Ein-
druck davon, was die Menschen in unserem Land bewegt. 
Man begegnet dort nicht abstrakten politischen Debatten, 
sondern konkreten Lebenssituationen. Man liest von 
Menschen, die Unterstützung suchen, von Familien, die 
mit Behördenentscheidungen ringen, von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern, die auf Probleme aufmerk-
sam machen, von Menschen mit Behinderungen, die um 
Teilhabe kämpfen, und von Bürgerinnen und Bürger, die 
überzeugt sind, dass bestehende Regelungen verbessert 
werden sollten. Und genau deshalb sind Petitionen für 
uns Abgeordnete so wertvoll. Sie machen sichtbar, wie 
politische Entscheidungen in der Praxis wirken. Sie ma-
chen deutlich, wo Regelungen funktionieren, und sie ge-
ben Hinweise darauf, wo Handlungsbedarf besteht.

Und der Jahresbericht 2025 verdeutlicht dies sehr ein-
drucksvoll. Die Themen reichen von der inneren Sicher-
heit über Gesundheit, soziale Sicherung bis hin zu Mobi-
lität, Digitalisierung und Inklusion. Diese Vielfalt 
spiegelt die unterschiedlichen Lebensrealitäten der Men-
schen in unserem Land wider. Sie macht zugleich deut-
lich, wie groß die Erwartungen an Politik und an den 
Staat sind.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Für uns als Parlament ist das von besonderer Bedeutung; 
denn politische Entscheidungen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, werden häufig auf der Grundlage allgemeiner 
Regelungen getroffen. Ob diese Regelungen aber ihren 
Zweck erfüllen, zeigt sich erst im Alltag der Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Und genau da setzt die Arbeit des Petitionsausschusses 
an. Immer wieder zeigt sich dabei, dass Petitionen poli-
tische Entwicklungen tatsächlich anstoßen können. Ein 
Beispiel dafür ist die Petition zum Verkauf von Lachgas 
an Minderjährige. Die Petentin machte auf gesundheitli-
che Risiken aufmerksam, die zunächst nur wenig öffent-
liche Beachtung erfahren hatten. Der Deutsche Bundes-
tag griff dieses Anliegen auf und überwies die Petition 
zur Berücksichtigung an die Bundesregierung. Und in-
zwischen wurden Regelungen geschaffen, die Kinder 
und Jugendliche besser schützen. Dieses Beispiel zeigt 
sehr anschaulich, welche Bedeutung das Petitionsrecht 
haben kann.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht jede Petition 
führt immer zu einer Gesetzesänderung; aber jede Peti-
tion erweitert unseren Blick auf die Auswirkungen poli-
tischen Handelns. Deswegen ist ein weiterer Befund un-
seres Jahresberichtes ebenso wichtig: Rund 69 Prozent 
aller Eingaben betreffen individuelle Beschwerden und 
persönliche Anliegen. Hier geht es nicht immer um po-
litische Grundsatzfragen, hier geht es um ganz konkrete 
Lebenssituationen: um einen Bescheid, um eine Leistung, 
um eine Entscheidung, die für die Betroffenen von großer 
Bedeutung ist. Gerade diese Eingaben machen deutlich, 
warum der Petitionsausschuss weit mehr ist als ein Aus-
schuss für politische Forderungen. Er ist auch ein Ort, an 
dem Bürgerinnen und Bürger erwarten dürfen, dass ihre 
Anliegen sorgfältig geprüft werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, gehört zum 
Selbstverständnis unseres parlamentarischen Systems.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Jahresbericht do-
kumentiert Ergebnisse, Beschlüsse und Verfahren. Weni-
ger sichtbar ist häufig die Arbeit, die hinter jedem einzel-
nen Vorgang steht. Deshalb ist es mir ein besonderes 
Anliegen, auch im Namen aller Mitglieder des Petitions-
ausschusses den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Ausschusssekretariates ausdrücklich zu danken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Mit großer Fachkenntnis, außergewöhnlicher Sorgfalt 
und bemerkenswerter Gründlichkeit bearbeiten sie Jahr 
für Jahr Tausende Eingaben, prüfen Sachverhalte, werten 
Stellungsnahmen aus, begleiten die parlamentarischen 
Beratungen und stehen auch uns jederzeit Rede und 
Antwort. Sie leisten damit einen unverzichtbaren Beitrag 
für die Arbeit des Ausschusses. Vor allem aber sorgen sie 
dafür, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
das Petitionsrecht tagtäglich eingelöst werden kann. 
Stellvertretend für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
für das gesamte Team, möchte ich Frau Leuenberger und 
Herrn Trampler herzlich danken. Ihr Engagement ver-
dient unsere ganz besondere Anerkennung. Vielen Dank 
dafür!
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(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der Linken)

Ich möchte mich auch bei den Mitgliedern des Peti-
tionsausschusses und allen Mitarbeitern, die dafür stehen, 
ganz herzlich bedanken, die sich mit großem Engagement 
den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger widmen. Ge-
rade der Petitionsausschuss, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, zeigt immer wieder, dass uns bei aller Unterschied-
lichkeit in politischen Fragen ein gemeinsames Ziel 
verbindet: die Anliegen der Menschen ernst zu nehmen, 
sorgfältig zu prüfen und immer wieder nach guten Lösun-
gen zu suchen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mehr als 12 000 Pe-
titionen innerhalb eines Jahres sind nicht nur eine beein-
druckende Zahl; sie sind Ausdruck eines Vertrauens, das 
Bürgerinnen und Bürger unserem Parlament entgegen-
bringen. Dieses Vertrauen dürfen wir niemals als selbst-
verständlich ansehen. Es muss immer wieder neu ver-
dient werden – durch Offenheit, durch Sorgfalt und 
durch die Bereitschaft, die Anliegen der Menschen ernst 
zu nehmen.

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 
leistet dazu einen wichtigen Beitrag. Er bringt die Erfah-
rungen der Bürgerinnen und Bürger in die parlamentari-
sche Arbeit ein. Er hilft dabei, politische Entscheidungen 
an der Wirklichkeit zu messen. Und er erinnert uns daran, 
dass Demokratie dann besonders stark ist, wenn Men-
schen die Erfahrung machen, dass ihre Stimme gehört 
wird.

Sorgen wir bitte gemeinsam dafür, dass dieses Ver-
trauen auch künftig gerechtfertigt bleibt!

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion hören wir Manfred Schiller.

(Beifall bei der AfD)

Manfred Schiller (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Ich möchte heute mit dem Positiven begin-
nen: mit einem erfolgreichen Petitionsverfahren, das zu 
Recht auch im Jahresbericht Erwähnung findet. So klein 
dieser Fall manchen erscheinen mag – für den betroffe-
nen Petenten aus Thüringen war er von höchster Bedeu-
tung.

Der ältere Herr lebt mit seiner Ehefrau im Pflegeheim. 
Sein rechter Arm wurde amputiert; mit einem normalen 
Rollstuhl kann er sich nicht eigenhändig fortbewegen, 
und seine Frau kann ihn wegen eigener Leiden nicht 
schieben. Er beantragte also bei seiner Krankenkasse ei-
nen elektrischen Rollstuhl. Ein Gutachten des Medizini-
schen Dienstes lehnte den Antrag ab: Ein Schmerzmittel 
beeinträchtige seine Fahrtüchtigkeit. Der Petent setzte 
das Medikament im Folgenden ab und stellte einen neuen 

Antrag – doch wieder kam die Ablehnung, mit Verweis 
auf das alte Gutachten. Auch eine erneute Begutachtung 
wurde verweigert.

Daraufhin wandte er sich an den Petitionsausschuss 
des Thüringer Landtags, der die Petition an den Bundes-
tag weiterleitete. Unser Ausschussdienst schaltete das 
zuständige Bundesamt für Soziale Sicherung ein, das 
wiederum eine Neubegutachtung erwirkte. Das Ergebnis: 
Der Petent ist sehr wohl fahrtauglich. Endlich bewilligte 
ihm die Krankenkasse den dringend benötigten Elektro-
rollstuhl.

(Beifall bei der AfD)
Dieses gesamte Verfahren verlief ohne Beteiligung von 

uns Abgeordneten im Ausschuss. Über die Beschluss-
empfehlung zur Petition wurde erst abgestimmt, als 
dem Anliegen bereits entsprochen worden war. Weitere 
Beispiele, wie der Petitionsausschuss Menschen ganz 
konkret in ihren Auseinandersetzungen mit Behörden 
helfen konnte – ohne kostspielige Gerichtsverfahren –, 
finden sich sowohl im vorliegenden als auch in früheren 
Jahresberichten.

Ich erwähne diesen Fall beispielhaft, um zugleich da-
rauf hinzuweisen, wie wichtig der unermüdliche Einsatz 
der Mitarbeiter des Ausschussdienstes ist. Ihnen allen 
gebührt daher unser ausdrücklicher und herzlicher Dank.

(Beifall bei der AfD)
Geschildert habe ich also ein ganz persönliches Anlie-

gen. Solche Einzelfälle sind jedoch nur ein Teil unserer 
Arbeit. Der andere besteht aus politischen Anliegen, vor 
allem Forderungen nach Gesetzesänderungen oder einem 
veränderten Regierungshandeln. Und hier muss ich, wie 
so oft, feststellen: Petitionen können Volksinitiativen und 
Volksabstimmungen nicht ersetzen.

Viele von Ihnen erinnern sich an die Petition zum 
Mutterschutz bei Fehlgeburten vor der 24. Schwanger-
schaftswoche, die im Berichtsjahr erfolgreich abge-
schlossen wurde. Alle Fraktionen waren sich einig, dass 
Handlungsbedarf bestand, und stimmten für das höchst-
mögliche Votum: zur Berücksichtigung an die Bundes-
regierung. Und das wurde auch umgesetzt.

Doch an dieser Stelle muss ich Wasser in den Wein 
gießen. Im Petitionsausschuss votieren die regierenden 
Koalitionspartner stets abgestimmt. Die Folge: Keine po-
litische Petition hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie nicht 
im gemeinsamen Interesse der Koalition liegt. Und siehe 
da: Zur Erweiterung des Mutterschutzes fand sich bereits 
im Koalitionsvertrag der Ampel von 2021 eine entspre-
chende Passage. Inwieweit die Petition tatsächlich zur 
Umsetzung beigetragen hat, vermögen wohl nur die be-
teiligten Ampelkoalitionäre zu sagen. Sicherlich hat sie 
den Druck erhöht. Und wir sind heilfroh, dass dieses 
Anliegen umgesetzt wurde.

(Beifall bei der AfD)
Dennoch dürfen wir die Möglichkeiten des Petitions-

ausschusses nicht überschätzen. Denn politische Petitio-
nen, die nicht im Sinne der Regierungskoalition sind, 
haben keine Chance auf Umsetzung. So ehrlich muss 
man sein. Hier ist Mut zur Wahrheit gefragt. An dieser 
Stelle sage ich ganz klar und deutlich: Volksabstimmun-
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gen bedeuten Bürgerbeteiligung in ihrer höchsten Form. 
Nur mit ihnen lassen sich politische Anliegen auch gegen 
die amtierende Koalition durchsetzen.

Wir von der Alternative für Deutschland sind die ein-
zige Fraktion im Bundestag, die Volksabstimmungen 
nach Schweizer Vorbild einführen will, damit die Bürger 
über alle Fragen unserer Republik und unserer Zukunft 
abstimmen dürfen, mögen sie in der öffentlichen Mei-
nung auch noch so umstritten sein. Leider fehlen uns 
dafür im Bundestag aktuell die Mehrheiten. Wie schnell 
sich das ändern kann, werden wir hoffentlich schon bei 
den Landtagswahlen im Herbst sehen.

Aber zurück zum Petitionswesen. Vor 20 Jahren wurde 
auf der Onlineplattform des Bundestages die erste Peti-
tion eingereicht. Vorbild war damals das britische – ins-
besondere das schottische – System. Doch bei der Um-
setzung kam eine Komponente hinzu, die typisch ist für 
den real existierenden Bundesrepublikanismus: eine in-
tensive Vorprüfung, ob eine Petition überhaupt veröffent-
licht werden darf. Die Ausschlusskriterien sind dabei 
mannigfaltig und sehr weit gefasst.

So wird keine Petition veröffentlicht, deren Inhalt nicht 
„für eine sachliche öffentliche Diskussion geeignet“ ist. 
Die Veröffentlichung kann außerdem verweigert werden, 
wenn „die Petition offensichtlich erfolglos bleiben wird“ 
oder gar den „sozialen Frieden“ oder den „interkulturel-
len Dialog“ belasten könnte. Solche weit gefassten Kri-
terien existieren in Schottland oder Großbritannien über-
haupt nicht. Dort wird lediglich geprüft, ob eine Petition 
beleidigend, vulgär oder strafrechtlich relevant ist; eine 
inhaltliche Vorkontrolle findet dort nicht statt.

Im Berichtsjahr wurde so die Veröffentlichung einer 
Initiative für ein Volksveto gegen vom Bundestag be-
schlossene Gesetze abgelehnt – mit der Begründung, sie 
bleibe offensichtlich erfolglos. Die Initiatoren, die der 
AfD überhaupt nicht nahestehen, verstanden die Welt 
nicht mehr.

Wir als AfD-Fraktion fordern seit jeher die Abschaf-
fung solcher Einfallstore der Willkür und sind dabei auch 
die einzige Fraktion im Deutschen Bundestag. Zuletzt 
haben wir einen Entwurf für ein ausführliches Petitions-
gesetz vorgelegt, wie es mehrere Bundesländer bereits 
kennen. Darin sind die Ausschlusskriterien auf ein gesun-
des Mindestmaß reduziert.

Ebenso fordern wir die verpflichtende Beratung von 
Petitionen im Plenum, sobald sie mehr als 100 000 Mit-
zeichnungen erhalten. Über die Höhe des Quorums lässt 
sich streiten, doch eine Plenardebatte wäre ein echter 
Meilenstein für die Bedeutung und Wahrnehmung von 
Petitionen. Unter der Ampel waren wir diesem Ziel schon 
sehr nahe. Doch weil wir um die Abneigung insbesondere 
der CDU/CSU-Fraktion gegen die Einführung direktde-
mokratischer Elemente wissen, haben wir für diese Le-
gislaturperiode wenig Hoffnung.

Dennoch rufe ich zum Schluss alle Bürger auf: Rei- 
chen Sie Petitionen ein, zeichnen Sie mit, und zeigen 
Sie den regierenden Politikern, wo der Schuh drückt 
und welche Probleme die drängendsten unserer Zeit sind! 
Mut zur Wahrheit, Mut zur direkten Demokratie – dafür 
steht die AfD-Fraktion.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf zu seiner ersten Rede David Mandrella von der 

SPD das Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

David Mandrella (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege 
von der AfD, dass Sie das Ziel, den sozialen Zusammen-
halt zu bewahren, nicht teilen und ihn irgendwie abschaf-
fen wollen, nehme ich entspannt zur Kenntnis. Aber sei’s 
drum.

Um das, worüber wir heute reden, im wahrsten Sinne 
des Wortes ein bisschen greifbarer zu machen, habe ich 
Ihnen dieses stinknormale leere Blatt mitgebracht.

(Der Redner hält ein Blatt hoch)
Denn beim Schreiben dieser Rede saß ich vor genau so 
einem Blatt, welches nur darauf wartete, mit Leben ge-
füllt zu werden. Und vor ein paar Wochen noch – des-
wegen finde ich es schön, dass auch ein paar Schulklas-
sen da sind – saß ich als Lehrer auch vor so einem Blatt 
und habe überlegt, wie ich denn das aktuelle politische 
Thema am besten rüberbringe. Denn als Lehrer für Politik 
und Gesellschaft hatte ich die große Ehre, meinen Schüle-
rinnen und Schülern zu vermitteln, wie unser politisches 
System und damit auch unsere Demokratie funktioniert.

Bei uns in Bayern gibt es im Lehrplan einen Bereich 
unter der Überschrift „Wie wird Einfluss auf die Politik 
genommen?“. Da vermittelt man den Schülerinnen und 
Schülern, welche besondere Rolle Parteien spielen, wel-
che Bedeutung Interessengruppen haben. Und man ver-
mittelt den Schülern, welche Bedeutung Petitionen in 
unserer parlamentarischen Demokratie haben. Ich habe 
extra noch mal nachgeschaut: Die Überschrift, die ich 
mir damals als Ausgangsfrage für meine Unterrichts-
stunde überlegt hatte, lautete: „Petitionen – effizientes 
politisches Werkzeug oder machtlose Scheinbetei-
ligung?“

Gerade wenn man in den aktuellen Petitionsbericht 
schaut, lässt sich diese Frage ganz klar beantworten. 
12 399 Petitionen wurden im letzten Jahr beim Petitions-
ausschuss eingereicht, 34 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Das ist ein starkes Zeichen für Demokratie, ein starkes 
Zeichen für echte Bürgerbeteiligung und ein starkes Zei-
chen für Petitionen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man sich die einzelnen Themen genauer an-
schaut, sieht man, welche konkreten Auswirkungen Peti-
tionen haben können. Da ist eine alleinerziehende Mutter, 
zwei Kinder, krank, und sie beantragt Krankengeld. Die 
Krankenkasse prüft, die Schreiben gehen monatelang hin 
und her, und die Frau gerät in Geldnot. Sie schreibt aber 
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eine Petition. Der Petitionsausschuss schaltet sich ein, die 
Aktenlage wird geklärt, und das Krankengeld kann end-
lich ausgezahlt werden.

Oder ein anderes Beispiel, das erst mal vielleicht ein 
bisschen absurd klingen mag. Man kauft sich ein Elektro-
auto, tut was Gutes für die Umwelt, fährt in eine Umwelt-
zone – und wird rausgezogen, weil man nicht zusätzlich 
eine grüne Plakette hat. Auch dazu hat jemand eine Peti-
tion eingereicht. Der Ausschuss hat das Anliegen unter-
stützt. Bei der nächsten Novelle der Verordnung fällt 
diese Plakettenpflicht für E-Kennzeichen weg. Weniger 
Aufwand, weniger Bürokratie, und solche leeren Blätter

(Der Redner hält ein Papier hoch)
können besser genutzt werden, als im Bürokratiedschun-
gel zu verenden. Das ist das Ergebnis von Petitionen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und dann – das wurde schon erwähnt – ist da eine sehr 
mutige Frau: 13. Schwangerschaftswoche, Fehlgeburt. 
Ich glaube, niemand, der das nicht selbst erlebt hat, 
kann auch nur erahnen, was so was mit einem Menschen 
macht. Was besagte unser Gesetz damals? Am nächsten 
Tag geht es wieder an die Arbeit. Diese mutige Frau – und 
ich möchte sie bewusst nennen: Natascha Sagorski – hat 
sich damit nicht abgefunden. Sie hat eine Petition ein-
gereicht. Der Ausschuss hat sie mit dem höchsten Votum 
„zur Berücksichtigung“ an die Bundesregierung überwie-
sen. Die Bundesregierung hat daraufhin reagiert, und seit 
genau einem Jahr, seit Juni 2025, haben wir den gestaf-
felten Mutterschutz in Deutschland. Das ist eine sehr gute 
Nachricht, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Einen Punkt möchte ich noch ansprechen, der mir ein 
großes Anliegen ist. Der Erfolg einer Petition hängt nicht 
nur von der konkreten Umsetzung und einer Gesetzes-
änderung ab. Der Erfolg beginnt viel früher. Jedes The-
ma, jeder Entwurf, jede Gesetzesinitiative sind eben 
keine unbeschriebenen Blätter,

(Der Redner hält ein Papier hoch)
sondern werden von der Diskussion in der Bevölkerung 
mitgeprägt.

Bismarck hat die Sozialversicherungen – seien wir ehr-
lich – nicht eingeführt, weil er ein soziales Herz hatte, 
sondern weil die Arbeiterbewegung wuchs. Das Frauen-
wahlrecht wurde nicht eingeführt, weil Männer eines 
Morgens aufwachten und sich dachten: „Das ist eine tolle 
Idee“, sondern weil es jahrzehntelang mutige Vorkämpfe-
rinnen gab.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und die Union unter Adenauer – seien wir ehrlich – hat 
die Lohnfortzahlung nicht nur eingeführt, weil sie über-
zeugt davon war, sondern weil die Arbeiterinnen und 
Arbeiter dies im längsten Streik der Nachkriegs-

geschichte erzwungen haben. Was ich damit sagen möch-
te: Nicht ausschließlich politische Mehrheiten, sondern 
Menschen mit Anliegen, Herz und Leidenschaft haben 
diese Sachen von außen verändert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Johannes Schraps [SPD]: Sehr 
richtig!)

Genau so funktioniert es doch bis heute. Politische 
Mehrheiten entstehen nicht im Vakuum. Sie entstehen, 
weil Menschen sich einmischen, Interessen formulieren 
und Unterstützer sammeln. Oder, um es anders zu sagen: 
Mehrheiten entstehen, weil Menschen Petitionen einrei-
chen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deshalb, liebe Bürgerinnen und Bürger, mein klarer 
Appell an Sie: Für das Adressieren eines Anliegens, einer 
Idee oder einer Vision gibt es kein geeigneteres Mittel als 
das Instrument der Petition. Nutzen Sie dieses Instru-
ment – nicht nur, um einen kleinen Textbaustein in einem 
Gesetz zu verändern, sondern um politische Themen zu 
setzen, die Debatten hier in diesem Haus zu prägen, um 
Politik ganz konkret zu verändern!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere Demo-
kratie ist manchmal so simpel und doch so klar wie dieses 
Blatt Papier.

(Der Redner hält ein Papier hoch)
Sie steht allen offen und wartet nur darauf, mit Leben 
gefüllt zu werden.

Um auf die Ausgangsfrage in meiner Stunde zurück-
zukommen: Ja, Petitionen sind ein sehr effizientes politi-
sches Werkzeug. Tragen Sie, liebe Bürgerinnen und Bür-
ger, gemeinsam mit uns dazu bei, dass dieses Instrument 
für das Richtige eingesetzt wird, bevor es die Falschen 
tun! Lassen Sie nicht zu, dass einige alles, was wir uns in 
unserem schönen Land aufgebaut haben, durch den Reiß-
wolf jagen! Denn irgendwann kommt der Punkt, an dem 
Verrohungen, Hass und Ausfälle Spuren hinterlassen,

(Der Redner zerreißt ein Papier)
die man nicht mehr reparieren kann.

In diesem Sinne: Machen Sie mit! Ich freue mich auf 
Ihre Petitionen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als Sitzungsleiter neige ich dazu, spontan zu rufen: 

Eins, setzen! – Aber wenn auf dem Papier etwas drauf-
gestanden hätte, hätte ich eingreifen müssen; das wollte 
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ich jetzt nur allen oben erklären. Aber danke für die erste 
Rede!

Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Corinna Rüffer 
das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochgeschätzter Herr Präsident! Liebe Demokratin-

nen und Demokraten! Wie es sich gebührt, möchte auch 
ich einmal den zwölf Leuten vom Ausschusssekretariat 
meinen allergrößten Dank aussprechen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und der Linken)

Denn ohne Sie würde die Arbeit in diesem Ausschuss 
überhaupt nicht funktionieren. Wir verlassen uns jeden 
Tag darauf, dass die Kooperation gut funktioniert. Ich 
mache das jetzt schon wirklich lange. Ich konnte mich 
jeden Tag darauf verlassen. Sie sind alle große Klasse. 
Herzlichen Dank für Ihre Arbeit!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Vielleicht haben einige das nicht mitbekommen, weil 
die Tribünen sich ein bisschen später gefüllt haben: Der 
sehr geehrte Präsident hat diesen Tagesordnungspunkt 
aufgerufen, indem er gesagt hat: Jetzt kommen die flei-
ßigen Geister vom Petitionsausschuss.

(Jürgen Coße [SPD]: Aber die guten Geister 
meinte er!)

– Die guten Geister; das sind wir auch. Wir sind fleißig; 
Geister sind wir nicht. Aber wir versuchen, im Sinne der 
Menschen zu arbeiten, und das in der Tat jeden Tag.

Was uns von anderen vielleicht ein bisschen unter-
scheidet, und zwar fraktionsübergreifend, ist, dass wir 
diesen Ort nicht zu jedem Zeitpunkt dafür nutzen, unsere 
Social-Media-Accounts zu füllen, als Werbeagentur zu 
fungieren, sondern wir versuchen hier in diesem Aus-
schuss, miteinander in den Diskurs zu gehen.

Diejenigen, die heute vielleicht schon ein bisschen 
länger hier sind oder nicht zum ersten Mal hier sind, 
werden bei anderen Debatten erlebt haben, dass interfrak-
tionell eigentlich kein Applaus gespendet wird, dass hier 
ein starkes Gegeneinander und eine intensive Auseinan-
dersetzung herrscht. Das ist an vielen Stellen auch gut 
begründet. Aber es verweist ein bisschen darauf, inwie-
weit der Petitionsausschuss eine andere Arbeit leistet. Er 
funktioniert nicht, indem auf der einen Seite die Koalition 
steht, auf der anderen Seite die Opposition, sondern im 
Mittelpunkt unserer Arbeit stehen unsere Petentinnen und 
Petenten, steht das Bemühen, wirklich ganz konkrete Lö-
sungen für konkrete Probleme zu finden. Das schaffen 
wir immer wieder, und darüber bin ich sehr froh.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und der Linken)

Wenn man schaut, wer in diesem Ausschuss sitzt: Da 
sind ganz viele Leute, die nicht einfach in einer Legisla-
turperiode, sondern über die gesamte Zeit ihres Abgeord-
netenmandates im Petitionsausschuss mitarbeiten, weil 
sie das zu schätzen lernen und weil sie wissen, dass sie 
die Erkenntnisse aus der Arbeit dieses Ausschusses in der 
politischen Arbeit in anderen Ausschüssen fruchtbar ma-
chen können und dass man ein Gefühl von Wirksamkeit 
gewinnt, dass man tatsächlich ganz konkret etwas ver-
ändern kann.

Wenn ich in meine Weihnachtspost gucke, dann sehe 
ich so oft, dass ehemalige Petentinnen und Petenten uns 
danken und schreiben: Die Arbeit, die Sie tun, ist wert-
voll. – Das passiert uns als Politikerinnen und Politikern 
relativ selten. Das unterscheidet diesen Ausschuss von 
anderen Ausschüssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der AfD und der Linken)

Ich möchte einmal darauf verweisen, dass wir nicht nur 
mit leblosen Akten arbeiten, dass wir auch nicht nur mitt-
wochmorgens im Ausschuss sitzen, abstimmen und Vo-
ten vergeben, sondern dass hinter diesen Anliegen ganz 
viel Arbeit steckt, häufig jahrelange Arbeit, und dass wir 
Instrumente haben, die über die, die andere Ausschüsse 
haben, weit hinausgehen.

Wir waren im letzten Jahr zum Beispiel in einem 
kleinen Ort im Ahrtal, der von einem Autobahndamm 
umgeben ist. Dahinter liegt ein Hügel. Erinnern Sie sich 
an die Flutnacht; erinnern Sie sich daran! Da ist dieses 
Dorf in der Senke mit Wasser vollgelaufen. An diesem 
Tag ist niemand gestorben, einzig und allein, weil ein 
einzelner Feuerwehrmann so hellsichtig gewesen ist, 
dass er zu Hause angerufen hat und gesagt hat: Leute, 
evakuiert vor allen Dingen die alten Menschen, damit 
sie nicht ertrinken! – Und es ist gelungen. In diesem 
Ort ist niemand gestorben, und es war fast wie ein Wun-
der.

Aber das Problem bleibt bestehen: Der Damm um 
dieses Dorf, der vollläuft wie eine Badewanne, hat bis 
heute keinen Abfluss. Jedes Mal, wenn es regnet, haben 
die Menschen in diesem Dorf Angst, dass sie ertrinken 
müssen. Wir als Petitionsausschuss haben uns auf den 
Weg gemacht in dieses Dorf Ehlingen, und wir haben 
diesen Menschen versprochen, dass wir alles dafür tun 
werden, dass es einen Tunnel gibt, damit das Wasser 
ablaufen kann. Der kostet vielleicht 1,5 Millionen Euro 
oder so. Aber wir stehen bei den Menschen im Wort.

Wenn der Petitionsausschuss so arbeitet, kann er einen 
Unterschied machen, und er kann vor allen Dingen Ver-
trauen zurückgewinnen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Ina Latendorf das 

Wort erteilen.
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(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. Vielen Dank, Corinna 

Rüffer, für die wirklich aufwühlende Rede.
Dieser Tagesordnungspunkt ist was Besonderes. Wir 

haben eben schon gehört, dass wir an diesem Tag, aber 
eben nur einmal im Jahr, über den Petitionsausschuss und 
seine Arbeit debattieren. Es gibt sonst maximal eine 
kurze Vorstellung von einstimmig bzw. mit hohen Voten 
beschlossenen Petitionen. Debatten finden im Plenum 
normalerweise nicht statt, lediglich Abstimmungen über 
ganze Listen ohne Aussprache. Wir würden uns wün-
schen, dass grundsätzlich Petitionen mit sehr hohen Quo-
ren hier im Plenum debattiert werden; das würde dem 
Anliegen und dem Verfassungsrang des garantierten Pe-
titionsrechtes gerecht werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Bevor ich fortfahre, möchte ich auch den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Ausschussdienstes danken. 
Mit großem Einsatz und Akribie bereiten sie die vielen 
Akten für unsere Sitzungen vor, sie bearbeiten eingehend 
die Anliegen, sie übernehmen die Kommunikation, und 
sie leisten für uns alle die Vermittlung von Politik und 
Verwaltung, sie erklären durch Rat und Tat und Auskunft. 
Ich finde, das ist sehr wertvoll, das ist politische Bildung 
im direkten Austausch. Dafür noch mal einen herzlichen 
Dank!

(Beifall im ganzen Hause)

Zurück zum Bericht. Im vergangenen Jahr erreichten 
den Petitionsausschuss circa 12 400 Eingaben. Das waren 
wesentlich mehr als 2024. Das klingt erst mal gut, aller-
dings nur so lange, wie man außer Acht lässt, dass die 
Zahl der Eingaben im Jahr 2024 einen absoluten Tief-
stand erreicht hatte. Derzeit schreiben im Jahr immer 
noch zehntausend Bürgerinnen und Bürger weniger an 
den Petitionsausschuss als in den 90er- und 2000er-Jah-
ren.

Da fragt man sich: Sind die Bürger einfach zufrieden? 
Haben sie keine Probleme, die sie dem Parlament mittei-
len oder deren Abstellung sie fordern wollen? Da habe 
ich angesichts der politischen Lage im Land, angesichts 
der immer wieder deutlichen Kritik an Verwaltung und 
Politik, angesichts der Kritik am Zustand der Infrastruk-
tur usw. doch erhebliche Zweifel, dass das so ist.

Auch angesichts des enormen Zulaufs, den private Pe-
titionsplattformen bekommen und der seit Jahren anhält, 
habe ich Zweifel, dass das die Motivation der Bürger ist, 
sich nicht an den Petitionsausschuss zu wenden. Diese 
Plattformen haben enormen Zulauf und generieren große 
Aufmerksamkeit. Das Ausmaß an Unterstützung für viele 
Anliegen ist deutlich sichtbar in der Öffentlichkeitsarbeit: 
Hervorgehobene Anliegen werden umfangreich betreut, 
begleitet, medial beworben und finden oft auf Bildern 
von der Übergabe am Spreeufer – im Hintergrund dann 
der Bundestag – ihren Widerhall in sozialen Medien. 
Diesen auffallenden Widerspruch gilt es zu erklären. 
Denn das Phänomen besteht bereits seit Jahren.

Wir Mitglieder des Ausschusses verweisen oft darauf, 
dass nur der Petitionsausschuss des Bundestages tatsäch-
lich Änderungen in der Gesetzgebung wirksam anstoßen 
kann. Allerdings habe ich Zweifel, dass das in vielen 
Fällen wirklich so ist. Denn wie sieht die Praxis meistens 
aus? Von den im vergangenen Jahr behandelten Petitio-
nen wurden 5,7 Prozent mit einem Beschluss versehen, 
der andere Stellen – zumeist die Bundesregierung – zum 
Handeln in der Sache tatsächlich auffordert: „zur Erwä-
gung“ oder „zur Berücksichtigung“. Das heißt im Um-
kehrschluss: Bei 95 Prozent der Petitionen war das eben 
nicht der Fall.

Das wäre vielleicht gar nicht mal so tragisch, wenn bei 
den 5 Prozent die Anliegen dann auch tatsächlich umge-
setzt würden. Die Realität sieht aber anders aus: Wir 
fassen im Ausschuss und im Plenum einstimmige Be-
schlüsse mit hohen Voten: „zur Berücksichtigung“ oder 
„zur Erwägung“ an die Bundesregierung überweisen. – 
Und wie geht es dann weiter? Oft kommt dann einige Zeit 
später ein Schreiben des jeweiligen Ministeriums mit der 
Antwort, dass die Regierung keinen Änderungsbedarf 
sehe. Es interessiert an dieser Stelle die Regierung oft 
nicht, welchen Auftrag das Parlament gegeben hat.

Ein Beispiel: Kürzlich wurde nach einer mehr als un-
befriedigenden Antwort eines Ministeriums auf einen Er-
wägungsbeschluss eine Staatssekretärin in den Aus-
schuss gebeten, um dort Stellung zu nehmen. Das war 
durchaus ein Anfang – hätte man sie dann nicht mit einer 
aus meiner Sicht recht vagen Absichtserklärung ohne 
konkreten Zeitplan zur Umsetzung entlassen. Es hätte 
besser laufen können.

Dieses Regierungshandeln ändert sich weder mit 
wechselnden Bundesregierungen noch bei wechselnden 
parteipolitischen Leitungen der Häuser. Das ist ein Phä-
nomen, das wir seit Jahren beobachten.

Wenn die Petentinnen und Petenten also auf private 
Plattformen ausweichen, dann tun sie das wohl meist 
bewusst. Über diese privaten Plattformen können sie 
Aufmerksamkeit für ihre Anliegen generieren. Beim 
Bundestag, ja, bekommen sie garantiert Post aus Berlin. 
Vielen reicht das aber offensichtlich nicht.

Wir sollten diesen Jahresbericht also dazu nutzen, uns 
Gedanken darüber zu machen, was wir mit dem Petitions-
recht garantieren wollen und was der Petitionsausschuss 
wirklich leisten kann und soll. Wenn den Bürgerinnen 
und Bürgern hier lediglich der politische Wille oder Un-
wille oder die Rechtslage erläutert wird, reicht das eben 
nicht aus.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der AfD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich wünsche mir ein mutiges Petitionswesen, das Fragen 
stellt, das selbstbewusst für die Menschen in unserem 
Land nicht nur ein Votum per Beschluss abgibt, sondern 
auch kontrolliert und nachhakt.

Gehen wir weiter den bisherigen Weg, wird der Aus-
schuss nur Kummerkasten, und er wird an Relevanz ver-
lieren. Welches Selbstverständnis dieses Parlament hat, 
das müssen wir festlegen. Das Parlament muss selbst-
bewusst seine Entscheidungen vertreten und darf sich 
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nicht durch die Exekutive in eine nachgeordnete Rolle 
drängen lassen. Es liegt an uns allen, ob wir das zulassen 
oder nicht.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Im Sinne der Bürgerinnen und Bürger und des Parlaments 
sind wir gefordert, es in Zukunft besser zu machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion hören wir Nicklas Kappe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland ist Honigland. Was das mit Peti-
tionen zu tun hat und warum ich Ihnen das erzähle, dazu 
gerne später mehr.

Zunächst muss ich sagen: Ich bin ein Kind des Ruhr-
gebiets. Bei uns zu Hause trägt man das Herz auf der 
Zunge, da wird nicht lange um den heißen Brei geredet, 
sondern Tacheles gesprochen. Da habe ich eine neue 
Heimat hier im Petitionsausschuss gefunden. Jeden Mitt-
wochmorgen erlebe ich diese ehrliche, direkte Art der 
Debatte, bei der wir gemeinsam das Parteibuch mal ein 
bisschen nach hinten stellen und uns darum kümmern, 
dem Anliegen der Petentinnen und Petenten Ausdruck 
zu verleihen. Ich habe schnell gemerkt: Dieses Gremium 
ist mehr als nur ein parlamentarisches Zusammenkom-
men, dieses Gremium ist der Seismograf der Stimmung 
in diesem Land, es ist die direkte Verbindung der Bür-
gerinnen und Bürger mit diesem Hohen Hause. Ich muss 
sagen, meine Damen und Herren: Darauf können wir 
stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Auch ich möchte einen herzlichen Dank an den Aus-
schussdienst richten. Ihre Leistung ist aufgrund der schie-
ren Anzahl der Petitionen gar nicht hoch genug wert-
zuschätzen. Wir haben es jetzt mehrfach gehört – die 
Vorsitzende hat es gesagt –: 12 399 Petitionen insgesamt; 
das entspricht knapp 50 Petitionen pro Werktag. Wir krie-
gen immer eine professionelle, gute Vorbereitung von 
Ihnen. Sie unterstützen uns, damit wir gut entscheiden 
können und die Bürgerinnen und Bürger am Ende des 
Tages eine gute Lösung bekommen. Das, meine Damen 
und Herren, ist gelebte parlamentarische Demokratie, 
und dafür gebührt Ihnen unser Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Tatsächlich – das ist auch meine erste Rede, in der ich 
das tue – muss ich nahezu dem ganzen Haus meinen 
Dank aussprechen, dass wir dieses kollegiale Miteinan-
der, auch überparteilich, im Petitionsausschuss pflegen. 
Wie gesagt, da rückt das Parteibuch, der Koalitionsdisput 
wirklich mal etwas in den Hintergrund, dort wird wirklich 
im Sinne der Bürgerinnen und Bürger entschieden.

Der Blick auf die Zahlen zeigt – wir haben es gehört –: 
34 Prozent mehr Petitionen als im Vorjahr. Ich würde 
nicht sagen, dass das auf dieses eine Jahr zurückzuführen 
ist. Seit 20 Jahren haben wir jetzt unser Onlinepetitions-
portal. 5,5 Millionen Nutzerinnen und Nutzer sind dort 
registriert. Wir haben dort allein im letzten Jahr über eine 
halbe Million Unterstützungen bekommen. Das zeigt mir 
eines ganz deutlich: Die Bürgerinnen und Bürger wollen 
mitgestalten, sie wollen partizipieren, sie wollen Teil der 
Entscheidungen sein. Deswegen haben wir diesen An-
stieg um 34 Prozent, und darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

An der Stelle sei mir als Nordrhein-Westfale noch der 
Hinweis gestattet, dass die meisten Eingaben aus Nord-
rhein-Westfalen kommen.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr seid ja auch so viele!)

Gerade im Rheinland und in Westfalen sind die Leute 
sehr eingabewillig. Deswegen: Im Sinne der Heimat ein 
herzlicher Gruß nach Nordrhein-Westfalen!

Jetzt sind Petitionen aber auch mehr als nur reine Zah-
len oder ein Jahresbericht. Es stehen konkrete Anliegen 
dahinter. Und damit komme ich zurück zum Honigland 
Deutschland. Konkret geht es um eine Petition für eine 
Kennzeichnungspflicht für Honig. Diese haben über 
6 000 Menschen unterschrieben. Warum? Weil Deutsch-
land das Land in der Europäischen Union mit den meisten 
Imkerinnen und Imkern ist; viele betreiben dies ehren-
amtlich als Hobby. Ihnen gab es nicht genug Transparenz. 
Ich wusste es ehrlicherweise auch nicht: Es gibt ge-
panschten Honig aus anderen Ländern. Das ist ein Pro-
blem. Aber welche Breite das hat, zeigt diese Petition. 
Diese Petition ist ein Best-Practice-Beispiel. Wir haben 
sie überparteilich mit höchstem Votum an die Bundes-
regierung überwiesen. Und siehe da: Politik wirkt, meine 
Damen und Herren von der rechten und der linken Seite! 
Just wurde die Honigverordnung geändert.

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])
Heute in vier Tagen, am 14. Juni, tritt sie in Kraft, und 
dann gibt es keinen gepanschten Honig mehr. Politik 
wirkt, und das ist auch richtig so, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Honig- 
Kappe!)

Frau Latendorf, ich muss an der Stelle doch noch sa-
gen, dass ich Ihren Pessimismus bei der Frage, was der 
Petitionsausschuss leisten kann, hier absolut nicht teile. 
Das mag jetzt ein Beispiel sein, das Sie nicht überzeugt. 
Die Vorsitzende hat ein Beispiel genannt; Sie werden 
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bestimmt in der Debatte gleich noch weitere Beispiele 
hören. Das hat jetzt mal in wenigen Monaten funktioniert. 
Leider ist Politik nicht immer so einfach. Manchmal 
dauert die Umsetzung auch eine gewisse Zeit. Und ehr-
licherweise sind auch Petitionen dabei, die nicht immer 
eine Zustimmung erlangen. Deswegen sind die Zahlen 
von Ihnen für mich kein Grund zur Resignation, sondern 
sie sind für mich ein Ansporn, weiterzuarbeiten und dafür 
zu sorgen, dass wir diese Beispiele gelebter Demokratie 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Tina Winklmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Herr Schiller, noch einen Satz zur Angst vor der direk-
ten Demokratie, die Sie uns unterstellen. Da möchte ich 
kontern und sagen: Sie haben, glaube ich, manchmal 
Angst vor der tiefgehenden Befassung mit Themen und 
Inhalten. Und leider ist es bei der direkten Demokratie 
oder bei Elementen der direkten Demokratie immer er-
forderlich, dass eine enorm hohe Sachkenntnis und Sach-
arbeit vorherrschen. Wir können auf einen Ausschuss-
dienst zurückgreifen, der uns viel Vorarbeit leistet. Wir 
stecken dann noch viel Arbeit selber rein, führen Bericht-
erstattergespräche, sind teilweise vor Ort. Also statt hier 
anderen Angst vor direkter Demokratie vorzuwerfen, 
würde ich mir die Frage stellen, ob nicht manche Ent-
scheidungen einfach wirklich hier in den Deutschen Bun-
destag gehören, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken und der Abg. 
Tina Winklmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich möchte auch noch mal betonen, dass der Petitions-
ausschuss ein eigenständiges, selbstbewusstes Gremium 
ist, das mit einer klaren Erwartungshaltung an die Bun-
desregierung herantritt. So haben wir zum Beispiel mit 
Stimmen der Koalition vor Kurzem eine Petition aus 
Bayern bestärkt und überwiesen, in der im Einklang mit 
europäischem Arbeitsrecht eine wöchentliche Arbeits-
zeithöchstgrenze und keine Tagesarbeitszeithöchstgrenze 
gefordert wird. Da ist unsere klare Erwartungshaltung an 
die Bundesregierung, dass wir dies auch umsetzen.

Meine Damen und Herren, das Petitionsrecht nach Ar-
tikel 17 unseres Grundgesetzes ist ein hohes, ja, es ist ein 
unschätzbares Gut. Es gibt jedem und jeder Einzelnen 
eine Stimme unabhängig von Herkunft, Alter oder Status. 
Lassen Sie uns das weiter stärken! Lassen Sie uns das 
weiter pflegen! Es macht einen Unterschied, und es 
schafft Vertrauen in diese parlamentarische Demokratie. 
Gehen wir mit gutem Beispiel voran! Hören wir den 
Menschen zu – ehrlich, direkt und mit festem Willen, 
etwas zu ändern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD, der SPD 

und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die AfD-Fraktion Nicole Hess.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Hess (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Beginnen möchte ich mit 
einem ausdrücklichen Dank an den Ausschussdienst, 
denn ohne Sie wäre dieser Riesenberg von Arbeit nicht 
zu erledigen, und mit der Feststellung – es wurde schon 
gesagt –, dass die Zusammenarbeit im Petitionsausschuss 
kollegial, sachlich und von dem gemeinsamen Bewusst-
sein getragen ist, dass wir es hier nicht mit abstrakten 
Vorgängen zu tun haben, sondern mit Anliegen von Men-
schen. Es liegt in der Natur der Sache, dass es inhaltliche 
Diskrepanzen gibt und dass unsere Bewertungen politi-
scher Entscheidungen oft auseinandergehen. Aber gerade 
im Petitionsausschuss zeigt sich auch, dass es heute tat-
sächlich noch möglich ist, parlamentarisch zu arbeiten, 
auch wenn man politisch nicht immer einer Meinung ist. 
Das verdient Anerkennung.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU])

Wir reden heute über den Jahresbericht des Petitions-
ausschusses, den wir nicht einfach nur verwalten dürfen, 
sondern ernst nehmen müssen. Viele Petitionen beziehen 
sich auf aktuelle politische Entscheidungen. Sie sind Re-
aktion auf konkrete Maßnahmen, auf Gesetze, auf Ver-
ordnungen, auf staatliches Handeln. Besonders deutlich 
wird dies momentan in der Gesundheitspolitik. Hier er-
reichen uns Bürger, deren Sorgen nicht einfach als Stim-
mungsbild abgetan werden dürfen. Menschen schildern 
ihr Unrechtsempfinden. Sie berichten von Belastungen, 
von bürokratischen Hürden, von Entscheidungen, die tief 
in ihr Leben eingegriffen haben. Sie formulieren Kritik, 
aber auch Anregungen. Und genau das ist der Kern des 
Petitionsrechts: Der Bürger bittet nicht um Gehör aus 
Gnade. Er hat ein verfassungsmäßiges Recht darauf, 
sich mit seinen Anliegen an dieses Parlament zu wenden.

Die Menschen erleben die Auswirkungen von politi-
schen Maßnahmen am eigenen Leib, Auswirkungen, mit 
denen die politisch Verantwortlichen in ihrem eigenen 
Leben eventuell niemals konfrontiert werden. Gerade in 
der Gesundheitspolitik haben die vergangenen Jahre ge-
zeigt, wie groß die Distanz zwischen politischen Ent-
scheidungen und persönlichen Lebenswirklichkeiten 
werden kann. Viele Umfragen zeigen momentan ein dra-
matisches Absinken des Vertrauens in die Gesundheits-
politik. Wir Abgeordnete erleben dies täglich, wenn wir 
in unsere E-Mail-Postfächer schauen. Wer dieses Ver-
trauen zurückgewinnen will, muss zuhören – nicht selek-
tiv, nicht nur dann, wenn die Eingabe in das politische 
Weltbild passt, sondern gerade dort, wo es im Hinblick 
auf die eigene Überzeugung vielleicht ein bisschen unbe-
quem wird.

Der Petitionsausschuss kann die großen Probleme un-
seres Landes nicht alleine lösen. Eine solche Behauptung 
wäre unehrlich. Aber er kann sichtbar machen, wo staat-
liches Handeln überprüft werden muss. Er kann Einzel-
fälle aufgreifen, Fehlentwicklungen benennen und politi-
sche Verantwortung einfordern. Er kann diese wichtige 
Brücke sein zwischen Bürger und Parlament – voraus-
gesetzt, wir nehmen diese Brücke nicht nur symbolisch, 
sondern vor allem praktisch auch ernst.
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Deshalb möchte ich meine Rede mit einem Aufruf 
beenden: Nutzen Sie Ihr verbrieftes Recht! Beteiligen 
Sie sich! Schreiben Sie Petitionen, wenn Sie Missstände 
sehen! Bringen Sie Vorschläge ein, wenn Sie glauben, 
dass Abläufe in diesem Land besser organisiert werden 
könnten! Demokratie erschöpft sich nicht in einem Kreuz 
auf dem Stimmzettel. Sie lebt von Bürgern, die sich ein-
mischen, die widersprechen, die Verantwortung überneh-
men, ja, die vielleicht auch manchmal ein bisschen unbe-
quem sind.

Ein lebendiges Petitionswesen ist kein Störgeräusch 
der Demokratie. Es ist ein Zeichen dafür, dass Bürger 
ihr Land noch nicht aufgegeben haben. Und unsere Auf-
gabe ist es, diese Stimmen nicht nur zur Kenntnis zu 
nehmen, sondern ihnen mit Respekt, Sorgfalt und dem 
verdienten politischen Ernst zu begegnen.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Andreas 

Mattfeldt [CDU/CSU])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als nächste Stimme in der Aussprache hören wir 

Daniela Rump für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Daniela Rump (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In Potsdam, direkt am Stadtschloss, stand einst 
die Bittschriftenlinde. Menschen kamen zu diesem 
Baum, um ihre Anliegen, ihre Sorgen und ihre Bitten an 
den König zu richten. Manche haben ihre Schreiben per-
sönlich übergeben, andere haben ihre Bitten einfach in 
die Äste gehängt. Der Baum stand dabei für ein einfaches 
Bedürfnis: für das Bedürfnis, gehört zu werden. Und 
dieses Bedürfnis hat sich bis heute nicht verändert. 
Denn heute steht dort wieder eine Linde. Daneben steht 
eine Tafel mit einem QR-Code. Wer diesen QR-Code 
scannt, landet nicht mehr beim König, sondern auf der 
Internetseite des Petitionsausschusses des brandenburgi-
schen Landtags.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der AfD, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Der Weg hat sich verändert, aber das Prinzip ist gleich 
geblieben: Menschen wollen, dass ihre Stimme zählt, 
dass ihre Erfahrungen ernst genommen werden, dass Po-
litik zuhört und reagiert. Genau deshalb ist der Petitions-
ausschuss kein Nebenraum, sondern Kern unserer Demo-
kratie. Petitionen zeigen uns, wo Gesetze im Alltag nicht 
so wirken, wie sie gedacht waren, wo Verwaltung Men-
schen aus dem Blick verloren hat und wo etwas nicht 
passt zwischen politischem Anspruch auf der einen und 
der gelebten Realität auf der anderen Seite.

12 399 Menschen haben sich im vergangenen Jahr an 
den Petitionsausschuss gewandt; das sind 34 Prozent 
mehr als im Jahr zuvor. Menschen schreiben uns, weil 
etwas aus ihrer Sicht nicht funktioniert, weil sie sich 

ungerecht behandelt fühlen oder weil sie überzeugt davon 
sind, dass etwas besser werden kann. Ein eindrucksvolles 
Beispiel dafür ist – wir haben es eben schon zweimal 
gehört – Natascha Sagorski. Mit ihrer Petition hat sie 
eine Debatte angestoßen, die jede dritte Frau in Deutsch-
land betrifft. Dank ihres Einsatzes wurde der gestaffelte 
Mutterschutz nach einer Fehlgeburt ab der 13. Schwan-
gerschaftswoche gesetzlich verankert.

(Beifall im ganzen Hause)

Dieser Erfolg ist kein Einzelfall. Er zeigt: Wer sich ein-
mischt, der kann etwas bewegen! Wir verschaffen den 
Anliegen hier eine Öffentlichkeit, die ihnen sonst viel 
zu oft fehlt. Und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist gelebte Demokratie.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Gleichzeitig verändert sich aber auch die Art, wie sich 
Menschen einbringen. Immer mehr Petitionen erreichen 
uns digital. Themen verbreiten sich in kürzester Zeit. 
Unterstützung organisiert sich häufig innerhalb von we-
nigen Stunden, und gesellschaftliche Debatten spiegeln 
sich unmittelbar in den Eingaben wider, die wir erhalten. 
Beteiligung wird schneller, sie wird sichtbarer, und sie 
wird direkter. Das ist auch eine große Chance! Denn es 
zeigt: Menschen wollen nicht nur zuschauen, sie wollen 
mitgestalten.

Daraus folgt auch ein klarer Auftrag an uns: Wer sich 
beteiligt, muss verstehen, was mit seinem Anliegen im 
Petitionsausschuss passiert; denn Vertrauen entsteht nicht 
dadurch, dass Beteiligung möglich ist, sondern Vertrauen 
entsteht dadurch, dass Beteiligung auch ernstgenommen 
wird.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

Deshalb geht es für mich heute nicht nur um die Zahlen 
aus unserem Jahresbericht, sondern es geht auch um die 
Frage, wie wir die Weiterentwicklung unseres Petitions-
wesens gemeinsam gestalten können. Wir wollen und 
müssen Verfahren vereinfachen, Abläufe beschleunigen 
und digitale Möglichkeiten besser nutzen. Denn das Pe-
titionsrecht ist weniger ein Korrekturwerkzeug für Ein-
zelfälle, sondern es zeigt uns, wo Politik ganz konkret in 
der Realität ankommt und wo sie eben noch nicht an-
kommt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Petitionen stoßen Debatten an. Sie machen Probleme 
sichtbar, die sonst untergehen würden, und sie zeigen, wo 
politischer Handlungsbedarf entsteht. Unsere Demokra-
tie lebt davon, dass sich Menschen einmischen – auf ganz 
unterschiedliche Weise. Manche schreiben uns Briefe, 
starten Onlinepetitionen. Manche vernetzen sich, gehen 
in die Öffentlichkeit. Und manche schicken uns sogar 
selbstgeschriebene Songs über ihre Verfahren. Von der 
Bittschriftenlinde bis zum Song ist vieles anders gewor-
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den, aber der Kern ist gleich geblieben: Menschen wollen 
gehört werden. Und genau daran messen wir uns im Pe-
titionsausschuss.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Ina Latendorf [Die Linke])

Heute möchte ich noch allen Kolleginnen und Kolle-
gen ganz herzlich danken, die sich im Petitionsausschuss 
engagieren, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Verwaltung und vor allen den Bürgerinnen und Bürgern, 
die ihr Petitionsrecht nutzen.

Vielen Dank.
(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Tina Winklmann 

das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Tina Winklmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Damen und Herren! Das Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger, das sind die Anliegen dieses 
Hauses. Das ist der Kern dessen, für was der Petitions-
ausschuss steht und für was Politik stehen muss und 
Politik stehen sollte. Der Jahresbericht 2025 zeigt: Die 
Menschen in unserem Land nutzen diesen Weg, und sie 
bewegt vieles, weil das Leben vielfältig ist. Im Petitions-
ausschuss kommen alle Themen auf den Tisch.

Natürlich wählen wir gerne öffentlichkeitswirksame 
Petitionen, um sie zu präsentieren. Aber ich möchte Sie 
zu Hause aufrufen: Jedes Thema ist wichtig, und es wird 
nie Sie alleine betreffen. Es wird immer mehrere Men-
schen geben, die es betrifft. Deswegen: Wenden Sie sich 
bitte an uns. Jede Petition wird geprüft, wird bearbeitet. 
Ihr Anliegen wird immer, immer behandelt werden, und 
wir tragen es weiter: in die Fraktionen, in die Ministerien, 
in die Bundesregierung hinein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Auch die größte, die erfolgreichste Petition fängt immer 
mit der Eingabe an, und dann läuft die Maschinerie der 
Demokratie los. Dafür stehen wir im Petitionsausschuss, 
und ich und meine Kolleginnen und Kollegen machen das 
mit Leidenschaft für Sie, weil wir die Verteidiger/-innen 
der Demokratie sind.

Als Sportpolitikerin erlaube ich mir auch mal einen 
Blick auf das Thema Sport. Das Bundeskanzleramt ver-
zeichnete 2025 alleine 244 Eingaben zum Thema Sport. 
Gegenüber 2024 ist das ein deutlicher Aufwuchs. Wir 
stehen ja kurz vor der WM; morgen geht es los. Ich finde, 
der Petitionsausschuss, das ist die Verteidigung der De-
mokratie, die steht hinten. Wir haben das Mittelfeld, das 
verteilt die Bälle. Wir haben den Sturm, der die Dinger 
macht. Und das Wichtigste: Bei uns gibt es einen Unter-
schied im Gegensatz zu unserer Fußballmannschaft. Wir 
haben ein Tor, und dieses Tor bleibt sauber. Es steht 

immer zu null. – Das ist unser Ausschussdienst. Darum 
auch von mir noch mal: Vielen lieben Dank! Ihr steht 
immer wie die Null.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten im 
ganzen Hause)

Wir haben es gehört: Petitionen sind dabei nicht ein 
Beschwerdesystem, sondern das ist ein Frühwarnsystem, 
ein Korrektursystem. Das zeigt uns, wo eben Gesetze 
nicht funktionieren, wo wir nachsteuern müssen, wo 
sich Lebensrealitäten verändern. Unsere Demokratie ist 
doch dann am stärksten, wenn die Menschen wissen: Ihre 
Stimme zählt. Und das tut sie bei uns.

Ich möchte auch noch mal drauf hinweisen, und dafür 
werbe ich jetzt: Nutzen Sie das Original! Das Original ist 
das Petitionswesen des Deutschen Bundestages. Empfeh-
len Sie es weiter! Gehen Sie in die Vereine! Erzählen Sie 
es der Nachbarin, dem Nachbarn, den jungen Menschen 
in Ihrem Umfeld! Sagen Sie ihnen: Nutzen Sie Petitio-
nen – epetitionen.bundestag.de! Ich hoffe, wir hören von 
Ihnen.

Vielen lieben Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die CDU/CSU-Fraktion Wolfgang 

Dahler.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Wolfgang Dahler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Fußballweltmeisterschaft rückt näher, die 
Vergleiche mit Fußball werden mehr. Ich glaube, wir sind 
eine ganz gute Mannschaft im Petitionsausschuss. Daher 
möchte ich auch dieses Beispiel verwenden.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und das Tor bleibt sauber!)

– Das Tor bleibt sauber.
Es tut immer gut, wenn man noch mal nachschaut, was 

Artikel 17 des Grundgesetzes eigentlich sagt. Ich möchte 
diesen Artikel noch mal zitieren:

„Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge-
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder 
Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden.“

Ein sehr einfacher Satz, sehr übersichtlich, aber dieser 
Satz zeigt genau das, was hier möglich ist: Jeder, egal, ob 
er laut ist, ob er leise ist, ob er vernetzt ist, ob er weniger 
vernetzt ist, ob er einflussreich ist, ob er öffentlich sicht-
bar ist oder nicht, kann eine Petition einreichen. Genau 
darin liegt die besondere Stellung des Petitionsausschus-
ses; denn hier wird dieses Grundrecht mit Leben erfüllt, 
und die Möglichkeit wird, wie bereits ausgeführt wurde, 
intensiv genutzt.
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Die vielen Eingaben geben sehr genau wieder, welche 
Themen die Menschen im Land bewegen. Es werden 
persönliche, emotionale Problemstellungen in den Peti-
tionen aufgegriffen, aber auch Themen, die in den Fami-
lien, in den Vereinen, in den Medien diskutiert werden. 
Oft werden diese Themen früher an uns herangetragen, 
als sie in konkrete Gesetzgebungsvorhaben einfließen. 
Und, Herr Schiller, ich glaube nicht, dass es darum geht, 
Regierung oder Opposition zu treffen mit den entspre-
chenden Petitionen. Ich glaube, die Menschen möchten 
dem Parlament zeigen, was nicht funktioniert, welche 
Sorgen sie haben; und da ist es ganz egal, ob Regierung 
oder Opposition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Der Petitionsausschuss ist wie ein Brennglas. Hier 
werden alle Themen besprochen, querdurch, und auch 
wir Abgeordnete können sehr viel lernen in diesem Aus-
schuss. Wir sind nicht nur die Fachpolitiker. Wir sind sehr 
breit aufgestellt in den Themen. Wir diskutieren, und es 
tut uns allen gut. Und die demokratische Mitwirkung 
beschränkt sich eben nicht auf den Wahltag alle vier 
Jahre. Wer als Bürger erlebt, dass eigene Anliegen gehört, 
geprüft und öffentlich beraten werden, der erlebt auch 
ganz konkret, dass der Gesetzgeber ansprechbar ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Linken)

Lassen Sie mich deshalb auf zwei Petitionen eingehen, 
die wir im vergangenen Jahr – nach Erreichen des Quo-
rums von 30 000 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern – 
öffentlich beraten haben. Ein persönlicher Einschub noch 
zum Quorum: Dieses Quorum in Höhe von 30 000 halte 
ich für zu niedrig, nicht weil ich denke, man möge diese 
öffentlichen Anhörungen reduzieren. Aber ich glaube, 
wenn wir das Quorum nach oben setzen würden, dann 
würden diese öffentlichen Anhörungen einen ganz ande-
ren Wert erhalten.

(Beifall des Abg. Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU])

Ich glaube, darüber müssen wir uns mal im Ausschuss 
unterhalten und sehen, inwieweit wir da zueinanderkom-
men können.

Die erste Petition, auf die ich eingehen werde, betraf 
den Jugendschutz im Internet. Konkret ging es um die 
Frage, wie Kinder und Jugendliche besser davor ge-
schützt werden können, im Netz zum Gegenstand von 
Vermarktung zu werden. Die Petentin hat darauf hinge-
wiesen, dass Familien ihren Lebensalltag mit den eigenen 
Kindern filmen, diese Inhalte auf Social-Media-Plattfor-
men veröffentlichen und damit Reichweite erzielen – 
alles legitim, aber teilweise auch mit dem Ziel, über Wer-
bung Geld zu verdienen. Die Grenzen zwischen dem 
Wunsch, sich auf Social Media zu zeigen, und einer pro-
blematischen Nutzung von Kindern für kommerzielle 
Zwecke sind hier denkbar schmal. Kinder können die 
Tragweite solcher Veröffentlichungen nicht überblicken. 
Besonders schwierig ist es natürlich, dass es oft die Eltern 

selbst sind, die diese Inhalte ins Netz stellen und zugleich 
die Sorgeberechtigten sind. Der Schutz von Kindern darf 
nicht an der Schwelle zum digitalen Raum enden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. David Mandrella [SPD])

Wir als Petitionsausschuss haben diese Petition als 
Materialüberweisung an die Bundesregierung weiterge-
geben, damit dieses Thema in die weiteren Überlegungen 
zur Stärkung von Gesundheits- und Jugendmedienschutz 
einfließen kann.

Eine weitere Petition, die wir beraten haben, fordert ein 
Social-Media-Verbot für Kinder unter 16 Jahren. Auch 
diese Petition greift eine Debatte auf, die weltweit in 
sehr vielen Ländern geführt wird; denn natürlich sehen 
wir alle, dass eine übermäßige Nutzung sozialer Medien 
mit langen Bildschirmzeiten, problematischen Algorith-
men und vielem mehr für Kinder und Jugendliche nega-
tive Folgen hat. Gleichzeitig hat die öffentliche Beratung 
gezeigt, dass die Antwort nicht so einfach ist, wie sie auf 
den ersten Blick erscheint; denn Kinder und Jugendliche 
haben in dieser Welt, in der digitalen Welt, auch ein Recht 
auf Teilhabe. Es geht um den Schutz, aber es geht auch 
um die Frage, wie Jugendliche lernen können, sich sicher 
und verantwortungsvoll in digitalen Räumen zu bewe-
gen. Hier liegt aber ein abschließender Beschluss des 
Petitionsausschusses noch nicht vor.

Und ganz zum Schluss möchte ich noch mal auf ein 
Thema aufmerksam machen, das heute auch schon an-
gesprochen wurde. Im Internet gibt es inzwischen zahl-
reiche privatwirtschaftliche Anbieter, bei denen Forde-
rungen online aufgestellt und Unterstützer gesammelt 
werden können. Das mag schnell Aufmerksamkeit erzeu-
gen. Aber es ersetzt eben nicht das Petitionsverfahren des 
Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nur hier gibt es ein geordnetes Verfahren und bei Errei-
chen des Quorums eine öffentliche Beratung, in der der 
Petent selbst zu Wort kommt und die Bundesregierung 
Stellung nimmt. Ich will deshalb auch einmal an alle 
Kolleginnen und Kollegen in diesem Haus appellieren, 
immer wieder auf unser offizielles Verfahren hinzuwei-
sen und für unser Verfahren zu werben. Denn es ist der 
verfassungsmäßige Weg, auf dem Menschen ihr Anliegen 
direkt an das Parlament richten können – nicht nur sicht-
bar, sondern wirksam. Denn dafür steht der Petitionsaus-
schuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die AfD-Fraktion Olaf Hilmer.

(Beifall bei der AfD)
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Olaf Hilmer (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

Bürger! Jeden einzelnen Werktag landen fast 50 Petitio-
nen auf dem Tisch des Deutschen Bundestages – nicht 
irgendwelche, sondern echte Hilferufe von Menschen, 
die mit den Verhältnissen in diesem Land nicht mehr 
klarkommen. 12 399 Petitionen im Jahr 2025 nach 9 260 
im Vorjahr: ein Anstieg um 34 Prozent. Das ist kein 
Zufall. Das ist ein Stimmungsbild eines Landes, das 
langsam die Geduld verliert.

Ich habe mich bewusst für die Arbeit im Ausschuss für 
Bürgeranliegen entschieden. Hier landen die echten 
Sorgen der Menschen, ihre Ideen, ihre Probleme, ihre 
ganz persönlichen Schicksale. Und deshalb beraten wir 
diese Fälle über alle Parteien hinweg mit dem klaren Ziel, 
sachlich Lösungen zu finden.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU])

Artikel 17 unseres Grundgesetzes ist keine Formalie. 
Jeder hat das Recht, sich mit Bitten und Beschwerden 
direkt an das Parlament zu wenden. Das ist echte Bürger-
beteiligung, nicht auf Zuruf, sondern geordnet und nach-
prüfbar. Und ich sage deshalb ganz klar: Lassen Sie sich 
nicht von den bunten, lauten Onlineplattformen ver-
nebeln. Wer echte Wirkung will, wer eine ordentliche 
Prüfung und einen klaren Weg braucht, der ist hier rich-
tig. Nur im Deutschen Bundestag gibt es das Original: mit 
richtiger Prüfung am Anfang, einer ausführlichen Be-
richterstattung und am Ende mit einer Entscheidung.

Online-Empörung ersetzt keine richtige Parlaments-
arbeit. Ein Beispiel macht das deutlich: 2024 haben 
über 400 000 Menschen über eine Onlineplattform abge-
stimmt, dass das EM-Viertelfinalspiel zwischen Deutsch-
land und Spanien wiederholt werden soll.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD und der 
CDU/CSU)

Ergebnis? Das Spiel wurde natürlich nicht wiederholt. 
Spanien wurde am Ende Europameister. So viel zum 
Unterschied zwischen laut und wirksam.

(Beifall bei der AfD)
Unser aktueller Bericht zeigt: 69 Prozent der Eingaben 

sind ganz persönliche Anliegen: Reibereien mit Behör-
den, undurchsichtige Verfahren, Entscheidungen, die die 
Menschen als ungerecht empfinden. Genau hier muss die 
Politik ansetzen: schneller, verständlicher und bürger-
näher!

Meine Damen und Herren, mein großer Dank geht an 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ausschuss-
dienstes. Ohne ihre Arbeit wäre das nicht möglich.

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dank auch an die derzeitige Vorsitzende, Frau Dr. Hülya 
Düber, für die Leitung des Ausschusses.

(Beifall bei der AfD und der CDU/CSU)
Nur eines muss noch gesagt werden: Der Vorsitz steht 

nach den Regeln des Parlaments der AfD-Fraktion zu. 
Unser Sprecher Manfred Schiller hätte diese Aufgabe 
sachlich, fair und im Sinne des Parlaments hervorragend 

gemacht. Aber es wurde ihm verwehrt. Darum mein Ap-
pell: Wer das Recht auf Petitionen ernst nehmen will, der 
muss auch die Regeln des Parlaments ernst nehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir Sandra 

Carstensen für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Was bewegt die Menschen in unserem Land? 
Was wollen Sie verändern? Wo sehen Sie Handlungs-
bedarf? Welche Erwartungen richten Sie an die Politik? 
Kaum ein Bericht beantwortet diese Fragen so deutlich 
wie der aktuelle Petitionsbericht. Denn hier sprechen 
nicht Institutionen, Verbände oder Interessenvertretun-
gen, hier kommen die Bürgerinnen und Bürger selbst zu 
Wort: mit ihren Sorgen, ihren Erfahrungen und ihren Vor-
schlägen für Verbesserungen. Und meist verbergen sich 
ganz höchstpersönliche Schicksale dahinter. Der Petiti-
onsbericht ist deshalb weit mehr als eine Sammlung 
von Eingaben. Er ist ein Seismograf für die Stimmung 
im Land und ein wichtiger Gradmesser dafür, was die 
Menschen von uns im Parlament erwarten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Ina 
Latendorf [Die Linke])

Die Vielfalt der eingereichten Petitionen zeigt dabei 
die ganze Bandbreite gesellschaftlicher Themen. Sie 
reicht von ganz konkreten Problemen im Alltag bis hin 
zu grundsätzlichen Fragen unseres Zusammenlebens. Ge-
rade diese Vielfalt macht den besonderen Wert des Peti-
tionswesens aus: Es eröffnet den Menschen die Möglich-
keit, Anliegen auf die politische Agenda zu setzen, die 
sonst womöglich ungehört bleiben würden.

Es sind heute schon viele schöne Beispiele genannt 
worden, und es ist natürlich das Handicap, wenn man 
als Letzter spricht, dass man nicht alles wiederholen soll-
te. Ein paar schöne Beispiele, wo Petitionen etwas be-
wegt haben, möchte ich aber dennoch erwähnen.

Zum einen die Petition zum Schutz vor häuslicher Ge-
walt. Dahinter steht eine klare Botschaft: Häusliche Ge-
walt ist kein privates Problem. Sie ist ein Angriff auf die 
Würde, die Freiheit und die körperliche Unversehrtheit 
der Betroffenen. Sie hinterlässt oft tiefe Spuren, und das 
nicht nur bei den Opfern selbst, sondern auch bei den 
Familien und ihren Kindern. Der Petitionsausschuss hat 
dieses Anliegen ausdrücklich aufgegriffen. Noch immer 
sind die Opfer häuslicher Gewalt überwiegend Frauen. 
Umso wichtiger ist es, dass wir in den vergangenen Jah-
ren den Schutz der Betroffenen weiter gestärkt haben,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)
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zum Beispiel durch die Reform des Gewaltschutzge-
setzes und den Einsatz elektronischer Fußfesseln. Diese 
Petition zeigt zugleich, welche Bedeutung das Petitions-
wesen für unsere parlamentarische Arbeit hat. Bürgerin-
nen und Bürger benennen Missstände, stoßen Debatten 
an und geben wichtige Impulse für politische Entschei-
dungen.

An dieser Stelle wollte ich als Frau eines Hobbyimkers 
jetzt auch etwas zu den Honigbienen sagen.

(Heiterkeit der Abg. Dr. Hülya Düber [CDU/ 
CSU])

Lieber Nicklas, das hast du mir so wunderbar abgenom-
men. Ich will mich da nicht wiederholen, aber ich möchte 
auch die Gelegenheit nutzen, um mich von ganzem 
Herzen bei all den fleißigen Bienen des Ausschusssekre-
tariats zu bedanken, die uns diese tolle Arbeit ermögli-
chen. An die zwölf Vertreterinnen und Vertreter des Aus-
schusssekretariats und die hinter ihnen stehenden 
weiteren 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter insgesamt 
und ihr gesamtes Team: Herzlichen Dank dafür!

(Beifall im ganzen Hause)
Dann möchte ich gleichwohl noch auf eine weitere 

Petition eingehen, die mir auch aufgrund besonderer fa-
miliärer Betroffenheit am Herzen liegt. Sie fordert ein 
Recht auf einen Wohnplatz und eine strukturierte Tages-
betreuung für Erwachsene mit Behinderungen. Viele Fa-
milien finden für ihre Kinder mit schweren Behinderun-
gen keinen geeigneten Wohn- und Betreuungsplatz. Die 
Folge ist für alle eine enorme Belastung. Der Ausschuss 
hat zu Recht festgehalten, dass es hierbei nicht um Ein-
zelfälle geht, sondern um ein Schicksal, das viele Fami-
lien in ganz Deutschland betrifft: zu wenig Plätze, zu 
wenig Fachkräfte und fehlender barrierefreier Wohn-
raum.

Zwar liegt die Verantwortung für den Ausbau dieser 
Strukturen in erster Linie bei den Ländern und Kom-
munen. Angesichts der gesellschaftlichen Tragweite die-
ses Themas darf sich aber auch der Bund seiner Verant-
wortung nicht entziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der Linken)

Da waren wir uns im Ausschuss alle einig, und deshalb 
wurde diese Petition auch der Bundesregierung zur Er-
wägung überreicht.

Diese beispielhaften Petitionen könnten schon auf dem 
ersten Blick kaum unterschiedlicher sein. Sie zeigen die 
ganze Vielfalt unseres Wirkens und auch der Themen, die 
die Menschen in unserer Bevölkerung beschäftigen. Sie 
zeigen alle, worum es im Kern des Petitionsrechtes geht: 
Bürgerinnen und Bürger formulieren konkrete Verbes-
serungsvorschläge und geben wichtige Impulse für poli-
tisches Handeln.

In diesem Zusammenhang wird auch die besondere 
Rolle des Petitionsausschusses im Vergleich zu anderen 
digitalen Beteiligungsformaten deutlich. Während auf 
privaten Plattformen häufig die Organisation von Kam-
pagnen, die Mobilisierung möglichst großer Unterstüt-
zerzahlen und auch die kommerzielle Verwendung der 
Nutzerdaten im Vordergrund stehen, ist das parlamenta-

rische Petitionsverfahren unmittelbar und allein dem 
Grundrecht aus Artikel 17 des Grundgesetzes verpflich-
tet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD, der SPD und der Linken und 
der Abg. Tina Winklmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Jede Petition wird unabhängig von ihrer Reichweite, ihrer 
medialen Aufmerksamkeit oder der Zahl ihrer Unterstüt-
zerinnen und Unterstützer geprüft. Entscheidend ist allein 
das Anliegen selbst.

Diese Gleichbehandlung aller Eingaben unterscheidet 
das parlamentarische Petitionsverfahren grundlegend von 
privaten Beteiligungsplattformen und macht seinen be-
sonderen Wert für unsere parlamentarische Demokratie 
aus.

Der Petitionsbericht 2025 zeigt uns deutlich: Die Bür-
gerinnen und Bürger wollen gehört werden. Unsere Auf-
gabe ist es, zuzuhören, ihre Anliegen ernst zu nehmen 
und daraus die richtigen politischen Konsequenzen zu 
ziehen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Das war die letzte Rednerin in dieser Debatte. Ich 

schließe damit die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 3.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 4a 
und 4b sowie zu Tagesordnungspunkt 22: 

4 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Lena Gumnior, Helge Limburg, Dr. Till 
Steffen, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines …Gesetzes zur 
Änderung der Strafprozessordnung – 
Zeugnisverweigerungsrecht in der Sozia-
len Arbeit und ehrenamtlichen Rechts-
beratung 

Drucksache 21/4290
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Helge Limburg, Tina Winklmann, Dr. Ophelia 
Nick, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Fanrechte im Fußball stärken – Diskrimi-
nierung und Repression bekämpfen, demo-
kratische Beteiligung fördern

Drucksache 21/4293
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Sport und Ehrenamt (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

22 Beratung des Antrags der Abgeordneten Clara 
Bünger, Jorrit Bosch, Christian Görke, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 

Fankultur schützen – Dialog statt Repression, 
Mitbestimmung statt Diskriminierung

Drucksache 21/5826
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Bitte nehmen Sie die notwendigen Platzwechsel vor. – 
Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Helge Limburg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Woran denken Sie, wenn Sie an Fußballfans 
denken? Ich denke da an die vielen Hunderttausend Men-
schen, die jedes Wochenende in den ersten Profiligen 
ihrer Leidenschaft nachgehen, die mit Fanmärschen in 
Stadien pilgern, die kreative Choreografien präsentieren, 
die so mancher Theaterbühne im Land alle Ehre machen 
würde, die durch kreative, leidenschaftliche Gesänge ein 
unglaubliches Gemeinschaftsgefühl erzeugen, die alle 
gesellschaftlichen Grenzen hinwegsprengen. Kurz ge-
sagt: Ich bin dankbar für unsere engagierte, demokrati-
sche Fanszene, für ihr soziales, gesellschaftliches Enga-
gement, für den Einsatz gegen Diskriminierung und 
Rassismus im Stadion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Aber woran denken die Innenminister/-innen der Län-
der offenkundig, wenn sie an Fans denken?

(Florian Oest [CDU/CSU]: Sie denken an die 
Sicherheit!)

Hier wird immer wieder ein Zerrbild gezeichnet. Fans 
werden fast ausschließlich als Gewalttäter oder als poten-
zielle Gefahrenquelle gesehen. Und so wird immer wie-
der Repression und Eskalation rund um Fußballspiele 
herbeigeredet. Dabei, meine Damen und Herren, sind 
die Zahlen zum Thema Sicherheit eindeutig. Bei insge-
samt über 25 Millionen Zuschauern in der vorvergange-
nen Saison in den ersten drei Herrenligen im Fußball 
hatten wir zuletzt 9 Prozent weniger erbrachte Polizei-
arbeitsstunden, 17 Prozent weniger Verletzte, 22 Prozent 
weniger eingeleitete Strafverfahren rund um Fußball-
spiele.

Natürlich gibt es Gewalt durch Fans. Und das ist und 
bleibt völlig inakzeptabel. Es wird zu Recht hart verfolgt, 
wenn zum Beispiel Polizisten massiv angegriffen und 
verletzt werden wie Anfang des Jahres in Magdeburg. 
Aber man darf doch nicht andauernd den Eindruck er-
wecken, als wäre das quasi der Normalfall am Wochen-
ende in unseren Stadien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Schraps [SPD])

Die Stadien sind sicher, und noch mehr Sicherheit 
erreicht man nicht durch mehr Überwachung und mehr 
Repression,

(Zuruf von der AfD: Doch!)
sondern nur durch mehr Prävention und mehr Dialog. 
Nicht gegen, sondern nur mit den Fans erreichen wir 
noch mehr Sicherheit in den Stadien, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Die ganz überwiegende Zahl der Fans ist friedlich, und 
deswegen darf es für Maßnahmen wie KI-gestützte Vi-
deoüberwachung, personalisiertes Ticketing oder ähn-
liche Pauschalmaßnahmen auch überhaupt keinen Raum 
geben. Die Datei „Gewalttäter Sport“ muss endlich 
grundlegend überarbeitet werden, wie es auch das Bun-
desverfassungsgericht einfordert. Auch Verschärfungen 
der Stadionverbote sind fehl am Platz.

Meine Damen und Herren, die Fanprojekte leisten eine 
so wichtige Arbeit für friedliche demokratische Fußball-
kultur. Umso fataler ist es, wenn Staatsanwaltschaften 
und Polizeien immer stärker dazu übergehen, ihnen die 
Arbeit schwerzumachen, durch Vorladungen versuchen, 
sie zu Aussagen über Fans zu zwingen, und damit das so 
wichtige Vertrauen zwischen Fans und Fanprojekten zer-
stören.

Wir brauchen endlich ein Zeugnisverweigerungsrecht 
in der sozialen Arbeit für Fanprojekte, aber auch für 
andere Initiativen wie Feminist Law Clinic, die so eine 
wichtige ehrenamtliche Arbeit machen und dabei recht-
lich so unzureichend geschützt sind, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Meine Damen und Herren, Fans, auch die Ultras, sind 
doch entscheidend für echte Stimmung im Stadion. Kei-
ner von uns, auch nicht auf den Tribünen, will doch 
schweigende Fankurven sehen. Wer Fans als Stimmungs-
macher will, darf sie nicht anderntags als Krawallmacher 
diffamieren, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir brau-
chen keine Sicherheitsoffensive im Stadion; wir brauchen 
endlich echten Dialog mit den Fans und ihren Fandach-
verbänden – echten Dialog auf Augenhöhe.

Meine Damen und Herren, es muss endlich in die 
Köpfe sämtlicher Innenministerinnen und Innenminister 
rein: Grundrechte gelten auch im Stadion; Grundrechte 
gelten auch für Fans.

Vielen Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken und des 
Abg. Johannes Schraps [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Axel Müller 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
oberste Ziel im Strafverfahren ist das Herausfinden der 
Wahrheit, ja, geradezu die Pflicht; denn Richter und 
Richterinnen wollen und sollen – das weiß ich aus meiner 
eigenen, fast drei Jahrzehnte dauernden Tätigkeit als 
Richter – ein richtiges und kein falsches Urteil fällen. 
Um dieser Aufklärungspflicht gerecht zu werden, kennt 
die Strafprozessordnung vier Beweismittel: den Zeugen-
beweis, den Sachverständigenbeweis, den Augenscheins-
beweis und den Urkundenbeweis.

Der Zeugenbeweis ist zwar der unsicherste, aber zu-
gleich der wichtigste. Das gilt bei unmittelbarer Tatwahr-
nehmung, aber auch bei anvertrauten Gesprächen mit 
einem späteren Angeklagten. Zeuge im Strafprozess zu 
sein, bedeutet: Pflicht zum Erscheinen und Pflicht zur 
vollständigen und wahrheitsgemäßen Aussage, ohne et-
was hinzuzufügen oder wegzulassen.

Von dieser Aussagepflicht ist nur eine eng umrissene 
Personengruppe befreit, die § 53 der Strafprozessordnung 
abschließend aufzählt. Das wären beispielsweise Geist-
liche, Rechtsanwälte, Ärzte oder Mitarbeiter staatlich 
anerkannter Drogen- oder Schwangerschaftskonflikt-
beratungsstellen. Der vorliegende Gesetzentwurf von 
Bündnis 90/Die Grünen, auf den ich mich in meiner 
Rede beschränken will, will diesen Katalog – es wurde 
gerade vorgetragen – erweitern: zum einen um alle So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, zum anderen um 
Personen, die unter Anleitung ehrenamtlich und unent-
geltlich Rechtsberatung nach dem Rechtsdienstleistungs-
gesetz leisten, in der Regel Studierende der Rechtswis-
senschaften. Ich nenne nun zwei Gründe, warum wir das 
für nicht vertretbar halten.

Erstens. Nach § 244 Absatz 2 der Strafprozessordnung 
sind die Gerichte zur umfassenden Sachverhaltsaufklä-
rung verpflichtet. Das setzt voraus, dass alle von mir 
genannten verfügbaren Beweismittel genutzt werden 
können. Deshalb muss der Kreis der Zeugnisverweige-
rungsberechtigten auf das unbedingt notwendige Maß 
beschränkt bleiben, und genau dies leistet der Entwurf 
nicht. Die Entwurfsverfasser verweisen auf das Vertrau-
ensverhältnis in der sozialen Arbeit und in ehrenamtli-
cher Rechtsberatung. Dabei bleibt aber unberücksichtigt, 
dass nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts der Bürger zunächst einmal staatliche Maßnah-
men wie die Zeugenpflicht hinzunehmen hat, wenn dies 
im überwiegenden Allgemeininteresse liegt und nicht un-
verhältnismäßig ist.

Typische Fälle eines besonders geschützten Vertrau-
ensverhältnisses sind beispielsweise das Arzt-Patienten- 
Verhältnis oder das Verhältnis von einem Rechtsanwalt 
zu seinem Mandanten. Warum jemand zum Arzt geht 
oder was er seinem Verteidiger anvertraut, geht das Ge-
richt grundsätzlich nichts an. Beides betrifft den Kern der 
Tätigkeit in diesen Berufen. Das gilt jedoch nicht für 
einen Sozialarbeiter, der beispielsweise am Rande seiner 
Betreuung in einem Jugendzentrum von einem Jugend-
lichen, der zu ihm Vertrauen gefasst hat, von dessen 
Straftaten erfährt, auch nicht in einem Fanprojekt, wo 
es darum geht, die Fans zu betreuen und ihre sozialen 
Kompetenzen zu stärken.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Wenn da solche Aussagen getätigt werden, betrifft das 
nicht den Kernbereich der Tätigkeit. Hier überwiegt 
also das Interesse der Allgemeinheit an der Wahrheits-
findung. Wer diese durch ein zusätzliches Zeugnisver-
weigerungsrecht erschwert, weil das Gericht den Sozial-
arbeiter nicht mehr befragen darf, nimmt der Strafrechts- 
pflege den Zugang zur Wahrheit.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Der stärkt den Sinn der sozialen 
Arbeit!)

Zweitens. Jede Ausdehnung des strafprozessualen 
Zeugnisverweigerungsrechts aus beruflichen Gründen 
bedarf einer Legitimation, die eng mit der Berufsausbil-
dung verbunden ist. Die Entwurfsverfasser verweisen 
dafür auf die professionelle Ausbildung von Sozialarbei-
tern und Sozialarbeiterinnen. Das genügt den strengen 
Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts nicht. Für 
solch eine Privilegierung bedarf es mehr. Dies verlangt 
zusätzliche Regulative wie ein strenges Standesrecht, ein 
Berufsrecht oder Berufsgerichte. Bei ehrenamtlichen 
Rechtsberatern fehlt es zudem an einer abgeschlossenen 
Ausbildung und damit an der Kenntnis der eigenen 
Pflichten. Gerade hier wäre ein Zeugnisverweigerungs-
recht besonders schwer zu verantworten.

Meine Damen und Herren, wer den Katalog des § 53 
StPO weiter öffnet, schwächt die Aufklärung von Straf-
taten und schränkt damit die Funktionsfähigkeit des 
Rechtsstaates unverhältnismäßig ein. Diesen Weg wer-
den wir nicht mitgehen. Wir lehnen den Entwurf daher 
ab.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Knuth Meyer- 

Soltau für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Knuth Meyer-Soltau (AfD):
Hohes Präsidium! Meine Damen und Herren! Es ist 

immer etwas schlecht, wenn ein ehemaliger Richter vor 
einem spricht, nicht wahr? – Dieser Gesetzentwurf trägt 
das hübsche Etikett „Vertrauen“, ist aber tatsächlich 
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nichts anderes als grüner Mist mit roten Sprenkeln; denn 
diese Verpackung beinhaltet die Aufweichung eines 
Grundpfeilers unseres Strafprozesses.

Das Bundesverfassungsgericht hat unmissverständlich 
betont: Die Wahrheitsermittlung ist der Kern der Straf-
rechtspflege. Der Kreis der Zeugnisverweigerungsbe-
rechtigten muss eng bleiben. – Und genau dieses Maß 
wird hier überschritten. Jede Ausweitung des Schweige-
rechts verengt die Chance auf Aufklärung und erhöht das 
Risiko von Fehlurteilen ohne zwingenden Grund.

(Beifall bei der AfD)

Sucht- und Schwangerschaftskonfliktberatungen 
schützen vor Selbstbelastung. In der sozialen Arbeit fehlt 
diese Gefahr. Wenn wir heute Ja zur sozialen Arbeit sa-
gen, dann sagen wir morgen Nein zu Opferberatung, zu 
Frauenhäusern, Fanprojekten oder Aussteigerprogram-
men aus dem Linksextremismus. Das Feld ist nicht 
mehr abgrenzbar. Vertrauen entsteht durch professionelle 
Arbeit, klare Regeln und Schutzmechanismen, die es 
längst gibt. Juristische Beratung hat man bei qualifizier-
ten Rechtsanwälten zu suchen und nicht bei sozialen 
Berufen.

(Beifall bei der AfD)

Wir sind nicht dazu da, politisch motivierte Schweige-
rechte zu verteilen. Wir sind dazu da, die Grundlagen 
des Rechtsstaates zu schützen und zu erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Lassen Sie mich noch etwas zum Antrag zu den Fan-
rechten sagen. Ich habe das ja sehr viele Jahre gemacht. 
Man könnte fast meinen, der deutsche Fußball stünde 
kurz vor dem Zusammenbruch – nicht wegen fehlender 
Nachwuchsförderung, nicht wegen Geldwäsche oder 
Millionenverträgen, sondern weil Fans angeblich zu we-
nig demokratisch beteiligt werden. Das ist Politik im 
Modus „Slapstick“. Was im Antrag gefordert wird, ist 
ein Wunschzettel aus der sozialpädagogischen Zauber-
welt: mehr Beteiligung, mehr Projekte, vor allen Dingen 
mehr Geld, mehr Beauftragte, mehr Programme, mehr 
Strukturen, kurzum: mehr Staat, weniger Realität. Wer 
will denn das? Die Fans mit Sicherheit nicht.

Wir als AfD sagen: Ja zur Freiheit! Ja zur Fankultur! Ja 
zu deutschen Fahnen, auch im Deutschen Bundestag! Die 
WM fängt jetzt an, und ich hoffe, ich sehe sehr viele 
deutsche Fahnen.

(Beifall bei der AfD)

Wer Gewalt ausübt, gehört bestraft. Punkt! Wer friedlich 
ins Stadion geht, braucht keinen Betreuungsstaat. Eine 
starke Fankultur ist gut für Deutschland, eine übergriffi-
ge, also grün-linke Politik, ist es nicht. Wir lehnen den 
Gesetzentwurf daher ab.

Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Daniel 

Bettermann für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Fußballfans! Es ist das gute Recht der 
Opposition, Anträge in den Bundestag einzubringen. Das 
macht unseren Parlamentarismus lebendig und stärkt die 
demokratische Debatte hier im Hohen Haus. Da der Sport 
von Fairness lebt, möchte ich an dieser Stelle auch gern 
zum Ausdruck bringen, dass ich den Antrag der Grünen 
durchaus sehr unterstützenswert finde und viele gute An-
satzpunkte darin sehe.

Als leidenschaftlicher Fußballfan und langjähriges 
Vorstandsmitglied bei meinem Heimatverein, dem KSV 
Hessen Kassel, muss ich anerkennen: Wir müssen bei 
dem Thema Fansozialarbeit besser werden. Ein Zeugnis-
verweigerungsrecht im Fußball, vor allem bei Fanprojek-
ten und für die dort mitarbeitenden Sozialarbeiter/-innen, 
brauchen wir. Das ist ein ganz relevanter, wesentlicher 
Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Solange der § 53 der Strafprozessordnung keine Erwei-
terung erfährt, wird weiterhin zunehmend die Frage auf-
kommen, unter welchen Voraussetzungen die professio-
nelle Arbeit in den bundesweiten Fanprojekten fortge- 
setzt werden kann und welche Konsequenzen sich aus 
einer Beibehaltung des Status quo ergeben.

In den vergangenen Jahren kam es mehrfach zu Ver-
fahren, bei denen Ordnungs- und Justizbehörden Aus-
sagen von Fanarbeitern gegen die von ihnen betreuten 
Personen verlangten. Angesichts der gegenwärtigen Si-
tuation, zum Beispiel in den deutschen Ultraszenen, ist 
davon auszugehen, dass Zeugenaussagen von Fanarbei-
tern in Ermittlungs- und Gerichtsverfahren eine zukünf-
tige vertrauensvolle, gemeinsame Zusammenarbeit er-
heblich erschweren und nicht selten unmöglich machen. 
Gerade in der Klientenarbeit, gerade in der Jugendarbeit 
kommt es natürlich auch auf Vertrauen an.

Fest steht: Die geltenden Rechtsvorschriften aus den 
50er-Jahren werden den heutigen Anforderungen nicht 
mehr gerecht. Ich bin überzeugt, dass eine gezielte 
Erweiterung weder die Beweismöglichkeiten der Straf-
verfolgungsbehörden noch die Funktionsfähigkeit der 
Rechtspflege beeinträchtigen würde.

Die Vorteile einer solchen Rechtserweiterung liegen 
hingegen auf der Hand: Erstens schaffen wir Rechts-
sicherheit und beseitigen bestehende Rechtsunsicherhei-
ten. Zweitens verhindern wir weitere Gewissenskonflikte 
bei Fanarbeiterinnen und Fanarbeitern. Drittens stärken 
und fördern wir die Vertrauensarbeit, gerade gegenüber 
der Klientel der Jugendlichen und jungen Erwachsenen.

Darüber hinaus begrüße ich, dass Sie in Ihrem Antrag 
die wichtige Arbeit der Fanprojekte ebenfalls anspre-
chen. An dieser Stelle möchte ich dem Fanprojekt „Fulle-
stadt“ aus meinem Wahlkreis Kassel sowie allen weiteren 
70 Fanprojekten bundesweit für ihre wertvolle Arbeit 
danken.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist richtig, dass die Finanzierung der Koordinie-
rungsstelle Fanprojekte trotz deutlich gestiegener Anfor-
derungen über Jahre hinweg unverändert geblieben ist. 
Deshalb ist es wichtig, dass sich das BMBFSFJ, der 
DFB sowie die DFL grundsätzlich darauf verständigt 
haben, die inflationsbedingten Kostensteigerungen aus-
zugleichen. Die laufende Förderphase wird zudem ge-
nutzt, um die Handlungsfähigkeit der KOS und der Fan-
projekte ab 2027 zukunftsfest aufzustellen. Das braucht 
es jetzt auch.

Auch beim Thema Stadionallianzen bin ich ausdrück-
lich bei Ihnen. Sie sind ein wichtiger Baustein in der 
Sicherheitsarchitektur im Fußball. Sie verbessern die 
Netzwerkarbeit und fördern Vertrauen und die Kommuni-
kation zwischen Vereinen,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Polizei, Kommunen und Fanprojekten.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Sie tragen zur Entlastung der Polizei bei und leisten einen 
wichtigen Beitrag zu einem positiven Stadionerlebnis.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Hendrik 
Bollmann [SPD] – Tina Winklmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Zustimmung!)

Der Stadionbesuch in Deutschland ist sicher. In Hessen 
verfügen wir seit 2022 über eine solche Stadionallianz, an 
die auch mein Heimatverein, der KSV Hessen Kassel, 
angedockt ist. Die bisherigen Erfahrungen zeigen deut-
lich, dass es immer weniger Kriminalitätsprobleme und 
immer weniger Gewalt in den Stadien gibt. Die neun 
Bundesländer sind da auf einem richtigen Weg.

In diesem Zusammenhang ist mir der Punkt in Ihrem 
Antrag allerdings etwas zu kurz gegriffen. Deshalb plä-
diere ich dafür, Stadionallianzen mit einheitlichen Stan-
dards bundesweit zu etablieren und sie ausdrücklich als 
eigenständiges Instrument in das Nationale Konzept 
Sport und Sicherheit, kurz: NKSS, aufzunehmen.

Der Titel Ihres Antrags „Fanrechte im Fußball stärken – 
Diskriminierung und Repression bekämpfen, demokrati-
sche Beteiligung fördern“ klingt zunächst sehr vielver-
sprechend. Allerdings ist die Bundesregierung für viele 
Ihrer Forderungen schlichtweg der falsche Adressat. Die 
Bundesregierung plant weder die Einrichtung einer bun-
desweiten zentralen Stadionverbotskommission, noch 
kann sie kollektive Stadionverbote verhängen. Ebenso 
wenig liegt die Einführung personalisierter Tickets in 
ihrer Zuständigkeit.

Wer politische Forderungen stellt, sollte auch die Zu-
ständigkeit im Blick haben,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Bundesregierung hält sich da völlig 
raus! Sehe ich das richtig?)

ansonsten ist ein Fehlpass vorprogrammiert. Die ent-
scheidenden Mitspieler an dieser Stelle sind die Verbän-
de, die Vereine, die Länder – Stichwort: IMK und vor 
allem die Bund-Länder-offene Arbeitsgruppe BLoAG, 
die sich derzeit mit möglichen Maßnahmen beschäftigt.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Unionsfraktion.

Daniel Bettermann (SPD):
Ja, bitte.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Müller, bitte.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr Kol-

lege, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Jetzt haben 
Sie sich darauf beschränkt, zu sagen, es braucht ein Zeug-
nisverweigerungsrecht für Sozialarbeiter, die sich für 
Fanklubs engagieren.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fanprojekte! – Tina Winklmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fanprojekte!)

– Fanprojekte, danke. Ich lasse mich an der Stelle gern 
korrigieren. – So ist der Gesetzentwurf aber nicht formu-
liert. Der Gesetzentwurf sieht ein Zeugnisverweigerungs-
recht für alle Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen vor.

Jetzt gebe ich Ihnen mal ein Beispiel und würde gerne 
wissen, ob Sie das dann auch noch für richtig halten: Ein 
ehrenamtlich Tätiger, der für die AWO unterwegs ist und 
Arbeitslose berät, bekommt im Rahmen seiner sozial-
arbeiterischen Tätigkeit mitgeteilt, dass ein Arbeitsloser 
die Arbeitslosenversicherung hinter die Fichte geführt 
und monatelang zu Unrecht Arbeitslosengeld bezogen 
hat. Würden Sie dem dann auch ein Zeugnisverweige-
rungsrecht zugestehen? Denn das wäre ja die Konse-
quenz dieses Antrags.

Daniel Bettermann (SPD):
Ich habe ja gesagt, dass ich es im Kern auf Fansozial-

arbeit beziehen würde. Wenn hingegen zweifelsfrei si-
chergestellt ist, dass wir es mit strafbaren Handlungen 
zu tun haben, dann muss es natürlich möglich sein, Er-
mittlungsverfahren einzuleiten. Im Fall des Fußballs geht 
es aber um etwas anderes. Da geht es um das Thema 
Kollektivstrafen. Da werden zum Beispiel ganze Grup-
pen von jungen Menschen identifiziert und geraten mehr 
oder weniger in eine Fahndung, und die Fansozialarbeiter 
werden dann genötigt, die einzelnen Identitäten offen-
zulegen, ohne dass klar ist, was sich die Betroffenen 
eigentlich zuschulden haben kommen lassen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)
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Das ist im Prinzip eine Kollektivstrafe gegenüber jungen 
Menschen, und die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbei-
ter werden genötigt, die Daten, die ihnen bekannt sind, 
weiterzugeben. Das Fanprojekt Karlsruhe ist ein Beispiel. 
Da gab es sehr harte Repressalien.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich denke, das war jetzt die Beantwortung der Frage.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Tina Winklmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber gut er-
klärt!)

Sie haben im Rechtsausschuss noch genügend Möglich-
keiten, sich intensiv über die Details auszutauschen, was 
sicherlich noch ganz interessant wird.

(Axel Müller [CDU/CSU]: Glaub ich auch!)

Daniel Bettermann (SPD):
Ich setze fort. – Um ehrlich zu sein, finde ich es be-

merkenswert, dass die Grünen der Bundesregierung so 
viel Gestaltungskraft zutrauen; um daran anzuknüpfen, 
was die Bundesregierung auch im Fußball alles regeln 
kann.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt enttäuschen Sie uns nicht!)

Ich bewerte das grundsätzlich als positives Signal.
Apropos Mitspieler: Wenn wir schon beim Thema 

Fußball sind, möchte ich die Gelegenheit nutzen und 
unserer deutschen Elf für die WM, die am Donnerstag 
startet, viel Erfolg wünschen. Wir stehen hinter euch 
und drücken ganz fest die Daumen. Auf geht’s, Männer!

Vielen Dank und einen schönen Abend.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der AfD, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Clara Bünger.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Gäste auf den 

Tribünen! Liebe Fußballfans! Jedes Wochenende be-
suchen durchschnittlich 750 000 Menschen aus allen 
Schichten die Stadien der Republik. Die Ränge sind voll, 
ihre Choreografien beeindruckend. Und genau über diese 
Menschen reden wir heute.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn der Innenminister will sie alle unter Generalver-
dacht stellen und interessiert sich wie so oft nicht für 
Fakten: 17 Prozent weniger Verletzte, 9 Prozent weniger 
Straftaten, und das bei immer mehr Zuschauenden.

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber die Brutalität 
nimmt zu!)

Fankurven sind vor allem eines: soziale Orte.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Und ausgerechnet an diesen Menschen wollen Herr 
Dobrindt und seine Innenministerkollegen den ganzen 
Instrumentenkasten des autoritären Umbaus einmal aus-
probieren:

(Zuruf von der AfD: Damit kennen Sie sich ja 
aus!)

personalisierte Tickets, Gesichtsscanner, flächendecken-
de KI-Überwachung und kollektive Stadionverbote. Es 
scheint so, als würde Alexander Dobrindt einen persön-
lichen Feldzug gegen Fußballfans führen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vielleicht sollte er, statt immer nur auf der Bayern-VIP- 
Tribüne mit Konzernbossen abzukumpeln, auch mal mit 
den normalen Fans reden. Dann würde er auch nicht so 
einen Mist fordern.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Wann waren Sie denn das letzte Mal im Stadi-
on?)

Die lebendige Fankultur dient Dobrindt als Feindbild 
und Testlabor zugleich. Was hier passiert, kommt bald für 
alle. Deshalb stellen wir uns den Plänen der Innenminis-
ter entgegen.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Beim Bundeskriminalamt gibt es die Datei „Gewalt-
täter Sport“. Dort kann jede und jeder landen, ohne je eine 
Straftat begangen zu haben. Als Juristin sage ich Ihnen: 
Das verstößt gegen einen Grundsatz, der fast so alt ist wie 
das Recht: Keine Strafe ohne Schuld. Präventive Stadion-
verbote für ganze Fankurven sind nichts anderes als Kol-
lektivstrafen, und Kollektivstrafen haben in einem 
Rechtsstaat einfach nichts verloren.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wer samstags in ein Stadion geht, ist kein Verbrecher. 
Niemand sollte gescannt, gespeichert und verfolgt wer-
den, nur weil er oder sie den eigenen Verein anfeuert.

Wir als Linke wollen das Gegenteil: Dialog statt Re-
pression. Wir haben uns deshalb mit euch von den Fan-
verbänden an einen Tisch gesetzt. Danke, dass ihr heute 
hier seid, und danke für eure Arbeit.

(Beifall bei der Linken)
Und das verlangen wir auch von anderen: Redet mit-
einander – Bund, Länder, Vereine und die Fans. Stärken 
wir die Fanprojekte. Reden wir endlich auch über die 
schwierigen Themen wie Pyrotechnik, und handeln wir – 
nicht mit dem ewigen Verbotsreflex, sondern mit einer 
Expertenkommission und ehrlichen Pilotprojekten. Und 
es darf keine Verschärfungen im Schnellverfahren auf der 
Innenministerkonferenz geben.
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Für eine lebendige Fankurve! Fankultur ist kein Ver-
brechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Stephan 

Mayer für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen! Sehr geehrte Kollegen! Eines kann und darf 
man unumwunden feststellen: Der Stadionbesuch in 
Deutschland ist sicher, und er ist unbeschwert. Aber – 
und das gehört zur Wahrheit auch dazu – es gibt leider 
immer noch, insbesondere im Fußball, zu viel Gewalt in 
den Stadien.

Frau Kollegin Bünger, Sie sagen, die Zahlen sind rück-
läufig. Ich sehe das anders.

(Jan Köstering [Die Linke]: Ihre Zahlen sind ja 
die Zahlen der Bundesregierung!)

In der Saison 2024/2025 gab es in den ersten drei Ligen 
1 107 Verletzte. Und ich sage ganz offen: Das sind 
1 107 Verletzte zu viel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich bin als überzeugter Sportpolitiker auch ein großer 
Anhänger von gelebter und lebendiger Fankultur. Aber 
um eines klar zu sagen: Randale, Bambule und Miss-
brauch von Pyrotechnik gehören nicht zur gelebten Fan-
kultur.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herr Kollege Limburg, Sie haben vorhin von Grund-
rechten gesprochen. Die Fans haben selbstverständlich 
Grundrechte. Grundrechte haben aber auch unbeschol-
tene Besucherinnen und Besucher in Fußballstadien. 
Auch sie haben ein Recht auf körperliche Unversehrtheit

(Beifall bei der CDU/CSU)

und müssen davor geschützt werden, unnötigerweise in 
Randale und Gewalttätigkeiten einbezogen zu werden.

Frau Kollegin Bünger, Sie haben sich am Bundesin-
nenminister Alexander Dobrindt abgearbeitet. Aber Sie 
haben sich wieder mal – das zeugt natürlich auch ein 
bisschen von fehlendem Sachverstand – an den falschen 
Adressaten gewandt. Die Beschlüsse, die Sie erwähnt 
haben, stammen von der Länderinnenministerkonferenz, 
nicht vom Bundesinnenminister.

(Clara Bünger [Die Linke]: Ich habe von bei-
den gesprochen, Herr Mayer!)

Und ich sage eines auch ganz klar: Die Beschlüsse dieser 
Konferenz unterstütze ich nachdrücklich.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich halte es für richtig, dass wir – auch mit Videoüber-
wachung in den Stadien – verstärkt die detektieren, die 
Schlechtes im Schilde führen. Und wenn dann von den 
Grünen gefordert wird, man dürfe doch die Stadionver-
bote nicht national verfolgen, sondern nur in dem jewei-
ligen Verein, für den sie ausgesprochen wurden, dann 
sage ich: Ja, Stadionverbote sind natürlich ein schwerer 
Eingriff in Persönlichkeitsrechte, keine Frage. Aber ich 
bin der festen Überzeugung, dass sie nicht ohne Grund 
ausgesprochen werden, und wenn sie ausgesprochen wer-
den, dann müssen sie auch in allen Stadien der entspre-
chenden Liga verfolgt werden können.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Fraktion Die Linke.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Selbstverständlich.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, bitte.

Jorrit Bosch (Die Linke):
Herr Kollege Mayer, vielen Dank, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie haben ja von den Gewaltpro-
blemen gesprochen, und Sie haben sich ja auch positiv 
gegenüber den Maßnahmen der Innenministerkonferenz 
geäußert.

Sie kommen aus Bayern, und ich folge jetzt Ihrer Lo-
gik: Wenn die Zahlen in der Gewaltstatistik so hoch sind, 
dann müssen wir auch betrachten, dass beispielsweise 
beim Oktoberfest die Gefahr, sich zu verletzen, 23-mal 
so hoch ist wie die beim Besuch eines Fußballspiels. Ich 
frage mich: Warum wenden Sie diese Logik, die Sie 
gerade verwendet haben, immer bei Fußballfans an, 
sind aber so leise, wenn wir wirklich ein Gefahrproblem 
haben, beispielsweise beim Oktoberfest? Warum reden 
Sie nicht darüber, dass wir da für mehr Sicherheit sorgen 
müssen?

(Beifall bei der Linken)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Ich danke Ihnen, Herr Kollege, sehr herzlich für die 

Frage, weil sie mir wirklich die Gelegenheit gibt, noch 
mal klarzumachen, dass ich nicht Äpfel mit Birnen ver-
gleiche und dass ich hier nicht unterschiedliche Maßstäbe 
an den Tag lege, sondern ganz bewusst ganz klare rechts-
staatliche Maßstäbe an den Tag lege.

Wenn jemand auf dem Oktoberfest jemand anderen 
körperlich bedrängt, belangt, schlägt, dann muss dies 
natürlich genauso verfolgt werden, und zwar unmissver-
ständlich verfolgt werden, wie wenn sich jemand in ei-
nem Fußballstadion ungebührlich verhält. Fußballstadien 
dürfen und können genauso wenig wie ein Oktoberfest-
zelt oder ein Freiplatz auf dem Oktoberfest ein rechts-
freier Raum sein. Das sind sie aber auch nicht. Es werden 
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nämlich auf dem Oktoberfest sehr nachdrücklich und 
auch sehr unmissverständlich alle Straf- und Gewalttaten 
verfolgt.

Das sind aus meiner Sicht hier auch keine doppelten 
Standards, die an den Tag gelegt werden, sondern das 
Gegenteil ist der Fall. Ich bin der festen Überzeugung: 
Wer in ein Fußballstadion geht und nicht als Fan die eine 
oder andere Mannschaft anfeuert, sondern als Hooligan 
nur Unfrieden stiften will, andere Menschen körperlich 
belangen will, der hat in diesem Stadion nichts verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und deswegen müssen Stadionverbote generell auch ent-
sprechend exekutiert werden.

Gleiches gilt auch für das Oktoberfest. Wenn sich je-
mand in einem Zelt ungebührlich benimmt, dann muss er 
natürlich auch entsprechend des Zeltes verwiesen wer-
den,

(Catarina dos Santos-Wintz [CDU/CSU]: Und 
das gilt auch im Stadion! – Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU)

und diese Möglichkeiten gibt es auch entsprechend. Also, 
vor dem Hintergrund ist, auch wenn Sie auf meine baye-
rische Provenienz rekurrieren, dieser Vorwurf in keiner 
Weise zutreffend.

(Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

– Herr Kollege Limberg, gerne.
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Ich muss ja auf die Präsidentin warten!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ja, dann lassen wir jetzt die letzte Zwischenfrage zu, 

weil der Ausschuss hinterher ja noch ausreichend Mög-
lichkeit bietet, dieses vielschichtige Thema noch mal in 
allen Facetten zu beleuchten.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

– Ob Sie die Ausschusssitzungen öffentlich oder nicht-
öffentlich gestalten, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
liegt ja im Ermessen der Ausschüsse. – So, bitte schön.

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin und Herr Kollege 

Mayer, dass Sie beide die Zwischenfrage zulassen.
Sie haben gerade davon gesprochen, dass Stadionver-

bote ja nicht ohne Grund verhängt werden, und ich 
möchte noch mal darauf hinweisen: Wir fordern natürlich 
nicht die vollständige Abschaffung von Stadionverboten, 
sondern wir fordern die Anwendung mit Augenmaß. Und 
ich möchte schon noch einmal daran erinnern: Stadion-
verbote werden allein auf Verdacht verhängt. Die Voraus-
setzung für ein bundesweites Stadionverbot ist nicht, dass 
jemand verurteilt ist, sondern dass es einen Tatverdacht 
gibt, und das ist in einem Rechtsstaat aus meiner Sicht 
mehr als bedenklich.

Der zweite Punkt. Sie haben gesagt, die Bundesebene 
sei ja gar nicht berührt. Da muss ich Ihnen widersprechen, 
Herr Kollege Mayer. Gerade jüngst anlässlich des Aus-
wärtsspiels von Dortmund in Bergamo hat die Bundes-
polizei massenhaft Ausreiseverbote gegen unbescholtene 
Dortmund-Fans – unbescholtene! – verhängt, und dies 
nur aufgrund des vagen Verdachtes, es könnte zu Gewalt-
tätigkeiten kommen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Limburg, es nennt sich Zwischenfrage, nicht 

zweite Rede.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zur Frage.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Sie haben ja schon eine Rede gehalten. Bitte zum 

Punkt kommen!

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich komme zu der Frage, Frau Präsidentin. – In solchen 

Situationen, wo Gerichte feststellen, dass die Bundespoli-
zei zu Unrecht massenhaft Ausreiseverbote verhängt, 
wollen Sie ernsthaft sagen, dass das dann nicht ohne 
Grund erfolgt und dass das so bleiben kann? Oder sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, dass wir hier zu einer 
Sicherheitspolitik mit Augenmaß kommen müssen, die 
auch die Grundrechte von Dortmund-Fans und anderen 
Fans berücksichtigt?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege Limburg, für Ihre Fragen 

bzw. Ihre Anmerkungen. – Ich sage eines ganz deutlich: 
Gerade Ihr Beitrag jetzt hat noch einmal ganz explizit 
herausgestrichen, worin unsere Unterschiede bestehen. 
Sie schreiben über Ihren Antrag vorwurfsvoll: gegen Re-
pression und gegen Diskriminierung. Ich dagegen sage 
ganz offen: für effektive Gefahrenabwehr und effektive 
Strafverfolgung. Und das ist der entscheidende Unter-
schied zwischen uns beiden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich bin nicht ganz Novize in der Sportpolitik und auch 
nicht in der Fußballpolitik. Ich weiß auch die KOS-Pro-
jekte zu schätzen, ich weiß die Stadionallianzen zu schät-
zen. Mir sind die Intensivierung und ernsthafte Führung 
des Dialogs mit den Fans auf gleicher Augenhöhe sehr, 
sehr wichtig. Nur differenziere ich eben sehr stark zwi-
schen Fans auf der einen Seite und Hooligans auf der 
anderen Seite.

Und ich weiß eben aus der Erfahrung, dass die Vereine 
die Stadionverbote nicht aus der Lamäng heraus erteilen, 
und ich sage es auch ganz offen: Die sind ja auch selber 
daran interessiert, dass die Leute in die Stadien gehen. 
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Also, sie tun sich ja selbst auch unter materiellen Ge-
sichtspunkten nichts Positives, wenn sie zu weitgehend 
Stadionverbote erteilen.

Also, die Gefahr, dass es hier ein Übermaß in Deutsch-
land gibt, was die Erteilung von Stadionverboten anbe-
langt, sehe ich im Gegensatz zu Ihnen beileibe nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich darf vielleicht noch auf einen Punkt rekurrieren – 

Kollege Müller hat es ja schon exzellent gemacht –, was 
die Forderung anbelangt, dass man Fanbegleitern oder 
den Mitarbeitern in Fanprojekten ein Zeugnisverweige-
rungsrecht nach § 53 StPO zuerkennen sollte. Ich bin da 
dezidiert anderer Auffassung. Wenn man sich mal die 
Berufsgruppen oder die Gruppen ansieht, die in § 53 auf-
geführt sind, so sind allenfalls vielleicht noch die Berater 
in der Schwangerschaftskonfliktberatung oder in einer 
Drogenberatungsstelle vergleichbar. Aber selbst da sehe 
ich keine Gleichwertigkeit zwischen den Mitarbeitern in 
einem Fanprojekt und den Mitarbeitern in einer Schwan-
gerenberatungsstelle. Vor diesem Hintergrund erteile ich 
auch dieser Forderung eine klare Absage.

Meines Erachtens bringen die Anträge der Linken und 
der Grünen deutlich zum Ausdruck, dass sie ein Sicher-
heitsrisiko sind, wenn es darum geht, die Sport- und 
Innenpolitik –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– weiterhin in der Hand zu halten.

(Zuruf von der Linken)
Deswegen eine klare Absage gegenüber Ihren Anträgen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Clara Bünger [Die 
Linke]: Wir wollen mehr Grundrechte! Das 
bringt Sicherheit!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Wie gesagt, das geht ja alles in die Ausschüsse; da 

können Sie das dann noch mal in allen Facetten diskutie-
ren. Es scheint ja ein sehr bewegendes Thema zu sein.

Wir kommen damit zum nächsten Redner. Für die 
AfD-Fraktion ist es Tobias Matthias Peterka.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Bürger! Der vorliegende, hier 

eigentlich entscheidende Gesetzentwurf zu Zeugnisver-
weigerungsrecht, Sozialarbeit und Beratungs-NGOs ist 
wirklich der eigentliche Offenbarungseid. Wie man es 
dreht und wendet: Die Grünen fahren unsere Gesellschaft 
mal wieder an die Wand. Wir wissen doch alle, welche 
Szenarien Ihnen bei diesem pervertierten Abwehrrecht 
gegen strafrechtliche Aufklärung eigentlich so vor-
schwebten, bei denen wieder weggeschaut werden soll.

Zur Erinnerung: Anfang des Jahres stellten sich im 
Jugendzentrum Wutzkyallee in Berlin-Neukölln Sozial-
arbeiterinnen tapfer der Stigmatisierung von jungen Mus-

limen entgegen: So ein paar Vergewaltigungen einer 16- 
Jährigen im Partyraum mit anschließender Erpressung 
können ja mal vorkommen. Sicher war das Opfer auch 
irgendwie selber dran schuld, kurzer Rock usw. Jetzt 
noch Strafverfolgungsdruck gegen die edlen Wilden 
würde ja nur der AfD helfen und das eigene verquere 
Weltbild erschüttern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Clara 
Bünger [Die Linke])

Das Mädchen musste sich den Mut fassen und sich Drit-
ten anvertrauen, bis etwas passierte.

(Widerspruch bei Abgeordneten der Linken)

Die Sozialarbeiterinnen und die linke Stadträtin dürf-
ten sich noch heute in Selbstmitleid wälzen, dass sie mit 
so etwas behelligt wurden. Zum Glück eilt ja nun die 
grüne Fraktion zu Hilfe. Das nächste Mal kann man näm-
lich flugs so halb mutig anzeigen, um sein Gewissen zu 
beschwichtigen, und im Prozess dann – ganz genau! – die 
Aussage verweigern.

Keine Strafe – man hätte ja gern, durfte aber nicht –; 
Moralinpegel gehalten; Konjunktiv-Tango: zehn von 
zehn Punkten – so haben Sie es doch am liebsten. Hof-
fentlich kommen Sie nie wieder in diesem Land in Re-
gierungsverantwortung.

(Beifall bei der AfD)

Schluss mit der Moral des Rückzugs und der gesell-
schaftlichen Kapitulation! Sie haben uns bereits dahin 
gebracht, dass Migranten diesen Staat als schwaches Op-
fer verachten und sein Recht missachten. Kein weiteres 
Sonderrecht für Parallelgesellschaften!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Klaus Mack [CDU/ 
CSU]: Es ging um Fußball!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Florian Oest.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Oest (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die anstehende Weltmeisterschaft zeigt: Keine 
Sportart bewegt die Menschen in unserem Land so sehr 
wie der Fußball. Morgen beginnt ein Turnier, das Millio-
nen Menschen vor den Bildschirmen fesselt.

Doch in unseren Stadien sehen wir auch immer wieder 
Bilder, die mit der Faszination dieses Spiels nichts, aber 
auch gar nichts zu tun haben. Wenn Bengalos in Men-
schenmengen fliegen, wenn Zuschauer verletzt werden, 
wenn mein neunjähriger Sohn seine Wasserflasche am 
Stadioneingang abgeben muss, während andere Pyro-
technik ganz offensichtlich ins Stadion schmuggeln, 
dann offenbart sich ein Problem bei der Durchsetzung 
von Regeln und der Konsequenz gegenüber Gewalt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin selbst 
Fußballfan, und ich weiß: Der überwiegende Teil der 
Fans ist friedlich; ja, die Zahl der Straftaten geht zurück. 
Aber die Brutalität der Ausschreitungen nimmt zu, 
ebenso wie die Zahl verletzter Einsatzkräfte. Der Einsatz 
von Pyrotechnik, Angriffe mit Steinen und Gehwegplat-
ten auf Einsatzkräfte sind eben keine Fankultur. Das ist 
Gewalt, und die akzeptieren wir nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was dabei 
nicht hilft, ist der Antrag der Linken. Mit Ihrer Miss-
achtung der föderalen Ordnung in Deutschland, mit Ihrer 
Romantisierung von Gewalt, mit Ihrem Misstrauen ge-
genüber unserer Polizei stellen Sie einmal mehr unter 
Beweis, dass Sie nicht Teil, sondern Gegner unseres 
Rechtsstaates sind. Wenn Gullydeckel und Gehwegplat-
ten auf Einsatzkräfte fliegen, wenn Hunderte Ver-
mummte versuchen, Fanbusse zu stürmen, wenn sich 
Familien rund um Fußballspiele nicht sicher fühlen, 
dann ist Nachsicht fehl am Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Darüber habe ich auch mit dem DFB-Vize Hermann 

Winkler und Vertretern des sächsischen Fußballs gespro-
chen. Ich schätze die Aktivitäten von Fanklubs und Ver-
einen sehr. Wenn wir aber alle nicht wollen, dass Spiele 
ohne Zuschauer stattfinden, wenn wir alle nicht wollen, 
dass gerade kleinere Vereine durch Sicherheitskosten 
überfordert werden, wenn wir alle miteinander nicht wol-
len, dass am Ende Stehplätze abgeschafft werden müssen, 
dann braucht es mehr Anstrengung, mehr Ernsthaftigkeit, 
mehr Konsequenz auch bei den Vereinen und Veranstal-
tern.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Lassen Sie mich abschließend sagen: Rund um Fuß-

ballspiele sorgen Woche für Woche viele Einsatzkräfte 
für Sicherheit und Ordnung. Dafür gilt ihnen mein aus-
drücklicher Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der letzte Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Lars Schieske.
(Beifall bei der AfD)

Lars Schieske (AfD):
Sehr geehrtes Präsidium! Meine Damen und Herren! 

Die deutsche Fankultur im Fußball ist einzigartig. Sie 
steht für Heimat, Leidenschaft, Ehrenamt und Zusam-
menhalt von der Bundesliga bis zum Dorfverein, also 
von Bayern München bis zum VfB Krieschow. Choreo-
grafien, Gesänge, Auswärtsfahrten, Spendenaktionen 
und soziales Engagement – all das wird von Fans getra-
gen, die Woche für Woche ihre Freizeit, ihr Geld und ihr 
Herzblut investieren.

Genau deshalb ist es bemerkenswert, wer sich heute 
plötzlich als Schutzpatron der Fans aufspielt: Grüne und 
Linke. Ausgerechnet diese Parteien beklagen nun Stig-

matisierung, Generalverdacht und Spaltung der Fansze-
ne. Dabei haben sie über Jahre selbst genau daran mit-
gewirkt – mit Anfragen, Anträgen und Kampagnen, in 
denen Teile der Fanszene immer wieder politisch etiket-
tiert wurden. Mal waren es rechte Hooligans, mal waren 
es Nazis in den Stadien, die sie sahen, mal angebliche 
Unterwanderung ganzer Fankurven. Meine Damen und 
Herren, das ist keine Fanpolitik; das ist politische Heu-
chelei.

(Beifall bei der AfD)
Wer jahrelang Fangruppen in die rechte Ecke drückt, wer 
unliebsame Fans moralisch abwertet und ganze Fangrup-
pen unter Verdacht stellt, der sollte sich heute nicht als 
Anwalt der Fankultur inszenieren.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
Die Berichte der Zentralen Informationsstelle Sport-

einsätze zeigen rückläufige Zahlen bei Verletzten und 
eingeleiteten Strafverfahren. Auch die Zahl der polizei-
lichen Einsatzstunden ist zurückgegangen. Mit anderen 
Worten: Der Stadionbesuch in Deutschland ist sicherer 
als manche Zugfahrt oder ein Weihnachtsmarktbesuch. 
Ja, Straftaten müssen verfolgt werden; ja, Gewalt und 
Extremismus haben im Stadion nichts verloren. Sie haben 
auch in unserem Alltag nichts zu suchen. Genau darum 
müssen sich die Innenminister kümmern, nämlich um die 
zunehmende Gewalt, die importiert wird. Darum brau-
chen wir keine Belehrung von Moralpolitikern für Fans,

(Clara Bünger [Die Linke]: Wir spielen auch 
Fußball, alle, die wir hier sitzen!)

sondern wir brauchen Respekt, Dialog und faire Behand-
lung. Wir stehen zur deutschen Fankultur mit all ihren 
Ecken und Kanten.

In diesem Sinne: Sport frei!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/4290, 21/4293 und 21/5826 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Wenn 
das nicht der Fall ist, dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 5:

Vereinbarte Debatte: 

Feste Freundschaft in Frieden und Freiheit – 
35 Jahre Neustart in den deutsch-polnischen 
Beziehungen

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf zunächst 
auf der Ehrentribüne ganz herzlich den Geschäftsträger der 
Republik Polen in Deutschland, Herrn Jan Tombiński, 
begrüßen.

(Beifall)
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Unsere Grüße gelten zugleich dem Marschall des Sejms, 
Herrn Włodzimierz Czarzasty, sowie unseren Kollegin-
nen und Kollegen in Warschau, die diese Debatte mit 
großem Interesse verfolgen.

Die Beziehungen zwischen dem Deutschen Bundestag 
und dem polnischen Sejm haben in den vergangenen 
Monaten neue Impulse erhalten. Die wechselseitigen Be-
suche der Präsidentin des Deutschen Bundestages, Julia 
Klöckner, und des Sejmmarschalls sowie gemeinsame 
Zeichen des Gedenkens und der Verständigung stehen 
für den Willen, unseren Beziehungen neue Impulse zu 
verleihen. Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich 
Danke sagen, auch für den intensiven Dialog der Freund-
schaftsgruppen der auswärtigen und europapolitischen 
Ausschüsse von Sejm und Bundestag sowie ihrer weite-
ren Gremien. Es ist mir darüber hinaus eine besondere 
Ehre, dass ich am 30. Juni an dem Jubiläumskonzert zum 
35. Jahrestag des Abschlusses des deutsch-polnischen
Nachbarschaftsvertrages in Oppeln teilnehmen werde.

Gerade in einer Zeit großer Herausforderungen bleibt 
die enge Partnerschaft zwischen Polen und Deutschland 
von besonderer Bedeutung. Gemeinsam mit Frankreich 
bildet sie im Weimarer Dreieck einen wichtigen Pfeiler 
für Freiheit, Frieden, Versöhnung und die Verständigung 
der Völker in Europa.

Schön, dass Sie heute bei uns sind!

(Beifall)

Jetzt eröffne ich die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die Unionsfraktion Knut Abraham.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Knut Abraham (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Botschafter! Liebe Deutsche, liebe 
Polen, die diese Debatte über die Medien verfolgen! 
Wenn wir heute, 35 Jahre nach der Unterzeichnung des 
deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages, auf unseren 
großen östlichen Nachbarn schauen, sehen wir Beeindru-
ckendes. Polen ist unser fünftgrößter Wirtschaftspartner, 
vor Italien, vor Großbritannien, die 20-größte Volkswirt-
schaft der Welt, ein modernes, gutorganisiertes, selbst-
bewusstes und starkes Land, um seine und Europas Ge-
schichte wissend, stark in der Europäischen Union 
verankert, zugleich entschieden transatlantisch.

Es lohnt aber auch den Blick zurück, um zu ermessen, 
was das für eine Leistung war, in nur einer Generation aus 
dem Grau und dem Elend des real existierenden Sozialis-
mus, nach der Zeit der sowjetischen Okkupation des Lan-
des, nach den Zerstörungen, die noch lange nach Kriegs-
ende von den Verbrechen der deutschen Besatzung 
Zeugnis ablegten, ein wirklich blühendes Land zu schaf-
fen. Wenn man die rasante Entwicklung Polens ansieht, 
kann man nur erahnen, wie viele Chancen durch Krieg 
und Sozialismus und sowjetische Fremdherrschaft dem 
Land genommen wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir Deutsche sind heute dankbar, dass Polen seinerzeit 
mit dem Nachbarschaftsvertrag uns die Hand gereicht hat 
und die von uns angebotene Hand ergriffen hat. Ich bin 
glücklich, dass jetzt die Weichen für den Bau für das 
Denkmal für die polnischen Opfer des Zweiten Welt-
kriegs und der deutschen Besatzungsherrschaft gestellt 
sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Nachbar-
schaftsvertrag sind Institutionen ins Leben gerufen wor-
den, die unsere Beziehungen heute prägen: das Deutsch- 
Polnische Jugendwerk, die Stiftung für deutsch-polnische 
Zusammenarbeit, die Deutsch-Polnische Wissenschafts-
stiftung. Wer mag, kann sich von der äußerst lebendigen 
Ausgestaltung unserer Beziehungen in der kommenden 
Woche ein Bild machen; denn dann findet im Auswärti-
gen Amt das große zivilgesellschaftliche Deutsch-Pol-
nische Forum statt. Dieses speist sich aus dem Austausch 
von rund 550 Städtepartnerschaften, von Vereinen, Kir-
chen, Chören, Schulen, den vielen aktiven deutsch-pol-
nischen Gesellschaften und Sportvereinigungen. Es 
ist, so wie vom Nachbarschaftsvertrag beabsichtigt, ein 
enges, lebendiges, gegenseitiges Beziehungsgeflecht 
entstanden, das es zu bewahren und auszubauen gilt, 
vor allem in den Grenzregionen, wo sich Vertrauen erst 
langsam entwickeln konnte und wo neuentstehende Tren-
nungslinien besonders sensibel aufgenommen werden. 
Denn der Bevölkerungsaustausch war total. Umso 
schöner ist es, heute zu sehen, dass sich so viele Nach-
fahren der einst vertriebenen Deutschen und so viele 
Nachfahren der aus dem einstigen Ostpolen ihrerseits 
vertriebenen und in den Grenzregionen angesiedelten Po-
len heute ganz oft ganz besonders engagieren.

Einen wichtigen Anteil an den heute so lebendigen 
Beziehungen haben auch die deutsche Minderheit in Po-
len und die Angehörigen der Polonia, also die in Deutsch-
land lebenden Polen. Der Vertrag, den wir heute ehren, 
regelt auch den Status dieser beiden Gruppen. Hören wir 
ihnen zu! Wir sollten dringend den runden Tisch, den 
Regierungsdialog zu diesen Anliegen wiederbeleben, 
mehr Wissen über die beiden Gruppen in der Mehrheits-
gesellschaft vermitteln, mehr für den Spracherwerb und 
die Sprachpraxis tun.

Heute, liebe Kolleginnen und Kollegen, agieren 
Deutschland und Polen als gleichberechtigte, gleichwer-
tige Partner in EU und NATO.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Zeit des „Juniorpartnerismus“ ist in unserem Verhält-
nis vorbei. Polen ist längst kein Juniorpartner mehr; es ist 
in vielem sogar Vorbild geworden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber wir müssen uns auch gemeinsam anstrengen. Das 
sage ich besonders mit Blick auf den Ausbau der Schie-
nenwege.

(Maja Wallstein [SPD]: Ja!)

Da ist trotz der diesbezüglichen Absichten im Koalitions-
vertrag noch extrem viel Luft nach oben.
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(Maja Wallstein [SPD]: So ist es!)
Die Verkehrsinfrastruktur braucht Hochgeschwindig-
keitsverbindungen, auf jeden Fall aber endlich den Aus-
bau der sogenannten Ostbahn von Berlin aus nach Nord-
osten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, freuen wir uns heute 
über das Erreichte, und hüten wir uns vor dem Gift des 
Nationalismus, der jetzt wieder sein böses Haupt erhebt!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Konzentrieren wir uns, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, darauf, was wir noch alles 
erreichen können, wenn wir weiter und noch stärker ge-
meinsam agieren und unsere Freiheit und unsere Freund-
schaft gemeinsam verteidigen!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Alexander 

Wolf für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Alexander Wolf (AfD):
Verehrtes Präsidium! Meine Damen und Herren! Werte 

Ehrengäste! Wir als AfD haben uns sehr gefreut über den 
Besuch des polnischen Präsidentenberaters Professor No-
wak vor relativ kurzer Zeit hier bei uns im Bundestag. 
Dieser Besuch hat gezeigt, dass Polen die deutsche par-
lamentarische Rechte ernst nimmt und das Gespräch mit 
uns sucht. In Polen gibt es nämlich – anders als bei uns – 
keine undemokratischen Brandmauern.

(Beifall bei der AfD)
Ich werde einiges darüber sagen, wo Polen Vorbild für 
uns sein kann, anknüpfend an die Rede meines Vorred-
ners.

Vor 35 Jahren wurde der deutsch-polnische Vertrag 
unterzeichnet – ein Meilenstein in der schwierigen und 
ambivalenten Geschichte unserer beiden Länder. In einer 
Woche soll ein neues Verteidigungsabkommen zwischen 
Deutschland und Polen geschlossen werden. Wir als AfD 
begrüßen dieses Vorhaben ausdrücklich.

Die Republik Polen verfügt inzwischen über die wohl 
größte und schlagkräftigste Armee aller EU-Staaten, mit 
hochmoderner Ausstattung. Die polnische Luftwaffe ver-
fügt seit Kurzem über hochmoderne F-35-Kampfflugzeu-
ge. Polen gilt in Washington als zuverlässigster Partner 
jenseits des Atlantiks.

Polens mutiger Freiheitskampf gegen die kommunis-
tische Gewalt- und Fremdherrschaft hat sich ausgezahlt. 
Seit dem Fall des Eisernen Vorhangs hat sich das Land 
gemacht, um es etwas salopp zu sagen. Es ist eine der 
wenigen Volkswirtschaften in der EU, die nicht stagnie-

ren. Auf den Rängen der vereinigten Linken wird man 
das nur ungern hören, aber diese Entwicklung fußt nicht 
nur auf einer klugen Wirtschafts- und Verteidigungspoli-
tik, sondern auch und vor allem auf einer klugen, an den 
eigenen Interessen ausgerichteten Migrationspolitik, wie 
sie die AfD auch für Deutschland fordert.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Was ist das für ein Quark!)

Denn während Polen in den vergangenen drei Jahr-
zehnten sein Potenzial ausschöpfte, wurde unser Land 
leider heruntergewirtschaftet. Was Polen für die USA 
heute ist, hätten wir sein können, wenn wir das Angebot 
einer „Partnership in Leadership“ angenommen hätten. 
Unter Angela Merkel aber wurden sowohl unsere Wirt-
schaft als auch unsere Verteidigungsfähigkeit nachgerade 
sabotiert.

(Beifall bei der AfD)
Unser Ansehen in der Welt ist auf einen Tiefpunkt gefal-
len, wie auch die Wahlschlappe im UN-Sicherheitsrat vor 
wenigen Tagen zeigte.

Und was machen die deutschen Leitmedien? Sie zer-
reißen sich das Maul

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Na, na, na!)
über die vermeintliche Borniertheit und Fremdenfeind-
lichkeit Polens. So giftete dieser Tage katholisch.de, das 
Propagandaorgan der Amtskirche hierzulande – Zitat –: 
„Polens Bischöfe fördern Widerstand gegen gleichge- 
schlechtliche Ehen“. Ja, was sollen die polnischen Bi-
schöfe denn sonst tun? Halbnackt auf Gay-Paraden tan-
zen? Natürlich setzen sie sich ein für die traditionelle 
Familie. Das ist ihre Aufgabe, und das erwarten die Polen 
auch von ihnen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Belanglos, niveaulos, dumm!)

Noch heuchlerischer ist die Empörung der hiesigen 
Links-Grünen über den polnischen Grenzschutz. Polen 
hat wirksame Maßnahmen ergriffen, um die Zehntausen-
den von Afghanen, Arabern und Männern aus weiteren 
Drittweltstaaten daran zu hindern, die Grenze illegal zu 
übertreten,

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Wer schickt die 
denn?)

ausgestattet mit Visa von Lukaschenko,
(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Reden Sie mal zum 

Thema!)
der sie von Weißrussland in die EU bringt.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Die Putin da ein-
schleust! Putin schleust sie nach Belarus, und 
wir müssen damit umgehen! Habt ihr das in 
Petersburg angesprochen? – Knut Abraham 
[CDU/CSU]: Aha!)

Und was tun Amnesty und die übrigen Akteure der hie-
sigen Asylindustrie? Anstatt dies aufzugreifen und Luka-
schenko zu kritisieren, kritisieren sie Polen dafür, dass es 
das tut, was jedes vernünftige Land tut, das nicht von 
Selbsthass zerfressen ist: die eigenen Grenzen und das 
eigene Land schützen.
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(Beifall bei der AfD)
Keineswegs Revanchismus und Revisionismus sind 

die größten Bedrohungen der deutsch-polnischen Bezie-
hungen heutzutage, sondern die deutschen Moralwelt-
meister, die leider hierzulande eine antipolnische und in 
Polen eine antideutsche Stimmung befördern.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Damit kennen 
Sie sich gut aus!)

Ich komme zum Schluss. – Wir alle tun gut daran, nicht 
zurück-, sondern konstruktiv nach vorn zu blicken. Und 
dabei können wir in Sachen Verteidigung des Eigenen 
von Polen viel lernen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Johannes 

Schraps für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Johannes Schraps (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Botschafter! Die Trennung 
Europas endgültig überwinden – so steht es in der Prä-
ambel des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrags 
vom 17. Juni 1991. Heute liest sich dieser Satz vielleicht 
ganz selbstverständlich; aber 1991 war er ein historisches 
Versprechen. Deutschland war gerade wiedervereinigt. In 
Polen hatte der gesellschaftliche Druck für Freiheit, De-
mokratie und Selbstbestimmung den Weg für den Sys-
temwechsel bereitet. Europa sortierte sich nach dem Kal-
ten Krieg neu.

Nach den Brüchen des 20. Jahrhunderts war dieses 
Versprechen zu dieser Zeit alles andere als selbstver-
ständlich. Die deutsche Verantwortung für das Leid, das 
Polen durch den nationalsozialistischen Vernichtungs-
krieg erfahren hat, ist und bleibt Teil unserer Geschichte. 
Gerade deshalb ist die Versöhnung zwischen Deutschland 
und Polen eine der ganz großen europäischen Leistungen 
der vergangenen Jahrzehnte, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Janina Böttger [Die 
Linke])

Der Nachbarschaftsvertrag hat dafür eine klare Spra-
che gefunden: Versöhnung darf nicht nur erklärt, sondern 
muss auch gestaltet werden, ganz praktisch im Alltag der 
Menschen. Und genau daran haben seither viele Men-
schen und Institutionen mitgearbeitet: das Deutsch-Pol-
nische Jugendwerk, die Stiftung für deutsch-polnische 
Zusammenarbeit, aber auch unzählige Kommunen, Ver-
eine, Schulen oder Städtepartnerschaften wie unter ande-
rem die zwischen Berlin und Warschau, die in diesem 
Jahr ebenfalls ihr Jubiläum feiert. So ist dieser Vertrag 
nicht auf dem Papier geblieben, sondern er wurde in 
Begegnungen, Freundschaften und konkreter Zusam-

menarbeit übersetzt. Und heute ist Polen, wie Knut 
Abraham richtig gesagt hat, einer unserer engsten Partner 
in der Europäischen Union und in der NATO.

Wirtschaftlich, politisch und auch gesellschaftlich sind 
wir eng miteinander verbunden, und es zeigt sich gerade 
angesichts des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine, dass unsere Länder füreinander und für Europa 
unverzichtbare Partner sind. Aber gute Nachbarschaft 
ist kein Selbstläufer. Unterschiedliche Perspektiven auf 
Migration, Sicherheit und auch Rechtsstaatlichkeit oder 
Erinnerungspolitik gehören zur Realität unseres Verhält-
nisses dazu. Umso wichtiger ist es, Vertrauen nicht leicht-
fertig zu verspielen.

Deshalb sehe ich zum Beispiel die anhaltenden Grenz-
kontrollen mit großer Sorge. Natürlich müssen wir Si-
cherheit gewährleisten und irreguläre Migration wirksam 
ordnen, aber Kontrollen an der deutsch-polnischen 
Grenze dürfen aus meiner Sicht nicht zur Normalität 
werden, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Knut Abraham [CDU/CSU] und Katrin 
Fey [Die Linke])

Für die Menschen in den Grenzregionen sind offene 
Grenzen keine abstrakte europäische Idee. Sie sind All-
tag: auf dem Weg zur Arbeit, zur Schule, zur Uni, zum 
Einkaufen, zu Freundinnen und Freunden auf der anderen 
Seite der Grenze. Dauerhafte Kontrollen erschweren die-
sen Alltag und senden ein Signal des Misstrauens. Und 
das steht aus meiner Sicht im Widerspruch zu dem Geist 
des damals geschlossenen Vertrages, Trennung zu über-
winden und Begegnung möglich zu machen.

Sicherheit und europäische Freizügigkeit dürfen nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Denn genau dort, wo 
Menschen Grenzen im Alltag überwinden, entsteht Eu-
ropa ganz konkret. Deshalb, Frau Präsidentin, ist diese 
heutige Debatte auch kein nostalgischer Rückblick, son-
dern ein erneuter Auftrag, Vertrauen zu pflegen, Unter-
schiede auszuhalten und Brücken zu bauen. Lassen Sie 
uns weiter gemeinsam daran arbeiten und dieses Europa 
gemeinsam stärken!

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Katrin 

Göring-Eckardt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrter Herr Botschafter! Eine Ehre, dass 
Sie heute hier sind. – Gute Nachbarschaft und freund-
schaftliche Zusammenarbeit: Bis 1991 hat es gebraucht, 
dass Deutschland und Polen das sagen konnten, in einem 
Vertrag festgehalten, oder schon 1991, unmittelbar nach 
dem Zerfall des Eisernen Vorhangs. In Anbetracht der 
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Naziverbrechen gegen die polnische Bevölkerung und 
auf polnischem Boden ist das ein großes Zeichen von 
Vertrauen und Hoffnung. Dass unsere beiden Länder 
heute in Freundschaft verbunden sind, erfüllt mich mit 
Dankbarkeit, und wir haben damit eine große Verpflich-
tung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Meine Damen und Herren, an meinem 15. Geburtstag 
hatte ich einen großen Wunsch: Ich wollte zum Jazz in 
den Kellerklubs von Gdańsk und Kraków – nicht ganz 
legal, aber eben legendär –, Musik, die Freiheit bedeutete. 
Das war nicht möglich; denn – Kriegsrecht – ich bekam 
kein Visum: zu unzuverlässig, in kirchlichen Oppositi-
onsgruppen.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber du bist doch evangelisch!)

Da wollte man nicht riskieren, dass es noch mehr Ver-
bindungen zu Solidarność und anderen gibt. Es hat etwas 
länger gedauert – bis in die 1990er-Jahre –, aber ich war 
da. Und es war wie nach Hause kommen, an einen Ort der 
Freiheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Später, um Mitternacht des 21. Dezember 2007, ge-
schah an der deutsch-polnischen Grenze Historisches: 
Am Grenzübergang zwischen Słubice und Frankfurt 
rieselte silbernes Konfetti vom Himmel zu den Klängen 
der Europahymne. Polen trat dem Schengener Abkom-
men bei, ein Tag, an dem die Verbindungen zwischen 
Deutschland und Polen noch enger wurden, vor allem 
aber Europa noch viel europäischer. Heute wäre ein wirk-
lich guter Tag, diese offenen Grenzen wieder zur Nor-
malität werden zu lassen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Die Kontrollen belasten unsere Freundschaft, behindern 
den grenzüberschreitenden Verkehr, schwächen den Bin-
nenmarkt. Viel zu wichtig ist unsere Freundschaft, ist 
unser gemeinsames Europa.

Viel zu wichtig ist auch die Stiftung Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung. Ich will Sie alle nur sehr warnen: 
Machen Sie sie nicht zu einer Institution, deren Fokus 
allein auf der Auseinandersetzung mit der Geschichte 
deutscher Vertriebener liegt! Das ist nicht das, was wir 
mit „gelebter Geschichte“ meinen, und das ist nicht das, 
was unsere Freundschaft mit Polen auf sicherem Boden 
hält, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und dass der polnische Ministerpräsident öffentlich 

anprangern muss, nicht in die Gespräche über die Sicher-
heit Europas eingebunden zu sein, beschämt mich, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn auch in der Bundesrepublik Europa zuerst als 
Westeuropa gedacht wird, dann bleibt Europa nur halb. 
Wir brauchen eine Veröstlichung des Denkens in Europa. 
Wir haben eine gemeinsame große Befreiungsgeschichte. 
Die Demokratiewerdung muss zu unserer Geschichte und 
Gegenwart gemacht werden. Wenn wir das nicht tun, 
dann ist das extrem schlecht und auch unklug mit Blick 
auf die Zukunft und unsere gemeinsame Sicherheit. In 
einer Zeit, in der das Miteinander Garant für Sicherheit 
und Freiheit ist, müssen wir klarstellen: Dieses Miteinan-
der muss veröstlicht werden.

Kein Treffen mit Frankreich ohne Polen, egal worum 
es in Europa geht! Das sollte gesetzt sein oder eben auch 
ungeschriebenes Gesetz, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn Freiheit und Sicherheit unseres geeinten Europas 
werden jeden Tag bedroht – durch den brutalen Angriff 
Russlands gegen die Ukraine, aber auch durch die hybri-
den Angriffe, die uns alle betreffen, von der Schatten-
flotte bis zu Spionage und Sabotage. Polen warnt schon 
lange vor der Bedrohung und ist damit längst nicht allein. 
Deswegen ist es ein logischer und evidenter Schritt: Die 
Bundesregierung muss der polnischen Bevölkerung ge-
genüber eine Sicherheitsgarantie aussprechen. Das wäre 
ein klares Zeichen für Freundschaft und Nachbarschaft in 
schwierigen Zeiten.

Und nicht zuletzt: Wir sollten einen Sozialfonds für die 
gesundheitliche Versorgung der verbliebenen polnischen 
Opfer der deutschen Verbrechen im Zweiten Weltkrieg 
auflegen. Das sind wir den Menschen in Polen und unse-
rer eigenen Verantwortung schuldig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss. Meine Damen und Herren, Deutschland 
und Polen, das ist auch unsere Freiheit. Die deutsche 
Einheit hätte es nie gegeben ohne Solidarność, den pol-
nischen Papst, ohne Jazz in Gdańsk und Kraków. Und das 
ist etwas, was wir auf jeden Fall gemeinsam feiern kön-
nen, gerade in diesen Zeiten.

Vielen Dank. Und: Dziękuję.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Janina Böttger.

(Beifall bei der Linken)

Janina Böttger (Die Linke):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

35 Jahre deutsch-polnischer Nachbarschaftsvertrag sind 
ein guter Anlass, an drei Dinge zu erinnern: an die Rolle 
Polens beim Ende des Eisernen Vorhangs, an deutsche 
Verantwortung, aber auch an die Notwendigkeit, die 
Überheblichkeit des Westens gegenüber dem Osten zu 
beenden; wir hörten gerade davon.
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Wir erzählen 1989 in Deutschland oft als deutsche 
Geschichte. Aber zum Fall der Berliner Mauer gehört 
auch der Fall des Eisernen Vorhangs in Europa, und Polen 
war dabei Vorreiter. Schon 1980 entstand mit Solidarność 
die erste unabhängige Gewerkschaft im sowjetischen 
Machtbereich. Im Februar 1989 erzwang Solidarność 
am runden Tisch teilweise freie Wahlen. Polen ging vo-
ran, demokratische Bewegungen in Europa folgten.

Als Deutschland über die Wiedervereinigung ver- 
handelte, gab es in Polen jedoch auch Bedenken: Würde 
ein vereintes Deutschland die Oder-Neiße-Grenze wirk-
lich anerkennen? Denn die Wiedervereinigung über-
schrieb die Anerkennung der Westgrenze Polens durch 
die DDR von 1950 und die Anerkennung durch die Re-
gierung Brandt von 1970. Polen hat Teilung, Besatzung 
und Vernichtung erlebt; Faschismus und Stalinismus 
brachten Terror und Millionen Tote. Die polnische Re-
gierung wollte daher verbindliche Sicherheit – verständ-
lich. Der Grenzvertrag von 1990 und der Nachbarschafts-
vertrag von 1991 gehören deshalb untrennbar zusammen; 
denn ohne die endgültige Anerkennung der Oder-Neiße- 
Grenze hätte es die deutsche Einheit nicht gegeben. Umso 
kritischer muss man festhalten: Die Bundesregierung hat 
damals gezögert. Während Polen auf rechtliche Klarheit 
drängte, taktierte Helmut Kohl aus Rücksicht auf Ver-
triebenenverbände. Die Siegermächte machten aber klar, 
dass es an der Grenzfrage nichts zu rütteln gab.

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Genau! Er hat es 
ja geschafft!)

Und noch etwas gehört zur Wahrheit: Unser Blick nach 
Polen war lange von Desinteresse geprägt. Wirtschaftli-
che Überlegenheit wird zu kultureller Überheblichkeit. 
Die Parallele zum Blick der Westdeutschen auf die Ost-
deutschen ist dabei nicht zu übersehen. Doch heute ver-
schieben sich die Gewichte: Polen ist wirtschaftlich stark, 
geopolitisch wichtig. Polens Einschätzung der russischen 
Regierung und der Kriegsgefahr war richtig. Die Bundes-
regierung sucht nun die sicherheitspolitische Partner-
schaft.

Aber Partnerschaft heißt auch, Recht und Freiheit nicht 
wieder zu beschneiden. Dazu gehört auch das Recht von 
Frauen auf Selbstbestimmung. Ohne die mutigen Frauen 
in Polen wäre der Machtwechsel zu Tusk kaum denkbar 
gewesen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Doch ihre Forderung nach Selbstbestimmung bleibt in 
Polen unerfüllt. Dieses Recht gehört aber selbstverständ-
lich zu einem europäischen Verständnis von Freiheit und 
Demokratie.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Paul Ziemiak.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Paul Ziemiak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Polen und 
Deutsche teilen eine gemeinsame Grenze, aber sie teilen 
vor allem eine gemeinsame Geschichte. Der Blick auf 
diese Geschichte lohnt sich; denn in ihr spielen Grenzen 
eine unheilvolle Rolle, spätestens seitdem Brandenburg- 
Preußen zur europäischen Großmacht aufgestiegen ist. 
Kaltblütig nutzte Preußen jede Gelegenheit, sein Territo-
rium auf Kosten des polnischen Nachbarn zu vergrößern. 
Die großen preußischen Monarchen waren große Könige, 
aber keine großen Freunde Polens. Polen wurde zum 
Spielball europäischer Großmächte: von Sankt Peters-
burg, Berlin und Wien. Nach der ersten, der zweiten 
und schließlich der dritten Teilung wurde Polen von der 
Landkarte getilgt – nach 800 Jahren Existenz.

Aber Polen wurde auch zum Vorbild für deutsche Li-
berale. Wenn Sie vom Reichstag zum Paul-Löbe-Haus 
gehen, entdecken Sie bei den Geschichtstafeln in der 
Unterführung das ikonische Bild des Hambacher Festes 
von 1832. Dort ist neben der schwarz-rot-goldenen 
Flagge die polnische weiß-rote Fahne zu sehen. Denn 
die Liberalen in Deutschland haben gesagt: Keine Frei-
heit für Deutschland ohne polnische Freiheit! Ohne pol-
nische Freiheit keine deutsche Einheit! – Aber diese 
Stimmen verstummten dann in der Paulskirchenver-
sammlung, wo vor allem nationalistische Töne wieder 
in der Mehrheit waren.

Schauen wir uns die Geschichte an. Polen erhielt erst 
1918 durch das Selbstbestimmungsrecht die Souveränität 
zum Schutz der eigenen Grenzen. Die Unabhängigkeit 
dauerte bis 1939, bis zum ersten Schuss des Zweiten 
Weltkrieges, abgegeben von der „Schleswig-Holstein“ 
vor Danzig, dem Schiff, das sich zu einem Freundschafts-
besuch vor Danzig befand. Keine drei Wochen später 
marschierte die Rote Armee ein. Deutsche und Russen 
verübten unglaubliche Menschheitsverbrechen an der 
polnischen Bevölkerung. Wer heute in Anbetracht der 
Diskussion über Grenzverschiebungen in Europa und 
der Sicherheitsbedürfnisse unserer östlichen Nachbarn 
von polnischen Befindlichkeiten spricht, hat keine Ah-
nung von dem Trauma einer ganzen Nation und euro-
päischer Geschichte, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Nicole Gohlke [Die 
Linke])

Nach dem Zweiten Weltkrieg folgte nicht Freiheit, 
sondern sozialistische Unterdrückung, neues Unrecht. 
Aber heute sind wir nicht nur Nachbarn, sondern Partner, 
und wir sind Freunde. Das ist das Resultat kluger Ent-
scheidungen von Bundeskanzlern wie Willy Brandt und 
Helmut Kohl, von Parlamentspräsidenten wie Rita Süss-
muth und Wolfgang Schäuble, von Außenpolitikern wie 
Joschka Fischer, die sich für den EU-Beitritt Polens ein-
gesetzt haben. Und es ist vor allem das Verdienst der 
Zivilgesellschaften. Herr Botschafter, richten Sie allen 
in Polen, die sich für gute deutsch-polnische Beziehun-
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gen einsetzen, unseren Dank aus dem Bundestag aus. 
Und wir danken allen in Deutschland, die sich in Städte-
partnerschaften engagieren, die sich für den Jugendaus-
tausch einsetzen, das Deutsch-Polnische Jugendwerk.

Aber lassen Sie uns jetzt nicht nur bei der gemein-
samen Verteidigungs- und Sicherheitspolitik die Ge-
schichte weiterschreiben. Lassen Sie uns gemeinsam 
für den Infrastrukturausbau in den Grenzregionen enga-
gieren. Denn diese Grenzregionen liegen im Herzen 
Europas. Unterstützen wir Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg, Sachsen beim Infrastrukturausbau in die-
sen Grenzregionen, diesen Nachbarschaftsregionen! 
Aber vor allem: Lassen Sie uns als Parlament die 
deutsch-polnischen Beziehungen auf eine neue Stufe stel-
len, so wie wir es auch mit der Französischen Republik 
pflegen! Schaffen wir gemeinsam eine deutsch-polnische 
parlamentarische Versammlung, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, damit wir diese Beziehung weiter vertiefen! 
Das ist eine wichtige Aufgabe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Werfen wir einen Blick in die Vergangenheit, in die 
Geschichte; denn die Geschichte bewahrt Lehren für 
uns auf. Meine Damen und Herren, ich war mit dem 
Bundespräsidenten anlässlich des Gedenkens an den 
Warschauer Aufstand in Warschau. Wir trafen Über-
lebende des Warschauer Aufstandes. Und eine Frau, die 
damals als junges Mädchen, als Pfadfinderin schlimme 
Dinge mitansehen musste – ihre Freundinnen wurden von 
deutschen Soldaten erschossen –, nahm die Hand des 
Bundespräsidenten und hat zu ihm gesagt: Herr Bundes-
präsident, nach so vielen Jahren treffe ich jetzt das deut-
sche Staatsoberhaupt. – Ich dachte in diesem Moment: 
Was wird sie jetzt sagen, was wird sie über die Vergan-
genheit sagen, welchen Vorwurf wird sie berechtigter-
weise machen? Sie sagte aber: Ich habe nur eine Bitte, 
Herr Bundespräsident. Setzen Sie sich dafür ein, dass 
auch in Zukunft die jungen Menschen in Deutschland 
und Polen befreundet sind und an der Zukunft Europas 
bauen! – In diesem Sinne sollten wir handeln und daraus 
die richtigen Lehren ziehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Nicole Gohlke [Die 
Linke])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Dr. Götz Frömming.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich durfte 

vor Kurzem mit dem Kulturausschuss des Deutschen 
Bundestages nach Warschau reisen. Wir haben dort meh-
rere Termine wahrgenommen. Der Höhepunkt war eine 
Begegnung mit unseren polnischen Kollegen des dorti-
gen Ausschusses für Kultur und nationales Erbe, wie er 

heißt. Ich finde, das ist ein wunderbarer Titel. Wir sollten 
vielleicht mal darüber nachdenken, unseren Ausschuss 
auch so zu benennen.

(Beifall bei der AfD)

Aber ich muss Ihnen sagen: Dieser Besuch hat mich 
nachdenklich gestimmt; denn das Verhältnis zwischen 
Deutschen und Polen – das ist heute leider nicht ehrlich 
angesprochen worden; das gehört zur Wahrheit in dieser 
Debatte dazu – war schon lange nicht mehr so schlecht 
wie heute, Herr Kollege Ziemiak. Und die Frage ist na-
türlich: Warum ist es so schlecht? Liegt es etwa an den 
Menschen? Daran habe ich so meine Zweifel. Denn nach 
wie vor gibt es viele Begegnungen zwischen Deutschen 
und Polen. Inzwischen leben in Deutschland mehrere 
Millionen Menschen polnischer Herkunft. Es gibt jedes 
Jahr viele Eheschließungen zwischen Deutschen und Po-
len, jedes Jahr werden viele deutsch-polnische Kinder 
geboren. Und inzwischen ziehen sogar viele Deutsche 
nach Polen – mehr als in die andere Richtung –, um 
dort ihren Lebensabend zu verbringen. Womit das zu 
tun hat, sollte uns auch mal zu denken geben. Ich glaube 
nämlich, es hat damit zu tun, dass Polen dafür sorgt, dass 
das eigene Land sicher bleibt. Dazu tragen auch die 
Grenzsicherungen bei, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Was die Regierungsebene anbelangt, muss ich Ihnen 
sagen: Nach dem, was wir in Polen gehört haben, reichen 
Sonntagsreden nicht mehr aus. Und Polen wird genau 
hinschauen, wann es mit dem Denkmal endlich weiter-
geht.

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Läuft doch!)

Die Geste mit dem Stein war sicherlich wunderbar. Aber 
Sie haben auch zur Kenntnis genommen, Herr Kollege 
Abraham, dass in Polen sehr genau hingeschaut wird, was 
man für andere Nationen, Länder getan hat und wie man 
mit Polen umgeht.

Die Polen erwarten eine Behandlung auf Augenhöhe. 
Angesichts der heutigen Debatte muss ich mich schon ein 
bisschen wundern. 2018 stand auch eine Vereinbarte De-
batte auf der Tagesordnung. Erinnern Sie sich noch, um 
was es da ging?

(Katrin Fey [Die Linke]: AfD-Verbot!)

– Nein. – Es ging um den Elysée-Vertrag. Und damals 
haben wir hier im Plenum 90 Minuten debattiert, nicht 
nur 30 Minuten an einem Mittwochabend. Das sind die 
kleinen Gesten, meine Damen und Herren, die man in 
Polen sehr genau wahrnimmt.

Hier müssen wir dringend an uns arbeiten. Wir müssen 
Polen endlich als Nachbarn auf Augenhöhe behandeln. 
Dass Polen das ist, zeigt es sowohl in seiner militärischen 
Stärke als auch in seiner wirtschaftlichen Stärke. Wir als 
AfD sind bereit, mit Polen zusammenzuarbeiten, egal 
wer in Polen regiert. Wir haben die Hand ausgestreckt 
und freuen uns auf die weitere Zusammenarbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Maja Wallstein.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Hochgeschätzte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! 
Schön, dass Sie da sind. Jetzt haben Sie gehört, wie 
man Verträge durcheinanderwerfen kann und es mit den 
Fakten nicht so genau nimmt.

Ich freue mich, dass wir über dieses sehr wichtige 
Thema hier sprechen. Nie nie dzieje się bez przyczyny – 
nichts geschieht ohne Grund. Vor 35 Jahren war ich im 
Kindergarten. Wenn ich heute in meiner Heimat, der Nie-
derlausitz, über die Grenze gucke, dann fühlt sich das, 
ehrlich gesagt, auch wie Heimat an. Dass wir diese Nor-
malität heute im Jahr 2026 so unbeschwert leben dürfen, 
verdanken wir dem historischen Meilenstein, den Helmut 
Kohl und Jan Krzysztof Bielecki vor fast genau 35 Jahren, 
am 17. Juni 1991, mit dem Nachbarschaftsvertrag gesetzt 
haben. Was wäre eigentlich, wenn es diesen Vertrag nicht 
gegeben hätte? Was wäre, wenn wir dieses leidvolle Ka-
pital der Vergangenheit nicht gemeinsam abgeschlossen 
hätten? Was wäre, wenn dieser Vertrag nicht mutig fest-
geschrieben hätte, dass die Grenzen ihren trennenden 
Charakter endgültig verlieren müssen?

Ich glaube, mein eigenes Leben sähe vollkommen an-
ders aus. Ohne Artikel 30 dieses Vertrages gäbe es das 
Deutsch-Polnische Jugendwerk nicht. Und ohne dieses 
Jugendwerk wäre ich als kleines Mädchen aus der Lausitz 
nicht in das Ferienlager nach Polen gefahren, und ich 
hätte dort nicht Łukasz kennengelernt. Es gäbe diese Ge-
schichte nicht, in der Łukasz später in Deutschland Abi-
tur gemacht hat und ich in Krakau Polonistik studiert 
habe. Das ist die lebendige Realität dieses Vertrages. Es 
sind nicht die Paragrafen, es sind die Biografien, und 
zwar über alle Generationen hinweg.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Heute findet im Rahmen der Seniorenwoche in Cott-
bus ein Seniorensportfest statt. Und es ist selbstverständ-
lich, dass 100 Seniorinnen und Senioren aus Polen an 
diesem Fest teilnehmen. Solche Begegnungen sind auch 
dem Wirken der Euroregion Spree-Neiße-Bober zu ver-
danken, die seit Jahrzehnten als unverzichtbare Brücken-
bauerin die regionale und grenznahe Zusammenarbeit auf 
allen Ebenen erleichtert. Deshalb gilt meine größte Wert-
schätzung heute unseren polnischen Nachbarinnen und 
Nachbarn. Dziękuję z całego serca – danke von ganzem 
Herzen für Ihren Mut zur Versöhnung. Und mein leiden-
schaftlicher Dank gilt den Tausenden Menschen in der 
Lausitz und drüben auf der polnischen Seite: den Erzie-
herinnen und Erziehern in den zweisprachigen Kitas, den 
Lehrkräften, Feuerwehren, dem deutsch-polnischen Poli-
zeiteam und vielen anderen.

Ich schließe mich der Forderung meines Kollegen Paul 
Ziemiak an. Was wäre, wenn wir einen Schritt weiter-
gehen und zum Beispiel noch in dieser Legislatur die 
Idee einer deutsch-polnischen parlamentarischen Ver-
sammlung angehen?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Dann könnten wir noch viel mehr machen. Denn diese 
feste Freundschaft unserer Demokratien ist nicht selbst-
verständlich; sie wird auch aus diesem Hause heraus be-
droht. Wir müssen unsere Demokratie überall schützen.

Das bedeutet im Übrigen auch, dass wir keine verfas-
sungsfeindlichen Parteien dulden dürfen. Und darum 
sollten wir uns alle für die Überprüfung der Verfassungs-
mäßigkeit der AfD durch das Bundesverfassungsgericht 
starkmachen.

(Karsten Hilse [AfD]: Und das hat jetzt etwas 
mit dem deutsch-polnischen Verhältnis zu tun, 
oder was? Menschenskinder! Erbärmlich! – 
Dr. Alexander Wolf [AfD]: Am Ende ver-
geigt!)

Ich frage mich: Welche demokratische Partei fürchtet die 
Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit durch das 
höchste Gericht unseres Landes?

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Un-
würdig!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache zu diesem Tages-

ordnungspunkt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 6: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Wolfgang Wiehle, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Leistung erbringen, Neutralität wahren – Auf-
gabenfremde Maßnahmen wie die Regenbo-
genbeflaggung bei der Deutschen Bahn AG 
unterlassen

Drucksache 21/6331
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien

Ich darf zunächst die Kolleginnen und Kollegen bitten, 
die notwendigen Platzwechsel vorzunehmen. – Herr Bot-
schafter samt Begleitung, einen wunderschönen Abend 
noch!

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die AfD-Fraktion Dr. Götz 
Frömming.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                                                                                                                                                                                   9891 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/063/2106331.pdf


(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit Fah-

nen und Flaggen, sogar Nationalflaggen, kann man ja 
schnell mal etwas falsch machen. Wer hätte das gedacht! 
Selbst wenn man unsere schöne Deutschlandfahne – hier 
hinter uns hängt Sie – im Bundestag aus dem Fenster hält, 
dann kann man Ärger bekommen. Hier sitzt meine Kol-
legin Beatrix von Storch. Ich weiß gar nicht, ob sie dafür 
auch schon einen Ordnungsruf oder ein Strafgeld bekom-
men hat.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sollen die mal 
machen!)

Das würde einen inzwischen nicht mehr wundern, meine 
Damen und Herren. Oder umgekehrt gesprochen: Wenn 
unten der CSD vorbeipromenieren würde und man würde 
die Regenbogenflagge aus dem Fenster halten, dann wä-
re, glaube ich, die Polizei nicht gekommen.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Doch, das wäre sie auch! Das wäre sie 
auch! Das wissen Sie aus dem Ältestenrat! – 
Zuruf des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke])

Das sagt einiges über die Schieflage in diesem Haus, 
meine Damen und Herren.

Ich nehme Sie mal mit auf einen gedanklichen Spazier-
gang. Bahnfahren ist ja eigentlich etwas Wunderbares. 
Inzwischen muss man sich aber manchmal fragen, ob 
man nicht eher Schmerzensgeld bekommen müsste, statt 
Fahrgeld zu bezahlen, wenn man mit der Deutschen Bun-
desbahn unterwegs ist.

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
Und das hat auch etwas mit dem, was wir gemeinsam 
politisch verantworten, zu tun. Selbst auf dem Weg zum 
Bahnhof begegnet einem ja schon Schmutz und Elend; 
der Kanzler hat das ja richtigerweise mit dem Stichwort 
„Stadtbild“ beschrieben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sarah 
Vollath [Die Linke])

Steht man dann vor dem Schaukasten, weil die elektro-
nische Anzeige mal wieder ausgefallen ist –

(Zuruf der Abg. Katrin Fey [Die Linke])
die Rolltreppe am Hauptbahnhof fährt vielleicht auch 
nicht –, sucht man mit Mühe die Abfahrtszeiten der Züge. 
Vielleicht ist der Zug auch ausgefallen – aber wunderbar: 
Was hängt neben dem Fahrplan? Eine kleine Regenbo-
genfahne.

(Maik Brückner [Die Linke]: Skandal!)
Und so geht es dann weiter. Der Zug fährt ein,

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
mühsam mit Tausenden von Euro umlackiert oder be-
klebt, auch mit einer Regenbogenflagge.

Meine Damen und Herren, verstehen Sie uns nicht 
falsch – wir haben das für die Fraktionen, die immer 
ein bisschen schwer von Begriff sind, extra ganz groß 
in die Antragsbegründung geschrieben –:

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Das ist Ver-
schwendung von Steuergeldern, was Sie hier 
machen! Das ist echt unerträglich!)

Nein, es geht uns nicht darum, bestimmte Lebensformen, 
bestimmte sexuelle Vorlieben zu verunglimpfen – das 
gibt es überall, und das ist auch vollkommen in Ordnung 
so –; aber die haben nichts bei der Deutschen Bundesbahn 
verloren.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Die gibt’s seit 1990 nicht mehr! – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Die Reichs-
bahn gibt’s auch nicht mehr!)

Bei der Deutschen Bundesbahn, auf unseren Bahnhöfen, 
in unseren Zügen, sollte Neutralität herrschen, da sollten 
alle gleichbehandelt werden.

(Zuruf der Abg. Sarah Vollath [Die Linke])

Meine Damen und Herren, wenn Sie mal ins Ausland 
reisen, dann werden Sie erleben, dass in der Schweiz die 
Bahnen unglaublich pünktlich sind.

(Zuruf des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke])

Es ist schon peinlich, wie weit wir in Deutschland inzwi-
schen zurückgefallen sind.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Nur wegen der 
Regenbogenfahne! Stimmt!)

In der Schweiz sind es über 90 Prozent Pünktlichkeit, in 
Deutschland – der Kollege war früher bei der Bahn, der 
kann Ihnen noch genauere Zahlen nennen – sind wir ganz 
weit abgefallen. Also, um was kümmert man sich in 
Deutschland? Nicht um das, was die Gewerkschaft Deut-
scher Lokomotivführer eingefordert hat: faire Tarife, gute 
Arbeitsbedingungen, Pünktlichkeit, Sauberkeit.

(Zurufe der Abg. Jorrit Bosch [Die Linke] und 
Sarah Vollath [Die Linke])

Nein, wir kümmern uns um Diversity-Maßnahmen. Das 
hat nichts an unseren Bahnhöfen zu suchen, meine Da-
men und Herren. Wir wollen, dass sich die Deutsche 
Bundesbahn wieder auf ihre Kernaufgaben konzentriert.

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. 
Michael Donth [CDU/CSU] – Maik Brückner 
[Die Linke]: Die ist ja vollkommen abgelenkt!)

Und noch eines mit Blick auf die kommende Fußball-
weltmeisterschaft. In anderen Ländern ist das immer so – 
gehen Sie mal in die USA! –: Da weht nicht nur in jedem 
Vorgarten die Nationalfahne, sondern natürlich auch in 
den Bahnhöfen, an öffentlichen Gebäuden.

(Zuruf des Abg. Jorrit Bosch [Die Linke])

Das stellen wir uns auch für Deutschland vor. Wir möch-
ten, dass nicht nur zur WM, sondern immer, unsere deut-
sche Nationalflagge auf allen Bahnhöfen, vor allen Bahn-
höfen und auf allen öffentlichen Gebäuden zu hissen ist, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Maik 
Brückner [Die Linke] und Nicole Gohlke [Die 
Linke])
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Das werden wir als AfD-Fraktion in gar nicht allzu ferner 
Zukunft durchsetzen. Ein Verbot wird es nicht geben; 
aber eine AfD-Regierung wird es geben. Darauf freuen 
wir uns schon.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Isabel 

Cademartori [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz: 
Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Frömming! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Da in den vergangenen Tagen 
und auch in dieser Rede wieder der Eindruck erweckt 
wurde, dass die Bundesflagge im Deutschen Bundestag 
nicht oder zumindest teilweise nicht erlaubt sei, darf ich 
Folgendes mitteilen, auch zur Klarstellung für die Zuhö-
rerinnen und Zuhörer:

Die Bundesflagge ist im Deutschen Bundestag natür-
lich nicht verboten. Sie weht vor und auf den Gebäuden 
des Deutschen Bundestages, und sie steht zu Recht in 
vielen Räumen dieses Parlamentes und hängt zum Bei-
spiel auch hier im Plenarsaal.

(Desiree Becker [Die Linke], an die AfD ge-
wandt: Das da hinten ist die Deutschlandfah-
ne!)

Wir haben aber eine Hausordnung, und die Hausordnung 
schützt vor der Vereinnahmung der Parlamentsgebäude 
für politische Außenwirkung. Der Bundestag ist der Ort 
der parlamentarischen Debatte, was wir auch heute hier 
wieder pflegen. Es wird mit Worten argumentiert; es wird 
nichts über die Fassade des Bundestages politisch signali-
siert.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die Flagge ist 
doch keine Fassade!)

Genau das dient, Herr Kollege, der Würde, der Neutralität 
und der Funktionsfähigkeit des Deutschen Bundestages 
als Verfassungsorgan.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, gilt, dass 
Fenster, Balkone und Fassaden der Bundestagsgebäude 
laut unserer Hausordnung, die wir uns gegeben haben, 
nicht genutzt werden, um durch Plakate, Aushänge und 
Fahnen,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist doch lä-
cherlich! Das ist die Deutschlandfahne! Das ist 
absolut lächerlich, was Sie da sagen!)

beispielsweise auch durch die Regenbogenflagge, wie 
Sie es vorhin suggeriert haben, oder sonstige Zeichen

(Hauke Finger [AfD]: Die deutsche National-
flagge, auf die wir unseren Eid geleistet ha-
ben! – Gegenruf des Abg. Michael Donth 
[CDU/CSU]: Was haben Sie für einen Eid ge-
leistet?)

– vielleicht schaffen Sie es, zuzuhören;
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Inakzeptabel!)

vielleicht besitzen Sie so viel demokratisches Verständ-
nis, zuzuhören – politische Botschaften nach außen zu 
tragen oder zu verstärken.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Das gilt auch und gerade dann, sehr geehrte Kollegen, 
insbesondere der AfD-Fraktion,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist ja un-
glaublich! Wirklich!)

wenn eine öffentliche Versammlung oder ein Demons-
trationszug am Bundestag vorbeiführt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Eine solche Versammlung kann und darf ihre Anliegen 
im öffentlichen Raum ausdrücken – das ist gut so –; aber 
aus den Gebäuden des Bundestages heraus darf sie nicht 
durch demonstratives Zeigen oder Schwenken von Fah-
nen als Zeichen der Unterstützung begleitet werden.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist doch lä-
cherlich! Wollen Sie mir die Fahne hier am 
Revers auch verbieten? Unglaublich!)

Der Deutsche Bundestag macht sich als Verfassungs-
organ keine Forderungen einer bestimmten Versammlung 
zu eigen. Und ich denke, das ist auch richtig.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist doch 
keine Forderung! Das ist die Nationalflagge!)

Selbstverständlich können Sie, Herr Kollege, eine an-
dere Auffassung haben.

(Hauke Finger [AfD]: Vielen Dank!)
Da aber diverse Falschmeldungen kursieren, war es mir 
ein Bedürfnis, das hier heute richtigzustellen. Selbstver-
ständlich hängt und weht die Bundesflagge an verschie-
denen Stellen auf und im Deutschen Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Beatrix von 
Storch [AfD]: Und in meinem Büro! – Gegen-
ruf des Abg. Hauke Finger [AfD]: In meinem 
auch, und da bleibt die! – Weiterer Gegenruf 
des Abg. Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Und bei 
mir am Revers!)

Wir kommen damit zum nächsten Redner in dieser 
Debatte, und das ist für die Unionsfraktion Michael 
Donth.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Michael Donth (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eigentlich wollte ich mich heute kurzhalten. 
Dann habe ich mir aber den Antrag, den Sie gestellt 
haben, noch mal genauer angeschaut.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sehr gut!)
Und es ist unglaublich, was da für ein Geschwurbel drin-
steht, und vor allem, was für inhaltliche Fehler drinste-
hen. Aber nachdem ich Sie, Herr Frömming, gerade ge-
hört habe, wundert mich das nicht. Sie haben mehrfach 
von der „Deutschen Bundesbahn“ gesprochen, die hier 
Probleme mache. Seit 1994 gibt es die nicht mehr; seither 
heißt sie nämlich „Deutsche Bahn“.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
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NEN – Heiterkeit der Abg. Derya Türk- 
Nachbaur [SPD])

Übrigens: Auch die Reichsbahn gibt es seither nicht 
mehr.

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Geschichte ist 
nicht so die Stärke der AfD! – Zuruf des 
Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Ich habe diese Woche eine Wirtschaftsjuniorin in mei-
nem Büro, wie so viele von uns; sie sitzt jetzt oben auf der 
Besuchertribüne. Ihr habe ich dann einmal gezeigt, über 
was wir uns hier unterhalten. Und was war Ihre Reaktion? 
„Das ist nicht Ihr Ernst.“

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Doch!)

Doch, es ist leider unser Ernst; denn wir müssen uns 
natürlich mit Anträgen der AfD befassen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Bürger sehen 
das auch so! – Zuruf der Abg. Desiree Becker 
[Die Linke])

Aber noch mal zurück: Es stimmt nicht, dass die Deut-
sche Bundesbahn,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Jetzt haben Sie es 
selbst falsch gesagt!)

also dass die Deutsche Bahn, wie es richtig heißt, Geld 
vom Bund aus der Leistungs- und Finanzierungsverein-
barung bekommt und dieses Geld dann für Diversitymaß-
nahmen nutzt. Das schreiben Sie aber in Ihrem Antrag. 
Die DB hat nämlich auch Eigenmittel.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wo kommen die 
denn her, die Eigenmittel?)

Und es stimmt nicht, dass einzelne Personengruppen bei 
der DB aufgrund ihrer Weltanschauung bevorzugt wer-
den – völlig daneben! Sie wollen doch ernsthaft, dass die 
DB AG Vielfalt nicht mehr respektiert und fördert! Das 
muss man sich mal auf der Zunge zergehen lassen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schwarz-Rot- 
Gold ist Vielfalt genug!)

Die Deutsche Bahn ist eines der größten Unternehmen 
unseres Landes. Dort arbeiten Menschen aus mehr als 
100 Nationen, mehr als 12 000 Menschen mit Behin-
derung,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die arbeiten da 
auch ohne Regenbogenflagge!)

Kolleginnen und Kollegen aus allen Generationen und 
auch mit verschiedenen sexuellen Orientierungen. Viel-
falt ist bei der DB Arbeitsalltag.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Maik Brückner [Die Linke])

Wer das zum Problem erklärt,
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee! Hat niemand 
getan! – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ma-
chen Sie!)

macht die Beschäftigten damit selbst zum Problem.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Beschäftigten 

hängen nicht die Fahne auf!)
Über die Deutsche Bahn und die Probleme auf der 

Schiene gäbe es wirklich sehr viel zu sagen: über die 
Pünktlichkeit, über die Bürokratie, über gestrichene Ver-
bindungen, über ausgefallene Züge. Darüber könnten wir 
lange und zu Recht diskutieren, und das wollen wir auch. 
Aber Regenbogenfahnen vor dem einen oder anderen 
Bahnhof gehören sicher nicht zu den Problemen der 
Bahn und der Bahnpolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Sie fordern, die Regeln des Bundes so zu ändern, dass 
sie keine Grundlage mehr für sogenannte Diversity-
maßnahmen bieten. Sie wollen außerdem, dass wir auf 
die Deutsche Bahn einwirken, Regenbogenbeflaggung, 
CSD-Teilnahme der Mitarbeiter und entsprechende Infor-
mationsangebote zu unterlassen. Das ist schon bemer-
kenswert: Ausgerechnet Sie, die Sie sonst ständig vor 
zu vielen Vorschriften warnen und Freiheit beschwören, 
wollen jetzt einem großen deutschen Unternehmen de-
tailliert vorschreiben, welche Zeichen es setzen darf und 
welche nicht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist ein Staats-
unternehmen letzten Endes! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Neutralität! Darum geht es!)

Ich bekomme als Berichterstatter meiner Fraktion für 
die Schiene viele Schreiben von Bürgern, von Verbänden, 
von den Ländern, von Unternehmen. Diese beklagen ver-
spätete Züge, ausgefallene Verbindungen etc. Aber noch 
nie – noch nie! – hat mir auch nur einer geschrieben, dass 
das zentrale Problem der Deutschen Bahn die Regenbo-
genflagge am einen oder anderen Bahnhof sei.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
Linken)

Und, ehrlich gesagt, der Vorwurf, hier solle eine gesell-
schaftliche Transformation durchgeführt werden, ist doch 
so was von abwegig.

(Lachen des Abg. Stefan Henze [AfD])
Ich ändere doch meine Meinung und meine Ansichten 
nicht, weil der ICE, in dem ich sitze, eine Regenbogen-
bauchbinde hat.

(Stefan Henze [AfD]: Außer Sie arbeiten da!)
Übrigens ist es auch nicht meine politische Einstellung, 
wenn ein anderer Zug eine grüne oder eine rote Bauch-
binde hat; das kommt auch vor, unglaublich!

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh! – Martin Kröber [SPD]: Eine rote 
ist schon okay!)

Aber wahrscheinlich passiert das bei Ihnen von der AfD. 
Anders kann ich mir den Blödsinn, den Sie beantragt 
haben, nicht erklären.

Für uns als Koalitionsfraktion ist klar: Bei der Schiene 
gibt es viel zu tun. Wir kümmern uns um die wirklichen 
Herausforderungen. Dafür wenden wir unsere Energie 
auf und nicht für so einen Lohkäs.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Matthias 

Gastel für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Millionen von Fahrgästen bangen täglich um die Pünkt-
lichkeit ihrer Züge auf dem Weg zur Ausbildungsstätte, in 
die Schule oder zum Arbeitsplatz. Und was macht die 
AfD? Sie zwingt uns hier eine Debatte über die Regen-
bogenfarben auf einem ICE auf, auf einem Zug von 
16 000 Zügen, die jeden Tag in Deutschland unterwegs 
sind.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
Das machen Sie hier zum Thema, das machen Sie hier 
zum Problem.

Ich sage Ihnen mal, was das Problem in Deutschland 
mit der Bahn ist: Wir haben eine Pünktlichkeitsquote von 
nur noch 60 Prozent im Fernverkehr. Wir haben über 
100 Mittelzentren in Deutschland, die gar keinen Bahn-
anschluss haben. Wir haben rund ein Dutzend Großstäd-
te, die keine Fernverkehrsanbindungen haben. – Doch an 
Mobilität, daran, wie die Menschen in die Schule, zur 
Ausbildungsstätte oder zur Arbeit kommen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was haben Sie 
denn getan an der Regierung, um das zu lösen? 
Nichts!)

und ob sie pünktlich dort ankommen, an all diesen all-
täglichen Problemen der Menschen

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wer hat die denn 
verursacht?)

haben Sie als AfD null, absolut null Interesse. Das inte-
ressiert Sie rein gar nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Maik Brückner [Die Linke] – 
Stefan Henze [AfD]: Warum haben Sie das in 
der letzten Legislatur denn nicht alles be-
hoben?)

Wir wollen, dass genau das besser wird. Dafür brau-
chen wir eine funktionierende Deutsche Bahn. Wir brau-
chen funktionierende weitere Verkehrsunternehmen, Pla-
nungsunternehmen. Wir brauchen Baufirmen. Alleine bei 
der Deutschen Bahn arbeiten Menschen aus mehr als 
120 Ländern. Viele davon sind queer. Manche bekennen 
sich, manche nicht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Na und? Interes-
siert doch keinen!)

Das ist doch alles völlig okay. Es sind jüngere Menschen, 
es sind ältere Menschen. Das Ganze kann nur dann funk-
tionieren, wenn es ein Gemeinsam gibt, wenn sie gemein-

sam an einem Strang ziehen, gemeinsam ein Ziel ver-
folgen. Da gehören alle dazu. Da darf niemand 
diskriminiert werden, so wie Sie das hier tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es geht immer zusammen oder gar nicht. Etwas anderes 
gibt es nämlich nicht.

Die Deutsche Bahn kommt ihrer Verantwortung nach, 
ihrer Verantwortung für die eigenen Beschäftigten, ihrer 
Verantwortung für die Reisenden in den Zügen und an 
den Bahnhöfen. Sie kommt aber auch ihrer historischen 
Verantwortung nach. Ich erinnere mal daran, dass im 
Dritten Reich Züge queere Menschen, homosexuelle 
Menschen in die Vernichtung transportiert haben. Auch 
dieser Verantwortung muss die Deutsche Bahn nachkom-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken)

Und sie kommt dieser Verantwortung nach. Die Deutsche 
Bahn zeigt Haltung, und dafür hat sie unsere volle Unter-
stützung.

Für die schlechte Qualität im Bahnverkehr ist kein 
Regenbogen verantwortlich, sondern dafür ist die Politik 
verantwortlich, die nicht genug in die Infrastruktur inves-
tiert,

(Stefan Henze [AfD]: Sie waren noch nie an 
der Regierung?)

die die Infrastruktur verlottern lässt, die nicht ausreichend 
investiert trotz eines Sondervermögens von 400 Milliar-
den Euro für zusätzliche Investitionen. Deswegen appel-
liere ich an die Koalitionsfraktionen: Finanzieren Sie 
die Infrastruktur auskömmlich und zuverlässig! Sorgen 
Sie für die notwendigen Kapazitäten im Netz, damit die 
Züge endlich wieder pünktlicher fahren können, ob sie 
einen Regenbogen haben oder nicht. Aber die Menschen 
wollen und müssen mobil sein. Und treffen Sie die not-
wendigen Entscheidungen für Aus- und Neubauprojekte!

(Beifall der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es geht nicht um Leistung statt Regenbogenflagge, es 
geht um Leistung und Regenbogen. Unternehmen wie die 
Deutsche Bahn können nur erfolgreich sein, wenn alle, 
die mitmachen wollen, auch mitmachen können, egal 
welcher Herkunft, welchen Geschlechts, welchen Alters, 
ob queer oder nicht queer. Die Deutsche Bahn – wie alle 
anderen Unternehmen auch – braucht alle, die sich mit 
dem jeweiligen Unternehmensziel identifizieren können. 
Deswegen ist es die Aufgabe von Unternehmen wie der 
Deutschen Bahn, dafür zu sorgen, dass es keine Diskrimi-
nierung gibt und dass alle entsprechend mitziehen und ihr 
Leben leben können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Martin Kröber 

für die SPD-Fraktion.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Martin Kröber (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich gebe zu: Als ich mir diesen Antrag an-
geschaut habe, habe ich ein, zwei Minuten darüber nach-
gedacht, ob ich mir diesen wirklich durchlesen sollte.

(Zuruf des Abg. Lars Haise [AfD])
Am Ende des Tages erklärt eigentlich schon die Über-
schrift alles. Wir haben im Moment so viele Probleme 
in der Welt. Auf fast jedem Kontinent dieser Welt 
herrscht Krieg. Sie stellen sich hier immer als bürgernahe 
Partei dar, und das, was Sie wirklich bewegt, ist, sich 
darüber zu unterhalten, wo Menschen Vielfalt leben 
oder eben auch nicht.

Lassen Sie mich vielleicht einen kleinen Exkurs ma-
chen. Ich durfte vor vier Jahren das erste Mal in den 
Deutschen Bundestag einziehen und kam mit vielen Zie-
len hierher, mit Dingen, die ich bewegen wollte. Viele 
Sachen davon konnte ich bewegen, viele Sachen manch-
mal auch nicht. Ich durfte Teil von vielen großen Ent-
scheidungen sein; darauf bin ich sehr stolz. Vor zwei-
einhalb Jahren durfte ich auch Teil einer viel schöneren 
Erfahrung sein: Ich durfte Vater einer zweijährigen Toch-
ter werden,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die ist aber 
schnell gewachsen!)

die heute leider nicht hier sein kann. Sie sitzt gerade zu 
Hause und wartet darauf, dass ich endlich nach Hause 
komme. Seitdem sie da ist, denke ich sehr häufig darüber 
nach: In was für einer Welt willst du eigentlich leben? 
Und wie möchtest du, dass sich dieses Land entwickelt?

Eins will ich auch Ihnen da oben auf der Tribüne heute 
mal sagen: Dieser Antrag ist im Grunde genommen, 
wenn man sich den wirklich mal durchliest, wie ein 
Warnhinweis auf einer Zigarettenschachtel.

(Lars Haise [AfD]: O Gott!)
Da steht sehr deutlich drauf: „Rauchen kann tödlich 
sein.“ Ich finde, mit dem, was Sie hier heute abliefern, 
zeigen Sie sehr deutlich, wofür die AfD steht: für Men-
schenfeindlichkeit, für Hass, für Verachtung, für Aus-
grenzung.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Dr. Malte Kaufmann 
[AfD]: Das ist doch lächerlich!)

Stets und ständig stellen Sie sich als Opfer hin. Dabei 
geht es Ihnen nur darum, Menschen zu Opfern zu ma-
chen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Völlig lächer-
lich! – Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Men-
schen werden Opfer von denen, die Sie ins 
Land gelassen haben!)

Sollten Sie mal irgendwann die Chance haben, irgendwo 
Verantwortung zu tragen, werden alle Menschen, die die-
sen Antrag hier heute lesen, wissen, wofür Sie stehen: nur 
für Hass, für nichts anderes.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Das ist Ihre Interpretation! – 
Dr. Ingo Hahn [AfD]: Sie stehen bei 7 Prozent 
in Bayern! – Weitere Zurufe von der AfD)

Mit meinen letzten Worten heute möchte ich mich 
nicht nur an das Parlament richten,

(Zuruf von der AfD)

sondern vor allen Dingen an die Kolleginnen und Kolle-
gen bei der Deutschen Bahn. Im Namen meiner Fraktion 
möchte ich ihnen sehr deutlich sagen: Liebt doch, wen ihr 
wollt; seid, wie ihr das möchtet – wir sind damit fein und 
unterstützen euch sehr gerne dabei.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf von der AfD: Nicht mehr lange! – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Peinliche Rede!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte, für die Fraktion 

Die Linke, ist Maik Brückner.

(Beifall bei der Linken)

Maik Brückner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Ich kann mir sehr gut vorstellen, dass 

Rechtsextreme im Zug eine Fahne haben.

(Zuruf von der AfD: Ach du liebe Zeit!)

Gegenstand der heutigen Debatte ist aber eine Fahne am 
Zug, genauer gesagt, die Regenbogenfahne an einem ICE 
der Deutschen Bahn.

Bahnfahren sieht ja oft so aus: Der Zug wird gestri-
chen, die Sitzplatzreservierungen entfallen; man hockt 
stundenlang auf dem Fußboden; oder die Klimaanlage 
ist kaputt.

Für die AfD ist die eigentliche Zumutung für Fahrgäste 
aber eine ganz andere.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Nein, nein! Sind 
verschiedene Anträge!)

Sie schreiben nämlich in Ihrem Antrag – kein Witz, es 
steht drin –, dass „Andersdenkenden“ „nicht zuzumuten“ 
ist, sich im öffentlichen Raum mit zum Beispiel Regen-
bogenflaggen „auseinandersetzen zu müssen“.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ganz genau!)

Schlimm, schlimm. Um das mal klarzustellen: Es geht 
hier um eine Flagge vor einem Bahnhof. Was für eine 
Mimose muss man bitte sein, um sich davon triggern zu 
lassen? Peinlich!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Lachen bei Ab-
geordneten der AfD)

Laut AfD ist das Problem der Deutschen Bahn die – 
Zitat – „Weltanschauung des sechsfarbigen Regenbo-
gens“.
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(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Aber die Regen-
bogenflagge ist jetzt auch im Bundestag ver-
boten!)

Also die Bahn fährt nicht, weil sie zu woke ist? Hm. Mein 
Tipp wäre, dass die Bahn buchstäblich andere Baustellen 
hat,

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist richtig! Soll sich 
um diese Baustellen kümmern!)

aber das liegt wahrscheinlich an meiner bisexuellen, wie 
Sie schreiben, Weltanschauung; aber na gut. Ich verrate 
Ihnen mal was: Am Zustand der Deutschen Bahn sind 
ganz sicher nicht die queeren Communitys schuld, son-
dern die offen heterosexuellen Verkehrsminister der letz-
ten zwanzig bis dreißig Jahre.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken – Heiter-
keit bei Abgeordneten der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Nur die heterosexuellen? 
Woher wissen Sie das so genau?)

Mit Ihren hysterischen Debatten wollen Sie jede Woche 
von den echten Problemen in Deutschland ablenken. Was 
die Deutsche Bahn wirklich ruiniert hat, ist: eine auf 
Profit getrimmte Bahn, die Stilllegung von Strecken 
oder der jahrelange Investitionsstau. Die Regenbogenla-
ckierung am ICE ist nicht schuld daran, wirklich nicht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das sind andere 
Anträge! Jetzt geht es hier um die Regenbo-
genfahne!)

Was es braucht: Erstens. Echte Sicherheit für die Be-
schäftigten – das fordert auch die Gewerkschaft EVG –; 
die Übergriffe auf Bahnkolleginnen und -kollegen müs-
sen aufhören.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Auf Fahrgäste 
auch! Wäre gut!)

Zweitens. Es braucht eine langfristige Finanzierung des 
Aus- und Neubaus von Strecken. Schluss mit Sparzwang 
und Profitlogik!

(Beifall bei der Linken)

Drittens. Die Bahn muss gemeinnützig werden und ihr 
Unternehmensauftrag am Gemeinwohl orientiert werden. 
Dafür steht Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Und was die Emanzipation queerer Menschen angeht, 
möchte ich zum Schluss wirklich sehr gerne meine Na-
mensvetterin Mia Julia Brückner zitieren: „Der Zug, der 
Zug, der Zug hat keine Bremse“. In diesem Sinne allen 
Zug-Gays und allen Queers bei der Bahn: Happy Pride!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Henning Rehbaum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Mit ihrem Antrag erweckt die AfD den Eindruck, 
dass ein besonders lackierter Zug die DB von ihrer Arbeit 
abhält. Das ist natürlich totaler Tinnef, und man kann sich 
wirklich die Frage stellen: Haben wir keine anderen 
Sorgen?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken – Zuruf von der 
AfD)

Denn die Wahrheit ist doch, die Umsetzung der 
Agenda für zufriedene Kunden auf der Schiene von Ver-
kehrsminister Schnieder ist in vollem Gange: der Fokus 
auf Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit; die Konzen-
tration auf das Kerngeschäft der DB; der Verkauf von 
Beteiligungen; der Abbau von Doppelstrukturen und Ver-
waltung bei der DB AG; das Sofortprogramm für ein 
besseres Reiseerlebnis; die Verschlankung der Vorstände 
bei der DB AG und der DB InfraGO AG; die Neuauf-
stellung der Aufsichtsräte der DB AG und der DB In-
fraGO AG; die Trassenpreisreform; Planungsbeschleuni-
gung; die Digitalisierung der Infrastruktur und der 
Fahrzeuge; die Generalsanierung von über 40 Hochleis-
tungskorridoren. Nie seit der Bahnreform ist mehr pas-
siert, nie hat eine Bundesregierung mehr für die Deutsche 
Bahn getan.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Infrastrukturvorhaben setzt die Taskforce „Zuver-
lässige Bahn“ in 22 Maßnahmen um. Dazu gehören die 
schnelle Stabilisierung hochbelasteter Knoten, die Ver-
besserung bei der Disposition, Koordinierung des Bau-
geschehens und schnellere Störungsbeseitigung.

Das muss erwähnt werden, an der Stelle ist aber auch 
der DB-Konzern selbst schon unterwegs, er strafft die 
Gremien: Der Konzernvorstand wird von acht auf sechs 
Ressorts verkleinert. Die DB InfraGo AG macht etwas 
ganz Ähnliches. Stellenabbau in der Konzernleitung: In 
den oberen Führungsebenen sollen mindestens 30 Prozent 
der Stellen gestrichen werden; das sind 1 000 Positionen; 
das ergibt Einsparungen von ungefähr 500 Millionen 
Euro pro Jahr. Und das Geschäft von Auslandstöchtern 
der Deutschen Bahn wird abgestoßen. Die DB Fernver-
kehr AG und die DB Regio AG verschlanken ihre Ent-
scheidungsstrukturen und legen das Marketing zusam-
men. Wir sind also schon auf einem ganz guten Weg.

Zur Regenbogenflagge, die hier der Aufreger ist, muss 
man sagen: Ich finde, in einem freien Land muss niemand 
Angst vor einer Regenbogenflagge haben; sie ist das 
Zeichen von Respekt gegenüber Menschen, die genauso 
zu unserem Land gehören wie alle anderen auch. Auf 
dem Bundestag weht sie einmal im Jahr, zu einem Ge-
denktag.

(Zuruf von der AfD: Zu viel!)

Ein einziger Zug der Deutschen Bahn ist in diesen Farben 
umlackiert.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Deutschlandflag-
gen!)
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Wer daraus einen politischen Skandal machen will, hat 
offenbar keine echten Vorschläge, wie er die Bahn selber 
besser machen will.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dieser Antrag ist tatsächlich kein Ruhmesblatt. Er ist 
kleinkariert; das zeigen auch die folgenden Zahlen: Wir 
haben 410 ICE-Züge in Deutschland. Davon ist genau 
einer in den Regenbogenfarben lackiert.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Es geht nicht nur 
um den Zug!)

Es gibt auch anders gebrandete Züge, zu den Themen 
„Europa“, „75 Jahre Bundespolizei“, „Bundesrepublik 
Deutschland“ oder seit Kurzem auch zum Miniaturwun-
derland; dieser Zug heißt „Knuffingen“.

Das Entscheidende für die Fahrgäste ist – ich bin sofort 
fertig –: Der ICE muss pünktlich kommen,

(Zuruf von der AfD: Kommt er aber nicht!)
er muss sauber sein, die Zugbegleiter –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, die Redezeit.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
– müssen kompetent und freundlich sein. Und das sind 

sie, jeden Tag. Dafür sage ich Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Lars Haise für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Lars Haise (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Es ist wieder einmal 

Pride Month. Wer regelmäßig die Deutsche Bahn nutzt 
und deren Unternehmenskommunikation beobachtet, 
stellt fest, dass sich der Schwerpunkt, nämlich Züge si-
cher und pünktlich von A nach B zu fahren, zumindest bis 
zum 1. Juli verschoben hat.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von der AfD keine Vorschläge!)

Wichtig ist bis dahin nicht, ob, wenn Sie morgens am 
Bahnsteig stehen, zu der vorgesehenen Abfahrtszeit tat-
sächlich ein Zug abfährt, wichtig ist, dass Sie bis dahin in 
Echtzeit verfolgen können, wo sich der Regenbogen-ICE 
befindet – als Zeichen der Vielfalt, versteht sich.

(Zuruf von der AfD – Desiree Becker [Die 
Linke]: Mit so einem Antrag wollen Sie das 
Problem lösen?)

Oder, um es treffender zu formulieren: als sichtbares 
Zeichen einer politischen Klasse, die den Kontakt zum 
Volk schon längst verloren hat.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der AfD: 
Bravo! Genau so ist es!)

Diese Vielfalt wird von diesem Staatsunternehmen üb-
rigens ausschließlich in Deutschland so gepredigt, wie 
eine Einzelfrage von mir ergeben hat. Dabei leben wir 
in einem Land, das die Benachteiligung von sexuellen 
Minderheiten offensichtlich schon seit vielen Jahren 
überwunden hat.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ihr Antrag zeigt das Gegenteil!)

Im Ausland hingegen – etwa in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten, Saudi-Arabien oder Ägypten – werden 
im Juni keine Regenbogenfahnen vor den Gebäuden von 
Tochterunternehmen der Deutschen Bahn gehisst.

(Zuruf von der AfD: Aha! – Derya Türk- 
Nachbaur [SPD]: Das sind aber tolle Vorbilder 
für Sie!)

Wer sich die dort vorherrschenden religiösen Verhältnisse 
genauer anschaut, muss gar nicht lange überlegen, warum 
das so ist. Ich verrate es Ihnen trotzdem: Es liegt an einer 
Steinzeitkultur mit archaischem Menschenbild. Es liegt 
am politischen Islam.

(Beifall bei der AfD – Victoria Broßart 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und die wol-
len Sie jetzt hier auch, oder wie? – Isabel 
Cademartori [SPD]: Die wollen Sie nach-
machen?)

Weil der Islam auch in Deutschland immer häufiger den 
öffentlichen Raum erobert, auch Züge und Bahnhöfe, 
identifizieren sich immer weniger betroffene Eisenbah-
ner,

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Sie schwei-
fen vom Thema ab!)

deren Herzen nicht für das andere, sondern für das glei-
che Geschlecht schlagen, sichtbar mit dem Regenbogen. 
Sie wollen nicht zur Zielscheibe Ihrer grün-links-woken, 
von der Union mitbeklatschten Ideologie werden,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Bingo! Ich habe 
drauf gewartet!)

die uns Messerkriminalität und Gruppenvergewaltigun-
gen beschert, sie wollen lediglich eines: in Ruhe gelassen 
werden und ein friedliches Leben mit ihren gleich-
geschlechtlichen Partnerinnen und Partnern führen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: So ist es!)

Meine Damen und Herren, diese Menschen wissen 
auch, es gibt nur eine politische Kraft in diesem Land, 
die ihnen dieses friedliche Leben sichert und dafür sorgen 
wird, dass sie nicht eines Tages mit einem Sack über dem 
Kopf von der Bahnsteigkante vor einen einfahrenden Zug 
gestoßen werden; es ist die Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Gott bewahre! Gott bewahre!)

Meine Damen und Herren, Schwarz-Rot-Gold ist bunt 
genug,

(Maik Brückner [Die Linke]: Wollen Sie sa-
gen, die Deutschlandfahne ist schwul?)
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und unsere Farben für Einigkeit und Recht und Freiheit 
stünden unseren Zügen und Bahnhöfen besser zu Gesicht 
als das Erkennungszeichen einer radikalisierten Sekte. 
Ich bitte in diesem Sinne um die Unterstützung unseres 
Antrags.

Ich bedanke mich recht herzlich für Ihre unein-
geschränkte Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Happy Pride Month!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Gut.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Dann kommen wir zur nächsten Rednerin in dieser 
Debatte. Das ist für die SPD-Fraktion Isabel 
Cademartori. – Sorry.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Isabel Cademartori (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wenn man den Antrag der AfD liest, könnte man 
meinen, die größten Probleme der Deutschen Bahn seien 
Regenbogenflaggen, ein Mitarbeiternetzwerk und die 
Teilnahme am Christopher Street Day. Sie sind so ver-
strahlt, dass Sie nicht mal merken, dass, während Sie hier 
aufzählen, wie Menschen, die queer sind, in musli-
mischen Ländern möglicherweise diskriminiert werden, 
Sie mit Ihrem Antrag einen Zustand bei uns herstellen 
wollen, der genau das befördern soll.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist doch Un-
sinn! – Gegenruf des Abg. Maik Brückner [Die 
Linke]: Mimosen dahinten!)

Das zeigt, wie nah Extremismen sich oft sind.
Aber ich habe eine gute Nachricht für Sie: Die Deut-

sche Bahn befördert alle Menschen – unabhängig von 
Herkunft, Religion, Weltanschauung, geschlechtlicher 
Identität oder sexueller Orientierung.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das hat sie auch 
schon früher getan!)

Und das Gute für die AfD? Dazu gehören selbstverständ-
lich auch Menschen mit Tunnelblick wie Sie! Das gehört 
zum Service.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu Ihrem Antrag „[…] Aufgabenfremde Maßnahmen 
wie die Regenbogenbeflaggung bei der Deutsche 
Bahn AG unterlassen“. Das Einzige, was hier wirklich 
aufgabenfremd für einen Abgeordneten ist, ist, so einen 
Antrag vorzulegen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das erwarten un-
sere Wähler von uns!)

und Ihr Versuch, die Deutsche Bahn für Ihren Kultur-
kampf zu missbrauchen. Es ist absurd.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
Linken sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Stefan Henze 
[AfD]: Es ist Ihr Kulturkampf!)

Sie stellen Leistung gegen Vielfalt, und das ist ein 
künstlich erzeugter Gegensatz. Erklären Sie mir doch 
bitte, wie eine Regenbogenflagge einen Zug unpünktlich 
macht!

(Heiterkeit der Abg. Derya Türk-Nachbaur 
[SPD] – Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie spalten 
den öffentlichen Raum!)

Ein Diversitynetzwerk verursacht keine Weichenstörung, 
und ein ICE mit Regenbogenbeklebung blockiert keine 
Strecke. Die Wahrheit ist: Leistung und Vielfalt schließen 
sich nicht nur nicht aus. Im Gegenteil: Moderne Unter-
nehmen in einem modernen Land wissen längst, dass 
unterschiedliche Perspektiven Innovationen fördern, 
Fachkräfte binden und die Arbeitskultur verbessern.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann müsste ja 
bei der Bahn alles toll sein!)

Die Bahn beschäftigt rund 300 000 Menschen mit ganz 
unterschiedlichen Lebensgeschichten, Identitäten, Le-
bensentwürfen. Diese Menschen sorgen jeden Tag dafür, 
dass Millionen von Fahrgästen zur Arbeit kommen, ihre 
Familien besuchen oder in den Urlaub fahren können. 
Und wissen Sie was? Diese Beschäftigten haben unseren 
Respekt verdient, nicht Misstrauen.

Besonders bemerkenswert finde ich, dass Sie Vielfalt 
als weltanschauliche Propaganda bezeichnen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Was denn sonst?)

Dieser Duktus erinnert an Gott sei Dank längst vergan-
gene Zeiten. Und es lässt nicht nur mich hier komplett 
erschaudern, wenn ich höre, was Sie von sich geben. Ich 
sage es ganz klar: Vielfalt ist keine Ideologie, sondern im 
Jahr 2026 Gott sei Dank gelebte Realität – eine Realität, 
wegen der ich stolz bin, in diesem Land zu leben und hier 
Politik machen zu dürfen, eine Realität, die es immer 
wieder zu verteidigen gilt gegen Menschen wie Sie und 
gegen polemische Anträge wie diesen, die die Unpünkt-
lichkeit der Deutschen Bahn benutzen, um gegen Min-
derheiten zu wettern. Pfui!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Das ist Ideologie, keine Realität! – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Bei „Pfui!“ gibt 
es normalerweise einen Ordnungsruf!)

Aber das dokumentiert wieder mal Ihre kontraproduk-
tive Parlamentsarbeit. Während die Bahn vor großen He-
rausforderungen steht – Sanierung des Netzes, Fachkräf-
temangel, Digitalisierung, Pünktlichkeit – und Sie immer 
wieder hier fordern, der Bahn auch noch die Mittel zu-
gunsten der Straßen zu streichen,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD], an den Sitzungs-
vorstand gewandt: Da hat jemand „Pfui!“ ge-
sagt, Frau Präsidentin!)
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nutzen Sie diesen Zustand – den Sie verschärfen wollen –, 
um ihn auf Minderheiten abzuladen. Das ist AfD-Politik. 
Aber ich sage Ihnen was: Queere Menschen fahren Bahn. 
Sie arbeiten bei der Bahn. Sie zahlen Steuern. Sie ärgern 
sich auch über unpünktliche Züge, so wie wir alle. Und 
sie haben wie alle auch einen Anspruch auf Respekt und 
Sichtbarkeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
Linken sowie bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die Unions-

fraktion Dr. Jonas Geissler.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Titel des Antrags ist ja schon länger be-
kannt. Gestern Abend hatten wir alle das Vergnügen, 
dann auch zu lesen, was Sie für ein Geschwurbel fabri-
zieren können. Und wenn man ganz ehrlich ist: Diese 
Debatte setzt dem Ganzen noch einmal die Krone auf.

(Heiterkeit der Abg. Derya Türk-Nachbaur 
[SPD])

Man kann es gar nicht glauben: Sie bezeichnen den Re-
genbogen als „Erkennungszeichen einer radikalisierten 
Sekte“.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie tref-
fen den Nagel auf den Kopf!)

In Ihrem Antrag schreiben Sie was von Maßnahmen „un-
ter der Weltanschauung des sechsfarbigen Regenbo-
gens“. Man fragt sich: In welcher Welt leben Sie eigent-
lich?

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Wenn Sie über Maßnahmen der Bahn reden, könnte es 
Ihnen darum gehen, wie man die Schiene ausbaut, es 
könnte Ihnen um Elektrifizierungsmaßnahmen gehen, da-
rum, wie man die Mobilität in diesem Land verbessert, 
wie man für moderne Stellwerke sorgt.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das sind andere 
Anträge!)

Aber ganz ehrlich – einige Kollegen haben das vorhin 
angesprochen –: Niemand – niemand! – in diesem Land 
regt sich auf, wenn er in einen ICE einsteigt, auf den ein 
Regenbogen gemalt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zurufe von der AfD: Doch! – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Da gibt es ganz 
viele, die sich aufregen!)

Das Einzige, was Sie heute machen, ist Kulturkampf – 
einfach nur Kulturkampf!

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Lesen Sie mal den 
Brief von der GDL!)

Sie fabrizieren Empörung. Sie fabrizieren einen Skandal, 
eine Verschwörung.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: In Ihrer Parallel-
welt vielleicht!)

Sie arbeiten mit irgendwelchen Symbolen, die den ande-
ren eine Weltanschauung aufoktroyieren sollen. Und wis-
sen Sie, was Sie damit eigentlich machen? Sie spielen 
damit jedes Mal Gruppen in diesem Land gegeneinander 
aus.

(Zurufe von der AfD: Nein!)
Sie hetzen damit.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie spalten mit 
solchen Fantasieflaggen!)

Und das ist Ihre eigentliche Zielsetzung: Sie spalten, 
polarisieren,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das machen Sie 
mit Ihrer Rede! Sie sind der Spalter! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Schwarz-Rot-Gold steht für 
alle!)

um Ihrem eigenen Klientel zu zeigen: Schaut euch an, 
was mit Deutschland passiert ist!

(Lars Haise [AfD]: Schauen Sie sich mal an, 
was mit Deutschland unter Ihnen passiert ist!)

Schaut es euch an! Ihr werdet alle indoktriniert! – Und 
Sie wissen selber, dass das einfach nicht stimmt. Es 
stimmt einfach nicht!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Die Fahne zeigt das Gegen-
teil! – Michael Donth [CDU/CSU]: Wir sind ja 
eh nur „deutschsprechende Amerikaner“!)

Ich frage Sie jetzt mal etwas als jemand, der sich eher 
die Zunge rausreißen würde, als einen einzigen Satz in 
seinem Leben zu gendern: Was haben Sie eigentlich ge-
gen Homosexuelle?

(Zurufe von der AfD: Nichts!)
Was haben Sie eigentlich gegen Minderheiten? Was ha-
ben Sie eigentlich gegen Randgruppen? Und was gibt 
Ihnen das, dass Sie diese immer wieder gegen die Mehr-
heit der Bevölkerung ausspielen müssen? Was gibt Ihnen 
das eigentlich?

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Wie kommen Sie darauf? 
Gespensterdebatten! – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Als ob alle Homosexuellen diese Fahne 
haben wollen! Das ist doch Unsinn!)

Die Deutsche Bahn hat 400 ICEs, und auf einem Zug 
ist ein Regenbogen drauf. Die Deutsche Bahn hat 220 000 
Mitarbeiter; da ist alles dabei. Und wenn man als Unter-
nehmen sich hinstellt und sagt: „Wir stehen für Vielfalt, 
wir stehen für Toleranz, wir stehen für Kunden, egal wo 
sie herkommen, welche Sprache sie sprechen, welchen 
kulturellen Hintergrund sie haben, weil sie mit uns fah-
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ren; wir brauchen sie“, dann ist das eigentlich nur positiv. 
Sie sollten sich schämen für das, was Sie heute gemacht 
haben. Schämen sollten Sie sich dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Sie hätten auch sagen können: Lasst uns doch einen 
ICE in Tarn anmalen, weil wir für die Bundeswehr ste-
hen,

(Lachen bei der Linken – Zurufe von der 
Linken: Nein! – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
So weit kommt es noch! Und dann ab an die 
Ostfront, oder wie?)

oder mit Kinderzeichnungen, weil wir ein Land der Fa-
milien sind. Aber nein, Sie spalten einfach nur, und das ist 
verwerflich. Ich bin froh, dass wir alle hier das nicht tun.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Po-
lemik noch und nöcher!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/6331 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich wünsche Ihnen, was auch immer Sie heute noch 
Vielfältiges unternehmen, einen wunderschönen Abend.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Donnerstag, den 11. Juni 2026, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 20:58 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Abdi, Sanae SPD

Akbulut, Gökay Die Linke

Bachmann, Carolin AfD

Bauer, Marcel Die Linke

Bochmann, René AfD

Boehringer, Peter AfD

Bollmann, Gereon AfD

Brandes, Dirk AfD

Dietz, Thomas AfD

Döring, Felix SPD

Droßmann, Falko SPD

Eichwede, Sonja 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Hain, Heiko CDU/CSU

Heinrich, Gabriela SPD

Hermeier, Mareike Die Linke

Kaiser, Elisabeth SPD

Koegel, Jürgen AfD

Körber, Carsten CDU/CSU

Kramme, Anette SPD

Krichbaum, Gunther CDU/CSU

Mixl, Reinhard AfD

Moosdorf, Matthias AfD

Naujok, Edgar AfD

Nick, Dr. Ophelia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Nouripour, Omid BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pawlik, Natalie 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Pistorius, Boris SPD

Przygodda, Kerstin AfD

Rouenhoff, Stefan CDU/CSU

Abgeordnete(r)

Scheer, Dr. Nina SPD

Schwartze, Stefan SPD

Seifert, Dario AfD

Warken, Nina CDU/CSU

Zobel, Vanessa CDU/CSU

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf Fragen der Fragestunde 
(Drucksache 21/6245)

Frage 5
Frage der Abgeordneten Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Auswirkungen haben die geplanten Vergütungs-
regelungen im Entwurf eines GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetzes nach Einschätzung der Bundesregierung auf 
die Geburtshilfeversorgung und Hebammenversorgung, und 
sieht die Bundesregierung, dass durch diese erzielte Fort-
schritte in der Versorgungsstärkung konterkariert werden 
könnten?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) steht vor 

enormen finanziellen Herausforderungen. Um diesen 
wirksam zu begegnen, hat die vom Bundesministerium 
für Gesundheit eingesetzte FinanzKommission Gesund-
heit umfassende Empfehlungen vorgelegt. Zu diesen ge-
hört, dass die sehr hohen Zuwächse bei den Ausgaben 
wieder in Einklang mit der Einnahmenentwicklung ge-
bracht werden müssen. Vergütungs- und Preisanstiege 
aller Leistungserbringer sind dauerhaft und regelhaft 
auf die jeweilige Kostenentwicklung in den einzelnen 
Leistungsbereichen mit der Einnahmenentwicklung der 
GKV als fester Obergrenze zu begrenzen. Das gilt auch 
für die Versorgung mit Hebammenhilfe.

Bereits die bislang geltende gesetzliche Regelung zur 
Versorgung mit Hebammenhilfe sah vor, dass der Grund-
satz der Beitragssatzstabilität in den Vergütungsverhand-
lungen der Hebammenverbände und des GKV-Spitzen-
verbandes zu berücksichtigen ist. Mit dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung für das GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz wird die ausnahmslose Geltung dieses 
Grundsatzes klargestellt.

Angemessene Vergütungszuwächse entsprechend der 
gesamtwirtschaftlichen Lohnentwicklung werden durch 
die Orientierung an der Einnahmenentwicklung der 
GKV als Obergrenze weiterhin möglich sein. Auch unter 
Berücksichtigung des Abschlags von 1 Prozentpunkt auf 
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die Einnahmenentwicklung der GKV bis zum Jahr 2029 
sind Vergütungssteigerungen bei der Hebammenversor-
gung in Zukunft möglich. Es obliegt den Selbstverwal-
tungspartnern, in den künftigen Vertragsverhandlungen 
hier zu insgesamt tragfähigen Ergebnissen zu kommen. 
Ein Konterkarieren von Fortschritten in der Versorgungs-
stärkung sieht die Bundesregierung insofern nicht.

Frage 6
Frage der Abgeordneten Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie lautet das Ergebnis der Prüfung im Rahmen der Rechts-
aufsicht durch die Bundesregierung in Bezug auf die Entschei-
dung des Erweiterten Bewertungsausschusses zur Absenkung 
der Honorare bei Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten um 4,5 Prozent zum 1. April 2026 (www.kbv.de/praxis/ 
tools-und-services/praxisnachrichten/2026/03-12/kbv- 
vorstand-enttaeuscht-verguetung-psychotherapeutischer- 
leistungen-wird-um-fast-fuenf-prozent-gekuerzt), und liegen 
der Bundesregierung neue Erkenntnisse zum Beschluss vor?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) bat die 

Geschäftsführung des Bewertungsausschusses im Rah-
men der Prüfung des Beschlusses vom 11. März 2026 
zur Änderung der Bewertungen psychotherapeutischer 
Leistungen im einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) 
um ergänzende Informationen und Stellungnahme. Dabei 
ging es insbesondere um die Frage, ob der Beschluss auf 
einer vollständigen und sachgerechten Datengrundlage 
beruhte und ob weitere Aspekte – insbesondere die Ent-
wicklung des Orientierungswertes – hätten berücksichtigt 
werden können.

In der Stellungnahme der Geschäftsführung des Be-
wertungsausschusses vom 12. Mai 2026 wurde aus-
geführt, dass der erweiterte Bewertungsausschuss ein 
durch die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
grundsätzlich anerkanntes und seit Jahren kontinuierlich 
weiterentwickeltes Modell verwende. Die maßgeblichen 
Parameter würden seit dem Jahr 2015 unverändert ge-
nutzt, um eine konsistente Beschlusspraxis sicherzustel-
len. Für den vorliegenden Beschluss hätten sämtliche er-
forderlichen aktualisierten Datengrundlagen vorgelegen, 
auch wenn diese stichprobenbedingten Schwankungen 
unterlägen. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass das 
Modell verschiedene begünstigende Annahmen enthalte 
und einseitige Korrekturen vermieden würden.

Vor diesem Hintergrund sei eine isolierte Berücksich-
tigung der Entwicklung des Orientierungswertes nicht 
sachgerecht gewesen. Ein abgestimmtes Verfahren zur 
Einbeziehung der Orientierungswerte für die Jahre 2025 
und 2026 habe zudem nicht vorgelegen. Gleichzeitig 
wurde angekündigt, das Verfahren künftig unter Ein-
beziehung des Orientierungswertes und weiterer Aspekte 
weiterzuentwickeln. Aufgrund der Komplexität des Mo-
dells sei hierfür jedoch eine umfangreiche Methodendis-
kussion erforderlich. Ferner wurde darauf verwiesen, 
dass die beschlossene Honoraranpassung von 4,5 Prozent 
deutlich unter der rechnerisch möglichen Absenkung von 
9,97 Prozent geblieben sei und damit auch möglichen 
Unsicherheiten des Modells Rechnung getragen werde.

Das BMG hat im Rahmen seiner Rechtsaufsicht den 
Beschluss des Bewertungsausschusses vom 11. März 
2026 nicht beanstandet, da keine durchgreifenden recht-
lichen Bedenken bestanden und damit keine Gründe für 
eine Beanstandung erkennbar waren. Die Beanstan-
dungsfrist endete mit Ablauf des 1. Juni 2026. Ebenso 
lagen keine Gründe für eine Nichtbeanstandung mit Auf-
lagen vor. Die genannte Protokollnotiz gibt vielmehr ei-
nen Ausblick auf das Verfahren des erweiterten Bewer-
tungsausschusses, welches künftig unter Einbeziehung 
weiterer Aspekte weiterentwickelt werden soll.

Frage 7
Frage der Abgeordneten Linda Heitmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung 
zur Reduktion alkoholbedingter Gesundheitsschäden, und 
prüft sie in diesem Zusammenhang auch eine stärker am Al-
koholgehalt orientierte Besteuerung alkoholischer Getränke?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Effektive Präventionsmaßnahmen leisten einen wich-

tigen Beitrag zur Vermeidung gesundheitlicher Folgen 
frühzeitigen Alkoholkonsums. Das Bundesministerium 
für Gesundheit setzt in erster Linie darauf, die Gesund-
heitskompetenz der Menschen und das Bewusstsein für 
Gesundheitsrisiken zu stärken. Zudem gilt es, Kinder und 
Jugendliche zu schützen. Bei der Alkoholprävention des 
Bundes bildet das Bundesinstitut für Öffentliche Gesund-
heit eine tragende Säule – insbesondere mit den etablier-
ten und zielgruppenspezifischen Präventions- und Auf-
klärungskampagnen, die darauf abzielen, Jugendliche 
und junge Erwachsene für die Risiken des Alkoholkon-
sums zu sensibilisieren. Erfahrungen aus anderen Län-
dern zeigen aber, dass umfassende Präventionsansätze 
zu besseren Ergebnissen führen; zum Beispiel haben 
Preiserhöhungen eine steuernde Wirkung.

Welche weiteren Maßnahmen im Bereich der Alkohol-
prävention ergriffen werden, wird zurzeit ergebnisoffen 
diskutiert. Eine solche Maßnahme im Bereich der Alko-
holprävention ist die Abschaffung des begleiteten Trin-
kens. Das Bundesministerium für Bildung, Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend hat im März 2026 einen 
Regelungsvorschlag vorgestellt, der die Streichung des 
§ 9 Absatz 2 Jugendschutzgesetz (JuSchG) vorsieht. Die-
ser befindet sich aktuell in der Ressortabstimmung.

Unabhängig hiervon hat sich die Bundesregierung mit 
dem Eckwertebeschluss vom 29. April 2026 darauf ver-
ständigt, wie der Handlungsbedarf im Bundeshaushalt 
reduziert wird. Dazu sollen die in der Koalition verein-
barten Maßnahmen zur weiteren Konsolidierung des 
Bundeshaushalts bis zum Beschluss des Regierungsent-
wurfs zum Bundeshaushalt 2027 soweit umgesetzt wer-
den, dass sie etatreif sind. Hierzu zählt unter anderem die 
Anpassung der Alkoholsteuer. Die genaue Ausgestaltung 
wird derzeit geprüft.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9904 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

http://www.kbv.de/praxis/tools-und-services/praxisnachrichten/2026/03-12/kbv-vorstand-enttaeuscht-verguetung-psychotherapeutischer-leistungen-wird-um-fast-fuenf-prozent-gekuerzt
http://www.kbv.de/praxis/tools-und-services/praxisnachrichten/2026/03-12/kbv-vorstand-enttaeuscht-verguetung-psychotherapeutischer-leistungen-wird-um-fast-fuenf-prozent-gekuerzt
http://www.kbv.de/praxis/tools-und-services/praxisnachrichten/2026/03-12/kbv-vorstand-enttaeuscht-verguetung-psychotherapeutischer-leistungen-wird-um-fast-fuenf-prozent-gekuerzt
http://www.kbv.de/praxis/tools-und-services/praxisnachrichten/2026/03-12/kbv-vorstand-enttaeuscht-verguetung-psychotherapeutischer-leistungen-wird-um-fast-fuenf-prozent-gekuerzt


Frage 8
Frage der Abgeordneten Linda Heitmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie will die Bundesregierung sicherstellen, dass mit den 
anstehenden Strukturreformen im Gesundheitswesen die 
Rechte von Patientinnen und Patienten und der Schutz vor 
Behandlungsfehlern gestärkt und nicht geschwächt werden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 

SPD vorgesehenen Strukturreformen dienen der Verbes-
serung der Gesundheitsversorgung in verschiedenen Be-
reichen. So wird die Patientensteuerung und Vernetzung 
im Rahmen der Reform der Notfallversorgung und mit 
dem geplanten Primärversorgungssystem in der ambu-
lanten Versorgung verbessert.

Im Notfall müssen sich Hilfesuchende auf bestehende 
Strukturen der Notfallversorgung verlassen können. Eine 
verlässliche Notfallversorgung durch sektorenübergrei-
fende Vernetzung von Strukturen stärkt die Rechte von 
Patientinnen und Patienten. Klare Strukturen und Vor-
gaben zur Steuerung sind daher auch ein Baustein zum 
Schutz vor Behandlungsfehlern.

Eines der zentralen Ziele der Einführung des Primär-
versorgungssystems ist es, auch künftig für alle Men-
schen einen bedarfsgerechten Zugang zur Versorgung 
zu gewährleisten. Hierfür sollen die Patientinnen und 
Patienten durch eine bessere Navigation in der Versor-
gung mehr Orientierung erhalten, damit sie bedarfs-
gerecht zur richtigen Zeit in der richtigen Versorgungs-
ebene behandelt werden können. Zudem soll durch eine 
bessere Koordination und Kooperation, insbesondere 
durch die Sicherstellung eines engen Informationsaus-
tauschs zwischen der hausärztlichen und fachärztlichen 
Versorgung, eine bessere medizinische Versorgung der 
Patientinnen und Patienten erreicht werden.

Mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz 
für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen 
(kurz: GeDIG) sollen Mehrwerte der Digitalisierung für 
Versicherte und Leistungserbringer in die Versorgung ge-
bracht werden. So wird die Qualität der Versorgung da-
tengestützt verbessert.

Die von Bundesgesundheitsministerin Nina Warken 
eingesetzte FinanzKommission Gesundheit wird bis 
Ende des Jahres in ihrem zweiten Bericht Vorschläge 
für Strukturreformen erarbeiten, um die Beiträge zur ge-
setzlichen Krankenversicherung auch langfristig zu sta-
bilisieren. Dabei gibt der Arbeitsauftrag vor, dass eine 
hohe Qualität und ein hohes Leistungsniveau sicher-
zustellen sind. Die Empfehlungen zu Strukturreformen 
der FinanzKommission Gesundheit bleiben abzuwarten.

Frage 9
Frage des Abgeordneten Stefan Schröder (AfD):

In welchem Umfang sollen nach Einschätzung der Bundes-
regierung Ärzte, Krankenhäuser, pharmazeutische Unterneh-
men und Versicherte jeweils zur finanziellen Entlastung der 
gesetzlichen Krankenversicherung beitragen, und nach wel-
chen Kriterien wurde diese Lastenverteilung festgelegt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Der jeweilige Umfang des von Ärzten, Krankenhäu-

sern, pharmazeutischen Unternehmen und Versicherten 
erbrachten Beitrags am Einsparvolumen des GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetzes kann der Begründung 
des Entwurfs des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgeset-
zes entnommen werden. Die Lastenverteilung folgt dem 
Grundsatz, dass alle Beteiligten des Gesundheitswesens 
in einem angemessenen Verhältnis an den Einsparungen 
beteiligt werden.

Frage 10
Frage des Abgeordneten Stefan Schröder (AfD):

In welchem Umfang werden Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung für nicht oder nur kurzzeitig beitrags-
zahlende Leistungsberechtigte infolge von Flucht und Zuwan-
derung seit dem Jahr 2015 aus Beitragsmitteln finanziert, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, diese Ausgaben künftig 
stärker aus Steuermitteln statt aus Beiträgen der gesetzlich Ver-
sicherten zu finanzieren?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
In den Statistiken der gesetzlichen Krankenversiche-

rung (GKV) erfolgt keine separate Ausweisung von Aus-
gaben nach der Rechtsgrundlage der Mitgliedschaft bzw. 
des Versichertenstatus. Die Ausgaben werden grundsätz-
lich nach den Rechtsgrundlagen der von der GKV er-
brachten Leistungen erfasst. Daher kann hierzu keine 
Angabe gemacht werden. Aufwendungen, die der GKV 
durch die Übernahme der Krankenbehandlung von nicht 
Versicherungspflichtigen entstehen, werden unabhängig 
davon den Krankenkassen von den zuständigen Sozialbe-
hörden vollständig erstattet.

Frage 11
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Was sind die fünf wichtigsten Vorhaben, die das Bundes-
ministerium für Gesundheit vorrangig umzusetzen beabsich-
tigt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Grundlage für die Vorhaben ist der Koalitionsvertrag 

zwischen CDU, CSU und SPD. Auf die darin aufgeführ-
ten gesundheitspolitischen Vorhaben und Umsetzungs-
horizonte wird verwiesen. Das Bundesministerium für 
Gesundheit verfolgt als wichtige Anliegen in diesem 
Zusammenhang beispielsweise die Stabilisierung der 
Beitragssätze zur gesetzlichen Krankenversicherung, die 
Pflegereform, die Umsetzung der Notfallreform, die Wei-
terentwicklung der Digitalisierungsmaßnahmen im Ge-
sundheitswesen sowie die Einführung eines Primärver-
sorgungssystems. Zusätzlich führen wir den Pharma- 
dialog, der auch auf die Medizintechnik erweitert worden 
ist, fort.

Frage 12
Frage des Abgeordneten Bernd Schattner (AfD):

Welche Auswirkungen hat die Gesundheitsreform auf die 
Versicherungssituation der Beamten, welche auch teilweise 
durch den Fiskus unterstützt werden?
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Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für 

das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz wird die 
Grundlage für eine nachhaltige Stabilisierung der Finan-
zen der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ge-
schaffen. Ziel ist, die Deckungslücke zwischen Einnah-
men und Ausgaben der Krankenkassen in den kommen- 
den Jahren zu schließen, damit es nicht zu weiteren Bei-
tragssatzerhöhungen für die Versicherten kommt. Der 
Gesetzentwurf enthält keine spezifischen Regelungen 
zum Versicherungsstatus von Beamtinnen und Beamten.

Vorbehaltlich des Gesetzesbeschlusses durch den 
Deutschen Bundestag würden sich die Änderungen des 
aktuellen Entwurfs des GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetzes aufgrund entsprechender gesetzlicher Verwei-
sungen teilweise unmittelbar auf die Beihilfe für Beam-
tinnen und Beamte auswirken. Zudem sollen die 
Wirkungen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes 
systemgerecht auf die Beihilfe des Bundes für Beamtin-
nen und Beamte übertragen werden. Die konkrete bei-
hilferechtliche Umsetzung hängt jedoch von der finalen 
Fassung des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes ab 
und steht heute noch nicht abschließend fest.

Frage 13
Frage des Abgeordneten Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Von welchen jährlichen Kosten im Gesundheitswesen geht 
die Bundesregierung aktuell durch die Belastung der Men-
schen in Deutschland mit PFAS (per- und polyfluorierten Al-
kylsubstanzen) aus, und von welcher Entwicklung dieser Kos-
ten geht sie nach aktuellem Stand in Zukunft aus?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Der Anfang des Jahres 2026 von der EU-Kommission 

publizierte Bericht „The cost of PFAS pollution for our 
society“ schätzt, dass die gesamtgesellschaftlichen Kos-
ten der Belastung durch per- und polyfluorierte Chemika-
lien (PFAS) im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) im 
Zeitraum 2024 bis 2050, sofern keine weiteren regulato-
rischen Maßnahmen ergriffen werden, insgesamt etwa 
440 Milliarden Euro erreichen werden. Die geschätzten 
Gesundheitskosten für 2024 wurden laut der Studie für 
die begrenzte Anzahl der derzeit regulierten PFAS-Stoffe 
Perfluoroctansäure (PFOA), Perfluoroctansulfonsäure 
(PFOS), Perfluornonansäure (PFNA) und Perfluorhexan-
sulfonsäure (PFHxS), für die ausreichende wissenschaft-
liche Evidenz vorlag, auf 39,5 Milliarden Euro pro Jahr 
für den EWR geschätzt.

Für Deutschland ist der Bundesregierung keine Ab-
schätzung mit Gesundheitsbezug bekannt – zumal 
PFAS kein einzelnes typisches Krankheitsbild verursa-
chen. Eine allgemeine Aussage zum Gefährdungspoten-
zial der gesamten Gruppe der PFAS ist auch nicht mög-
lich, da verschiedene PFAS unterschiedliche toxikolo- 
gische Eigenschaften, Wirkweisen oder Wirkstärken auf-
weisen.

Weil insbesondere langkettige PFAS auch nach Ein-
stellen der Emissionen noch mehrere Jahre im mensch-
lichen Körper und in der Umwelt verbleiben, wird lang-
fristig mit laufenden Gesundheits- und Umweltkosten zu 
rechnen sein.

Frage 14
Frage der Abgeordneten Julia Schneider (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Effekte auf die Gesundheit der Bevölkerung erwar-
tet die Bundesregierung durch den Erhalt und Ausbau von 
Ökosystemen in deutschen Städten, wie es Artikel 8 der EU- 
Wiederherstellungsverordnung vorsieht, und wie unterstützt 
das Bundesministerium für Gesundheit innerhalb der Bundes-
regierung die Umsetzung dieser Ziele?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Die EU-Wiederherstellungsverordnung verpflichtet 

alle EU-Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu ergreifen, um 
geschädigte Ökosysteme wiederherzustellen und den 
Verlust der Artenvielfalt aufzuhalten. Hierdurch wird 
auch ein Beitrag zur Erreichung der Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsziele der EU geleistet. Städtische Öko-
systeme sind essenzielle Bestandteile des europäischen 
Naturraums. Die Verordnung stellt deshalb sicher, dass 
es bis zum Jahr 2030 keinen Nettoverlust an der nationa-
len Gesamtfläche an städtischen Grünflächen und Baum-
überschirmung gibt. Zentrales Instrument für die Durch-
führung der Verordnung ist der Nationale Wiederher- 
stellungsplan, dessen Erarbeitung durch das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nu-
kleare Sicherheit (BMUKN) koordiniert wird.

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) arbei-
tet zu den Themen Stadtgrün und Schwammstädte res-
sortübergreifend mit dem BMUKN und dem Bundes-
ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bau- 
wesen (BMWSB) zusammen. Die grüne und klimasensi-
ble Stadtentwicklung spielt eine zentrale Rolle für die 
Gesundheitsförderung aller Bevölkerungsgruppen, ins-
besondere im verdichteten urbanen Raum. Wissenschaft-
liche Studien belegen vielfältige direkte und indirekte 
gesundheitsförderliche Effekte von Biodiversität und 
Grün. Sie reduzieren Umweltbelastungen wie Hitze und 
Luftschadstoffe, fördern Erholung, mindern Stress und 
regen zu mehr Bewegung an. Damit trägt Stadtgrün so-
wohl zur Prävention als auch zur Therapie bei und erhöht 
die Lebensqualität.

Die Vorgaben des Artikels 8 der EU-Wiederherstel-
lungsverordnung gelten nur in einigen Teilräumen und 
sind rein quantitative Vorgaben. Die positiven gesund-
heitlichen Effekte von Stadtgrün sind jedoch für alle ur-
banen Räume von Bedeutung und sind auch mit qualita-
tiven Anforderungen verbunden, beispielsweise mit der 
gesundheitsfördernden Gestaltung von Grünräumen. 
Diese qualitativen Aspekte adressiert beispielsweise die 
„Agenda Stadt grün-blau“ des BMWSB, die auch die 
Bedeutung von urbanem Grün für Gesundheit und Vor-
sorge adressiert. Das BMG war aktiv an der Erarbeitung 
beteiligt und hat dort eigene Maßnahmenvorschläge ein-
gebracht. Zudem arbeiten die genannten Ressorts an der 
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Förderung und Umsetzung der wassersensiblen Stadtent-
wicklung im Rahmen der interministeriellen Arbeits-
gruppe der Nationalen Wasserstrategie.

Frage 15
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Inwiefern wurden die besonderen psychotherapeutischen 
Versorgungsbedarfe von Geflüchteten – insbesondere von 
traumatisierten Geflüchteten sowie Kindern und Jugend-
lichen – bislang in der Bedarfsplanung für psychotherapeutisch 
tätige Ärztinnen und Ärzte sowie Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten berücksichtigt, und plant die Bundesregie-
rung vor dem Hintergrund des Inkrafttretens der Reform des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) am 12. Juni 
2026, durch die geflüchtete Kinder künftig Zugang zu Gesund-
heitsleistungen nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch er-
halten, eine Anpassung bzw. Reform der Bedarfsplanung?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Aufgrund der Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund 

und Ländern liegt die Verantwortung für die psycho-
soziale und psychotherapeutische Versorgung von 
Schutzsuchenden bei den Ländern. Entsprechende Ver-
sorgungsangebote sind nicht Teil der vertragspsychothe-
rapeutischen Versorgung in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und deshalb nicht Gegenstand der Bedarfs- 
planung durch die Kassenärztlichen Vereinigungen.

Das GEAS-Anpassungsfolgegesetz, welches am 
12. Juni 2026 in Kraft treten wird, passt die medizinische 
Versorgung minderjähriger Leistungsberechtigter im 
Grundleistungsbezug des Asylbewerberleistungsgeset- 
zes (AsylbLG) an europarechtliche Vorgaben an. Alle 
minderjährigen Grundleistungsberechtigten im AsylbLG 
werden künftig bei Krankenbehandlungen den Hilfebe-
dürftigen im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
gleichgestellt und fallen in die sogenannte Betreuung 
nach § 264 Absatz 2 bis 7 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V).

Um den besonderen Versorgungsbedürfnissen von 
Kindern und Jugendlichen beim Zugang zur ambulanten 
vertragspsychotherapeutischen Versorgung Rechnung zu 
tragen, ist im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD vereinbart, die Voraussetzungen für die gesonderte 
Bedarfsplanung psychotherapeutisch tätiger Ärztinnen 
und Ärzte sowie der Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, die überwiegend oder ausschließlich Kinder 
und Jugendliche behandeln, zu schaffen. Mit diesem 
Vorhaben können weitere Niederlassungsmöglichkeiten 
für Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
-therapeuten entstehen und Wartezeiten auf ein wohnort-
nahes Therapieangebot verringert werden.

Frage 16
Frage der Abgeordneten Evelyn Schötz (Die Linke):

In welchem Gesetzespaket plant die Bundesregierung die 
Einführung einer gesonderten Bedarfsplanung für Kinder- 
und Jugendpsychotherapie, und auf Basis welcher Zahlen 
wird der Bedarf sowie die Anzahl der Kassensitze bestimmt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Um den besonderen Versorgungsbedürfnissen von 

Kindern und Jugendlichen beim Zugang zur ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung Rechnung zu tragen, 
ist im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
vereinbart, die Voraussetzungen für die gesonderte Be-
darfsplanung psychotherapeutisch tätiger Ärztinnen und 
Ärzte sowie der Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten, die überwiegend oder ausschließlich Kinder und 
Jugendliche behandeln, zu schaffen. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, zeitnah einen Regelungsvorschlag zur 
Umsetzung des Koalitionsvertrages vorzulegen.

Der Gesetzgeber hat dem Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (G-BA) die Aufgabe zugewiesen, mit der Bedarfs-
planungsrichtlinie den bundeseinheitlichen Rahmen zur 
Bestimmung der regionalen Behandlungskapazitäten zu 
setzen, die für eine bedarfsgerechte ärztliche und psycho-
therapeutische Versorgung benötigt werden. Dem G-BA 
obliegt damit auch die Beschlussfassung über einheitli-
che Verhältniszahlen oder Regelungen für die Berech-
nung des Versorgungsgrades für bestimmte Arztgruppen. 
Die regionale Umsetzung der vom G-BA in der Bedarfs-
planungsrichtlinie festgelegten Rahmenvorgaben ist Auf-
gabe der Kassenärztlichen Vereinigungen, die im Einver-
nehmen mit den Landesverbänden der Krankenkassen 
und den Ersatzkassen einen Bedarfsplan zur Sicherstel-
lung der vertragsärztlichen Versorgung aufzustellen und 
an die jeweilige Entwicklung anzupassen haben. Das gilt 
künftig auch für die Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie.

Frage 17
Frage des Abgeordneten Ates Gürpinar (Die Linke):

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die Lücke zu schließen, die sozial benachteiligte Gruppen 
durch einen deutlich schlechteren Zugang zu Präventions- und 
Gesundheitsangeboten haben?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) enga-

giert sich im Rahmen seiner Zuständigkeiten bereits viel-
fältig für Prävention und Gesundheitsförderung. Grund-
sätzlich gilt: Prävention muss da greifen, wo Menschen 
leben und arbeiten. Das BMG prüft die Weiterentwick-
lung des Präventionsgesetzes unter anderem darauf, wie 
die mit dem Präventionsgesetz geschaffenen Strukturen 
zukunftsgerichtet fortzuentwickeln sind. Daher werden 
unter anderem Möglichkeiten zur weiteren Stärkung der 
Angebote für vulnerable Gruppen auf kommunaler Ebene 
geprüft.

Das Präventionsgesetz aus dem Jahr 2015 hat viele 
positive Entwicklungen gebracht und bereits zu einer 
deutlichen Stärkung der Gesundheitsförderung und Prä-
vention beigetragen. Krankenkassen haben zahlreiche 
Maßnahmen in Kommunen, Kitas, Schulen, Betrieben 
sowie Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen mit dem 
Ziel unterstützt, gesundheitsbewusstes Verhalten zu stär-
ken und die Lebensbedingungen so zu gestalten, dass sie 
eine gesunde Lebensweise begünstigen. Die Höhe der 
Aufwendungen der Krankenkassen zur Unterstützung 
von Prävention in Lebenswelten wie Kommunen, Kitas 
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und Schulen haben sich seit der Einführung des Präven-
tionsgesetzes verfünffacht. Im laufenden Jahr wenden die 
Krankenkassen insgesamt rund 700 Millionen Euro für 
Leistungen der Primärprävention und Gesundheitsför-
derung auf.

Prävention und Gesundheitsförderung fallen auch in 
den Zuständigkeitsbereich zahlreicher Akteure auf Bun-
des-, Landes und auf kommunaler Ebene. Daher kann 
eine systematische Stärkung nur gemeinsam mit all jenen 
gelingen, die für die Förderung der Gesundheit Verant-
wortung tragen.

Exemplarisch sei auch auf die Arbeit des Bundesinsti-
tutes für Öffentliche Gesundheit und des Kooperations-
verbundes Gesundheitliche Chancengleichheit verwie-
sen, die seit vielen Jahren mit gezielten Maßnahmen 
besonders auch vulnerable Bevölkerungsgruppen in den 
Blick nehmen.

Frage 18
Frage des Abgeordneten Ates Gürpinar (Die Linke):

Wie begegnet die Bundesregierung dem Vorwurf, dass die 
geplante Reform der Apothekenvergütung für die Apotheken 
insgesamt ein Nullsummenspiel darstellt, wenn einer Erhö-
hung des Fixums eine gleichzeitige Anhebung des Apotheken-
abschlags gegenübersteht?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dr. Georg Kippels:
Das Bundeskabinett hat am 3. Juni 2026 die Dritte 

Verordnung zur Änderung der Arzneimittelpreisverord-
nung, die eine Erhöhung des Packungsfixums vorsieht, 
zur Kenntnis genommen. Die Verordnung enthält eine 
zweistufige Anhebung auf die im Koalitionsvertrag ver-
einbarte Höhe von 9,50 Euro und wird in Kürze verkün-
det.

Ungeachtet dessen erfordert das übergeordnete Ziel 
der Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
aus Sicht der Bundesregierung vielschichtige Sparmaß-
nahmen, die grundsätzlich alle Leistungserbringer und 
Leistungsbereiche einschließlich der Apotheken einbe-
ziehen. Daher hat das Bundeskabinett am 29. April 
2026 im Rahmen des GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetzes eine im Vergleich geringfügigere Anhebung 
des Abschlags, den die Krankenkassen von den Apothe-
ken auf verschreibungspflichtige Arzneimittel als Rabatt 
erhalten, wenn sie die Rechnung innerhalb von zehn Ta-
gen nach Eingang bei der Krankenkasse begleichen, auf 
2,07 Euro beschlossen.

Frage 19
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Plant der Bundesminister für Landwirtschaft, Ernährung 
und Heimat, Alois Rainer, über das am 9. Mai 2026 aufgelegte 
Liquiditätshilfeprogramm von 200 Millionen Euro hinaus 
strukturelle Dauerentlastungen für landwirtschaftliche Be-
triebe zu schaffen, die durch steigende Energie- und Dünge-
mittelkosten infolge der Lage in der Golfregion unter Druck 
geraten, und, wenn ja, mit welchen konkreten Maßnahmen 
(vergleiche www.bmleh.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/ 
DE/2026/043-liquiditaetshilfen.html, abgerufen am 13. Mai 
2026)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Heimat (BMLEH) beobachtet die Entwicklun-
gen auf den nationalen und internationalen Düngemit-
telmärkten sehr genau. Es prüft und analysiert die 
dynamische Marktlage und die daraus resultierenden Ent-
wicklungen für die Landwirtschaft fortlaufend.

Das Liquiditätshilfeprogramm über die Rentenbank ist 
ein wichtiger Schritt zur Unterstützung der Landwirt-
schaft und ergänzt die bereits existierenden Maßnahmen 
wie die befristete Senkung der Energiesteuer und die 
Agrardieselrückvergütung.

Kürzlich wurde von der EU-Kommission ein Aktions-
plan für Düngemittel inklusive eines Maßnahmenkata-
logs vorgestellt. Kurzfristig soll die Landwirtschaft in 
der aktuellen Krisenlage unterstützt werden, langfristig 
soll der Übergang zu klimafreundlichen und heimischen 
Düngemitteln beschleunigt werden. Angesichts der ho-
hen strategischen Bedeutung der Düngemittelversorgung 
für die Landwirtschaft und damit die Lebensmittelpro-
duktion unterstützt das BMLEH das Ziel, in Europa die 
Abhängigkeit von Düngemittelimporten zu verringern.

Der Vorschlag der EU-Kommission, kurzfristig Kri-
senmittel für die vom Anstieg der Düngemittelkosten 
am stärksten betroffenen Erzeuger bereitzustellen, ist 
ein wichtiges Signal für die neue Anbausaison. Die ge-
plante Erhöhung der Agrarreserve und deren Nutzung für 
eine Krisenmaßnahme kann den landwirtschaftlichen Er-
zeugern relativ kurzfristig und konkret helfen. Die Rah-
menbedingungen für die Krisenbeihilfen wird die EU- 
Kommission in einem Rechtsakt festlegen. Auf dieser 
Basis wird die Bundesregierung die Umsetzung einer na-
tionalen Krisenmaßnahme prüfen.

Darüber hinaus setzt das BMLEH auf weitere Maß-
nahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Re-
silienz der landwirtschaftlichen Betriebe. Unterstützung 
erfolgt nicht allein durch finanzielle Hilfen, sondern auch 
durch den konsequenten Abbau bürokratischer Belastun-
gen, die Verbesserung der Rahmenbedingungen für In-
vestitionen sowie Maßnahmen zur Stärkung der Versor-
gungssicherheit bei Energie und Betriebsmitteln. Die 
Bundesregierung hat hierzu bereits erste Schritte ein-
geleitet und wird diesen Kurs fortsetzen.

Frage 20
Frage des Abgeordneten Stephan Brandner (AfD):

Was sind die zehn wichtigsten konkreten Maßnahmen, die 
der Bundesminister für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
bislang im Bereich „Heimat“ umgesetzt hat?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit den 
Bundesländern aktiv für gleichwertige Lebensverhältnis-
se, die Stärkung ländlicher Räume und regionaler Iden-
tität sowie die Förderung des Zusammenhalts und des 
Engagements in Deutschland ein. Mit der Übernahme 
des Politikbereichs „Heimat“ in das Bundesministerium 
für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat wurden diese 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 10. Juni 2026                                  9908 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://www.bmleh.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/043-liquiditaetshilfen.html
https://www.bmleh.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/043-liquiditaetshilfen.html


Aufgaben erstmals in einem Ressort gebündelt. Ziel ist 
es, Heimatpolitik, ländliche Entwicklung und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt noch stärker miteinander zu 
verzahnen.

Beispielhaft seien die folgenden zentralen Initiativen 
und Maßnahmen des Bundesministeriums für Landwirt-
schaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) genannt:

Das BMLEH stärkt Heimat in Deutschland durch die 
Förderung lebendiger ländlicher Räume, regionaler Wert-
schöpfung und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. 
Hierfür steht insbesondere die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) als wichtigstes nationales Förderinstrument 
zur Verfügung. Rechnet man Neubewilligungen und lau-
fende Verfahren zusammen, fördert die Bundesregierung 
gemeinsam mit den Ländern rund 500 000 Vorhaben pro 
Jahr. Dazu gehören Maßnahmen zur Stärkung land- und 
forstwirtschaftlicher Familienbetriebe, zur Entwicklung 
ländlicher Regionen sowie zum Hochwasser- und Küs-
tenschutz.

Ergänzend unterstützt das BMLEH über das Bundes-
programm Ländliche Entwicklung und Regionale Wert-
schöpfung (BULEplus) innovative Projekte zur Siche-
rung von Nahversorgung und Daseinsvorsorge, zur 
Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe und zur Ent-
wicklung attraktiver Heimatregionen mit Zukunftsper-
spektive. Mit dem Zukunftsforum Ländliche Entwick-
lung bringt das BMLEH zudem Akteure aus Politik, 
Kommunen und Zivilgesellschaft zusammen, um erfolg-
reiche Lösungsansätze für die Entwicklung ländlicher 
Räume in die Fläche zu tragen.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Förderung des Eh-
renamts und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Die 
Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt 
(DSEE) stärkt durch Beratungs-, Qualifizierungs- und 
Vernetzungsangebote sowie durch Projektförderungen 
die Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engage-
ment insbesondere in ländlichen und strukturschwachen 
Regionen. Das BMLEH trägt zur Finanzierung der Stif-
tung bei und begleitet ihre Arbeit im Stiftungsrat. Darü-
ber hinaus werden Begegnungsorte, aktive Dorfgemein-
schaften sowie regionale Identität, Kultur und Brauchtum 
gestärkt. Der traditionsreiche Bundeswettbewerb „Unser 
Dorf hat Zukunft“ macht beispielhaftes Engagement 
sichtbar und würdigt die Leistungen der Menschen vor 
Ort. In der aktuellen Wettbewerbsrunde haben sich über 
1 200 Dörfer beteiligt, von denen 26 am Bundesentscheid 
teilnehmen.

Mit diesen Maßnahmen leistet das BMLEH einen 
wichtigen Beitrag zur Stärkung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land. Darüber hinaus arbeitet 
das Ministerium derzeit an einer Heimat-Agenda, mit der 
die Schwerpunkte der Heimatpolitik gebündelt und stra-
tegisch weiterentwickelt werden. Die Vorstellung der 
Heimat-Agenda durch den Bundesminister für Landwirt-
schaft, Ernährung und Heimat ist für den Sommer vor-
gesehen.

Frage 21
Frage des Abgeordneten Maximilian Kneller (AfD):

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bislang zur 
Eindämmung der Schilf-Glasflügelzikade unternommen, und 
wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der durch die 
Schilf-Glasflügelzikade verursachte Schaden in der Landwirt-
schaft sowie in den vor- und nachgelagerten Branchen im Jahr 
2025?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Zur Beantwortung dieser Frage wird auf die Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der AfD „Die Schilf-Glasflügelzikade in Deutschland – 
Fragen zu Ausbreitung, wirtschaftlichen Schäden und 
Bekämpfung“ (Bundestagdrucksache 21/5464 vom 
20. April 2026) verwiesen.

Frage 22
Frage des Abgeordneten Raimond Scheirich (AfD):

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl 
der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland in den ver-
gangenen zehn Jahren entwickelt, insbesondere seit dem ange-
kündigten „Kurswechsel“ des Bundesministers für Landwirt-
schaft, Ernährung und Heimat, Alois Rainer, und mit welcher 
Entwicklung rechnet die Bundesregierung hinsichtlich der Be-
triebszahlen bis zum Jahr 2035 (www.bmleh.de/SharedDocs/ 
Pressemitteilungen/DE/2026/041-bilanz.html)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutsch-
land ist in den vergangenen zehn Jahren (Vergleich 2025 
zu 2015) um rund 26 700 auf etwa 254 100 zurückgegan-
gen. Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernäh-
rung und Heimat (BMLEH) geht davon aus, dass sich der 
Strukturwandel, in abgeschwächter Form, bis zum Jahr 
2035 weiter fortsetzen bzw. sich die Zahl der Betriebe 
verfestigen wird, während die verbleibenden Betriebe 
an Fläche und Leistung stetig zunehmen werden. Auf 
der öffentlich zugänglichen Web-Präsenz des BMLEH 
(ht tps: / /www.bmel-stat is t ik .de/ landwirtschaft /  
landwirtschaftliche-betriebe/betriebsstruktur-und- 
entwicklung) sind weitere Informationen abrufbar.

Offizielle Angaben für das Jahr 2026 werden erst im 
Rahmen der Agrarstrukturerhebung 2026, welche vo-
raussichtlich ab Mai 2027 durch das Statistische Bundes-
amt veröffentlicht wird, vorliegen.

Frage 23
Frage der Abgeordneten Ina Latendorf (Die Linke):

Mit welchen konkreten Maßnahmen, insbesondere im Be-
reich der Ernährungspolitik, will die Bundesregierung verhin-
dern, dass in Deutschland die soziale Herkunft weiterhin über 
die Gesundheit von Kindern entscheidet, wie im aktuellen 
UNICEF-Innocenti-Bericht 2026 aufgezeigt wird (www. 
unicef.de/informieren/aktuelles/presse/-/unicef-studie- 
kindeswohl-2026/397376)?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Martina Englhardt- 
Kopf:

Ziel der Bundesregierung ist es, dass alle Menschen in 
Deutschland Zugang zu einer ausgewogenen und gesun-
den Ernährung haben. Dafür sind in der Ernährungsstra-
tegie zahlreiche Maßnahmen verankert worden. Kinder 
und Jugendliche bleiben weiterhin eine zentrale Ziel-
gruppe der Ernährungspolitik des Bundesministeriums 
für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH). 
Besonders wichtig sind dabei die Bereiche Ernährungs-
bildung sowie gute und ausgewogene Angebote in der 
Gemeinschaftsverpflegung.

So legt das BMLEH beispielsweise mit der aktuellen 
Projektförderung der Vernetzungsstellen Kita- und Schul- 
verpflegung einen Fokus auf einen sozial gerechten Zu-
gang zu gesunder und nachhaltiger Ernährung. Die Pro-
jekte stellen die Inanspruchnahme der Mahlzeiten durch 
von Armut betroffene und bedrohte Kinder in den Mittel-
punkt. Zudem hat das BMLEH im Jahr 2025 eine Studie 
in Auftrag gegeben, die Lösungsstrategien für eine kri-
sensichere Kita- und Schulverpflegung aufgezeigt hat.

Weiterhin fördert das BMLEH bis zum Jahr 2027 das 
Verbundprojekt „Gesund und nachhaltig essen mit 
kleinem Budget – gemeinsam Ernährungsarmut begeg-
nen“. Ziel dieses Projektes ist es, von Ernährungsarmut 
betroffene oder bedrohte Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zu befähigen, auch mit geringen finanziellen Mitteln 
eine gesunde und nachhaltige Ernährung im Alltag um-
zusetzen.

Für anspruchsberechtigte Kinder und Jugendliche wer-
den die Kosten für die Mittagsverpflegung in Kitas und 
Schulen bereits über die Leistungen im Rahmen von Bil-
dung und Teilhabe übernommen. Der Koalitionsvertrag 
sieht vor, dass alle Kinder mit Anspruch auf diese Leis-
tung ein kostendeckendes Mittagessen erhalten sollen. 
Um die Beantragung der Leistung zu erleichtern, hat 
das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMBFSFJ) als ersten Schritt einen 
Praxischeck durchgeführt. Im Mittelpunkt stehen dabei 
insbesondere die Digitalisierung und verbesserte Verwal-
tungsverfahren.

Frage 24
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Hat das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung nach Kenntnis der Bundesregierung in 
irgendeiner Weise Kontakte personeller, finanzieller oder or-
ganisatorischer Art zur sogenannten Global Sumud Flotilla, 
und hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob aktuelle 
oder ehemalige Mitarbeiter oder Auftragnehmer des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung bei der Global Sumud Flotilla aktiv sind, und, 
wenn ja, wie lauten diese (www.zeit.de/politik/ausland/2026- 
05/israel-gaza-hilfsflotte-flotilla)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Johann Saathoff:
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (BMZ) hat keinerlei Kon-
takte zur sogenannten Global Sumud Flotilla im Sinne 
der Fragestellung. Die Bundesregierung hat keine Er-

kenntnisse, dass aktuelle oder ehemalige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit bei der Global Sumud Flotilla aktiv sind.

Frage 25
Frage der Abgeordneten Dr. Anna Lührmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
den Vorschlägen für eine bessere Auffindbarkeitsregulierung 
bezüglich journalistischer Inhalte im Onlineumfeld der Lan-
desmedienanstalten Bayern und Nordrhein-Westfalen („Politi-
co“ berichtet am 2. Juni 2026: https://pro.politico.eu/news/ 
219270), und plant die Bundesregierung Initiativen zu besserer 
Auffindbarkeitsregulierung im genannten Bereich, und, wenn 
ja, wie sollen diese ausgestaltet sein?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer:
Die Bundesregierung teilt die Auffassung, dass die 

Auffindbarkeit von Medienangeboten und journalisti-
schen Inhalten eine entscheidende Bedeutung für den 
demokratischen Diskurs sowie für die Bewahrung der 
Medienvielfalt hat. Die bloße Verfügbarkeit von Inhalten 
im Online-Umfeld greift zu kurz, wenn diese ohne fak-
tische Sichtbarkeit für die Bürgerinnen und Bürger blei-
ben.

Die Bundesregierung arbeitet auf europäischer Ebene 
an einer entsprechenden Weiterentwicklung des recht-
lichen Rahmens mit. Zentral ist bei allen Überlegungen, 
dass die Staatsferne besondere Beachtung findet.

Die Vorschläge der Landesmedienanstalten Bayern 
und Nordrhein-Westfalen nimmt die Bundesregierung 
zur Kenntnis.

Frage 26
Frage der Abgeordneten Deborah Düring (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die vom Management 
der Asiatischen Infrastrukturinvestmentbank (AIIB) bereit-
gestellten Informationen über die im Juli 2025 stattgefundene 
Räumung im Rahmen des Mandalika-Projekts in einem Teil 
des als „Mandalika Urban and Tourism Infrastructure Project“ 
bezeichneten Gebiets in Bezug auf Zeitpunkt, Vollständigkeit 
und Verlässlichkeit, insbesondere vor dem Hintergrund von 
Berichten über Zwangsräumungen, Einschüchterungen, anhal-
tende Landenteignungen, Repressalien und den Einsatz von 
Sicherheitskräften, von denen indigene Sasak-Gemeinschaften 
betroffen sind (www.ohchr.org/en/press-releases/2025/08/ 
indonesia-must-stop-forced-evictions-mandalika-un-experts), 
und hat die Bundesregierung seit dem Treffen des Bundes-
ministeriums der Finanzen mit Vertretern und Vertreterinnen 
von Nichtregierungsorganisationen, die von den vom Mandali-
ka-Projekt betroffenen Personen beauftragt wurden, im April 
2026 die Geschäftsführung der AIIB um detaillierte und ak-
tuelle Informationen zur Umsetzung des Umsiedlungsaktions-
plans (RAP) für das Mandalika-Projekt gebeten, und, wenn ja, 
hat sie Informationen zu vorherigen Konsultationen, Entschä-
digungen, Landerwerb, Landüberprüfung, Wiederherstellung 
der Lebensgrundlagen, Zwangsräumungen, Wiederansiedlung 
und sicherheitsrelevanten Maßnahmen angefragt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Die Bundesregierung hat die Asiatische Infrastruktur-

investmentbank (AIIB) regelmäßig in den vergangenen 
Jahren zum sogenannten Mandalika Urban and Tourism 
Infrastructure Project (MUTIP) im Feriengebiet Man-
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dalika auf der indonesischen Insel Lombok befragt und 
um Unterrichtungen gebeten. Unmittelbar nach Ankün-
digung der in der Fragestellung genannten Räumungen 
im Juli 2025 hat die Bundesregierung die AIIB um Sach-
verhaltsaufklärung und Stellungnahme gebeten.

Die Stellungnahme der Bank bestätigte zwar, dass die 
Räumungen in Mandalika auf einem Gebiet unter Ver-
waltung des Projektverantwortlichen und Kreditnehmers, 
der Indonesian Tourism Development Corporation 
(ITDC), vorgenommen wurden. Sie ergab aber auch, 
dass dieses Gebiet außerhalb des Projektumfangs des 
MUTIP liegt, an dem die AIIB beteiligt ist. Die Bank 
hat keinerlei Hinweise darauf, dass es innerhalb des 
MUTIP zu Verstößen gegen die Umwelt- und Sozialstan-
dards und zu Zwangsräumungen zulasten der indigenen 
Sasak-Gemeinschaften gekommen ist. Außerhalb des 
MUTIP hat die Bank jedoch keine rechtliche Handhabe 
gegenüber ITDC, um die Einhaltung von Umwelt- und 
Sozialstandards sicherzustellen bzw. Akteneinsicht ein-
zufordern.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass auch 
Aktivitäten im Projektumfeld eine proaktive und voll-
ständige Berichterstattung erfordern, wenn diese Risiken 
für betroffene Gemeinschaften bergen. Daher steht sie in 
regelmäßigem Austausch mit der AIIB zu den im Zusam-
menhang mit dem Bau der Motorradrennstrecke in Man-
dalika vorgenommenen Umsiedlungen, auf die in der 
Fragestellung im Zusammenhang mit dem Treffen mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Nichtregierungsorgani-
sationen im April 2026 Bezug genommen wird. Auch 
hierbei handelt es sich um Maßnahmen im Projektumfeld 
von MUTIP, die in der Verantwortung des ITDC und 
jenseits der direkten Einflusssphäre der AIIB liegen. Im 
Sinne ihrer Gesamtverantwortung nutzt die AIIB ihre 
koordinierende Rolle, um einen Dialogprozess zwischen 
der ITDC und den durch den Bau der Motorradrennstre-
cke betroffenen Gemeinschaften anzustoßen und um die 
Erstellung eines Aktionsplans zur Bewältigung von Um-
welt- und Sozialrisiken zu unterstützen. Dies schließt 
auch Klarstellungen zu den Sicherheitsrichtlinien und 
Bekräftigungen des AIIB-Grundsatzes zum Ausschluss 
von Repressalien ein. Die Bundesregierung empfindet 
die Berichterstattung der Geschäftsführung der AIIB als 
angemessen und fordert kontinuierlich ein, dass die Bank 
die Kommunikation mit der ITDC, Menschenrechtsorga-
nisationen sowie der Zivilgesellschaft lösungsorientiert 
fortführt.

Der deutsche Exekutivdirektor in der AIIB und die 
durch ihn repräsentierte europäische Stimmrechtsgruppe 
sowie das Bundesministerium der Finanzen sind regel-
mäßig im Austausch mit europäischen zivilgesellschaft-
lichen Organisationen und weiteren Vertretern der Zivil-
gesellschaft. Auch diesen Dialog werden die Fachkolle- 
ginnen und -kollegen fortführen.

Frage 27
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung für die Um-
setzung der Frühstartrente, und inwiefern werden dabei Syner-
gien mit der Einführung des öffentlichen Standarddepotange-
bots genutzt (bitte erläutern)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Schrodi:
Die Bundesregierung beabsichtigt, den Entwurf eines 

Gesetzes zur Einführung einer Frühstartrente im Sommer 
ins Kabinett einzubringen, damit das Gesetzgebungsvor-
haben noch in diesem Jahr abgeschlossen werden kann. 
Es ist vorgesehen, dass die Frühstartrentenförderung für 
Anspruchsberechtigte in ein individuelles Altersvorsor-
gedepot ausgezahlt wird, das Eltern für ihr Kind bei ei-
nem privaten Anbieter ihrer Wahl eröffnen.

Für Kinder, deren Eltern keinen Vertrag abschließen, 
erfolgt eine kollektive Anlage der Mittel am Kapital-
markt durch die Deutsche Bundesbank. Die Deutsche 
Bundesbank wird im Rahmen dieser kollektiven Anlage 
der Mittel zugunsten dieser Kinder keine Einzelkonten 
führen. An den Träger eines öffentlich-rechtlichen Stan-
darddepotvertrags stellen sich zahlreiche darüber hinaus-
gehende Aufgaben wie Kundenservice und Vertragsver-
waltung, sodass keine Synergieeffekte genutzt werden 
können.

Frage 28
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Wie gestaltete sich die Auszahlung der Mobilitätsprämie in 
den Jahren 2021 und 2022 (bitte jeweils pro Jahr nennen: 
Anzahl der profitierenden Steuerpflichtigen; durchschnittliche 
Entfernung zwischen Arbeitsstätte und Wohnort; durchschnitt-
liche Tage, an denen gependelt wurde; durchschnittliches zu 
versteuerndes Einkommen; durchschnittlich festgesetzte Mo-
bilitätsprämie; Gesamtsumme aller festgesetzten Mobilitäts-
prämien)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Michael Schrodi:
Die Gesamtsumme der festgesetzten Mobilitätsprä-

mien im Jahr 2021 betrug 20,04 Millionen Euro.
Im Übrigen wurde diese Frage von der Bundesregie-

rung in Bundestagsdrucksache 21/2518 vom 3. November 
2025 als Frage 12 der Kleinen Anfrage Ihrer Fraktion 
bereits ausführlich beantwortet.

Für das Jahr 2022 liegen die Daten wegen der den 
Steuerpflichtigen zugestandenen Fristen zur Abgabe der 
Steuererklärung und der Dauer der notwendigen Arbeiten 
zur Erstellung der Statistiken derzeit noch nicht vor.

Frage 29
Frage des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke):

Wie hoch waren die Gewinne oder anderen Zahlungen aus 
Unternehmensbeteiligungen des Bundes, die dem Bundes-
haushalt im Haushaltsjahr 2025 zugeflossen sind (bitte die 
Gesamtsumme angeben und für die zehn größten Unternehmen 
die jeweiligen Zahlungen separat auflisten und bitte gegebe-
nenfalls eine Auskehrung von Guthaben des KfW-Dividenden-
kontos nach Unternehmen aufschlüsseln)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Die Gesamtsumme der Gewinne und Zahlungen aus 

unmittelbaren Unternehmensbeteiligungen des Bundes, 
die dem Bundeshaushalt 2025 zugeflossen sind, beträgt 
rund 1,1 Milliarden Euro (1 107 775 600 Euro).
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Die zehn größten Unternehmen des Bundes (nach 
Nennkapital; ohne Kleinstbeteiligungen an Genossen-
schaften) mit den jeweiligen Zahlungen an den Bundes-
haushalt sind:

Nr. Unternehmen Gewinne/Zahlungen 
in Euro (gerundete 
Werte)

1 Deutsche Telekom AG 620 641 000

2 Deutsche Bahn AG 0

3 DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 0

4 Flughafen München GmbH 66 820 000

5 Internationale-Moselgesellschaft 
mbH

0

6 BWI GmbH 0

7 GIZ 0

8 Bundesdruckerei Gruppe GmbH 19 490 000

9 Flughafen Berlin Brandenburg GmbH 0

10 Flughafen Köln/Bonn GmbH 0

Es gab keine Auskehrung von Guthaben aus dem KfW- 
Dividendenkonto.

Frage 30
Frage der Abgeordneten Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Nach welchen Kriterien sollen die Kontingente für die frei-
willige Teilnahme an Integrationskursen vergeben werden, die 
vorrangig Geflüchteten aus der Ukraine sowie EU-Bürgerin-
nen und EU-Bürgern vorbehalten sein sollen (www. 
tagesschau.de/investigativ/ndr-wdr/integrationskurse- 
koalition-100.html), und wie viele Zulassungen plant das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge im Rahmen dieser Kon-
tingente für das Jahr 2026?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Kontingente für ukrainische Geflüchtete und Uni-

onsbürger richten sich nach den bestehenden Haushalts-
mitteln sowie der Anzahl der vor dem Kontingent vor-
rangig zu behandelnden Anspruchsberechtigten nach 
§ 44a Absatz 1 und § 44 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz. 
Wie viele Zulassungen es letztlich für das Jahr 2026 
geben wird, kann zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht 
vorausgesagt werden.

Frage 31
Frage der Abgeordneten Deborah Düring (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Betei-
ligungen ihrer Mitglieder an Investmentfonds, Großbanken 
und Vermögensverwaltern wie BlackRock, die als private 
Gläubiger knapp 18 Prozent der Auslandsschulden der Ukraine 
halten (www.sozonline.de/2025/04/schulden-der-ukraine/), 
und wie bewertet die Bundesregierung die möglicherweise da-
raus entstehenden Interessenkonflikte der jeweiligen Regie-
rungsmitglieder?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Anzeige- und Genehmigungspflichten für Bundes-

ministerinnen und Bundesminister sind abschließend 
im Bundesministergesetz (BMinG) geregelt. Der in der 
Fragestellung genannte Personenkreis muss insofern 
grundsätzlich keine Beteiligung an Investmentfonds, 
Großbanken oder Vermögensverwaltungen anzeigen. 
Folglich liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse 
im Sinne der Fragestellung vor.

Der Grundsatz der Vermeidung von Interessenkonflik-
ten ergibt sich für Mitglieder der Bundesregierung aus 
Artikel 66 des Grundgesetzes und findet sich unter ande-
rem in § 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Bundesregierung (Bundesministergesetz; 
BMinG) wieder. Mitglieder der Bundesregierung stellen 
den angemessenen Umgang mit Interessenkonflikten si-
cher. Sie müssen stets kritisch prüfen, ob es durch ihre 
Handlungen zu Kollisionen mit öffentlichen Interessen 
der Bundesregierung kommen kann. Ist dies zu befürch-
ten, sind diese zu vermeiden.

Daneben unterliegen die Mitglieder der Bundesregie-
rung, sofern sie Abgeordnete des Bundestages sind, wei-
teren Pflichten aus dem Abgeordnetenmandat. Die Abge-
ordneten haben aufgrund der Verhaltensregeln nach § 45 
des Abgeordnetengesetzes unter anderem auch Betei-
ligungen an Kapital- oder Personengesellschaften gegen-
über dem Bundestagspräsidenten oder der Bundestags-
präsidentin anzuzeigen.

Frage 32
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Warum prüft die Bundesregierung laut Medienberichten 
hohe finanzielle Anreize zur freiwilligen Rückkehr nach Sy-
rien von bis zu 8 000 Euro (vergleiche https://tichyseinblick. 
de/daili-es-sentials/hohe-rueckkehr-praemie-syrien/#google_ 
vignette), wenn seitens der syrischen Regierung gleichzeitig 
eine freiwillige, umfassende Rücknahme der eigenen Staats-
bürger quasi verweigert wird (vergleiche www.fpoe.at/aktuell/ 
artikel-detailansicht/gipfel-der-frechheit-syrien-verweigert- 
ruecknahme-eigener-buerger), und mit welchen Maßnahmen 
plant die Bundesregierung, dem Umstand zu begegnen, dass 
selbst die Rückführung ausreisepflichtiger Syrer derzeit schei-
tert, da seit dem 21. Januar 2026 keine Passersatzdokumente 
für ausreisepflichtige Syrer mehr zu erhalten sind, was aber die 
Voraussetzung für die Rückkehr nach Syrien wäre (vergleiche 
www.merkur.de/politik/dobrindt-daempfer-abschiebungen- 
nach-syrien-scheitern-an-einem-detail-zr-94318114.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundesregierung verfolgt eine konsequente, dabei 

aber realistische und pragmatische Rückführungspolitik.
Die freiwillige Rückkehr ist ein Element der Rück-

kehrpolitik der Bundesregierung. Es existieren bereits 
Programme zur freiwilligen Rückkehr.

Die Bundesregierung arbeitet kontinuierlich daran, 
weitere Rückführungen nach Syrien zeitnah zu ermögli-
chen. Sie befindet sich dazu in intensiven Gesprächen mit 
der syrischen Übergangsregierung, um einen funktionie-
renden dauerhaften Rückführungsmechanismus zu etab-
lieren.
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Frage 33
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Inwieweit haben die Bundesregierung oder ihre nachgeord-
neten Dienststellen wie insbesondere der Generalbundes-
anwalt, das Bundeskriminalamt oder das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz seit dem 1. Januar 2018 ebenso wie zumindest 
die Landeskriminalämter von Brandenburg und Mecklenburg- 
Vorpommern Daten erhoben und verarbeitet, welche von Da-
tenhändlern oder Datenmarktplätzen, die Handystandortdaten 
oder andere personenbezogene Daten aus der Onlinewerbe-
industrie vermitteln (insbesondere die Unternehmen: Datara-
de, Datastream Group, Datasys, Gravy Analytics, Unacast, 
Irys, Huq Industries, GapMaps, Azira, Start.io, Sovereign In-
telligence, PREDIK, Quadrant, Veraset), oder von Unterneh-
men, die Handystandortdaten oder andere personenbezogene 
Daten aus der Onlinewerbeindustrie nutzbar machen (ins-
besondere die Unternehmen: Penlink, Cobwebs, Babel Street, 
ShadowDragon, Insanet, Intelos, Rayzone, Bsightful, Ano-
maly Six, Venntel, X-Mode), stammen oder welche mit Pro-
dukten, die Handystandortdaten oder andere personenbezo-
gene Daten aus der Onlinewerbeindustrie nutzbar machen 
(insbesondere die Produkte: Tangles [Penlink/Cobwebs], Web-
loc [Penlink/Cobwebs], Sherlock [Insanet], Locate X [Babel 
Street], Cognyte [Bsightful], Echo [Rayzone], AdHoc [Inte-
los], Havoc [Intelos], Horizon Investigate [ShadowDragon]), 
erhoben wurden (bitte für jedes Jahr die Gesamtzahl der in 
Anspruch genommenen unterschiedlichen Datenhändler, Da-
tenmarktplätze, Unternehmen bzw. Produkte sowie die jewei-
ligen Gesamtausgaben für die Inanspruchnahme angeben), und 
auf welcher Rechtsgrundlage beruht die jeweilige Datenerhe-
bung und Datenverarbeitung, die – aus meiner Sicht zutref-
fend – als rechtswidrig kritisiert wird (netzpolitik.org/2026/ 
daten-schwarzmarkt-deutsche-polizei-nutzt-offenbar- 
rechtswidrig-databroker)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Bundesregierung ist nach sorgfältiger Abwägung 

der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht, Infor-
mationsansprüche des Deutschen Bundestages zu erfül-
len, zu der Auffassung gelangt, dass die Frage aus Grün-
den des Staatswohls nicht für die Bundesregierung oder 
ihr nachgeordnete Dienststellen wie insbesondere das 
Bundeskriminalamt und das Bundesamt für Verfassungs-
schutz – auch nicht in eingestufter Form – beantwortet 
werden kann.

Durch die Beantwortung der Frage zu konkreten Maß-
nahmen der genannten Behörden, Unternehmen und 
Zeiträume würden Einblicke auf zur Verfügung stehende 
(kriminal-)polizeiliche und sonstige technische Vor-
gehensweisen zur Gefahrenabwehr oder zur Verhin-
derung und Aufklärung von Straftaten offengelegt oder 
Rückschlüsse darauf ermöglicht und damit die Arbeits-
fähigkeit und Aufgabenerfüllung der Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden gefährdet. Insbesondere durch 
Informationen zu konkret genutzten Unternehmen und 
den genutzten Zeiträumen könnten Rückschlüsse auf 
den Kenntnisstand der oben genannten Behörden sowie 
deren aktuelle Bearbeitungsschwerpunkte gezogen wer-
den. Eine Beantwortung könnte auch fremde staatliche 
Akteure dazu verleiten, entsprechende Dienste anzugrei-
fen, um die jeweiligen Datenbestände im eigenen Sinne 
zu manipulieren. Eine VS-Einstufung und Hinterlegung 
der angefragten Informationen in der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages kommt angesichts ihrer er-
heblichen Brisanz im Hinblick auf die Bedeutung der 
technischen Aufklärung für die Aufgabenerfüllung nicht 

in Betracht. Auch ein geringfügiges Risiko des Bekannt-
werdens derart sensibler Informationen kann unter keinen 
Umständen hingenommen werden.

Hinsichtlich der dieser Entscheidung zugrunde liegen-
den weiteren Erwägungen wird im Übrigen auf die Ant-
wort der Bundesregierung zur Kleinen Anfrage der Frak-
tion Die Linke auf Bundestagsdrucksache 21/3280 
verwiesen, welche im Kern auf vergleichbare Informatio-
nen zielt.

Frage 34
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

In welchen Konstellationen genau werden nach Inkrafttreten 
des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems am 12. Juni 
2026 bei zu diesem Zeitpunkt bereits anhängigen Asylverfah-
ren noch die Verfahrensregeln bzw. materiellen Bestimmungen 
des alten EU-Asylrechts gelten (bitte so genau wie möglich 
differenzieren und entsprechende Rechtsgrundlagen nennen, 
insbesondere in Bezug auf die Asylverfahrens- bzw. Qualifi-
kationsverordnung 2024/1348 bzw. 2024/1347), und: Sind an 
mich herangetragene Informationen zutreffend, wonach es vor 
Kurzem einen Erlass bzw. eine Anweisung, ein Schreiben oder 
Ähnliches des Bundesministeriums des Innern an das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge gegeben haben soll, mit der 
Zielrichtung, dass auch für bereits anhängige Asylverfahren 
grundsätzlich die neuen Regeln der Asylverfahrens- und Qua-
lifikationsverordnung gelten sollen, anders als es in § 87e des 
Asylgesetzes neu geregelt ist, und, wenn ja, wie wird das in 
Auseinandersetzung mit der europäischen und nationalen 
Rechtslage begründet (bitte so nachvollziehbar wie möglich 
darstellen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Verordnung (EU) 2024/1348 gilt für Asylverfah-

ren in Bezug auf Anträge, die ab dem 12. Juni 2026 
eingereicht werden (Artikel 79 Absatz 3 Satz 1 der Ver-
ordnung [EU] 2024/1348, sogenannte Asylverfahrens- 
VO). Asylanträge, die vor diesem Tag eingereicht wur-
den, unterliegen unionsrechtlich der Richtlinie 2013/32/ 
EU (sogenannte Asylverfahrens-RL) und nach deut-
schem Recht dem Asylgesetz (AsylG) in der Fassung 
bis zum 12. Juni 2026 (§ 87e Absatz 1 Satz 2 AsylG).

Die materielle Prüfung von Asylanträgen richtet sich 
ab dem 12. Juni 2026 nach der Verordnung (EU) 
2024/1347 (sogenannte Anerkennungs-VO; Artikel 42 
i. V. m. Artikel 41 UA 1 i. V. m. Artikel 1 Anerken-
nungs-VO). Eine Unterscheidung zwischen laufenden 
Verfahren und neuen Anträgen ab diesem Datum wird 
nicht gemacht. Die Richtlinie 2011/95/EU wird mit Wir-
kung vom 12. Juni 2026 aufgehoben, und bestehende 
Bezugnahmen sind als Bezugnahmen auf die Anerken-
nungs-VO zu lesen (Artikel 41 der Anerkennungs-VO).

Die Bundesregierung beabsichtigt, die anderslauten-
den Regelungen in § 87e Absatz 2 und Absatz 3 AsylG 
zum 1. Oktober 2026 zu streichen, und hat einen ent-
sprechenden Regelungsvorschlag in die Formulierungs-
hilfe für den Entwurf eines Gesetzes zur besseren Ver-
hinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vater- 
schaft eingebracht.

Der 1. Oktober 2026 ist der frühestmögliche Zeitpunkt, 
zu dem das für die Umsetzung zuständige Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) die aufgrund der ge-
änderten Rechtslage erforderlichen Anpassungen in ope-
rativer und technischer Hinsicht vornehmen kann.
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Für den Übergangszeitraum zwischen dem 12. Juni 
2026 und dem 30. September 2026 hat das Bundesminis-
terium des Innern dem BAMF aufgegeben, in Konstella-
tionen, in denen sich aufgrund der Verordnung (EU) 
2024/1347 ein aus Sicht der Antragstellenden günstigerer 
Entscheidungsmaßstab ergibt als nach §§ 3 und 4 AsylG 
in der bis zum 11. Juni 2026 geltenden Fassung, bereits 
den Maßstab der Anerkennungs-VO anzuwenden. Da-
durch sollen rechtliche Beeinträchtigungen für die An-
tragstellenden vermieden werden.

Frage 35
Frage der Abgeordneten Clara Bünger (Die Linke):

Wird die Bundesregierung im Rat dem Trilogergebnis zur 
EU-Rückführungsverordnung, das unter anderem die Abschie-
bung von ausreisepflichtigen Familien mit Kindern in (ge-
schlossene) Lager in ihnen fremden Drittstaaten ermöglichen 
soll („return hubs“), zustimmen oder sich enthalten, vor dem 
Hintergrund, dass dieses Votum innerhalb der Bundesregie-
rung abgestimmt werden muss und die SPD als Regierungs-
partei im Europäischen Parlament dem Vorhaben voraussicht-
lich nicht zustimmen wird und der SPD- 
Bundestagsfraktionsvorsitzende Matthias Miersch erklärte, 
dass dies im Koalitionsvertrag mit der CDU und CSU nicht 
explizit geregelt worden sei (vergleiche dpa-Meldung vom 
2. Juni 2026: „SPD-Europachef nennt Abschiebezentren ,po-
litisch falsch‘“), und hält es die Bundesregierung mit Artikel 1 
der EU-Grundrechtecharta („Würde des Menschen“), Artikel 2 
des Vertrags über die Europäische Union (Werte der Union und 
andere: Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Rechtsstaat-
lichkeit, Wahrung der Menschenrechte) und Artikel 3 der 
UN-Kinderrechtskonvention (vorrangige Beachtung des Kin-
deswohls) für vereinbar, Familien mit Kindern auch nach ei-
nem unter Umständen mehrjährigen Aufenthalt in der EU bzw. 
in Deutschland gegen ihren Willen in ein ihnen völlig fremdes 
Drittland mit völlig ungeklärter Zukunftsperspektive ab-
zuschieben (wenn ja, bitte in Auseinandersetzung mit den ge-
nannten Rechtsgrundlagen begründen), und, wenn nein, was 
folgt daraus?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Die Verhandlungsführer des Rates und des Europäi-

schen Parlaments haben am 1. Juni 2026 im Rahmen 
des Trilogs eine vorläufige Einigung über die Rückkehr-
verordnung erzielt. Die Bundesregierung hat der allge- 
meinen Ausrichtung des Rates zur Rückkehrverordnung 
im Dezember 2025 zugestimmt und das Ratsmandat für 
die Verhandlungen am 1. Juni 2026 unterstützt. Dement-
sprechend wird sich die Bundesregierung auch im weite-
ren Verlauf einlassen.

Hinsichtlich der in der Verordnung enthaltenen neuen 
Rechtsgrundlage für Abkommen oder Vereinbarungen 
mit Drittstaaten über Return Hubs enthält der Regelungs-
text die erforderlichen rechtlichen Vorgaben, um die Ver-
einbarkeit mit unions-, völker- und grundrechtlichen Vor-
gaben zu gewährleisten. So sieht Artikel 17 Absatz 1 des 
Entwurfes der Rückkehrverordnung für eine Rückfüh-
rung in einen sogenannten Return Hub zunächst den Ab-
schluss eines Abkommens oder einer Vereinbarung mit 
einem Drittstaat voraus. Ein solches Abkommen bzw. 
eine solche Vereinbarung darf nur mit einem Drittstaat 
geschlossen werden, in dem internationale Menschen-
rechtsstandards und -grundsätze im Einklang mit dem 
Völkerrecht, einschließlich des Grundsatzes der Nicht-
zurückweisung, geachtet werden. Zudem muss das Ab-
kommen bzw. die Vereinbarung nach Artikel 17 Absatz 2 

unter anderem die anwendbaren Verfahren, die Bedin-
gungen für den Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen 
im Drittstaat sowie die jeweiligen Verpflichtungen und 
Verantwortlichkeiten der Parteien des Abkommens bzw. 
der Vereinbarung regeln.

Die Einrichtung von Return Hubs ändert nichts daran, 
dass ausreisepflichtige Personen jede Form von Abschie-
bung vermeiden können, wenn sie ihrer Ausreisepflicht 
freiwillig nachkommen. Die freiwillige Ausreise bleibt 
damit der vorrangig angestrebte Weg zur Erfüllung der 
Ausreisepflicht. Return Hubs stellen daher eine zusätzli-
che Option dar, eine gesetzliche Ausreisepflicht ins-
besondere in den Fällen durchzusetzen, in denen dies 
aufgrund fehlender Kooperation der Betroffenen oder 
eines Herkunftslandes nicht möglich ist.

Frage 36
Frage des Abgeordneten Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Welchen Textstellen in den Gerichtsentscheidungen des Ver-
waltungsgerichts Koblenz (Urteil vom 27. April 2026, Az. 
K 650/25.KO) und des Verwaltungsgerichts Berlin (drei Be-
schlüsse vom 2. Juni 2025 – VG 6 L 191/25 und andere) 
entnimmt die Bundesregierung ihre Einschätzung, dass die 
seit dem 7. Mai 2025 geltende Weisung des Bundesministers 
des Innern, Alexander Dobrindt, zu stationären Binnengrenz-
kontrollen und Zurückweisungen Asylsuchender an den Bin-
nengrenzen grundsätzlich rechtmäßig ist?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Das Verwaltungsgericht Berlin hat mit den Beschlüs-

sen vom 2. Juni 2025 in drei Eilverfahren die konkrete 
Zurückweisung von drei Personen an der deutsch-pol-
nischen Binnengrenze für rechtswidrig erklärt und die 
Bundesregierung dazu verpflichtet, den Klägern den 
Grenzübertritt zu gestatten, um festzustellen, welcher 
Staat für das Asylverfahren zuständig ist. Betreffend ei-
ner dieser Personen ist das Hauptsacheverfahren vor dem 
Verwaltungsgericht Berlin noch anhängig. Die Bundes-
regierung äußert sich nicht zu laufenden gerichtlichen 
Verfahren.

Das Verwaltungsgericht Koblenz hat mit Urteil vom 
27. April 2026 der Klage gegen eine Identitätsfeststellung 
durch die Bundespolizei im Rahmen der Binnengrenz-
kontrollen aus Sommer 2025 stattgegeben. Die Entschei-
dung wird in der Begründung auf die Unionsrechtswid-
rigkeit der Binnengrenzkontrollen zum Zeitpunkt der 
Identitätsfeststellung gestützt. Das erstinstanzliche Urteil 
des Verwaltungsgerichts Koblenz ist noch nicht rechts-
kräftig. Das Bundesministerium des Innern ist weiterhin 
der Auffassung, dass die Binnengrenzkontrollen recht-
mäßig sind, und hat daher gegen dieses Urteil Berufung 
beim Oberverwaltungsgericht eingelegt. Eine weitere 
rechtliche Bewertung bleibt dem rechtskräftigen Ab-
schluss des Verfahrens vorbehalten.

Frage 37
Frage des Abgeordneten Helge Limburg (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Ab wie vielen Gerichtsentscheidungen, die eine konkrete 
Maßnahme der seit 7. Mai 2025 geltenden Weisung des Bun-
desinnenministers Alexander Dobrindt zu stationären Binnen-
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grenzkontrollen und Zurückweisungen Asylsuchender an den 
Binnengrenzen als rechtswidrig beurteilen, verwirft die Bun-
desregierung ihre Einschätzung, es handele sich um Einzelfall-
entscheidungen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christoph de Vries:
Gerichtliche Entscheidungen über die Rechtmäßig- 

keit konkreter Maßnahmen ergehen grundsätzlich auf 
Grundlage der jeweiligen Umstände des Einzelfalls und 
stellen daher Einzelfallentscheidungen dar. Über den 
weiteren Verlauf der Binnengrenzkontrollen über Mitte 
September 2026 hinaus wird davon unbenommen auf-
grund der Lageentwicklung, insbesondere des irregulären 
und illegalen Migrationsgeschehens, und im Lichte der 
Wirksamkeit des europäischen Außengrenzschutzes so-
wie des am 12. Juni 2026 in Umsetzung gehenden Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems zu befinden sein.

Frage 38
Frage des Abgeordneten Sascha Lensing (AfD):

Mit welchen konkreten Maßnahmen begegnet die Bundes-
regierung den Aussagen des syrischen Außenministers Asaad 
al-Shaibani, wonach Syrien jeden Versuch von Zwangs-
umsiedlungen nach Syrien kategorisch ablehne und in Europa 
lebende Syrer als „strategische Ressource“ betrachtet (verglei-
che www.fpoe.at/aktuell/artikel-detailansicht/gipfel-der- 
frechheit-syrien-verweigert-ruecknahme-eigener-buerger), 
obwohl nach dem Ende des Assad-Regimes der Schutzgrund 
für viele Syrer nach meiner Auffassung doch grundsätzlich 
entfallen ist, und inwiefern sind seitens der Bundesregierung 
als Folge dieser nach meiner Ansicht eher ablehnenden und 
unkooperativen Agenda Sanktionen vorgesehen bzw. geplant 
(unter anderem Wirtschaftssanktionen, erneute Aufkündigung 
des EU-Syrien-Kooperationsabkommens, Aussetzung Ent-
wicklungshilfe etc.)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Auf die Antwort der Bundesregierung vom 27. Mai 

2026 auf Frage 19 der Kleinen Anfrage der Fraktion der 
AfD (Bundestagsdrucksache 21/6199) wird verwiesen.

Frage 39
Frage des Abgeordneten Rainer Galla (AfD):

Was waren aus Sicht der Bundesregierung die zehn wich-
tigsten strategischen Maßnahmen, die sie im Hinblick auf eine 
erfolgreiche Kandidatur für einen Sitz im UN-Sicherheitsrat 
seit Amtsantritt unternommen hat (bitte ausführen), und wel-
che Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung, aus dem 
„krachenden Scheitern“ der deutschen Bemühungen zu ziehen, 
insbesondere im Hinblick auf eine mögliche Kürzung der deut-
schen finanziellen Leistungen zugunsten anderer Länder oder 
internationaler Organisationen (www.sueddeutsche.de/politik/ 
vereinte-nationen-deutschland-scheitert-krachend-bei-wahl- 
zu-un-sicherheitsrat-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101- 
260603-930-165228)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Bundesregierung hat neben dem grundlegenden 

deutschen Engagement für die Vereinten Nationen unter 
anderem folgende Maßnahmen im Rahmen der Gesamt-
strategie für die VN-Sicherheitsratskandidatur unternom-
men:
– Werbung in politischen Gesprächen durch Bundesprä-

sident, Bundeskanzler, Außenminister und weitere 
Kabinettsmitglieder,

– Treffen von Wahlabsprachen mit VN-Mitgliedstaaten,
– Persönliche Briefe des Bundeskanzlers und Außen-

ministers an Amtskolleginnen und Amtskollegen,
– Reisen von Sonderbotschafterinnen und Sonderbot-

schaftern zu multilateralen Konferenzen und in ver-
schiedene Länder, um für die VN-Sicherheitsratskan-
didatur zu werben,

– regelmäßige Ansprache und Werbung durch deutsche 
Botschafterinnen und Botschafter in ihren Gastlän-
dern,

– Übernahme von Führungsrollen in zentralen VN-po-
litischen Dossiers, unter anderem durch die Verhand-
lungsführung für den VN-Zukunftspakt gemeinsam 
mit Namibia, die Ausrichtung des sogenannten UN 
Peacekeeping Ministerial in Berlin im Mai 2025, die 
Übernahme des Vorsitzes des VN-Friedenskonsolidie-
rungsausschusses (Peacebuilding Commission) 2025, 
Übernahme der Präsidentschaft der VN-Generalver-
sammlung in der 80. Sitzungsperiode,

– aktive Gestaltung deutscher VN-Politik in der gesam-
ten Breite der dort verhandelten Dossiers,

– Organisation von Veranstaltungen am Hauptsitz der 
Vereinten Nationen in New York wie inhaltliche 
Workshops und Sport- und Kulturveranstaltungen,

– Einladung von Botschafterinnen und Botschaftern der 
VN-Mitgliedstaaten nach Deutschland im Rahmen 
des Gästeprogramms,

– Einladungen von Diplomatinnen und Diplomaten aus 
wichtigen VN-Mitgliedstaaten zu Diplomatenlehr-
gängen nach Deutschland,

– Begleitung der inhaltlichen Kampagne durch Kom-
munikationsmaßnahmen wie Website, Broschüren, 
Werbefilme.

Als eine Konsequenz des Wahlergebnisses hat die 
Bundesregierung am 4. Juni zwei weitere Kandidaturen 
für den VN-Sicherheitsrat angekündigt, die dem etablier-
ten achtjährigen Rhythmus bisheriger Kandidaturen fol-
gen (für die Jahre 2035/36 und 2043/44).

Als Reaktion auf die Wahl zum VN-Sicherheitsrat die 
finanzielle Unterstützung für die Vereinten Nationen zu-
rückzufahren, wäre das falsche Signal. Eine regelbasierte 
multilaterale Ordnung liegt im politischen und auch wirt-
schaftlichen Interesse Deutschlands. Gleichzeitig macht 
die Bundesregierung auch klar, dass sie von den Verein-
ten Nationen Reformen erwartet.

Frage 40
Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhäuser 
(Die Linke):

Von wie vielen Staaten hat Deutschland im Zusammenhang 
mit der Abstimmung über die Kandidatur Deutschlands für 
einen nichtständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen am 3. Juni 2026 eine schriftliche Wahlzusage erhalten 
(www.spiegel.de/politik/deutschland/uno-sicherheitsrat- 
portugal-jubelt-oesterreich-feiert-und-deutschland-ist- 
blamiert-a-d44b9636-a0fa-4ef3-b4b4-a56061563779), und 
waren die Vereinigten Staaten von Amerika unter diesen Län-
dern mit schriftlicher Wahlzusage?
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Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Wahlabsprachen und -zusagen sind vertraulich. Dazu 

erteilt die Bundesregierung im Einzelnen grundsätzlich 
keine Auskunft.

Die Bundesregierung hatte ausreichend Wahlzusagen 
von Staaten, um (knapp) die Zweidrittelmehrheit in der 
Generalversammlung zu erreichen.

Frage 41
Frage der Abgeordneten Charlotte Antonia Neuhäuser 
(Die Linke):

In Gesprächen mit welchen Regierungsvertreterinnen und 
Regierungsvertretern hat die Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt, Serap Güler, bei ihrer Reise nach Ägypten, Saudi-Ara-
bien und in die Vereinigten Arabischen Emirate (www. 
auswaertiges-amt.de/de/newsroom/2773766-2773766) Punkt 5 
der „Berliner Prinzipien“ thematisiert (www.auswaertiges- 
amt.de/de/newsroom/sudan-2770278), demzufolge jegliche 
direkte oder indirekte Unterstützung von außerhalb Sudans, 
die die Fortsetzung des Konflikts ermöglicht – sei sie logisti-
scher, finanzieller oder militärischer Art –, beendet werden 
muss, und welche konkreten Vereinbarungen konnte die 
Staatsministerin hierzu jeweils erzielen?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Serap 

Güler, hat bei Ihrer Reise getroffen:
in Ägypten:
– Mohamed Abu Bakr, Stellvertretender Außenminister 

für Afrika,
– Yasser Sorour, Stellvertretender Außenminister für 

Sudan und Süd-Sudan,
in Saudi-Arabien:
– Waleed Al Khureiji, Vize-Minister für Auswärtige 

Angelegenheiten,
in den Vereinigten Arabischen Emiraten:
– Dr. Ali Rashid Al-Nuaimi, Vorsitzender des Verteidi-

gungs-, Innen- und Auswärtigen Ausschuss,
– Shakhbout bin Nahyan al Nahyan, Staatsminister für 

Afrika,
– Lana Zaki Nusseibeh, Staatsministerin für Europa,
– Dr. Anwar Gargash, außenpolitischer Berater des Prä-

sidenten der Vereinigten Arabischen Emirate.
Der Sudankrieg war ein Thema der Reise. Darüber 

hinaus gibt die Bundesregierung aus Vertraulichkeits-
gründen keine Auskunft zu Gesprächsinhalten.

Frage 42
Frage des Abgeordneten Markus Matzerath (AfD):

Hat der Bundeskanzler Friedrich Merz vor dem Hintergrund 
seiner Aussagen zu Ungarn und der „Demokratie und Rechts-
staatlichkeit in Ungarn“ Kenntnisse zur dortigen Strafjustiz, 
und, wenn ja, ist ihm ein Fall einer rechtskräftigen Verurteilung 
wegen Beleidigung bekannt, wo ein Bürger in Ungarn rechts-
kräftig verurteilt wurde, weil er den damaligen Ministerprä-
sidenten Viktor Orbán etwa als „Lügenviktor“ bezeichnet 
hat, auch vor dem Hintergrund der rechtskräftigen Verurtei-
lung eines Bürgers in Deutschland, der den Bundeskanzler 
Friedrich Merz als „Lügenfritz“ bezeichnete (https://youtu. 
be/RTwgpfJFXwc?t=49 und https://ostdeutscheallgemeine. 

com/article/schweigen-als-strategie-merz-laesst-buerger-fuer- 
luegenfritz-zahlen-und-waescht-haende-in-unschuld- 
10061202)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Bundesregierung verfügt grundsätzlich nicht über 

Detailkenntnisse zu im Ausland geführten Strafverfah-
ren, sofern diese keinen besonderen Bezug zur Bundes-
republik Deutschland aufweisen.

Frage 43
Frage des Abgeordneten Markus Matzerath (AfD):

Hat sich Bundeskanzler Friedrich Merz an die – nach meiner 
Auffassung gegebenenfalls vergleichbaren – Zustände in 
Deutschland erinnert gefühlt, als der Ministerpräsident von 
Ungarn, Péter Magyar, bei der gemeinsamen Pressekonferenz 
von Friedrich Merz und Péter Magyar anlässlich dessen An-
trittsbesuchs am 2. Juni 2026 darauf hingewiesen hat, dass der 
ungarische Präsident zugesehen habe, wie der damalige unga-
rische Ministerpräsident „die Geheimdienste dazu nutzt, um 
die größte Oppositionspartei kaputtzuschlagen“ („Dieser Prä-
sident hat zugesehen, wie Viktor Orbán die Geheimdienste 
dazu nutzt, äh, um die größte Oppositionspartei kaputtzuschla-
gen.“ Péter Magyar in Berlin: Pressekonferenz mit Bundes-
kanzler Friedrich Merz, phoenix, 2. Juni 2026, www.youtube. 
com/live/GGlzPOLajLM?t=1563 bei Minute 26:03)?

Antwort des Staatsministers Florian Hahn:
Die Bundesregierung teilt die in der Frage zum Aus-

druck kommenden Einschätzungen und Wertungen aus-
drücklich nicht.

Während der Regierungszeit Viktor Orbáns hat sich 
die Lage der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn deutlich ver-
schlechtert, wie unter anderem das Europäische Par-
lament und die Europäische Kommission in regelmäßi-
gen Berichten dargestellt haben. Die Bundesregierung hat 
diesbezüglich ihre Besorgnis wiederholt zum Ausdruck 
gebracht und auch gegenüber der damaligen ungarischen 
Regierung thematisiert.

Frage 44
Frage des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die Kerosinver-
sorgung im Luftverkehr für die anstehende touristische Som-
mersaison gesichert ist (vergleiche www.airliners.de/eu- 
kommission-warnt-kerosinmangel-bundesregierung- 
versorgung-juni/88013; bitte Datengrundlage nennen), und 
welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, 
um die Marktimplementierung von Sustainable Aviation Fuel 
(vergleiche Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 
Seite 27) für Luftverkehr und Schifffahrt umzusetzen (bitte 
Maßnahmen und Zeitplan nennen)?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die Bundesregierung beobachtet die Kraftstoffmärkte 

und ist im Austausch mit Unternehmen der Luftverkehrs-
branche sowie der Mineralölwirtschaft. Es gibt derzeit 
keine Hinweise auf Knappheiten. Sollten tatsächlich 
Knappheiten eintreten, verfügt der Erdölbevorratungs-
verband über Kerosinbestände, die ein mögliches Defizit 
über einen längeren Zeitraum ausgleichen können.
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Die Bundesregierung hat vor wenigen Wochen mit 
dem Zweiten Gesetz zur Weiterentwicklung der THG- 
Minderungsquote die Vorgaben der RED III sowie für 
Flugkraftstoffanbieter nach der ReFuelEU Aviation um-
gesetzt. Darin werden unter anderem verbindliche Bei-
mischungsquoten für nachhaltige Kraftstoffe bzw. erneu-
erbare Kraftstoffe nicht-biologischen Ursprungs 
(RFNBOs) im Luftverkehr geregelt. Das Gesetz ist am 
7. Juni 2026 in Kraft getreten.

Die Bundesregierung plant die Förderung des Markt-
hochlaufs von strombasiertem Kerosin (eSAF) mit einem 
Doppelauktionsmechanismus. Hierfür sind bis zu 2 Milli-
arden Euro im Haushalt 2026 für die Jahre 2030 bis 2039 
hinterlegt. Der Doppelauktionsmechanismus besteht aus 
langfristigen Abnahmeverträgen bei eSAF-Produzenten 
einerseits und kurzfristigen Abnahmeverträgen aufseiten 
der Inverkehrbringer und Airlines andererseits. Den je-
weiligen Zuschlag erhalten einerseits die Produzenten 
mit dem günstigsten Angebot, andererseits die Abnehmer 
mit dem höchsten Angebot. Diese Doppelauktion wird 
von einem Intermediär durchgeführt, der auch die För-
derung in Form einer Zuwendung erhalten soll. Das Bun-
desministerium für Verkehr ist bezüglich der Notifizie-
rung bereits im Austausch mit der Europäischen 
Kommission.

Der Start der eSAF-Förderung ist noch in 2026 ge-
plant, sodass die erfolgreichen Bieter auf Produzenten-
seite in 2027 mit dem Anlagenbau beginnen können.

Frage 45
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wird aus Sicht der Bundesregierung mit dem geplanten Ver-
trag zwischen der SEFE Securing Energy for Europe GmbH 
und dem kanadischen Unternehmen Ksi Lisims LNG über die 
Lieferung von Gas ab Beginn der 2030er-Jahre für bis zu 
20 Jahre das Verbot langfristiger Lieferverträge für fossile 
Brennstoffe, das in der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie fest-
gelegt ist und derzeit in nationales Recht umgesetzt wird, um-
gangen, und, wenn nicht, auf welche juristische Einschätzung 
(bitte mit Autor und Datum benennen) stützt die Bundesregie-
rung diese Rechtsauffassung?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Artikel 31 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2024/1788 

verbietet den Abschluss von Langfristverträgen über die 
Lieferung von fossilem Gas ohne Kohlendioxidabschei-
dung und -speicherung mit einer Laufzeit über den 
31. Dezember 2049 hinaus. Der geplante § 114 (neu) 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) setzt dies national 
um (Bundestagsdrucksache 21/5440). Nach § 114 Ab-
satz 1 (neu) EnWG sind Verträge für die „Lieferung 
von fossilem Gas an Abnehmer in Deutschland“ erfasst.

Der geplante Vertrag der SEFE Securing Energy for 
Europe GmbH mit Ksi Lisims LNG soll auf FOB(Free 
on Board)-Basis abgeschlossen werden – ein im interna-
tionalen Warenhandel standardisierter Lieferbegriff, nach 
dem Eigentum und Gefahrtragung mit Übergabe der 
Ware an Bord des Schiffes am vereinbarten Verschif-
fungshafen auf den Käufer übergehen. Der Lieferort liegt 
damit am kanadischen Verschiffungshafen und mithin in 
Kanada, außerhalb des Anwendungsbereichs des EnWG 

und der Vorgaben der EU-Richtlinie. Ein Weiterverkauf 
an Letztverbraucher in der EU wäre aber nach dem 
31. Dezember 2049 nicht mehr zulässig. Eine Umgehung 
kann die Bundesregierung darin nicht erkennen, da FOB 
im internationalen LNG-Handel marktüblich ist. Einer 
externen juristischen Einschätzung bedarf es für diese 
Schlussfolgerung nicht.

Frage 46
Frage des Abgeordneten Michael Kellner (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die nach meiner Auffas-
sung drohende Belastung kleiner Gewerbetreibender, wenn 
diese durch das geplante Gebäudemodernisierungsgesetz 
100 Prozent der Kosten der Biotreppe sowie 100 Prozent der 
Netzentgelte tragen werden müssen, während für die Auftei-
lung der CO2-Kosten die allgemeinen Regelungen des CO2- 
Kostenaufteilungsgesetzes gelten, und sieht die Bundesregie-
rung gesetzgeberischen Handlungsbedarf, um Gewerbemie-
tende besser zu schützen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Gitta Connemann:
Die im Entwurf des Gebäudemodernisierungsgesetzes 

vorgesehenen besonderen Regelungen zur Verteilung von 
Betriebskosten zwischen Mieter und Vermieter bei Ein-
bau und Betrieb bestimmter Heizungsanlagen setzen die 
aufgrund der Verständigung zum neuen Gebäudemoder-
nisierungsgesetz vom 24. Februar 2026 von der Koalition 
erzielte Einigung über Regelungen zum Mieterschutz 
um. Gegenstand dieser Einigung sind Mietverhältnisse 
über Wohnraum. Die Bundesregierung beobachtet ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf fortlaufend.

Frage 47
Frage des Abgeordneten Knuth Meyer-Soltau (AfD):

Beabsichtigt die Bundesregierung, den Schutz von Opfern 
schwerer Straftaten zu verbessern, insbesondere im Hinblick 
auf psychosoziale Prozessbegleitung und Entschädigungsleis-
tungen?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Die Bundesregierung schlägt Verbesserungen des 

Schutzes von Opfern schwerer Straftaten insbesondere 
im Hinblick auf psychosoziale Prozessbegleitung vor. 
Sie hat am 25. März 2026 den Entwurf eines Gesetzes 
zur Stärkung der Rechte von Verletzten insbesondere 
schwerer Gewalt- und Sexualstraftaten auf psychosoziale 
Prozessbegleitung beschlossen und ins parlamentarische 
Verfahren eingebracht. Der Gesetzentwurf soll morgen in 
erster Lesung beraten werden.

Opfer von Gewalttaten können Leistungen der Sozia-
len Entschädigung erhalten. Das Recht der Sozialen Ent-
schädigung wurde erst jüngst reformiert und im neuen 
Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch kodifiziert. Dieses 
ist am 1. Januar 2024 in Kraft getreten und enthält eine 
Vielzahl von Verbesserungen für Opfer von Gewalttaten.
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Frage 48
Frage des Abgeordneten Knuth Meyer-Soltau (AfD):

Welche Reformen sind im Bereich des Strafvollzugs vor-
gesehen, um Rückfallquoten zu senken und Resozialisierung 
zu stärken?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Frank Schwabe:
Der Strafvollzug ist nach der Kompetenzverteilung des 

Grundgesetzes eine Angelegenheit ausschließlich der 
Länder. Das umfasst auch Reformen, die auf die Stärkung 
der Resozialisierung und Senkung des Rückfallrisikos 
abzielen. Für Reformen im Sinne der Fragestellung be-
stünde daher keine Zuständigkeit des Bundes. Der Bund 
hat auch keine Aufsichts- oder Kontrollfunktionen ge-
genüber den Ländern.

Frage 49
Frage der Abgeordneten Nicole Höchst (AfD):

Hat sich die Bundesregierung eine eigene Auffassung zu der 
Frage gebildet, ob die bestehende Schulpflicht zeitgemäß ist, 
wenn aufgrund von Lehrermangel, Unterrichtsausfall, zuneh-
mender Gewalt an Schulen, sprachlicher Verständigungspro-
bleme in vielen Klassen sowie sinkender Bildungsstandards 
vielerorts keine verlässliche Unterrichtsversorgung und quali-
tativ hochwertige Wissensvermittlung mehr gewährleistet wer-
den kann, und, wenn ja, wie lautet diese, und hat sie dies im 
Rahmen der Kultusministerkonferenz thematisiert?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Das gesamte Schulwesen in Deutschland steht nach 

Artikel 7 Absatz 1 GG unter staatlicher Aufsicht und ist 
damit Bestandteil unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung. Die im Landesrecht (statt „Landesverfas-
sungen“) geregelte Schulpflicht stellt sicher, dass alle 
Kinder unabhängig von Herkunft, Einkommen oder fa-
miliären Verhältnissen zuverlässig Zugang zu Bildung 
erhalten.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich wiederholt mit 
der Schulpflicht befasst und diese bestätigt.

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, sich im 
Rahmen der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland zur Schul-
pflicht auszutauschen.

Frage 50
Frage des Abgeordneten Dr. Ingo Hahn (AfD):

Wie begründet die Bundesregierung, dass die Correctiv 
gGmbH weiterhin Bundesmittel aus dem Programm „Demo-
kratie leben!“ erhält, obwohl gegen sie im Zusammenhang mit 
der Berichterstattung über ein privates Treffen in Potsdam im 
November 2023, bei dem unter anderem AfD-Mitglieder so-
wie weitere Personen aus dem konservativen und rechten 
Spektrum teilgenommen haben sollen, erhebliche Vorwürfe 
falscher bzw. irreführender Berichterstattung erhoben werden 
und das Landgericht Berlin II – in einem noch nicht rechts-
kräftigen Urteil – sogar zentrale Aussagen dieser Berichterstat-
tung untersagt hat?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ werden 

nicht Organisationen als solche, sondern konkrete Pro-
jekte gefördert. Die CORRECTIV gGmbH erhält Förder-
mittel für die Umsetzung des Projekts „Brandherd Des-

information: Schulungen zum Umgang mit TikTok in 
Feuerwehr und Vereinswesen“. Das Projekt steht in kei-
nem Zusammenhang mit der in der Frage angesproche-
nen Berichterstattung.

Für alle Zuwendungsempfänger im Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ gelten die Vorgaben der Bundes-
haushaltsordnung und des Zuwendungsrechts.

Frage 51
Frage der Abgeordneten Cansin Köktürk (Die Linke):

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 
vor, wie viele alleinerziehende Elternteile in Deutschland auf-
grund ausbleibender oder unzureichender Unterhaltszahlungen 
des anderen Elternteils auf Leistungen nach dem Unterhalts-
vorschussgesetz angewiesen sind und dabei eine finanzielle 
Differenz zwischen dem tatsächlich zustehenden Kindesunter-
halt und dem gewährten Unterhaltsvorschuss tragen müssen, 
und welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um diese 
finanzielle Lücke für betroffene Familien auszugleichen?

Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Die Unterhaltspflicht gegenüber einem Kind ist eine 

privatrechtliche Verpflichtung der Eltern. Aufgrund die-
ser Zuordnung sind Unterhaltsansprüche und deren Höhe 
nicht amtlich erfasst. Entsprechend ist auch nicht ersicht-
lich, in welchem Umfang Leistungen nach dem Unter-
haltsvorschussgesetz hinter privatrechtlichen Unterhalts-
ansprüchen zurückbleiben.

Der Staat wird tätig, wenn der andere Elternteil Kin-
desunterhalt nicht oder nur geringfügig zahlt. Leistungen 
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz entbinden den bar-
unterhaltspflichtigen Elternteil jedoch nicht von seiner 
Verantwortung für den Kindesunterhalt, sondern dienen 
der subsidiären Sicherung des sächlichen Existenzmini-
mums des Kindes. Zum Stichtag 31. Dezember 2025 
erhielten rund 856 000 Kinder Leistungen nach dem Un-
terhaltsvorschussgesetz.

Während sich der private Unterhalt nach der Leis-
tungsfähigkeit des unterhaltspflichtigen Elternteils richtet 
und daher ganz oder teilweise ausfallen bzw. unter dem 
Leistungsniveau des Unterhaltsvorschussgesetzes liegen 
kann, gewährleisten Leistungen nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz verlässlich die Sicherung des sächlichen 
Existenzminimums des Kindes.

Zur Durchsetzung privatrechtlicher Unterhaltsansprü-
che oberhalb des sächlichen Existenzminimums steht den 
Kindern staatliche Unterstützung durch Beistände, Ge-
richte und Vollstreckungsorgane zur Seite.

Frage 52
Frage der Abgeordneten Cansin Köktürk (Die Linke):

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die Auswirkung 
von Armut auf die psychische Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen, deren Eltern Sozialleistungen (nach dem Zwei-
ten und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch inklusive Kin-
derzuschlag und Wohngeld) beziehen, und welche Maßnah-
men gibt es oder sind geplant, um ihnen psychologische 
Unterstützung anzubieten, vor allem dann, wenn der Regelsatz 
des Existenzminimums der Eltern aufgrund von Sanktionen 
durch die Jobcenter gekürzt oder ganz gestrichen wird?
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Antwort der Parl. Staatssekretärin Mareike Lotte Wulf:
Der Bundesregierung ist bekannt, dass der Anteil von 

Kindern und Jugendlichen, für die eine weniger gute oder 
schlechte psychische Gesundheit durch einen Elternteil 
bzw. die Jugendlichen selbst berichtet wird, in niedrigen 
Einkommensgruppen höher liegt als in hohen Einkom-
mensgruppen. Dies zeigen unter anderem die Ergebnisse 
des Siebten Armuts- und Reichtumsberichtes der Bun-
desregierung sowie der Studie „Kindergesundheit in 
Deutschland aktuell“ (KIDA).

Die Stärkung der psychischen Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen ist ein zentrales Anliegen der Bundes-
regierung. Im Koalitionsvertrag haben sich CDU, CSU 
und SPD darauf verständigt, eine Strategie „Mentale Ge-
sundheit für junge Menschen“ neu zu verankern. Schwer-
punkte der Strategie sollen auf Prävention und Früh-
erkennung psychischer Erkrankungen liegen, 
insbesondere durch Aufklärung und niedrigschwellige 
Beratung von Eltern sowie Fortbildung von Pädagogin-
nen und Pädagogen und weiteren Fachkräften. Die Stra-
tegie wird derzeit erarbeitet.

Um den besonderen Versorgungsbedürfnissen von 
Kindern und Jugendlichen beim Zugang zur ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung Rechnung zu tragen, 
ist im Koalitionsvertrag vereinbart, die Voraussetzungen 
für die gesonderte Bedarfsplanung psychotherapeutisch 
tätiger Ärztinnen und Ärzte sowie der Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten, die überwiegend oder 
ausschließlich Kinder und Jugendliche behandeln, zu 
schaffen. Mit diesem Vorhaben können weitere Nieder-
lassungsmöglichkeiten für Kinder- und Jugendlichen- 
psychotherapeutinnen und -therapeuten entstehen und 
Wartezeiten auf ein wohnortnahes Therapieangebot ver-
ringert werden.

Frage 53
Frage des Abgeordneten Maximilian Kneller (AfD):

Wie begründet die Bundesregierung, dass die Fahrzeit der 
ICE-Verbindung zwischen Hamburg und Berlin nach Ab-
schluss der Korridorsanierung gegenüber dem Zustand vor 
Beginn der Korridorsanierung um vier Minuten verlängert 
wird?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Ursache für die für 2026 um zwei Minuten längere 

Fahrzeit der ICE-Verbindung zwischen Hamburg und 
Berlin ist nach Auskunft der Deutsche Bahn AG (DB 
AG) die Komplexität des Fahrplans, der von vielen Fak-
toren beeinflusst wird. Für 2027 plant die DB InfraGO, 
die Fahrpläne zu überarbeiten.

Frage 54
Frage der Abgeordneten Victoria Broßart (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie wird während der Korridorsanierung der Strecke Ro-
senheim–Freilassing die Anbindung des Zementwerks Rohr-
dorf auf der Schiene sichergestellt, und zu welchen Tageszei-
ten werden die Züge zum Zementwerk hauptsächlich durch die 
Baustelle geführt?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Die Bedienkonzepte entlang der Strecke Rosenheim– 

Salzburg während der Korridorsanierung werden mit den 
betroffenen Unternehmen abgestimmt. Für das Zement-
werk Rohrdorf ist vorgesehen, die Anbindung während 
der Korridorsanierung auf die Schiene über ein Baugleis 
während der Nachtstunden sicherzustellen.

Frage 55
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie bewertet die Bundesregierung die Pläne der Deutschen 
Bahn AG zum Ausbau der Dresdner Bahn auf eine Geschwin-
digkeit von nur 160 km/h anstatt der bisher geplanten 200 km/h 
(vergleiche www.maz-online.de/brandenburg/planungspanne- 
bei-dresdner-bahn-db-prueft-ausbau-der-strecke-nur-bis- 
tempo-160-statt-200-km-h-HQ32I67OSBGGTOVYWTI6LH 
REBU.html, abgerufen am 1. Juni 2026), und welche Ände-
rungen entstehen bei den Investitionskosten sowie dem mone-
tisierten Nutzen durch eine mögliche Reduzierung der Stre-
ckengeschwindigkeit?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Der Ausbau auf 200 km/h ist weiterhin Antragsgegen-

stand der Planrechtsanträge. Um die Eingriffe in die Um-
welt zu verringern, wäre eine Absenkung der Geschwin-
digkeit auf 160 km/h notwendig, da Bahnübergänge bei 
dieser Geschwindigkeit nicht durch niveaufreie Bahn-
übergänge ersetzt werden müssten.

Im Planfeststellungsverfahren ist abzuwägen, ob das 
Ausbauziel 200 km/h aus dem Bundesschienenwegeaus-
baugesetz mit den Vorgaben des Bundesnaturschutz-
gesetzes vereinbar ist.

Frage 56
Frage des Abgeordneten Matthias Gastel (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie hoch war der Personalbestand der DB Holding und der 
DB InfraGO AG (Vollzeitäquivalent) zum 1. Januar 2025, 
1. Januar 2026 sowie zum 1. Juni 2026, und wie hoch ist der 
geplante Personalbestand (Vollzeitäquivalent) zum 31. Dezem-
ber 2027 der beiden Organisationen jeweils?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Christian Hirte:
Nach Angaben der DB AG betrug der Personalbestand 

der DB AG Holding 10 045 Vollzeitäquivalente zum 
31.12.2024, 8 717 Vollzeitäquivalente zum 31.12.2025 
und rund 8 500 Vollzeitäquivalente zum 30.04.2026. 
Der Personalbestand der DB InfraGO betrug 63 403 Voll-
zeitäquivalente zum 31.12.2024, 68 074 Vollzeitäqui-
valente zum 31.12.2025 und rund 68 700 Vollzeitäqui-
valente zum 30.04.2026. Daten zum 31. Mai 2026 
liegen noch nicht vor. Die Planzahlen für den 31. Dezem-
ber 2027 werden aktuell überarbeitet und sind an die 
Finanzplanung anzupassen.

Frage 57
Frage des Abgeordneten Dr. Rainer Kraft (AfD):

Welche Konsequenzen diplomatischer oder kommunikati-
ver Art hat die Bundesregierung aus der jüngsten Aussage 
von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen gezo-
gen, es sei ein „strategischer Fehler für Europa“ gewesen, sich 
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(A) von einer zuverlässigen und bezahlbaren Quelle emissions-
armer Energie abzuwenden, was als kaum verhüllte Kritik an 
der deutschen Atompolitik gewertet wird, und gibt es diesbe-
züglich einen Austausch mit der EU-Kommission (www. 
energyconnects.com/news/renewables/2026/march/eu-made-
mistake-in-phasing-out-nuclear-von-der-leyen-says/?utm_ 
source=media-partner%2Cmedia-partner&utm_medium= 
referral%2Creferral&utm_campaign=Gastech%2CGastech)? 

Antwort der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn: 
Die EU-Kommissionspräsidentin hat für die EU-Kom-

mission und nicht für die EU-Mitgliedstaaten gespro-
chen. Grundsätzlich gilt, dass es jedem EU-Mitgliedstaat 
freisteht, über den eigenen Energiemix zu entscheiden. 

Deutschland hat sich für den Atomausstieg, d. h. für 
ein Verbot von Kernspaltung zur kommerziellen Strom-
erzeugung, entschieden. Gleichwohl hat Deutschland ein 
großes Interesse daran, dass der Einsatz von Kernenergie 
in anderen EU-Mitgliedstaaten höchsten Sicherheits-
anforderungen genügt, und bringt sich entsprechend in 
die Diskussionen auf EU-Ebene ein. 

Frage 58 
Frage der Abgeordneten Lisa Badum (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): 

Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag der Interna-
tionalen Agentur für erneuerbare Energien (IRENA) für ein 
weltweites Elektrifizierungsziel von 35 Prozent bis 2035 (ver-

(B) 

gleiche  www.cl imatechangenews.com/2026/05/20/  (C)
electrification-emerges-as-turkish-cop31-priority/), und, 
wenn ja, mit welchen konkreten schriftlichen Eingaben oder 
Initiativen in den zuständigen EU-Ratsarbeitsgruppen setzt sie 
sich dafür ein, diesen Vorschlag als offizielles EU-Verhand-
lungsziel für die Weltklimakonferenz COP31 zu verankern, 
bzw. wenn nein, warum nicht? 

Antwort der Parl. Staatssekretärin Bettina Hagedorn: 
Die Bundesregierung begrüßt, dass die Internationale 

Agentur für Erneuerbare Energien (IRENA) das Thema 
Elektrifizierung in ihrem neuesten Bericht umfassend be-
leuchtet hat. Elektrifizierung ermöglicht den Ersatz fos-
siler Brennstoffe durch Strom aus erneuerbaren Energien. 
Besonders in den Bereichen Industrie, Verkehr und Ge-
bäude können dadurch die CO2-Emissionen deutlich ge-
senkt werden. 

Die Position der EU für die Internationalen Klimakon-
ferenzen (COP) wird durch Schlussfolgerungen des Rats 
der Europäischen Union im Vorfeld der COP festgelegt. 
Der Prozess der Verhandlung der COP31-Ratsschlussfol-
gerungen ist noch nicht angelaufen. 

(D) 
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